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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 02 Minuten 

Erster Vlzepräsldient Mösleln: Guten Morgen, meine 
Damen und Herren! Ich eröffne die 49. Vollsitzung 
des Bayerischen Landtags. Hörfunk und Fernehen 
des Bayerischen Rundfunks und das ZDF haben um 
Aufnahmegenehmigung gebeten. Sie wurde, Ihre Zu­
stimmung vorausgesetzt, erteilt. 

Ich rufe auf Punkt 9c der Tagesordnung: 

Interpellation der Abgeordneten Bause und anderer 
und Fraktion DIE GRÜNEN betreffend Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen (Drs. 11/3883) 

Ich bitte die Fraktion DIE GRÜNEN um die Begrün­
dung der Interpellation. Das Wort hat die Frau Abge­
ordnete Bause. 

Frau Bause (DIE GRÜNEN), lnterpellantin: 
Guten Morgen, meine Damen und Herren! Leider 
glänzen die meisten auf der rechten Seite des Hau­
ses durch Abwesenheit; ich hoffe, das wird sich im 
Laute des Vormittags doch noch ändern. 
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(Frau Bause [DIE GRÜNEN]) 

(Abg. Spitzner: Freuen Sie sich nicht, daß 
ich da bin? -Abg. Fendt: Danke, Frau 

Schulmeis1erin ! 

Herr Präsident, meine Damen und Herren. ich be­
ginne mit Vorbeugungsratschlägen an die Frauen des 
Hauses - ich zitiere - : 

Gehen Sie nicht unbekleidet aus; das regt Männer 
an. Gehen Sie nicht bekleidet aus: irgendwelche 
Kleidungsstücke regen Männer immer an. Gehen 
Sie abends nicht allein aus; das regt Männer an. 
Gehen Sie niemals allein aus; irgendwelche Situa­
tionen regen immer Männer an. Gehen Sie nicht 
mit einer Freundin aus; einige Männer werden 
durch die Mehrzahl angeregt. 

(Abg. Spitzner, zu seinen Kollegen gewandt: 
Pst!) 

- Herr Spitzner, Sie sorgen für Ruhe; danke schön. 

{Abg. Spitzner: Wir wollen Ihnen doch 
zuhören!) 

Gehen Sie nicht mit einem Freund aus; einige 
Freunde können auch vergewaltigen. Oder Sie tref­
fen einen Vergewaltiger, der erst Ihren Freund an­
greift und dann Sie. Bleiben Sie nicht zu Hause; 
Eindringlinge und Verwandte sind potentielle Täter. 
Seien Sie niemals Kind; einige Täter werden durch 
die ganz Kleinen gereizt. Seien Sie nie alt; einige 
Vergewaltiger stürzen sich auf die alten Frauen. 
Verzichten Sie auf Nachbarn; die vergewaltigen 
häufig Frauen. Verzichten Sie auf Vater, Großvater, 
Onkel oder Bruder: das sind die Verwandten, die 
junge Frauen am häufigsten vergewaltigen. Heira­
ten Sie nicht; Vergewaltigung in der Ehe ist legal. 
Um sicherzugehen, verzichten Sie ganz auf Ihre 
Existenz! 

Diese sarkastischen Vorbeugungsratschläge für 
Frauen karikieren in deutlicher Form die immer noch 
vorherrschenden Vorurteile, Fehleinschätzungen, 
Fehlinformationen und Ideologien über sexuelle Ge­
waltdelikte gegen Frauen und Mädchen. Das Thema 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist in den letzten 
Jahren maßgeblich durch die unermüdliche Arbeit der 
Frauenbewegung aus der Priilatheit, aus dem 
Schweigen und aus der Tabuzone herausgeholt wor­
den. Es ist inzwischen zum öffentlich und wissen­
schaftlich heftig diskutierten Problem geworden. 

Gewalt gegen Frauen wird mittlerweile kaum mehr als 
das individuelle Problem der betroffenen Opfer und 
Täter betrachtet, sondern als gravierender. gesell­
schaftspolitisch nicht mehr hinzunehmender Miß­
stand. 

Trotzdem herrschen in einer großen Öffentlichkeit im­
mer noch tief verwurzelte frauenfeindli­
c h e V o r s t e II u n g e n vor, wenn die Gewalt ge­
gen Frauen thematisiert wird. Ich gehe hier auf drei 
hauptsächliche Vorurteile einmal ein. 

Das e r s t e V o r u r t e i 1 lautet: Einer anständigen -
das heißt, sich den traditionellen Rollenvorstellungen 
entsprechend verhaltenden - Frau kann so etwas 
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nicht passieren. - Alle Untersuchungen .zu dem Pro­
blem widerlegen jedoch diese Theorie. Frauen wer­
den unabhängig von Aussehen, Kleidung, Alter oder 
Aufenthaltsort Opfer von männlich-sexueller Gewalt. 
Außerdem führt diese Einstellung dazu, daß den 
Frauen bei der Polizei oder vor Gericht die Mitschuld 
an der Tat gegeben wird, wenn nicht sogar die allei­
nige Schuld. Die Männer hingegen werden durch eine 
solche Theorie entschuldigt. Dies ergibt dann für die 
Opfer die oft unerträgliche Situation bei Polizei und 
vor Gericht, daß sie mit einer „zweiten Vergewalti­
gung", wie das in der Literatur inzwischen genannt 
wird, konfrontiert werden, weil ihnen dort mit großem 
Mißtrauen begegnet wird. 

Eine weitere Folge dieses Vorurteils sind dann die 
entsprechenden Verhaltensvorschmten und Restrik­
tionen, wie ich sie am Anfang zitiert habe, die auch in 
Faltblättern Eingang finden und von öffentlichen Stel­
len und sogar von Abgeordneten übernommen wer­
den. Zum Beispiel heißt es in einem Faltblatt des Lan­
deskriminalamts Bremen: 

Frauen bei Nacht - gebt acht! Im Jahr 79 wurde je­
den zweiten Tag eine Frau vergewaltigt. Keine Po­
lizei der Welt kann für absolute Sicherheit garantie­
ren. Deshalb bitten wir, daß Sie sich selber schüt­
zen und uns bei der Aufklärung helfen. Bitte beant­
worten Sie sich selbst einmal folgende Fragen: 

1. Kennen Sie den Mann, der sie begleitet und zu 
dem Sie ins Auto steigen? 

2. Kennen Sie den Mann, der Sie nach Hause 
bringt oder von dem Sie sich in ein anderes Lo­
kal oder in dessen Wohnung einladen lassen? 

3. Wissen Sie, wie dieser Mann heißt und wo er 
wohnt? 

4. Vermeiden Sie bei Nacht dunkle und unüber­
sichtliche Wege? 

5. Wissen Sie, mit wem sich Ihre Tochter trifl1 und 
mit wem sie ausgeht? 

6. Kleiden und verhalten Sie und Ihre Tochter sich 
so, daß sich kein Mann „eingeladen" fühlt? 

7. Haben Sie schon einmal daran gedacht, sich 
durch Selbstverteidigung oder Anwendung ge­
eigneter technischer Mittel zu schützen? 

Wenn alle Fragen von Ihnen mit „Ja" beantwor­
tet wurden. dann kann man Ihnen nur gratulieren 
und sagen: Gefahr erkannt - Gefahr (fast) ge­
bannt! Geraten Sie aber doch einmal in Bedräng­
nis, kühlen Kopf bewahren! Wenn Sie dem An­
greifer überlegen sind, leisten Sie Widerstand 
und schreien Sie gleichzeitig laut um Hilfe! Wenn 
Sie unterlegen sind, versuchen Sie den Täter 
durch eine Einlad1.1ng (nicht drohen!) zu überli­
sten oder lenken Sie ihn durch lautes Gebet ab. 

Ich denke, dieses Faltblatt spricht für sich. 

Es gibt aber auch ein Flugblatt, das einer unserer 
Kollegen, Herr Dr. Merk! - ich sehe ihn hier leider 
nicht - herausgegeben hat. Dort geht es um Gewalt 
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gegen Frauen und um die Frage: Wie können Sie sich 
schützen? 

Ich zitiere: 

. . . Ein Wort an die Frauen: Schützen Sie sich 
selbst durch gezieltes. vorbeugendes Verhalten -
manche Gewalttat könnte dadurch verhindert wer­
den. 

Beherzigen Sie daher die Ratschläge auf den fol­
genden Seiten! ... Vorbeugung ist Schutz. Gele­
genheit macht Diebe. Wer seine Geldbörse im Ein­
kaufskorb obenauf legt, animiert zum Diebstahl. 
Tun Sie das gleiche nicht mit Ihren körperlichen 
Reizen! Animieren Sie nicht, weder durch Ihre Klei­
dung noch durch Ihr Verhalten! Fahren Sie nie per 
Anhalter, nie mit neuen Zufallsbekanntschaften aus 
der Disco, zumindest sagen Sie's Ihrer Freundin 
oder Bekannten. Gehen Sie nicht „auf einen kur­
zen Drink" mit in „seine" Wohnung! Meiden Sie 
(nachts) verkehrsarme Straßen; machen Sie lieber 
einen Umweg oder benutzen Sie ein Taxi. ... Las­
sen Sie Fremde nicht wissen, daß Sie allein woh­
nen; geben Sie am Türschild und im Telefonbuch 
nicht Ihren vollen Namen an. Lassen Sie Fremde 
nicht in Ihre Wohnung, öffnen Sie nur mit vorgeleg­
ter Sicherheitskette ... 

In solchen Aufrufen und Flugblättern werden Frauen 
z u sät z 1 i c h e E i n s c h r ä n k u n g e n ihrer eh 
schon eingeschränkten Bewegungsfreiheit nahege­
legt. 

Sie sollen bestimmte Orte zu bestimmten Zeiten mei­
den. Wenn sie die Ratschläge nicht einhalten, sind sie 
letztlich doch selbst schuld, wenn etwas passiert. 

Sowohl das Bundeskriminalamt als auch das Bayeri­
sche Landeskriminalamt haben sich in ihren Studien 
äußerst kritisch mit solchen Ratschlägen auseinan­
dergesetzt. Ich zitiere einmal Herrn Baurmann vom 
Bundeskriminalamt. Ich hoffe, Sie werden dann nicht 
sagen, daß des irgendwelche Spintisierereien von Fe­
ministinnen sind. Herr Baurmann sagt: 

Bei vielen Ratschlägen. die an potentielle Opfer ge­
richtet werden. hat man den Eindruck, daß sich die 
Ra,tgeber .zu wenig mit den Konsequenzen be­
schäftigt haben, die aus der Anwendung bestimm­
ter Vorbeuge-, Ausweich- und Abwehrtechniken 
entstehen können. Fernerhin drückt sich in einigen 
Ratschlägen aus, daß die Ratgeber zu verurtei­
lende Zustinde als gegeben hinnehmen. (Beispiel: 
„Eine Frau sollte im Dunkeln nicht allein auf die 
Straße gehen.") Mit solchen, den Lebensraum ein­
engenden Tips werden die Frauen schon vor der 
Vergewaltigung Opfer von aegrenzungen. Zusätz­
lich prodUZieren viele dieser Tips in erster Linie 
Angst, tragen kaum zur effektiven Sicherheit bei 
und gefährden potentielle Opfer eigentlich nur 
noch mehr. 

Ratschläge wie die folgenden sind daher abzuleh­
nen: „Eine alleinlebende Frau soHte darauf achten, 
daß das Namensschild an ihrer Tür nicht ihr Ge­
schlecht verrät. Eine alleinlebende Frau sollte dar­
auf achten, daß ihr Vorname nicht im Telefonbuch 
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erscheint. Eine alleinlebende Frau sollte im Ein­
gangsbereich ihrer Wohnung männliche Attribute, 
(zum Beispiel Kleidungsstücke) sichtbar auslegen. 

(Abg. Wengenmeier: Unterrock!) 

Eine alleinlebende Frau sollte, wenn ein fremder 
Mann vor der Wohnungstür steht, einen lauten, 
scheinbaren Wortwechsel mit einem Phantom­
mann in ihrer Wohnung führen, damit der Wartende 
den Eindruck bekommt, es halte sich ein Mann in 
der Wohnung auf." 

In diesen Fällen soll die alleinlebende Frau also vor­
spielen, sie lebe mit einem Mann zusammen. Im 
Einzelfall kann ein solcher Trick durchaus einmal 
die Rettung bedeuten. Als genereller Ratschlag 
muß er von Frauen, die bewußt allein leben, als Zu­
mutung aufgefaßt werden. Solche Ratschläge un­
terstützen - gewollt oder ungewollt - die allge­
meine Einstellung, an einer Frau ohne männliche 
Begleitung dürfe oder könne man sich leichter ver­
greifen. 

Eine Frau, die sich tatsächlich durchgehend an sei.­
ehe Tips halten würde, liefe zudem Gefahr, für neu­
rotisch gehalten zu werden. Sicherlich hätte sie 
auch zunehmend weniger Vertrauen in ihre eigene 
Abwehrkraft. 

Das Bayerische Landeskriminalamt nimmt zu solchen 
Verhaltensvorschlägen folgendermaßen Stellung: 

Verhaltensorientierte Ratschläge beinhalten und 
bedeuten immer Verhaltensrestriktionen: Den po­
tentiellen Opfern wird empfohlen, bestimmte Orte, 
Zeiten und Verhaltensweisen „zur eigenen Sicher­
heit" zu meiden - das Merkblatt des Landeskrimi­
nalamts Bremen „Frauen bei Nacht, gebt acht" 

· gibt ein besonders schönes Beispiel dafür. Beson­
ders problematisch werden solche Ratschläge 
noch dadurch, daß sie sich an Frauen und damit an 
den Personenkreis richten. der sich ohnehin schon 
aufgrund Erziehung und Rollenzuweisung erheb­
lich größere Restriktionen auferlegt, als Männer es 
zu tun bereit sind ... 

"Konsequenzen und Unsinn solcher, die Bewe­
gungsfreiheit von Frauen noch mehr einschränken­
der Ratschläge werden besonders deutlich, wenn 
man sie einmal umgekehrt formuliert, wenn man 
sie an Männer richtet, . . . oder wenn man etwa 
fordert, daß alle Männer spätestens ab 22 Uhr Aus­
gehverbot haben sollten, weil ja schließlich von ih­
nen die Gefährdung der Frauen ausgehe. Sollte 
man nicht lieber die potentiellen Täter einsperren. 
anstatt die potentiellen Opfer? 

Herr Spitzner, das ist die Studie des Landeskriminal­
amts! Ich weiß, Sie haben sich bei einer Rede der 
Kollegin Psimmas mit ähnlichem Inhalt einmal sehr 
aufgeregt. Sie können mit der Verfasserin der Studie 
gerne Kontakt aufnehmen. 

(Abg. Spitzner: Ich habe gar nichts gesagt! 
- Frau Abg. Würdinger: Das ist · 

provozierend! Das ist Gewalt gegen Herrn 
Spitzner!) 
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Das Argument, daB Frauen durch unangemessenes 
Aussehen und Auftreten den Angriff gegen sie erst 
provoziert hätten, ist als Schutzbehauptung überaus 
beliebt. Auch hier im Hause wurde, als Ingrid Psim­
mas - und mit ihr eigentlich alle Parlamentarierinnen, 
auch wenn einige das nicht so gesehen haben, bei ih­
rer Rede zum gleichen Thema im November 1986 
durch übelste Zwischenrufe beleidigt wurde, als Ent­
schuldigung vorgebracht, daB ihre schwarze Leder­
hose und d8$ insgesamt angeblich unweibliche Aus­
sehen solche Bemerkungen erst provoziert hätten. 

So können Sie mit dem Problem nicht umgehen. Sie 
können nicht die Verantwortung für Ihr eigenes Ver­
halten nachher auf die Geschädigte abwälzen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das zweite Vor u rte i 1 in diesem Zusammen­
hang lautet: Sexuelle Angriffe auf Frauen bis hin zur 
Vergewaltigung resultieren aus unbefriedigter männli­
cher Sexualität. Diese Vorstellungen über männliche 
Sexualität werden in der Literatur auch als „Trieb­
stau" oder „Dampfkesseltheorie" bezeichnet. Ich will 
mich zu männlicher Sexualität nicht weiter äußern, 
sondern habe in diesem Zusammenhang wiederum 
die Studie des Bayerischen Landeskriminalamtes zu 
Hilfe genommen. In dieser Studie wird zum „Trieb­
stau" oder zur „Dampfkesseltheorie" folgenderma­
ßen Stellung genommen: 

Nach diesen Theorien sind Männer leicht erregbar, 
verlieren laicht die Kontrolle über ihr (sexuelles, 
aber auch sonstiges) Verhalten und sind in diesem 
Zustand mir begrenzt verantwortlich. Frauen soll­
ten das wissen und Männer nicht ungewollt erre­
gen, ansonsten haben sie zumindest eine Mit­
schuld an der Tat. Nach diesen opferfeindlichen 
Vorstellungen stellt sich die Vergewaltigungssitua­
tion für die !'rau so dar, daB der Mann zwar alle 
Handlungskompetenzen hat, sie aber die soziale 
Verantwortung für sein Handeln übernehmen muB 
- in diesem Fall für seine sexuellen (Gewalt)hand­
lungen. Als Handlungsorientierungen für Frauen 
sind diese „Theorien" allerdings ziemlich ungeeig­
net, da nach ihnen so ziemlich jedes weibliche Ver­
halten einen Mann erregen und deshalb falsch sein 
kann. 

Siehe auch die eingangs zitierten Ratschläge. 

Auch die Sexualforschung hat läng$t herausgefun~ 
den, daB sexuelle Angriffe auf Frauen Ausdruck von 
Dominanz, von Machtanspruch und 
Machtausübung sind und der Wunsch nach 
Demütigung und Unterwerfung der Frau nichts mit 
unkontrollierten sexuellen Leidenschaften zu tun hat. 
Es gibt einen sehr schönen, griffigen Satz, den man 
sich in diesem Zusammenhang merken sollte. Er lau­
tet: „Vergewaltigung ist der sexuelle Ausdruck von 
Aggression und nicht der aggressive Ausdruck von 
Sexualität." 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Auch die sexuelle Belästigung am Ar b e i t s p 1 atz 
ist geprägt durch männliche Machtansprüche und 
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durch den Wunsch nach Demütigung der Frau, nicht 
durch den Wunsch nach Zärtlichkeit oder Erotik. Zärt­
lichkeit oder Erotik können nur bei beiderseitiger Ein­
willigung und in Freiwilligkeit entstehen und nicht da­
durch, daB der weibliche Körper als Selbstbedie­
nungsladen für Männer angesehen wird. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Beim sexuellen Mißbrauch von M ä d c h e n zeigt 
sich die Machtausübung mit sexuellen Mitteln in ihren 
schlimmsten Konsequenzen. In den allermeisten Fäl­
len sind die Täter Familienangehörige: Väter, Stiefvä­
ter, Großväter, Brüder, Onkel. Nur in sechs Prozent 
der Fälle sind die Täter Fremde. Die Mädchen sind in 
.einer solchen Situation natürlich emotional, sozial und 
rechtlich extrem abhängig von ihrem Mißhandler. Sie 
können sich der bedrohlichen und oft immer wieder­
kehrenden Situation in der Familie nicht entziehen. 
Oftmals fühlen sie sich auch selbst schuldig. Sie 
trauen sich nicht, mit jemandem darüber zu reden. 
Sie haben Angst um die Familie; sie haben Angst, 
wenn sie irgend jemandem davon erzählen, kommt 
der Vater ins Gefängnis, und die Familie fällt ausein­
ander. 

Sexueller Mißbrauch von Kindern - das sind in 80 bis 
90 Prozent der Fälle Mädchen - ist somit die extrem­
ste Form von Machtmißbrauch gegenüber Abhängi­
gen. 

Jetzt komme ich zum d r i t t e n V o ru r t e i 1 , das in 
diesem Kontext immer sehr beliebt ist. Das Vorurteil 
lautet: Familie ist der Hort von Liebe, Frieden und Ge­
borgenheit. Familie schützt und bewahrt, wo Gesell­
schaft gefährdei und verführt. Diese besonders in be­
stimmten Kreisen so beliebte Vorstellung geht leider 
völlig an der Realität vorbei. Der sexuelle Mißbrauch 
an Kindern, jährlich etwa 200000 bis 300000 Fälle, fin­
det zu 90 Prozent im Familienbereich oder im sozia­
len Nahbereich statt. Gerade der Ort der Familie, wo 
Liebe und Zuwendung erwartet werden, wird oftmals 
zur Falle für die Mädchen, weil sie sich aus der Fami­
lie nicht lösen können. Die Aufrechterhaltung des Bil­
des der heilen Familie, oft auch durch die Betroffenen 
selbst, führt dazu, daß Mädchen oft jahrelang die Miß­
handlung erdulden, ohne darüber zu reden, und daB 
andere Familienmitglieder oder Lehrerinnen, selbst 
wenn sie etwas ahnen, nicht eingreifen. 

So etwas ist ein erschreckendes Beispiel für die 
Macht des Fa m i 1 ie n myt h o s, der die Täter 
schützt, Mitwissende zu Komplizen werden läßt und 
verhindert, daB die Opfer entsprechende Hilfe be­
kommen. 

Auch die Untersuchungen über Vergewaltigungen an 
erwachsenen Frauen zeigen, daß circa zwei Drittel al­
ler Vergewaltigungen im sozialen Nahbereich und 
nicht wie im gängigen Klischee überfallartig nachts im 
Park durch ein fremdes Ungeheuer stattfinden. Die 
Gefahr eines sexuellen Angriffs ist also bei Bekann­
ten und Verwandten erheblich größer als bei Unbe­
kannten. Allein schon aus diesem Grund gehen die 
Ausgeh- und Verhaltensratschläge an der Realität 
völlig vorbei. 
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Ich zitiere in diesem Zusammenhang noch einmal Mi­
chael Baurmann vom Bundeskriminalamt. Er sagt: 

Die typische Vergewaltigung ist ... viel näher, als 
wir alle glauben möchten. Sie geschieht häufig im 
sozialen Nahraum selbst. Das aber macht Angst, 
weil doch die Beziehung, die Familie, der Freun­
deskreis zur garantierten Sicherheitszone gehören 
sollen .... Die Umwelt möchte nicht wahrhaben, 
daB es ... Gewalt ganz nah, beängstigend nah gibt, 
und sie versucht, diesen Umstand durch Schuldzu­
weisungen an das Opfer zu verleugnen, versucht, 
die Gewalttat zu individualisieren, - auf die Tat pro­
vozierende Frauen und auf (einige wenige) patho­
logische, kriminelle oder perverse männliche Täter 
abzuschieben. 

Jetzt noch einige Daten zur sogenannten heilen Fami­
lie: 44 Prozent aller Mord- und Totschlagsdelikte an 
Frauen werden von Angehörigen und nahen Ver­
wandten begangen; bei Männern sind es 18 Prozent. 
27 Prozent der Körperverletzungen an Frauen ge­
schehen im engsten sozialen Umfeld; bei Männern 
sind es 7 Prozent. 

Wenn man nun diese Zahlen hört - 90 Prozent des 
sexuellen Kindesmi6brauchs geschieht in der Familie, 
60 Prozent der Vergewaltigungen geschehen im Be­
kanntenkreis, wobei die Vergewaltigung in der Ehe 
noch gar nicht mitgerechnet ist, weil sie per Gesetz 
immer noch nicht strafbar ist, 44 Prozent der Mord­
und Totschlagsdelikte an Frauen geschehen im fami­
liären Umkreis, 27 Prozent der Körperverletzungen an 
Frauen geschehen ebenfalls in diesem „Hort der 
Liebe" -, kann man nur noch feststellen: Für Frauen 
und Mädchen, die in ihrem Leben Opfer von Gewalt 
werden, ist der gefährlichste Ort die Familie. 

Wenn man zusätzlich um das Verhalten der Polizisten 
weiß, die zu sogenannten Familienstreitigkeiten geru­
fen werden - sie greifen möglichst nicht ein, sondern 
überlassen die Frau ihrem Schicksal.-, wenn man um 
die Nichtstrafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe 
weiß - konservative Vertreter sperren sich, wir haben 
das ja auch kilrzlich hier im Hause erlebt, immer noch 
gegen eine entsprechende Gesetzesänderung -, 
wenn, man weiß, daß eine Entführung der Ehefrau 
durch den Ehemann, wie jüngst- ich glaube, vor zwei 
Tagen - in München gesch.ehen, nicht als Entführung 
geahndet werden kann, weil die beiden eben verhei­
ratet sind, wenn man all dies weiß, bleibt nur noch der 
Schluß: Die Ideologie der Privatheit der Familie 
schützt nicht etwa die Familie gegen Eingriffe von au­
ßen, wie dies immer dargestellt wird; sie bewahrt 
nicht etwa die Frau vor Übergriffen des Mannes. Im 
Gegenteil! Die Privatheit der Familie, wie sie heute 
verstanden wird, schützt den gewalttätigen Mann vor 
Strafe. Es ist nicht zu akzeptieren, daß der Trau­
schein irgendwann zum Hauschein wird. 

Familie und Ehe stehen nach Artikel 6 des Grundge­
setzes unter dem besonderen Schutz des Staates. 
Aber nicht diejenigen, die gegen dNv'Gewalt aufbe­
gehren, zerstören die Familie - sie zerstören höch­
stens den Mythos der Familie-; die eigentlichen Zer-
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störer der Familie sind die Gewalttäter und mit ihnen 
im politischen Bereich diejenigen, die die Realität 
nicht wahrhaben wollen, diejenigen, die schweigen 
oder verharmlosen. Sie machen sich damit nämlich zu 
Komplizen der Gewalttäter. 

Wir GRÜNEN haben im vergangenen Jahr in einem 
Bündel von Anträgen das Thema „Gewalt gegen 
Frauen" im Landtag zur Sprache gebracht und haben 
auch ganz konkrete Änderungsver­
s c h 1 ä g e gemacht, angefangen von Selbstvertei­
digungskursen für Mädchen Ober eine verbesserte 
Ausbildung der Polizei und der Staatsanwälte, über 
die Einrichtung eines Sonderdezernats für Vergewal­
tigungsdelikte bis hin zur Finanzierung der Frauen­
selbsthilfegruppen. Die meisten dieser Anträge wur­
den in den parlamentarischen Beratungen natürlich 
abgelehnt. 

Ich war daher um so überraschter, als ich im Novem­
ber letzten Jahres im Bulletin der Bayerischen Staats­
regierung folgendes lesen konnte - ich zitiere es ein­
mal-: 

Justizministerin mahnt mehr Hilfe bei Gewaltver­
brechen an Frauen an. 

10. November 1987. Die Aus- und Fortbildung 
bayerischer Staatsanwälte und Richter wird in Zu­
kunft noch mehr die Situation von Frauen als Opfer 
sexueller Gewalttaten berücksichtigen. Dies kün­
digte Justizministerin Dr. Berghofer-Weichner auf 
einer Tagung für Richter und Staatsanwälte in 
Fischbachau im Landkreis Miesbach an. Die Veran­
staltung, bei der eine Anzahl von Interessenten we­
gen zu großen Andrangs hatte abgewiesen werden 
müssen, befaßte sich ausschließlich mit dem 
Thema „Gewalt gegen Frauen". Die Justizministe­
rin betonte, daß humanitäre wie kriminalpolitische 
Gründe ein verstärktes Eingehen auf diese Opfer 
verlangten. Zusammen mit dem Innenministerium 
würden Hinweise für die Polizei erarbeitet, um die 
Anzeigenaufnahme für Opfer sexueller Gewaltde­
likte einfühlsam zu gestalten. Neben einer verstärk­
ten Fortbildung werden bei den Staatsanwaltschaf­
ten in München und Nürnberg Verfahren wegen 
Vergewaltigung und sexueller Nötigung probe­
weise bei besonders erfahrenen Staatsanwalt­
schaften konzentriert, um dadurch eine gewisse 
Spezialisierung zu ermöglichen. 

Damit hat das Justizministerium exakt eine Reihe un­
serer Forderungen aufgegriffen und erfüllt. Ich frage 
mich nur, ob die Ministerin damit nicht Schwierigkei­
ten mit ihrer Fraktion bekommen müßte, die genau 
diese Punkte vorher abgelehnt hatte. 

Man muß anerkennen: Hier wird einiges getan. Aber 
man muß auch sagen: Das alles reicht längst noch 
nicht aus. Was als erstes geschehen muß und was 
unabdingbar ist, ist die ausreich e·n de F in an­
z i e ru ng der Frauenselbsthilfegrup­
P e n, auf die auch in dem Text des Justizministe­
riums Bezug genommen wird. Die Frauengruppen ar­
beiten zum Teil seit Jahren ehrenamtlich in der Bera­
tung, geben konkrete Hilfe, leisten Öffentlichkeitsar­
beit usw. 
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Die Arbeit wird heute teilweise auch von staatlichen 
Stellen anerkannt; Geld soll das Ganze aber mög­
lichst nicht kosten. 

(Frau Abg. Würdinger: Nicht alles, was gut 
ist, muß Geld kosten!) 

- Das klingt sehr schön. Die Frauen arbeiten aber seit 
Jahren ehrenamtlich und müssen auch vpn irgend et­
was leben. Sie arbeiten den ganzen Tag und müssen 
nebenher noch jobben. Wenn der Gesellschaft die 
Lösung dieses Problems wirklich etwas wert ist und 
sie es ernst nimmt, muß auch diese Arbeit finanziert 
werden. Es ist leicht zu sagen: Nicht alles muß etwas 
kosten. Wieviel Geld wird für allen möglichen Blöd­
sinn ausgegeben, muß man fast sagen; aber bei die­
ser Arbeit, die für die Frauen wirklich sehr, sehr wich­
tig ist, sagt man wieder: Leider haben wir dafür nichts 
im Haushalt. 

Insbesondere auf dem Land besteht noch eine sehr 
große Notwendigkeit, Frauenhäuser und Notruftele" 
fone mit ausgebildeten und engagiertem Personal fi­
nanziell abzusichern. Da wird immer gesagt: Dafür 
gibt es keinen Bedarf. Wenn Frauengruppen versu­
chen, in den Kommunen für Frauenhäuser, die einge­
richtet werden sollen, Geld lockerzumachen, wird ge­
sagt: Es ist kein Bedarf vorhanden. Wenn aber dann 
nach langen Kämpfen ein solches Haus doch einge­
richtet ist, merkt man binnen kurzer Zeit, daß das 
Haus überfüllt ist. Das erste ist also die Finanzierung 
der Frauenselbsthi~egruppen. 

Weiterhin sind A u f k 1 ä r u n g s kam p a g n e n 
nach dem Vorbild der hessischen Aktion notwendig. 
Vor allem in Schulen muß das Thema offen angespro­
chen werden. Mädchen müssen zum Widerstand und 
Jungen zu gewaltfreien Konftiktlösungen ermutigt 
werden. 

Nach amerikanischem Vorbild sollten zum dritten a m 
Arbeitsplatz Beratungs- und Be­
s c h w e r d e s t e 11 e n eingerichtet werden, an die 
sich eine Frau wenden kann, wenn sie am Arbeits­
platz sexuell belästigt wird. Insbesondere kommt hier 
- dafür haben wir auch die Kompetenz - dem öffentli­
chen Dienst eine Vorbildfunktion zu. 

' Insgesamt muß man feststellen, daß wir nicht neue 
Gesetze oder mehr Polizei brauchen, um die Gewalt­
taten zu bekämpfen; was wir vordringlich brauchen, 
ist zum ersten ein W a h r n e h m e n und E r n s t -
nehmen der Probleme der Gewalt ge­
g e n F r a u e n , ist ein öffentliches Interesse an der 
Verfolgung und Unterbindung der Gewalttaten. Denn 
immer noch kommt es vor, daß dann, wenn eine Frau 
eine gegen sie begangene Straftat oder eine Beleidi­
gung anzeigt, gesagt wird: Eine Verfolgung liegt nicht 
im öffentlichen Interesse, und damit wird das Ganze 
niedergeschlagen. Ich fordere also die k o n s e -
quente Anwendung der bestehenden 
G e s et z e für die Frauen und nicht gegen sie. 

Dieses Problem darf von den Behörden nicht mehr 
länger als ein privates abgetan und damit als erledigt 
betrachtet werden. Was wir alle hier im Landtag ab 
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sofort tun können, ist auch, im gewaltfreien Umgang 
miteinander ein entsprechendes Vorbild abzugeben. 

(Bettall bei den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Möslein: Das Wort zur Beant­
wortung der Interpellation hat der Herr Staatsminister 
Hillermeier. Bitte, Herr Staatsminister! 

Staatsminister Dr. Hlllarmalar: Herr Präsident, Ho­
hes Haus! Die Staatsregierung verurteilt Gewalt, ob 
physische oder psychische, damit auch Gewalt ge­
gen Frauen und Mädchen. Gewalt, vor allem sexuelle 
Gewalt, verletzt die Würde der Frauen, ihr Recht auf 
Selbstbestimmung und Integrität, und widerspricht 
den von der Staatsregierung voll unterstützten Bemü­
hungen um die Gleichstellung von· Frauen und Män­
nern. 

Die Staatsregierung ist allerdings der Auffassung, 
daß die GRÜNEN selbst in ihrer eigenen Politik und in 
ihren eigenen Reihen erheblichen Diskussions- und 
Entscheidungsbedarf für ihre Einstellung zur Gewalt 
haben. Die GRÜNEN haben ein gestörtes Verhältnis 
zur Gewalt und zum Rechtsstaat; daher verwundert 
es nicht, daß sie in der Interpellation den Gewaltbe­
griff, so meine ich, mißbrauchen. Sie belegen unter­
schiedslos alle gesellschaftlichen Erscheinungsfor­
men, die nicht ihren Vorstellungen entsprechen, mit 
dem Begriff „ Gewalt". 

(Abg. Dr. Kestel: Es geht um die 
Auswüchse!) 

Es ist z.B. nicht nachvollziehbar, wie die unterschied­
liche Behandlung von Ausländern und Deutschen 
oder die Nichtanerkennung lesbischer Lebensge­
meinschaften 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Anwendung von Gewalt sein sollen. Zum Themenbe­
reich Gewalt sind Klärungs- und Richtigstellungspro­
zesse in den Reihen der GRÜNEN vordringlich. Nur 
so können sie den Vorwurf vermeiden, sie handelten 
unehrlich, indem sie sich zwar in einem durchaus 
wichtigen gesellschaftlichen Bereich um die Bekämp­
fung der Gewalt bemühten, in anderen, ebenfalls sehr 
wichtigen Teilbereichen aber insgesamt als Partei 
oder mit einflußreichen Teilen dieser Partei nicht den 
notwendigen Abstand zur Gewalt hielten. 

(Abg. Schramm: Zum Thema!) 

Hohes Haus, meine Damen und Herren! Ich habe in 
der Antwort, die nachher an Sie verteilt wird und die 
Gegenstand meiner Ausführungen als Antwort auf die 
Interpellation ist, einige Beispiele für das, was ich 
eben angeführt habe, dargestellt. Ich brauche dies 
deshalb hier in meiner einführenden Rede nicht zu 
wiederholen. Ich darf aber zum Verhältnis der GRÜ­
NEN zur Gewalt noch auf folgendes hinweisen: Für 
mich ist es geradezu unerträglich, wenn die GRÜ­
NEN, noch dazu vor dem Hintergrund ihrer soeben 
beschriebenen generellen Einstellung zur Gewalt, ei­
nerseits vorgeben, sich um die Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen zu sorgen, andererseits aber die höch-
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ste und endgültige Form der Gewalt gegen das Le­
ben, nämlich die Tötung des schutzlösesten Lebens, 
das es gibt, 

(Widerspruch von den GRÜNEN) 

des ungeborenen Lebens, 

(Zuruf des Abg. Dr. Kestel) 

vorbehaltlos und ohne jede l':ingrenzung freigeben 
wollen. 

(Beifall bei der CSU -Abg. Schramm: Sie 
drücken sich vor dem Thema, Herr Minister! 

- Abg. Dr. Kestel: Die Abtreibung haben 
doch nicht die GRÜNEN erfunden! -Weitere 

Zurufe von den GRÜNEN) 

- Herr Kollege, Sie können beim jetzigen Stand mei­
ner Antwort - noch nicht einmal drei Seiten von etwa 
27 - diese Bemerkung wohl selber nicht ernst neh­
men. 

(Abg. Schramm: Sie haben gerade 
angekündigt, daß Sie nicht zur Interpellation 

Stellung nehmen wollen!) 

Ich komme noch einmal zurück auf das, was ich eben 
dargestellt habe: Einerseits das Bemühen, der Ge­
walt gegen Frauen und Mädchen zu wehren - da sind 
wir uns einig, soweit das notwendig ist -, anderer­
seits aber ungeborenes Leben nicht vorbehaltlos und 
ohne jede Eingrenzung zu schützen, das ist für mich 
schlicht und einfach Schizophrenie, 

(Beifall bei der CSU) 

die man nicht nachvollziehen kann. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Und schließlich gehört zum Themenkreis GRÜNE und 
ihre Einstellung zur Gewalt auch die hemmungslose, 
jedes Maß an vertretbarer politischer Auseinander­
setzung übersteigende Polemik, die von Mitgliedern 
der Fraktion der GRÜNEN des Bayerischen Landtags 
gegen den bayerischen Ministerpräsidenten betrie­
ben wurde 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

und betrieben wird. 

(Beifall bei der CSU - Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Diese Polemik schafft, gewollt oder ungewollt, eine 
Atmosphäre, die das Gedeihen von Gewalt in unserer 
Gesellschaft begünstigt. 

(Lachen und Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Staats.,,gierung sieht daher die GRÜNEN nicht 
als geeignete Fragesteller an, Themen aus dem Ge­
samtkomplex der Gewalt tiefergehend zu diskutieren. 

(Beifall bei der CSU) 

Zudem geht ein großer Teil der Fragestellungen der 
vorliegenden Interpellation der GRÜNEN an den wirk-
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liehen Problemen vorbei und wird diesem Thema in 
keiner Weise gerecht. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

So liegen die zum Teil im degoutanten Fachjargon 
der Szene formulierten Fragestellungen zu den The­
men „Lesben" und „Prostitution" vielfach weit neben 
der ernstzunehmenden Problematik der Gewalt, vor 
allem der sexuellen Gewalt, gegen Frauen und Mäd­
chen. 

Nicht wenige Fragen lassen sich auch nicht hinrei­
chend beantworten, da sie - ganz im Gegensatz zur 
sonstigen Haltung der GRÜNEN - staatliche Erhe­
bungen bis in den engsten Familienkreis hinein erfor-
dern würden. · 

(Zustimmung von der CSU - Frau Abg. 
Würdinger: So ist es!) 

Einzelne Fragestellungen und Forderungen verraten 
überdies Wertbilder der GRÜNEN, von denen sich die 
Staatsregierung mit Entschiedenheit distanziert, 

(Beifall bei der CSU) 

so etwa die Forderung - ich zitiere: -, „lesbische Be­
ziehungen als selbstverständliche Alternative zu hete­
rosexuellen Beziehungen" zu sehen, oder gar die Zu­
mutung, die Staatsregierung - ich zitiere wiederum: -
sollte einen „Beitrag zur Gleichstellung lesbischer 
Beziehungen" leisten. Die Staatsregierung ist nicht 
bereit, auf einer solchen Ebene zu diskutieren. 

(Beifall bei der CSU) 

Insgesamt geben zahlreiche Fragestellungen ein 
Zerrbild der gesellschaftlichen Realität, vom Stellen­
wert der Frauen in unserer Gesellschaft, 

(Frau Abg. Würdinger: So ist es!) 

von den Beziehungen zwischen Männern und Frauen, 
vom innerfamiliären Umgang der Ehepartner mitein­
ander wie mit ihren Kindern und schließlich von den 
Sicherheitsrisiken für die Frauen. 

Es kann und soll nicht verkannt werden, daß es auch 
in unserer Gesellschaft zwischen den Geschlechtern, 
ja sogar zwischen den Generationen, Gewalt und 
speziell Gewalt auf sexuellem Gebiet gibt. Aber ein­
seitige Betrachtungsweisen, Verzerrungen, maßlose 
Übersteigerungen hetten hier nicht weiter, sondern 
schaden nur. 

Die GRÜNEN aber bauen den Popanz einer „gesell­
schaftlichen Verachtung der Frau" auf und phantasie­
ren von „sexistischen Herrschaftsstrukturen" und ei­
nem „daraus resultierenden Macht- und Unterdrük­
kungsverhältnis zwischen den Geschlechtern". Was 
im täglichen Leben die Ausnahme ist, wird von ihnen 
zur Regel erklärt. 

(So ist es! bei der CSU) 

Die GRÜNEN beweisen damit einmal mehr, wie weit 
sie von jeder Realität entfernt sind. 

(Beifall bei der CSU) 

Tatsächlich aber sind Mädch~und Frauen heute, zu­
mindest weit überwiegend, nicht die verängstigten, 



Plenarprotokoll 11/49 v. 04.02.88 Bayertacher Landtag · 11. Wahlperiode 3221 

(Staatsminister Dr. Hillermeier) 

hilf- und wehrlosen Opfer männlichen Herrschaftsan­
spruchs, wie sie die Interpellation der GRÜNEN be­
schreibt. 

(Genau! bei der CSU) 

Auch ist die Familie nicht die bevorzugte Brutstätte 
von Gewalt und Unterdrückung gegenüber Fra.uen 
und Kindern. 

Ebensowenig leben die heutigen Frauen und Mäd­
chen in einem gesellschaftlichen Schreckens- und 
Gruselkabinett, in dem sie dauernd und von allen Sei­
ten schutzlos Gewalt und sexuellen Übergriffen aus­
geliefert sind. 

Gerade derartige, von den GRÜNEN immer und über­
all, z.B. in der Sicherheitspolitik, der Energiepolitik 
und auch hier in der Frauenpolitik exzessiv darge­
stellte A n g s t s z e n a r i e n sind geeignet, die 
Frauen zu verängstigen, einzuschüchtern und sie so 
tatsächlich eventueller Gewalt auszuliefern. 

(Zustimmung von der CSU) 

Damit wird die Angstmacherei vor der Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen bewußt oder unbewußt selbst 
zum Instrument der Gewalt. 

Die Bayerische Staatsregierung lehnt dies mit Nach­
druck ab. Die Po 1 i t i k der Staatsregierung 
beruht dagegen auf einem positiven Frauenbild, 

(Beifall bei der CSU) 

wie es den Vorstellungen des Grundgesetzes, der 
Würde und dem Selbstverständnis wie dem Selbstbe­
wußtsein der Frauen am besten gerecht wird. 

Die Politik der Staatsregierung fördert ein Verhältnis 
zwischen den Geschlechtern, das von gegenseitiger 
Achtung, Toleranz und eigenverantwortlicher Partner­
schaft getragen wird und nicht von Mißtrauen, Furcht 
und Schrecken. 

Die Politik der Staatsregierung zielt auf der Basis der 
Wertentscheidung des Artikels 6 des Grundgesetzes 
auf eine Förderung und Unterstützung der Institution 
von Ehe und Familie und lehnt daher alle Versuche 
der GRÜNEN und sonstiger linker Kräfte ab, andere, 
ja sogar gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaf­
ten dieser gleichzustellen. 

Die Politik der Staatsregierung achtet und respektiert 
auch die individuelle Privat- und Intimsphäre sowie 
die Entscheidungsfreiheit der Bürger, ob, wann und 
in welchem Umfang sie sich staatlicher Institutionen 
und deren Hilfsangeboten bedienen wollen .. 

Die Politik der Staatsregierung schließlich war, ist und 
wird künftig noch verstärkt darauf ausgerichtet sein, 
Gewalt zwischen den Geschlechtern vorzubeugen, 
sie zu bekämpfen und betroffenen Frauen und Mäd­
chen Schutz und Hilfe zukommen zu lassen. 

Von diesen Grundsätzen ausgehend möchte ich jetzt 
auf die Fragestellungen der Interpellation kurz einge­
hen, wobei Sie mir bitte - ich habe es schon ange­
deutet - im Interesse der Zeitersparnis erlauben, zur 
Detailbeantwortung auf die vorliegende schriftliche 
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Antwort zu verweisen und diese insgesamt zu Proto­
koll zu geben. 

Die uns vorliegende Interpellation ist in acht Unterab­
schnitte gegliedert. Die den einzelnen Abschnitten 
vorangestellten generellen Betrachtungen sind dabei 
sehr aufschlußreich für die realitätsfernen, abstrusen 
und teilweise den Wertentscheidungen unserer Ver­
fassung grob widersprechenden Haltungen der GRÜ­
NEN. 

(Zustimmung von der CSU) 

Dies gilt im besonderen Maße für den e r s t e n A b -
schnitt „Gewalt in der Familie". Nach der 
in diesem Abschnitt zum Ausdruck kommenden Mei­
nung der GRÜNEN sind Ehe und Familie gerade dazu 
prädestiniert, die physische und psychische Gewalt­
anwendung gegen Frauen und letztlich deren „ge­
samtgesellschaftliche Verachtung" zu provozieren 
und dauerhaft zu festigen. Die Auswirkungen dieses 
verhängnisvollen Prozesses seien um so schlimmer, 
„je stärker die Frau die gesellschaftlichen Werte von 
Ehe und Familie internalisiert hat". 

Hier wird deutlich, daß das Thema „Gewalt" nur als 
Vorwand benutzt wird, um gezielte Angriffe gegen 
Ehe und Familie zu richten. Die GRÜNEN möchten 
sich im Grunde der für sie lästigen Schranken des Ar­
tikels 6 Absatz 1 des Grundgesetzes entledigen, die 
Ehe und Familie unter den besonderen Schutz des 
Staates stellen. 

Was als verfassungsrechtliche Lebensordnung ga­
rantiert und ganz überwiegend von der Bevölkerung 
bejaht und gelebt wird, wollen die GRÜNEN der indi­
viduellen Beliebigkeit und Willkür überlassen. Auf die­
sem Wege glaubt man, für Lebensformen aller Art, 
und bevorzugt für homosexuelle Gemeinschaften, die 
rechtliche und gesellschaftliche Gleichstellung ge­
genüber Ehe und Familie erreichen zu können. 

Die Staatsregierung ist nicht bereit, eine derartige 
D i ff am i e r u n g von Ehe und Familie, aber auch 
der breiten Bevölkerung, hinzunehmen. 

(Beifall bei der CSU) 

Sie weist mit allem Nachdruck darauf hin, daß die 
Landtagsfraktion der GRÜNEN hier Positionen außer­
halb der geltenden Rechtsordnung bezogen hat. Die 
GRÜNEN müssen deshalb aufgefordert werden, auf 
den Boden des Grundgesetzes zurückzukehren. 

(Zustimmung von der CSU) 

Erst dann sind die Voraussetzungen für eine ernst­
hafte und sachbezogene Diskussion gegeben. 

Die Staatsregierung dagegen sieht Ehe und Familie 
als Basis unseres Staates und als Fundament unserer 
gemeinsamen christlich-abendländischen Kultur an. 
Grundgesetz und Bayerische Verfassung haben ihr 
eine zentrale Stellung eingeräumt, wie das der Über­
zeugung des ganz überwiegenden Teils unseres Vol­
kes entspricht. 

„Ehe und Familie sind die natürliche und sittliche 
Grundlage der menschlichen Gemeinschaft und ste­
hen unter dem besonderen Schutz des Staates" - so 
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formuliert es Artikel 124 der Bayerischen Verfassung. 
Die Staatsregierung trägt den Po s t u 1 a t e n d e r 
V e r f a s s u n g durch ihre Familien-, Frauen- und Ju­
gendpolitik voll Rechnung. 

Hinsichtlich der Einzelfragen verweise ich, wie schon 
gesagt, auf die schriftliche Ausarbeitung und möchte 
nur betonen, daß es in Bayern bereits ein durchaus 
ansehnliches Beratungsangebot für gewaltbetroffene 
Frauen gibt, das vor allem von Trägem der freien 
Wohlfahrtspflege sowie von örtlichen Trägern bereit­
gestellt wird. Hier ist ein Dankeschön an diese Träger 
einzufügen. 

(Beifall bei der CSU) 

Es ist das Ziel der Staatsregierung, dieses Hilfsange­
bot im Rahmen des Bedarfs und der verfügbaren Mit­
tel weiter zu verbessern und gleichzeitig auf allen Bil­
dungsebenen entsprechend den obersten Bildungs­
zielen der Bayerischen Verfassung zu einem mög­
lichst friedvollen und gewaltfreien Umgang zu erzie­
hen. 

Zum Kap i te 1 2 „G ewalt gegen Mädchen" 
ist zunächst festzustellen, daß es ein Anliegen der 
Bayerischen Staatsregierung ist, minderjährigen Mäd­
chen den besonderen Schutz der staatlichen Organe 
hinsichtlich Ihrer körperlichen und seelischen Integri­
tät zu gewähren. Dieser Schutz ·erfordert entspre­
chende moralische Werte und eine christliche und 
positive soziale Grundhaltung bei allen Mitbürgern. 

Pornographische Darstellungen, eine verzerrende 
Wiedergabe der Einstellung der Männer im Umgang 
mit Mädchen und Frauen sind unter diesem Gesichts­
punkt abzulehnen. Die GRÜNEN stellen sich, so 
meine ich, selbst ins Abseits, wenn sie zum einen die 
zunehmende Gewalt gegenüber Mädchen beklagen, 
zum anderen die Grundwerte unserer Gesellschaft 
nicht mehr gelten lassen wollen. 

(Zustimmung von der CSU) 

Die Familie als tragendes Element genießt in ihren 
Vorstellungen vom Zusammenleben keine Achtung. 
Dies entspricht wohl der generellen Linie der GRÜ­
NEN. • 
Völlig unertriglich sind auch die Einstellungen eines 
Teils der GRÜNEN zum Problemkreis sexuelle Bezie­
hungen von Kindern und Jugendlichen untereinander 
oder zu Erwachsenen. Dies zeigen zahlreiche Wahl­
programme oder Programmentwürfe der. GRÜNEN, 
etwa aus Nordrhein-Westfalen, Bremen oder Hessen, 
die zum Schutz der Kinder und Jugendlichen beste­
hende und bewährte Strafrechtsnormen ersatzlos 
streichen wollen. 

Hier ist beispielsweise der Entwurf der Landesdele­
giertenkonferenz in Lüdenscheid vom 9. März 1985 
für das nordrhein-westfälische Landtagswahlpro­
gramm der GRÜNEN besonders verräterisch. Dort 
werden bestimmte Vorschriften des Sexualstraf­
rechts kritisiert und teilweise ihre Streichung gefor­
dert, so etwa § 180 Absatz 1 - Förderung sexueller 
Handlungen Minderjähriger -, § 182 - Verführung 
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Minderjähriger - und § 183 a - Erregung öffentlichen 
Ärgernisses. 

Wer solches Gedankengut und die Verfolgung sol­
cher Ziele in seinen Reihen duldet, kann für die Baye­
rische Staatsregierung, die Ehe und Familie entspre­
chend dem Auftrag des Grundgesetzes gegen alle 
Angriffe verteidigt, kein seriöser Gesprächspartner 
sein. 

(Zustimmung von der CSU) 

Daß tatsächlich Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
eine nicht unbedeutende Rolle in unserer Gesell­
schaft spielt, zeigen die in 2.1 der Beantwortung ent­
haltenen und bereits eingangs von mir kurz einmal er­
wähnten Zahlen. 

Hier sind insbesondere verbandliche Jugendarbeit 
und präventive Jugendhilfe aufgerufen, mit ihren bei­
spielsweise in 2,3 und 2, 10 angesprochenen Instru­
mentarien frühzeitig gegenzusteuern. 

Im Kapitel 3 „Gewalt gegen Frauen am 
Arbeits p 1 atz" hält die Staatsregierung den Ver­
such der GRÜNEN, die sexuelle Belästigung am Ar­
beitsplatz als Hauptursache für den „Karriereknick" 
von Frauen hinzustellen, für unsinnig. 

(Frau Abg. Sause: Lesen Sie genau!) 

Einerseits argumentieren die GRÜNEN, Frauen seien 
„allzu schnell bereit, bei zusätzlichen Belastungen 
den Arbeitsplatz zu kündigen" - so wörtlich. Gleich­
zeitig behaupten sie aber, Frauen würden „lieber 
Unerträgliches hinnehmen, als den Arbeitsplatz aufs 
Spiel zu setzen". Das ist mehr als widersprüchlich! 

Aus den einzelnen Fragen spricht zumindest eine be­
trächtliche Unerfahrenheit im Bereich des Arbeits­
marktes und des normalen Arbeitslebens. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Meine Damen und 
Herren, wie wollen Sie denn anschließend eine ver­
nünftige Aussprache führen, wenn Sie jetzt gar nicht 
zuhören. Bitte, hören Sie sich das an. 

In der anschließenden Aussprache besteht die Mög­
lichkeit, Ihre Meinung dazu zu sagen. 

Herr Staatsminister, bitte fahren Sie fort! 

Staatsminister Dr. Hlllarmeler: Der Herr Präsident 
hat mir vorweggenommen, was ich sagen wollte. Sie 
sind offensichtlich gar nicht bereit, auf Argumente zu 
hören, sondern Sie bleiben bei Ihrer vorgefaßten Mei­
nung. Deswegen halte ich an der von mir vorgetrage­
nen Meinung fest: Solange Sie Ihre nicht ändern, sind 
Sie für uns kein vernünftiger und ernstzunehmender 
Diskussionspartner. 

(Beifall bei der CSU - Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Den Fragestellern müßte bekannt sein, daß die ei­
gentlichen beruflichen Handikaj:ls von Frauen noch 
immer in unzureichender beruflicher Qualifikation, 
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eingeengter regionaler Mobilität, begrenzter Verein­
barkeit von Familie und Beruf und Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit wegen Erfüllung von Erziehungsauf-
gaben liegen. · 

Die Praxis zeigt allerdings, daß junge Frauen als flexi­
bler und leistungsorientierter als ihre männlichen Kol­
legen gelten und durchaus in der Lage sind, sich auf 
allen Gebieien durchzusetzen. 

Die Schablone der GRÜNEN vom angsterfüllten, ver­
schüchterten und unterjochten weiblichen Ge­
schlecht ist mit Sicherheit antiquiert und überholt. 

(Beifall bei der CSU) 

Selbst angebliche Erfahrungen aus den USA, wie in 
der Interpellation angeführt wird, können den lnfor- · 
mationsrückstand der GRÜNEN nicht ausgleichen. 
Auch die Forderung der GRÜNEN, „Beschwerdebü­
ros" für Frauen einzurichten, um der sexuellen Belä­
stigung am Arbeitsplatz Herr zu werden, ist alles an­
dere als neu. Zur Lösung dieses Problems wäre es 
effizienter, sich mit den Bestimmungen des Betriebs­
verfassungs- und des Personalvertretungsgesetzes 
vertraut zu machen. 

(Beifall bei der CSU) 

Dort bestehen im Rahmen der Aufgabenstellung des 
Betriebs- oder Personalrats geeignete Möglichkeiten, 
eventuellen sexuellen Belästigungen wirksam zu be­
gegnen, etwa durch weibliche Betriebs- oder Perso­
nalratsmitglieder als spezielle Ansprechpartnerinnen. 

Je mehr Frauen im übrigen den Betriebs- und Perso­
nalräten angehören, um so intensiver werden auch 
Fraueninteressen wahrgenommen. 

Die Staatsregierung hat deshalb in ihren Aufrufen zu 
den Betriebsratswahlen eine stärkere Beteiligung der 
Frauen· bei Kandidatenaufstellung und Wahl gefor­
dert. 

(Zuruf der Frau Abg. Sause) 

Völlig aus dem Rahmen der Thematik dieser Interpel­
lation fällt nach Auffassung der Staatsregierung der 
Fragenkreis 4 „Gewalt gegen lesbische 
Frauen und Mädchen". Hier ist das in der ln­
terpe11ation verwendete Vokabular kennzeichnend. 

So wird behauptet, daß „sexistische Herrschafts­
strukturen" in unserer Gesellschaft dominieren wür­
den, daß Frauen den Männern im Privatbereich zur 
Verfügung stünden und daß Frauen „als Instrument 
männlicher Wünsche und Vorstellungen" zu funktio­
nieren hätten". Derartige Formulierungen entsprin­
gen einer wirren Gedankenwelt. 

(Beifall bei der CSU) 

Eines ist dazu deutlich zu sagen: Lesbische Bezie­
hungen und Lebensgemeinschaften werden für die 
Staatsregierung keinesfalls den Stellenwert einer Fa­
milie erhalten! 

(Beifall bei der CSU) 

Die Staatsregierung, die einen Großteil ihrer Politik 
der Stärkung der Familie widmet, die die Gleichstel-

' 

lung von Mann und Frau in der Familie mit Nachdruck 
verwirklicht, die Möglichkeiten der partnerschaftli­
chen Aufteilung der Kindererziehung und der Er­
werbstätigkeit für Mütter und Väter schafft, kann die 
in diesem Abschnitt der Interpellation zum Ausdruck 
kommenden Auffassungen nur als erschreckende 
Verzerrung der von unserer Verfassung geschützten 
Werte ansehen. 

(Beifall bei der CSU) 

Im übrigen sieht die Staatsregierung keinen konkre­
ten Zusammenhang zwischen der Problematik be­
stimmter Normabweichungen der weiblichen Sexuali­
tät und dem Thema der Interpellation „Gewalt gegen 
Mädchen und Frauen". 

.Eine Beantwortung der Fragen konnte deshalb mit 
Ausnahme der Frage 4.2 e unterbleiben. 

Hohes Haus, meine Damen und Herren! Entlarvend 
sind auch die in Punkt 5 der Interpellation „G e -
walt gegen ausländische Frauen und 
M ä.d c h e n" enthaltenen Fragen. 

.Sie erwecken den Eindruck, als gingen die Fragestel­
ler davon aus, daß ausländische Männer durchweg 
oder zumindest in sehr vielen Fällen ihre Frauen miß­
handeln. Eine solche Unterstellung, die, in der Öffent­
lichkeit vorgetragen, ausländerfeindliche Emotionen 
weckt, muß entschieden zurückgewiesen werden. 

(Beifall bei der CSU) 

Gerade die GRÜNEN, die bei vielen Gelegenheiten 
auf eine angebliche ausländerfeindliche Tendenz in 
der Bundesrepublik hinweisen, verstärken durch sol­
che tendenziösen Unterstellungen latent vorhandene 
Emotionen gegen Ausländer. 

Mit diesem Gedankengut und mit diesen Fragen 
schaden sie dem von der Staatsregierung mit Nach­
druck angestrebten guten Einvernehmen zwischen 
einheimischer und ausländischer Bevölkerung in un­
serem lande in einer unverantwortlichen Weise. 

(Beifall bei der CSU - Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Die Staatsregierung weist daher gerade die in diesen 
Fragestellungen zum Ausdruck kommenden unter­
schwelligen Vorurteile der GRÜNEN gegen Ausländer 
mit Nachdruck zurück. 

Im übrigen trägt, wie in 5.1 ausgeführt, das Auslän­
derrecht den Bedürfnissen der Betroffenen Rech­
nung, so daß für die Staatsregierung im Zusammen­
hang mit ausländischen Frauen kein besonderer 
Handlungsbedarf besteht. 

Die besonders degoutanten und - wie ich bereits ein­
gangs formuliert habe - im Fachjargon der Szene for­
mulierten Fragestellungen der GRÜNEN zum The­
menkreis „P r o s t i tut i o n", lassen ein hohes Maß 
einschlägiger und de.taillierter Kenntnisse erkennen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Staatsregierung verfügt, wie in 6.1 und 6.2 der In­
terpellation festgestellt, nicht über statistisches Ma­
terial im Zusammenhang mit Gewalt gegen Presti-
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tuierte oder deren mögliche Diskriminierung. Sie 
sieht auch kaum gesellschaftliche Ansatzpunkte zur 
Bekämpfung der Prostitution, der vielmehr im Bereich 
der individuellen Hi~en für betroffene oder gefährdete 
Frauen entgegengewirkt werden muß. 

Auch zu den übrigen Fragen dieses unerfreulichen 
Kapitels verweise ich auf die schriftliche Beantwor­
tung. 

Ebenso kann ich zum Abschnitt 7 „s ext o u r i s -
m u s u n d F rau e n h an d e I" auf die erst vor kur­
zem vorgelegte, umfangreiche Beantwortung der 
gleichgerichteten Anfrage der Kollegin Carmen König 
vom 15. September 1987 auf Drucksache 11/4435 
verweisen. 

Ich möchte hierzu nur betonen, daß die Staatsregie­
rung Sextourismus ebenso mit Nachdruck verurteilt 
wie das Einschleusen von ausländischen Frauen zum 
Zwecke sexueller Ausbeutung. 

Zum Abschnitt 8 der Interpellation "Inst i tu -
tioneller Umgang mit von Gewalt be­
t r o ff e n e n Frau e n" ist zu betonen, daß die 
Staatsregierung dem Schutz aller Bürger vor Gewalt 
größte Aufmerksamkeit widmet. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Das gilt vor allem für schwächere Bevölkerungsgrup­
pen wie Minderjährige, Mädchen oder ältere Frauen. 
Diese Gruppen suchen bekanntlich Schutz am häu­
figsten bei der Polizei. 

Eine funktionsfihige Polizei und ein entsprechendes 
rechtliches Instrumentarium, das den Grundbedürf­
nissen auch dieser Bevölkerungsgruppen entspricht, 
ist Voraussetzung, um das Sicherheitsgefühl unserer 
Bürger zu gewihrleisten. 

Die Politik der Staatsregierung zielt deshalb auf eine 
Verstärkung der Polizei, z.B. durch Erhöhung der 
Präsenz des uniformierten Dienstes auf öffentlichem 
Verkehrsgrund, insbesondere in den Abend- und 
Nachtstunden. Es ist ein Stück Freiheit, wenn sich 
Frauen und Mädchen ohne Angst auf die Straße wa­
gen können. 

Die Stajitsregierung will nicht die Bürger dazu bewe­
gen, sich abzusondern und sich zu Hause einzusper­
ren. Sie will Straftaten vorbeugen und Straftäter mög­
lichst rasch ermitteln. 

Die in der Interpellation angesprochene Sensibilisie­
rung der Strafverfolgungsorgane gegenüber Gewalt­
straftaten zum Nachteil von Frauen und Mädchen ist 
ein besonderes Anliegen der Staatsregierung. 

Die Forderungen der GRÜNEN im politischen Alltag 
zielen auf das Gegenteil: Die GRÜNEN lehnen jede 
Verstärkung des Einzeldienstes der Polizei ab; sie dif­
famieren den schweren Beruf des Polizeibeamten, 
wenn sie im Zusammenhang mit seiner technischen 
Ausstattung von „Aufrüstung" sprechen. Die GRÜ­
NEN streben die Auflösung der Bereltschaftspolizei 
und des Bundesgrenzschutzes an und in ihrer kon­
zeptionellen Haltung eine Beseitigung des staatlichen 
Gewaltmonopols. 

' 

Sie stellen sich letztlich gegen den Staat und seine 
Institutionen wohl in der. Absicht, unser demokrati­
sches Gemeinwesen gegen eine Gesellschaftsform 
einzutauschen, in der Anarchie, Chaos und schließ­
lich das Faustrecht herrschen. 

(Beifall bei der CSU) 

Vor diesem Hintergrund ist zu fragen, wie sich die 
GRÜNEN glaubhaft des Schutzes von Frauen und 
Mädchen annehmen wollen und warum sie von der 
Polizei, deren Aufgabenwahrung sie diffamieren, 
gleichzeitig einen verstärkten Einsatz bei privaten 
Ehe- und Familienstreitigkeiten fordern. 

Im übrigen ist zur Frage 8.1 festzustellen, daß Bayern 
das erste Land war, in dem Polizei und Staatsan­
waltschaft ausdrücklich auf das Anliegen des Opfer­
schutzes verpflichtet wurden. 

In der Gemeinsamen Bekanntmachung der Staatsmi­
nisterien der Justiz und des Innern vom 27. Juli 1982 
wurde im einzelnen ausgeführt, worauf zu achten ist, 
damit die Opfer von Straftaten im Strafverfahren mög­
lichst wenig belastet werden. 

Diese Hinweise sind inzwischen im wesentlichen in 
die bundeseinheitlichen Richtlinien für das Strafver­
fahren und das Bußgeldverfahren übernommen wor­
den. 

Die Staatsregierung hat sich nachdrücklich für das ra­
sche Zustandekommen des Opferschutzgesetzes 
vom 18. Dezember 1986 eingesetzt, das am 1. April 
1987 in Kraft getreten ist. 

Durch dieses Gesetz wurden wichtige Schritte getan, 
um die rechtliche Stellung des Opfers im Strafprozeß 
zu verbessern. 

Die Staatsregierung hat sich im Gesetzgebungsver­
fahren für noch weiterreichende Verbesserungen zu­
gunsten der Opfer eingesetzt. 

Sie wird die Umsetzung dieses Gesetzes in die Straf­
rechtspraxis sorgfältig beobachten. 

Bei der Polizei sind seit 1. Oktober 1987 bewährte 
Kriminalbeamtinnen als Beauftragte für Frauenfragen 
tätig. Diese Beamtinnen mit besonderen Kompeten­
zen nehmen sich der Probleme gewaltgeschädigter 
Frauen an, wenn es um Anzeigenerstattung, Aussa­
gen zum Tatgeschehen, Erhebung von Beweisen und 
Nutzung der rechtlichen Möglichkeiten der geschä­
digten Frauen geht. 

Zu sa mme nf asse nd ist festzustellen: 

- Die Staatsregierung verurteilt Gewalt,. in welcher 
Form und wo auch immer sie auftritt. 

- Die Staatsregierung schützt unseren Staat vor in­
neren und äußeren Gefahren. 

- Die Staatsregierung schützt die Bürger vor Bedro­
hung und Gewalt. 

- Die Staatsregierung strebt dabei im besonderen 
Maße den Schutz für die physisch schwächeren 
Mitglieder unserer Gesellschaft an, also gerade 
den Schutz auch der Kinder und Frauen vor Gefahr 
und Gewalt. 
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- Die Staatsregierung kämpft mit besonderem Nach­
druck dafür, auch die allerschwächsten und 
schutzlosesten unserer Gesellschaft, die ungebo­
renen, aber lebenden und schützenswerten Kinder 
im Mutterleib, in Schutz zu nehmen. 

- Die Staatsregierung ist wie bisher entschlossen, 
jede Art von Gewalt zu bekämpfen und dazu mit je­
dermann zusammenzuarbeiten, der bereit ist, 
hierzu auf dem Boden unserer Verfassung einen 
Beitrag zu leisten. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Herr Staatsminister, 
haben Sie recht herzlichen Dank für die Beantwor­
tung. 

Wir treten nun in die Aussprache ein. Als erster Red­
nerin erteile ich der Frau Abgeordneten Bause das 
Wort. 

Frau Bause (DIE GRÜNEN): Meine Damen und Her­
ren, Herr Präsident! Herr Hillermeier, ich muß sagen, 
die Antwort der Staatsregierung zu der Interpellation 
ist eine Katastrophe. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Lachen bei der 
CSU) 

Ich glaube, Sie haben ganz gut daran getan, einen 
Großteil der Antwort zu Protokoll zu geben. Ich. hätte 
mich an Ihrer Stelle auch geniert, diese Antwort hier 
zu geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie arbeiten hauptsächlich mit Polemik, mit Unsach­
lichkeit, teilweise mit völliger Ignoranz bis hin zu Un­
terstellungen und Beleidigungen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Statt sachliche Antworten auf unsere Anfragen zu ge­
ben, bewerten Sie unsere Fragen in völlig verdrehter 
Form. Sie sollten einmal nach Baden-Württemberg 
gehen oder ins Bundesministerium für Jugend, Fami­
lie, Frauen und Gesundheit. Dort könnten Sie lernen, 
wie ~eiche Fragen wirklich s a c h 1 i c h und d e m 
Th e m a a n g e m e s s e n beantwortet werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich verweise auf die Beantwortung einer Schriftlichen 
Anfrage der GRÜNEN in Baden-Württemberg zum 
Thema „Gewalttaten gegen die sexuelle Selbstbe­
stimmung der Frau". Dazu wird von der Landesregie­
rung in völlig sachlicher Form Stellung genommen. 
Ich zitiere aus der Stellungnahme der Landesregie­
rung von Baden-Württemberg: 

Opfer sexueller Gewalttaten sind - nicht anders als 
in vielen anderen Gesellschaften - auch in der Bun­
desrepublik Deutschland ganz überwiegend 
Frauen. Ausweislich der Polizeilichen K_riminalstati­
stik wurden 1984 in der Bundesrepublik 5954 Fälle 
von Vergewaltigungen bekannt. Für die Opfer be­
deuten diese Taten Entwürdigung, schweres Leid 
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und nicht selten bleibenden körperlichen oder see­
lischen Schaden. Die Bekämpfung von sexueller 
Nötigung und Vergewaltigung sowie das Bemühen 
um Ausgleich und Verständnis für die Tatopfer sind 
deshalb wichtige Aufgaben der staatlichen Rechts­
ordnung. 

Gewalt gegen Frauen tritt in vielfältigen Erschei­
nungsformen und in allen gesellschaftlichen 
Schichten auf. Gewalttätigkeiten gegen Frauen 
sind deshalb nicht nur ein individuelles Problem, 
sondern richten sich zugleich gegen das auf Frei­
heit von sexuellem Zwang begründete Gemein­
schaftsleben. Es ist vor allem auch das Verdienst 
der verschiedenen Frauenorganisationen, Gewalt 
gegen Frauen in die öffentliche und politische Dis­
kussion gerückt und neue Ansätze zur Bewälti­
gung dieses sozialen Problems aufgezeigt zu ha­
ben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Antwort gibt zum Beispiel die CDU-Landesre­
gierung in Baden-Württemberg. 

Als anderes Beispiel nenne ich eine Studie aus der 
Schriftenreihe des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit zum Thema „Gewalt 
gegen Frauen, Ursachen und Interventionsmöglich­
keiten". Da wird in der Einleitung folgendes gesagt: 

Das Ausmaß des sozialen Problems der Frauen­
mißhandlung in der Bundesrepublik wird bereits an 
folgenden Zahlen deutlich: 

Nach Schätzungen des bayerischen 

- oh, des bayerischen -

Sozialministeriums werden pro Jahr 4 Millionen 
Frauen von ihren Ehemännern mißhandelt( ... ) 

Also, das weiß Ihr Ministerium. Trotzdem sagen Sie, 
unsere Darstellung sei maßlos übertrieben und völlig 
übersteigert. 

Die Befunde neuerer Untersuchungen belegen, 
daß in jeder dritten Ehe Gewalttätigkeiten vorkom­
men( ... ) 

Nach Presseberichten suchen jährlich 24000 
Frauen Zuflucht in Frauenhäusern ( ... ) 

Wenn wir unsere Interpellation so eröffnet hätten, 
hätten Sie gesagt, wir hätten mangelnden Realitäts­
sinn. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ein weiteres Beispiel für die Beantwortung einer ähn­
lichen Anfrage gibt es aus Bremen. Ich darf daraus ei­
niges zitieren. Es ist eine SPD-Regierung, ich weiß, 
damit wollen Sie nicht viel zu tun haben. Doch könn­
ten Sie lernen, wie man dort sachlich auf die Pro­
bleme eingeht. Es ist auch eine Anfrage der GRÜNEN 
zum Thema „Gewalt gegen Frauen und Mädchen". 

Ich zitiere einige Fragen und Antworten, zum Beispiel 
zu dem von Ihnen als so degoutant empfundenem 
Problem.der lesbischen Frauen. Die GRÜNEN in Bre­
men fragen hierzu: 
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Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung 
über die Diskriminierung und Gewaltformen gegen 
lesbische Frauen und Mädchen vor? 

Die Landesregierung antwortet: 

Der Senat kann die Frage nicht beantworten, weil 
weder dem Senator für Inneres noch den Bremi­
schen Staatsanwaltschaften hierzu Erkenntnisse 
vorliegen. 

Wenn keine Erkenntnisse vorliegen, muß man das ak­
zeptieren; aber mit keinem Wort wird in so übler 
Weise gegen lesbische Lebensformen gehetzt, wie 
Sie das in Ihrer Antwort getan haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ein anderes Beispiel: 

Welche Möglichkeiten sieht der Senat, den aufent­
haltsrechtlichen Status von ausländischen Frauen 
und Mädchen so zu verbessern, daß diese sich 
ohne Ausweisungsgefahr von mißhandelnden Män­
nern trennen können? 

Sie haben uns hier in unverschämter Art und Weise 
vorgeworfen, Wir würden, wenn wir so etwas erwäh­
nen, rechtsradikalen Tendenzen Vorschub leisten. 
Die Antwort des Senats in Bremen auf diese Anfrage 
lautet hingegen: 

Das Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisrecht er­
schwert die Situation von Frauen und Jugendlichen 
- hier· Mädchen - erheblich. Der Senat hat mehr­
fach diesen bundesrechtlichen Bestimmungen 
seine weitergehenden Forderungen gegenüberge­
stellt, die auch bei der Anhörung zur Ausländerpo­
litik im Juni 1984 in der Bremischen Bürgerschaft 
von den Betroffenen erhoben wurden und die die 
abgeleiteten Rechtsansprüche von Frauen und Ju­
gendlichen durch eigene Rechtsansprüche erset­
zen müßten: 

- eigener Rechtsanspruch für nachgezogene Ehe­
gatten bei Trennung, Scheidung oder Tod eines 
ausländischen Arbeitnehmers nach fünfjährigem 
Aufenthalt auf Aufenthaltsberechtigung und be­
son(ilere Arbeitserlaubnis, 

- entsprechend eigene Rechtsansprüche sind 
auch Jugendlichen zu gewähren, deren Eltern al­
lein zurückkehren ... 

Die Verwirklichung dieser Forderungen würde für 
ausländische Frauen und Mädchen bedeuten, daß 
sie sich von ihren Partnern bzw. von ihren Eltern 
trennen könnten, ohne dadurch auch ihre Rechts­
ansprüche zu verlieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Noch ein Zitat aus der Antwort zum Thema Prostitu­
tion, das überhaupt anzusprechen Sie ja auch so de­
goutant finden. Die GRÜNEN in Bremen fragen: 

Welche Erkenntnisse hat der Senat über die Diskri­
minierung von und Gewalt gegen Prostituierte? 
Welche Möglichkeiten sieht der Senat, die. Einrich-

1 

tung von Prostituierten-Cafes mit Beratungsange­
bot ideell und materiell zu fördern? 

Die Antwort lautet: 

Die Vergewaltigung von Prostituierten kommt nach 
Erfahrung der Kriminalpolizei nicht selten vor. Ein 
statistischer Nachweis läßt sich jedoch nicht füh­
ren, weil die in der Statis1ik geforderten und ausge­
werteten Opferangaben nicht zwischen Prostituier­
ten und anderen Personen weiblichen Geschlechts 
unterscheiden. Nach Erkenntnissen der Kriminal­
polizei sind solche Frauen und Mädchen am ge­
fährdetsten, die außerhalb der dafür in Bremen und 
Bremerhaven vorgesehenen Örtlichkeiten der ille­
galen Prostitution nachgehen. 

Das wäre auch eine Möglichkeit für die Beantwortung 
dieser Fragen gewesen. 

Stellen wir uns einmal vor, wir hätten hier nicht eine 
Interpellation zum Thema Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen zu behandeln, sondern eine über die Krimi­
nalität allgemein, speziell zum Thema Diebstahl. 
Könnten Sie sich dann vorstellen, daß gesagt wird: 
Hier wird nur einseitig auf den Diebstahl eingegangen 
und nicht auf das Positive am Eigentum. Hier wird nur 
auf das Negative hingewiesen? 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Ich zitiere etwas abgewandelt eine Antwort auf eine 
Frage nach Informationsveranstaltungen an Schulen. 
Stellen Sie sich folgende Frage vor: „Wie stellen Sie 
sich Informationen an Schulen zum Thema Diebstahl 
vor?" Dies würde folgendermaßen beantwortet: „In­
formationsveranstaltungen an Schulen über Dieb­
stahlhäufigkeit lassen mögliche emotionale Auswir­
kungen außer Betracht und könnten den Kindern ein 
völlig falsches Bild von Eigentum und Ängsten vermit­
teln; sie sind daher abzulehnen." 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Mit keinem anderen Thema hätten Sie in einer sol­
chen Art und Weise umgehen können. 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Sie müssen sich schon fragen lassen, warum Sie aus­
gerechnet beim Thema Gewalt gegen Frauen derma­
ßen hysterisch und unangemessen reagieren. 

(Widerspruch von der CSU) 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel zur Hysterie. Man kann 
aus einem Satz in der Einleitung sprachlich folgendes 
ablesen; 

(Zuruf von der CSU: Das ist doch eine 
· Faschingsrede 1) 

ich zitiere die Antwort des Ministeriums: 

Einzelne Fragestellungen und Forderungen verra­
ten überdies Wertbilder der GRÜNEN, von denen 
sich die Staatsregierung mit Entschiedenheit di­
stanziert. So etwa die Forderung, ,lesbische Bezie­
hungen als selbstverständliche Alternative zu hete­
rosexuellen Beziehungen' zu sehen, oder gar die 
Zumutung, die Staatsregierung solle einen ,Beitrag 
zur Gleichstellung lesbischer Beziehungen' leisten. 
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Die Staatsregierung ist nicht bereit, auf einer sol­
chen Ebene zu diskutieren. 

(Frau Abg. Würdinger: Gott sei Dank!) 

Insgesamt geben zahlreiche Fragestellungen ein 
Zerrbild der gesellschaftlichen Realität, vom Stel­
lenwert der Frauen in unserer Gesellschaft, von 
den Beziehungen zwischen Männern und Frauen, 
vom innerfamiliären Umgang der Ehepartner mit­
einander wie zu ihren Kindern und schließlich von 
den Sicherheitsrisiken für die Frauen. 

Allein diese GRÜNEN-Zerrbilder von Werten und ge­
sellschaftlichen Realitäten erklären die teilweise ab­
strusen Fragestellungen. Wenn man auf völlig sachli­
che Fragen so reagieren muß, frage ich mich schon, 
was dahintersteckt. 

(Frau Abg. Würdinger: Wo sind denn die 
Fragen sachlich?) 

Siebenmal kommt in Ihrer Antwort das Wort „ver­
zerrt" oder ,,Zerrbild" vor; dauernd ist von „abstrus". 
„wirr". „einseitig" und „unangemessen" die Rede. 

(Frau Abg. Würdinger: So ist es doch! -
Weitere Zurufe von der CSU) 

Sprachwissenschaftlerinnen hätten ihre Freude 
daran, diesen Text zu analysieren und kämen zu ent­
larvenden Ergebnissen. 

(Abg; Hofmann: Wenn Sie das mal 
analysieren würden!) 

Man betrachte einmal die Sprache insgesamt. Herr 
Hillermeier, Sie haben in Ihrer Rede deutlich davon 
gesprochen, daB der Staat für die Sicherheit der Bür­
ger da sei und die Bürger vor Gewalt schütze. Das ist 
doch gerade das Problem! Er schützt nur die Bürger 
- aber nicht die Bürgerinnen in ausreichendem Maße! 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Sie haben sich in der Beantwortung zudem sehr häu­
fig auf rein formale Tatbestände zurückgezogen und 
gesetzliche Möglichkeiten zitiert. Eine unserer Fragen 
lautet zum Beispiel: 

Welche anderen Möglichkeiten gibt es für Frauen, 
die Beziehung zu einem gewalttätigen Mann zu 
beenden, ohne selbst zu fliehen, ihre Wohnung, ihr 
Eigentum zu verlassen und sich meist mit Kindern 
in einen völlig ungesicherten und ungewissen Neu­
anfang zu begeben? 

Sie sagen dazu: 

Nach § 1361 b BGB kann ein Ehegatte die.Zuwei­
sung der Ehewohnung oder eines Teils davon ver­
langen, wenn die Ehegatten getrennt leben oder ei­
ner der beiden die Trennung beabsichtigt, und 
wenn die Wohnungszuweisung notwendig ist, um 
eine schwere Härte zu vermeiden. Damit kann die 
Ehewohnung schon vor Anhängigkeit eines Schei­
dungsverfahrens in besonderen Härtefällen aufge, 
teilt oder einem Ehegatten zugewiesen werden. 

Auf die Sprache möchte ich gar nicht eingehen. Aber 
einen Gesetzestext zu zitieren, ist völlig unzurei-

1 

chend, den hätten wir heraussuchen können. Es geht 
doch darum, auch zu zeigen, wie die Realität aus­
sieht. Können die Frauen diese Möglichkeit über­
haupt wahrnehmen? Was hindert sie daran, diese 
Möglichkeit in Anspruch zu nehmen? 

(Be~all bei den GRÜNEN) 

In den wenigsten Fällen nehmen die Frauen sie wahr. 
Das Problem liegt ganz woanders. Hier hätte eine 
qualitative Antwort ansetzen müssen, Sie aber ziehen 
sich auf formale Tatbestände zurück. 

Das gleiche gilt für Statistiken. Wir fragen nach den 
Zahlen über sexuellen Mißbrauch von Kindern. Sie li­
sten uns hier die Kriminalstatistik Bayern auf und sa­
gen, in wievielen Fällen sexueller Mißbrauch nach 
dem Bekanntheitsgrad zwischen Opfer und Täter er­
folgt ist. Es heißt: 

In 61 Fällen bestand ein familiäres Verhältnis zwi­
schen Opfer und Täter, in 210 Fällen Bekanntschaft 
zwischen Opfer und Täter, in 622 Fällen keine Vor­
beziehung zwischen Opfer und Täter. 

Ein bißchen mehr hätte ich mir eigentlich schon er' 
wartet, als daß Sie nur diese Zahlen zitieren. Einer an­
gemessenen Antwort hätte es entsprochen zu versu­
chen, diese Zahlen zu interpretieren, wie es zum Bei­
spiel in einer Studie aus Hessen zum Thema „Sexuel­
ler Mißbrauch von Mädchen" geschieht. Diese Zahlen 
allein sagen nämlich noch nicht sehr viel aus. Wir wis­
sen alle, daß der sexuelle Mißbrauch in der Familie 
wahnsinnig tabubelegt und die Dunkelziffer in dem 
Bereich immens hoch ist. Man kann diese Zahlen 
deshalb nicht einfach so stehenlassen, sondern muß 
sie interpretieren und sagen, was die becteuten. Ich 
zitiere hier einmal, was diese hessische Studie zu 
dem Thema zu sagen hat: 

Nach Statistiken des Bundeskriminalamtes werden 
jährlich ca. 10000 Fälle von sexuellem Mißbrauch 
von Kindern (§ 176 StGB) angezeigt. Die Anzahl 
der exhibitionistischen Vorfälle beträgt ebenfalls 
10000 jährlich ( ... ) Die Dunkelziffer bei sexuellem 
Mißbrauch an Kindern ... wird 20 bis 30 mal so 
hoch geschätzt. Das heißt, jährlich werden etwa 
200000 bis 300000 Kinder sexuell mißbraucht. 

Sexueller Mißbrauch an Kindern ist ein Delikt, das 
fast ausschließlich, nämlich zu 98 Prozent ( ... ),von 
Männern begangen wird. In den allermeisten Fällen 
sind sie den Kindern schon vor der Tat bekannt. 
Nur ca. sechs Prozent sind ihnen völlig fremd. 

( ... ) Häufig sind es Familienangehörige ... Je enger 
die verwandtschaftliche Beziehung (zwischen Täter 
und betroffenem Kind), um so intensiver sind die 
sexuellen Handlungen; auch die Bedrohung und 
die Gewaltanwendung durch den Täter sind häufi­
ger in den Fällen, in denen sich Täter und Betrof­
fene kennen oder miteinander verwandt sind. 

Mit einer solchen Antwort kann man etwas anfangen 
und weiterarbeiten. Sie kommt dem Problem sehr viel 
näher als das kommentarlose Zitieren der Polizeistati-
· stik. 

(Beifall der Frau Abg. Memmel) 

/ 
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Ich möchte jetzt nur noch vier Punkte exemplarisch 
aus Ihrer Beantwortung herausgreifen. Auf die ande­
ren Punkte werden die Nachrednerinnen noch einge­
hen. Das erste ist die S i t u a t i o n d e r F r a u e n -
h ä u s e r. Mit der Frage 1.3. wollen wir wissen: 

Worin sieht die Staatsregierung die Leistungen in 
Konzept und Praxis autonomer Frauenhäuser als 
Hilfsangebot für Frauen und deren Kinder? a) Gibt 
es Eingriffe in die Konzepte, wenn ja, warum? b) 
Wie wirken sich diese Eingriffe aus? 

Sie antworten lapidar mit Nein. Sie sollten sich einmal 
mit Frauen, die in Frauenhäusern arbeiten, unterhal­
ten und sich berichten lassen, wie diese Frauen die 
Richtlinien und Grundsätze der Bayerischen Staatsre­
gierung zur Förderung von Frauenhäusern interpre­
tieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Richtlinien werden nämlich häufig als Regle­
mentierungen für die autonomen Frauenhäuser ver­
wandt, und wenri sich die Frauenhausträgerinnen 
nicht daran halten, dann gibt es eben kein Geld. Die 
autonomen Frauenhäuser kritisieren zum Beispiel an 
diesen Richtlinien im wesentlichen, daß ein familien­
therapeutisches Konzept gefordert wird. Sie wehren 
sich mit Recht dagegen, daß die gewalttätigen Män­
ner Zutritt zum Frauenhaus bekommen sollen und 
verweisen statt dessen auf andere Einrichtungen au­
ßerhalb des Frauenhauses, wo diese Therapie statt­
finden kann, wann die Frau das wünscht. 

Außerdem lehnen viele Frauenhäuser das in den 
Richtlinien geforderte Betretungsrecht durch Geldge­
ber oder Beratungsstellen ab. Das Frauenhaus ist 
nämlich in erster Linie Schutz- und Schonraum für 
Frauen und Kinder, und die Adresse des Frauenhau­
ses muß deshalb auch geheim bleiben. Immer wieder 
lesen wir in Zeitungen von Fällen, in denen der ge­
walttätige Mann die Adresse des Fraue11hauses her­
auskriegt, vor dem Frauenhaus auf seine Frau lauert 
und sie dort entweder zusammenschlägt oder gar tö­
tet. Aus diesem Grund muß die Adresse des Frauen­
hauses geheim bleiben. 

Zudem ist das Frauenhaus der private Wohnraum der 
Frauen. Deshalb Ist es nicht einzusehen, daß Behör­
den hier Zutrittsrecht haben sollen, was ihnen bei 
normalen Wohnungen ja auch nicht zusteht. 

Die meisten Frauenhäuser lehnen von ihrer Konzep­
tion her ·auch die am häufigsten praktizierte Finanzie­
rung über Bundessozialhilfe ab, weil sie sagen, d!!>r 
Sinn der Sozialhilfe sei in dem Fall verfehlt. Es geht 
nicht um Einzelfallhilfe. Die Frau ist nämlich kein So­
zialfall, sondern es handelt sich um ein gesamtgesell­
schaftliches Problem, weshalb eine bundeseinheitli­
che und insgesamt ausreichende Finanzierung ge­
währleistet sein muß. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zum nächsten Punkt: Gewalt am Arbeits-. 
p 1 atz . Sie werfen uns hier vor, wir hätten über­
haupt keine Ahnung . von der Situation am Arbeits-

' 

platz und machten hauptsächlich die sexuelle Belästi­
gung am Arbeitsplatz für den Karriereknick verant­
wortlich. Wenn Sie unsere Interpellation genau gele­
sen hätten, dann hätten Sie· eine solche Behauptung 
nicht aufgestellt. Wir führen in unserer Interpellation 
dazu folgendes aus: 

Beklagt sich die Frau beim vorgesetzten im Be­
trieb, dann verschlimmert sich oft ihre Situation. Ihr 
Arbeitspensum wird erhöht, es folgt eine negative 
Leistungsbeurteilung und unfaire Kritik. Schon ist 
der „Karriereknick" da. 

Wir sagen nicht, daß das die hauptsächliche Ursache 
dafür sei, daß Frauen schlechter Karriere machten, 
sondern es ist mitursächlich. 

(Beifall der Frau Abg. Memmel) 

In dem Zusammenhang darf ich Ihnen mal die Stel­
lungnahme einer Gewerkschafterin zu diesem Pro­
blem vorlesen, die sich freuen wird, von Ihrer Einstel­
lung zu diesem Thema zu hören. 

Ich zitiere aus der „Frankfurter Rundschau" vom 
14. Oktober 1987: 

lngelore Pilwousek vom Landesfrauenausschuß 
des DGB zog eine eher trübe Zwischenbilanz: Die 
Situation der Frauen am Arbeitsplatz habe sich seit 
Beginn des industriellen Zeitalters kaum geändert, 
was das Verhältnis zu den männlichen Kollegen an­
gehe. Sexuelle Anzüglichkeiten, von zotigen Wit­
zen bis hin zum Klatsch auf den Po, seien an der 
Tagesordnung und würden allseits als Kavaliersde­
likt verharmlost. Aber auch Fälle von sexueller Nö­
tigung und Vergewaltigung im Betrieb seien nicht 
selten. Wenn derartige Vorkommnisse überhaupt 
publik würden, dann ende die Angelegenheit mei­
stens mildem Ausscheiden der Frau aus dem Be­
trieb. In einer besonders schwierigen Lage befin­
den sich nach Angaben der DGB-Funktionärin die 
Mädchen, die - anhaltenden Appellen aus Wirt­
schaft und Politik gehorchend - in sogenannte 
Männerberufe einstiegen und dort als „Eindring­
linge" der männlichen Überheblichkeit ausgesetzt 
seien.' 

Das also ist die. Einschätzung einer Gewerkschafte­
rin. Ich denke, ihr können Sie beim· besten Willen 
keine Wirklichkeitsferne vorwerfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Inzwischen gibt es ja auch Untersuchungen zu die­
sem Problem, und es hätte Ihnen nichts geschadet, 
sich damit einmal etwas näher auseinanderzusetzen. 
In der Untersuchung von Sibylle Plogstedt wird eine 
INFAS-Studie zitiert, wonach im Jahre 1984 25 Pro­
zent der Frauen sagten, daß sie sexuell belästigt wor­
den seien; ein Prozent hat geklagt, fünf Prozent ha­
ben die Ste!le gewechselt, drei Prozent mußten da­
nach Drecksarbeit machen, ein Prozent wurde ver­
setzt, zwei Prozent wurde gekündigt. Das heißt im 
Endeffekt, daß nach dieser Studie sieben Prozent der 
Frauen ihre Stelle durch sexuelle Belästigung am Ar­
beitsplatz verlieren; fünf Prozent gehen freiwillig, weil 
sie es nicht mehr aushalten, und zwei Prozent wird 
gekündigt. Umgerechnet bedeutet dies, daß der Ar-
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beitsplatz von ca. 50000 Frauen durch sexuelle Belä­
stigung bedroht ist. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ich meine, wir brauchen beim Thema sexuelle Belästi­
gung gar nicht SO weit ZU gehen. Vorhin habe ich 
schon einmal angesprochen, was im November 1986 
bei der Rede von Ingrid Psimmas hier im Hause pas­
siert ist. Ich denke, was da an Gemeinheiten gesagt 
wurde, ist auch schon eine sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zurufe von der 
CSU, u. a. Abg. Walter Hofmann: Da sind Sie 

doch selbst dran schuld!) 

- Ja, Sie sagen „Sie sind selber dran schuld." Ich 
habe vorhin in meiner Einführungsrede klarzumachen 
versucht, wie dieses Vorurteil entsteht. Das ge­
schieht nach dem Motto „Die Frauen haben es selbst 
provoziert, dadurch werden die Opfer zu den eigentli­
chen Tätern, die Täter sind unschuldig''. Genau so 
funktioniert es. Sehr schön. 

(Beifall der Frau Abg. Paulig - Zurufe von 
der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Frau Abgeordnete, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord­
neten Memme!? 

Frau Bause (DIE GRÜNEN): Natürlich. 

Frau M--i (DIE GRÜNEN): Nachdem wir jetzt von 
der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz reden, 
möchte ich Sie, Frau Kollegin, obwohl Kollege Kiesl 
leider nicht anwesend ist, fragen, wie Sie zu folgen­
dem Vorfall stehen: Als ich vorhin über den Hof ge­
laufen bin, sagte Herr Kies!, daß die Rednerin - damit 
waren Sie gemeint, Frau Sause-, die gerade spricht, 
ohnehin nur Männer vergewaltigt. Nachdem er ge­
merkt hatte, daB ich in der Nähe war, ist er leiser ge­
worden, und die Herren haben sich über das Thema 
etwas dezenter unterhalten. - Das ist ja auch Belästi­
gung am Arbeitsplatz. 

(Heiterkeit und Zurufe bei der CSU) 

Frau Beuw (DIE GRÜNEN): Ich glaube, durch diese 
Aussage disqualifiziert sich Herr Kiesl selbst. Dazu 
brauche ich gar nichts mehr zu sagen. 

(Abg. Hiersemann: Das kann man nicht 
bewerten! Das ist einfach Dummheit) 

- Ja. Über so etwas braucht man sich eigentlich nicht 
mehr aufzuregen. · 

Wir fragen zu dem Thema „Belästigung am Arbeits­
platz": 

Wie steht die Staatsregierung zu der Einrichtung 
von „Beschwerdebüros" für Frauen und Mädchen 
im Falle von sexueller Belästigung am Arbeits­
platz? ... Sind der Staatsregierung diesbezügliche 
Erfahrungen aus den USA bekannt? 

Sie haben geantwortet: 

1 

Auch die Forderung der GRÜNEN, sogenannte Be­
schwerdebüros für Frauen einzurichten, um der 
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz Herr zu wer­
den, 

- das ist schon eine sehr schöne Sprache! -

ist alles andere als neu. 

Wir haben nicht gesagt, daß diese Forderung neu ist. 
Wir wollten wissen, wie die Staatsregierung dazu 
steht. Wir wollten nicht eine Bewertung unserer For­
derung von Ihnen, sondern Ihre Antwort darauf. 

Und auf die Frage nach den Erfahrungen in den USA 
sagen Sie, diese Erfahrungen seien bekannt, aber 
nicht übertragbar. 

Ich frage mich, warum sie eigentlich nicht übertragbar 
sein sollen. Wenn sie Ihnen bekannt sind, hätten Sie 
sie darstellen und begründen können, warum die Er­
fahrungen nicht übertragbar sind. Das hätte uns inter­
essiert. Statt dessen sagen Sie „nicht übertragbar". 
Aus - Amen! Als ob wir uns nicht mehr damit zu be­
schäftigen bräuchten. 

Zum nächsten Punkt, der P r o s t i t u t i o n : Sie ha­
ben vorher süffisant gesagt, die GRÜNEN hätten of­
fensichtlich einschlägige Kenntnisse in dem Bereich, 
nachdem wir die Fachsprache so gut kennen. Natür­
lich unterhalten wir uns mit Fachfrauen, mit Betroffe­
nen, wenn wir solche Fragen formulieren. Wir formu­
lieren sie ja nicht aus dem Blauen. Daher haben wir 
auch die entsprechenden Ausdrücke verwendet und 
in Anführungszeichen gesetzt. Ich glaube, Sie brau­
chen sich hier nicht über die einschlägigen Kennt­
nisse zu echauffieren. Da könnte ich die Herren des 
Hauses auch mal nach ihren Kenntnissen in dem Be­
reich fragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf: Und nach 
ihren Redewendungen!) 

Ich darf Ihnen mal unsere Einleitung zu dem Thema 
Prostitution vorlesen. Dann wird vielleicht noch deutli­
cher, wie sehr. an der Sache vorbei geantwortet 
wurde. Wir haben geschrieben: 

Die patriarchale Gesellschaft erzeugt und braucht 
Prostitution, wirf1 deren Vorhandensein aber wie­
derum den Prostituierten vor. 

Aufgrund dieser Doppelmoral werden einerseits 
Prostituierte diskriminiert, andererseits die Ursa­
chen der Prostitution verschleiert und auBer acht 
gelassen. Außerdem ergibt sich damit die Eintei­
lung der Frauen in die Kategorien „Heilige" oder 
„Hure", wovon alle Frauen, nicht nur Prostituierte 
betroffen sind. 

Der Wunsch nach einer Gesellschaft, die käufli­
chen Geschlechtsverkehr nicht mehr nötig hat, 
darf nicht zu einer Vertuschung der realen Ausbeu­
tungs- und Gewaltverhältnisse, unter denen Prosti­
tuierte leben, führen. Ebensowenig darf dieses Ziel 
auf dem Rücken und zu Lasten der betroffenen 
Frauen ausgetragen werden. 

Ich denke, das ist so eindeutig, daß man dazu nichts 
mehr zu sagen braucht. Sie hingegen antworten dar­
auf, wir würden Sie mit diesem Thema belästigen. Es 

I 
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sei eine polemische Betrachtungsweise der GRÜNEN 
über die Auswirkungen einer angeblich patriarchalen 
Gesellschaft und nachvollziehbar. Inzwischen ist aber 
doch in weiten Bevölkerungskreisen bis zu den Kon­
servativen klar, daß wir eine patriarchale Gesellschaft 
haben. Sie sprechen dagegen immer noch von „an­
geblicher patriarchaler Gesellschaft". 

Wir fragen in dem Zusammenhang - ich denke, es 
ist ganz interessant, die Frage noch einmal vorzule­
gen und die Antwort bzw. Nichtantwort danebenzu­
stellen - : 

Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung über 
die Diskriminierung von Prostituierten und die Ge­
walt gegen diese a) von den Freiern ausgehend, b) 
von den Zuhältern ausgehend, c) vom Staat ausge­
hend und d) von der Gesellschaft ausgehend? 

Welche Diskriminierung erfahren dagegen Freier? 

Und da antworten Sie: 

Die Bayerische Staatsregierung verfügt nicht über 
statistisches Material zur Gewalt gegen Prosti­
tuierte oder mögliche Diskriminierung. 

Kein Wort zu aß den Fragen! 

Wir fragen: 

Worin sieht die Staatsregierung die Ursachen der 
Prostitution? 

Nur wenn man die Ursachen kennt, kann man ange­
messen mit der Bekämpfung, wenn man das wirklich 
will, anfange_n. 

(Zuruf von der CSU: Wollen Sie das?) 

- Ja, wir wollen das. Es reicht ja nicht aus, bei den 
Symptomen anzusetzen. Man muß bei den Ursachen 
ansetzen. Vfir fragen nach den Ursachen. Die Staats­
regierung antwortet: 

Prostitution hat es, wie die Geschichte lehrt, zu al­
len Zeiten gegeben. Dementsprechend umfang­
reich sind die Publikationen. Die möglichen oder 
tatsächlichen Ursachen der Prostitution werden 
dabei sehr unterschiedlich dargestellt. 

Ende der Antwort. Also keine Ursachenforschung! 

Wir fragen weiter: 

Glaubt die Staatsregierung, in der Erschwerung 
der Bedingungen für Prostituierte die gesellschaft­
lichen Ursachen für die Prostitution zu bekämpfen? 

Darauf heißt es: 

Die ordnungsrechtlichen und strafrechtlichen Ein­
schränkungen der Prostitution ertolgen aus Grün­
den des Jugendschutzes und der" öffentlichen Si­
cherheit und Ordnung, nicht aber zur Bekämpfung 
der Ursachen der Prostitution. 

Sinnvolle Maßnahmen gegen die Prostitution sind 
nach Meinung der Staatsregierung vorrangig im 
Bereich individueller Hilfen für Frauen/Mädchen, 
die gefährdet sind, in die Prostitution abzugleiten, 
bzw. für ausstiegswillige Prostituierte anzusetzen. 

1 

An anderer Stelle fragen wir, was Sie denn tun, sol­
che Ausstiegsprogramme aufzulegen. Dazu heißt es, 
die gebe es im kommunalen Bereich und sie könnten 
aufgrund der Bundessozialhilfe gefördert werden. Es 
gibt also keinen Pfennig im Landeshaushalt, um ein 
Ausstiegsprogramm für Prostituierte aufzubauen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Sie vorgeben, die Ursachen bekämpfen zu wol­
len, dann sieht man hier, wie ernst es Ihnen mit der 
Bekämpfung ist. 

Ich zitiere noch die letzte Frage und lasse es damit zu 
dem Punkt bewenden: 

Wie kann sich die Staatsregierung eine Bekämp­
fung der Ursachen der Prostitution als Institution 
vorstellen? 

Sie antworten: 

Der Bekämpfung der Prostitution mit ordnungspoli­
zeilichen und strafrechtlichen Mitteln sind äußerst 
enge Grenzen gesetzt. Verstärkte strafrechtliche 
und ordnungspolitische Einschränkungen können 
eher zu einem Abdrängen in den nichtöffentlichen 
Raum und in die Kriminalität führen als die Prostitu­
tion einschränken. 

Da kann ich Ihnen zustimmen. Aber ich habe gefragt, 
wie Sie sich die Ursachenbekämpfung vorstellen, 
nicht, wie Sie es sich nicht vorstellen. Sie sagen ja 
nur, wie Sie es sich nicht vorstellen. Da gehe ich mit 
Ihnen d'accord. Aber wiederum keine Antwort, wie 
eine Ursachenbekämpfung aussehen könnte! Man 
kann eigentlich nur dazu sagen: Entweder Sie können 
nicht - oder Sie wollen nicht. 

(Zuruf: Oder dürfen nicht! - Heiterkeit) 

Schließlich möchte ich auf S ext o u r i s m u.s u n d 
Frauenhand e 1 eingehen. Dieser Teil der Beant­
wortung, das muß man fairerweise sagen, weist teil­
weise die Ernsthaftigkeit auf, die wir bei vielen ande­
ren Fragen vermissen. In den Eingangsüberlegungen 
tun Sie jedoch so, als käme die Mehrzahl der Frauen 
aus Asien und anderen Ländern freiwillig in die Bun­
desrepublik, wogegen man nichts machen könne. 
Tatsache ist jedoch, daß die meisten dieser Frauen 
von Agentinnen und Agenten im Heimatland ange­
worben wurden. Ihnen wurden völlig falsche Vorstel­
lungen über das Leben in der Bundesrepublik vorge­
gaukelt. Sie und ihre Familien kratzen dann auf allen 
möglichen Wegen das Geld für den Flug zusammen, 
um in die Bundesrepublik zu kommen, um dort einen 
Mann zu finden und zu heiraten, weil sie die Hoffnung 
haben, da6 sie dann aus der wirtschaftlichen Not her­
auskommen und ihre Familien zu Hause unterstützen 
können. In den allermeisten Fällen erweisen sich 
diese Vorgaukelungen aber als arglistige Täuschun­
gen und sogar als Betrug; denn wenn die Frauen 
hierherkommen und von den sogenannten Heirats­
vermittlungsinstituten vermittelt werden, stellt sich 
heraus, da6 viele Männer gar nicht beabsichtigen, die 
Frauen zu heiraten. 

Wir haben erst vor ca. einem Monat in der Zeitung 
von so einem Frauenhändlerring in München lesen 
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müssen, der genau mit dieser Masche gefahren ist. 
Die Frauen wurden teilweise mehrfach an die Männer 
ausgeliehen, damit sie sie zu Hause „ausprobieren", 
dann zurückgeben und sagen konnten: Diese Frau 
sagt mir nicht zu. Habt ihr nicht vielleicht eine andere 
für mich? Als eine Frau beim letzten potentiellen Ehe­
mann ankam, war sie schwanger; dieser Mann hat ge­
sagt: Die nehme ich doch nicht. Die ist ja schwanger! 
Dann wurde die gute Frau wieder heimgeschickt. Sie 
hatte die ganzen Schulden am Hals. Man kann sich 
vorstellen, was zu Hause mit ihr in Thailand passiert. 
Dort hat sie keine andere Möglichkeit mehr, als in die 
Prostitution zu gehen. 

Man kann also nicht davon reden, daß ein Großteil 
der Frauen freiwillig hierherkommt. 

Was ist nun aber passiert in diesem Fall, der in Mün­
chen bekannt geworden ist? Die Frauen wurden ins 
Gefängnis gesteckt, in Abschiebehaft genommen, 
weil sie gegen das Ausländerrecht verstoßen hatten. 
Den Heiratsvermittlern hingegen wurde gesagt, man 
könne ihnen keinen Verstoß gegen den Menschen­
handelsparagraphen nachweisen, weil nicht zu bewei­
sen sei, daß sie die Frauen zur Prostitution gezwun­
gen hätten. Die Männer waren also weiterhin auf 
freiem Fuß; ihnen droht irgendeine Strafe wegen Ver­
stoßes gegen das Ausländerrecht. Die Frauen sind in 
Haft genommen worden, einige in Untersuchungs­
haft, einige in Abschiebehaft. 

Ich habe mich um diesen Fall wirklich intensiv geküm­
mert. Ich habe gleich, nachdem ich davon gelesen 
hatte, den Herrn Innenminister angeschrieben und 
ihn gebeten, sich dafür einzusetzen, daß die Frauen 
zumindest bis zum Prozeß hierbleiben können, damit 
sie als Zeuginnen gegen diese Agenten aussagen 
können. Ich schrieb auch, daß das Gefängnis kein an­
gemessener Aufenthalt für die Frauen ist; sie sind ja 
eigentlich die Opfer, nicht die Täter. Ich bot an, mich 
darum zu kümmern, daß sie in irgendeiner sozialen 
Einrichtung oder in einem Frauenhaus unterkommen 
können. 

Darauf habe ich einen Brief bekommen, der Herr Mi­
nister würde sich da·rum kümmern. Nach einem Mo­
nat habe ich nachgefragt; mir wurde gesagt, drei die­
ser Frauen seien in Untersuchungshaft; die anderen 
seien nicht mehr da. Ansonsten sei die Anwesenheit 
der Frauen beim Prozeß gar nicht nötig, weil ihre Aus­
sagen schriftlich vorlägen; das würde genügen. Wenn 
man aber weiß, wie eingeschüchtert diese Frauen 
sind und daß man sie erst über ihre Rechte aufklären 
muß, hat eine schriftliche Aussage wenig Sinn. Die 
Frauen müssen beim Prozeß hier sein und gegen die 
Männer aussagen können; sonst wird das Ausländer­
gesetz dazu benützt, daß die Taten der Männer ge­
schützt werden und sie sich bequem der Frauen mit 
Hilfe des Staates entledigen können, die sie mit Hilfe 
des Staates geholt haben. Dann können sie in ihrem 
Tun munter fortfahren, die nächsten Frauen herholen, 
und das alte Spiel geht ewig. so weiter. Das ist die 
Realität. Mir wird hier nur geantwortet, Frauenhandel 
sei nach § 180a und § 181 a des Strafgesetzbuches 
strafbar. 

' 

Hier heißt es weiter - das finde ich sehr aufschluß­
reich-: 

In dem vom Bundesanwalt geführten Gewerbezen­
tralregister sind im Jahr 1986 zwei in Bayern ergan­
gene Bußgeldbescheide wegen Ordnungswidrig­
keiten im Zusammenhang mit einer Ehevermitt­
lungstätigkeit eingetragen worden. Ob es sich da­
bei um Ordnungswidrigkeiten in bezug auf eine 
Vermittlung von Ausländerinnen handelt, ist der 
Staatsregierung nicht bekannt. 

Es kann also auch Falsch parken sein!! Zwei ist eine 
große Zahl, wenn man weiß, wie viele Frauen hierher­
kommen. 

Dann habe ich nach den Verurteilungen von Agenten 
gefragt, und darauf wird mir geantwortet: 

Eine Verurteilung durch ein Strafgericht ist bisher 
nicht berichtet worden. 

Man sieht also schon, wie die Männer zur Verantwor­
tung gezogen werden. 

Ich fordere Sie auf - der Herr Staatssekretär aus dem 
Innenministerium ist ja anwesend -, darauf hinzuwir­
ken, daß die Frauen bis zur Verurteilung im Land blei­
ben dürfen, damit sie gegen die Männer aussagen 
können. Man sollte für die Frauen etwas tun und sie 
nicht in Abschiebehaft nehmen, damit diesen Heirats­
agenten endlich einmal das Handwerk gelegt werden 
kann. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

zusammenfassend möchte ich zur Beantwortung der 
Interpellation noch sagen: Man hat auch an den Aus­
führungen, die Sie hier gemacht haben, Herr Minister 
Hillermeier, gemerkt, daß Ihr Problembewußtsein zu 
diesem Thema unterentwickelt ist. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Gott sei Dank gibt es aber noch andere staatliche 
Stellen und Behörden wie das Bundeskriminalamt 
oder auch das Landeskriminalamt, die mit dem Pro­
blem Gewalt gegen Frauen ernsthafter und sorgfälti­
ger umgehen. Wenn wir auf Ihre Antwort angewiesen 
wären, Herr Hillermeier, wären wir wirklich verloren. 
Die Opposition hätte Sie mit vielen Worten nicht so 
bloßstellen können, wie Sie das selbst mit Ihrer Be­
antwortung unserer Interpellation getan haben. 

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN) 

zweiter Vizepräsident Dr. Rothemund: Das Wort hat 
Frau Kollegin König. 

Frau Kllnlg (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren Kollegen! In den neun Jahren, in denen ich 
diesem Landtag angehöre, habe ich noch nie erlebt, 
daß eine Interpellation so beantwortet bzw. nicht be­
antwortet wurde wie die heute vorliegende. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Sie haben sich mit dem Thema schlicht und einfach 
überhaupt nicht inhaltlich auseinandergesetzt. Die 
Beantwortung erinnert mich eigentlich an den Witz 
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von dem Biologiestudenten, der keine Zeit hatte, sich 
auf die Prüfung .vorzubereiten; er hatte sich nur auf 
das Thema Würmer vorbereitet. In der Prüfung wird 
er dummerweise nach den Elefanten gefragt. Er fängt 
an: Der Elefant hat einen wurmartigen Rüssel. Die 
Würmer ... 

(Vereinzelter Beifall und Heiterkeit) 

Ihre Antwort sieht ähnlich aus: Gewalt gegen Frauen. 
Die GRÜNEN mit ihrem Verhältnis zur Gewalt sind 
schlimm ... 

ich weiß nicht, ob sich 53 Prozent der Bevölkerung 
Bayerns gefallen lassen, wie Sie mit einem g es e 11 -
s c haf 11 ich relevanten Prob 1 e m umgehen, 
nämlich mit dem Thema Gewalt gegen Frauen, indem 
Sie es einfach damit beantworten, daß Sie Ihre Vorur­
teile gegenüber den GRÜNEN aufs Papier bringen. 

(Beffall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir S o z i a 1 d e m o k rate n haben zu diesem 
Thema ein a n de r e s V e r h ä 1 t n i s . Wir haben 
versucht, uns ernsthaft damit auseinanderzusetzen. 
Wir hatten letztes Jahr schon ein Fraktionshearing, 
und wir haben auch Anträge zu diesem Thema im 
Landtag gestellt. Ich bin sehr gespannt, wie es diesen 
Anträgen in der Beratung ergehen wird. 

Meine Damen und Herren, alle acht Minuten wird in 
der Bundesrepublik eine frau vergewaltigt. Jede Frau 
jeden Alters, egal welcher sozialen Schicht sie ange­
hört, kann das Opfer männlicher Gewalt werden. Ge­
walt gegen Frauen ist allgegenwärtig und alltäglich, 
auch im privaten Bereich. Das zeigen insbesondere 
die traurigen Statistiken der Frauenhäuser. Wenn 
man Gewalt gegen Frauen hier im Landtag zu einem 
Thema macht, hellt das nicht, daß man verkennt, daß 
es natürlich auch Gewalt gegen Männer gibt. Das ist 
mit diesem AnsatZ nicht gemeint. Ich habe relativ 
häufig im Vorfeld in Diskussionen mit CSU-Kollegen 
erlebt, daß das unterstellt wird. Es heißt vielmehr, daß 
bestimmte strukturelle Phänomene der Gewalt gegen 
Frauen in unserer-Gesellschaft bisher nicht behandelt 
wurden. Daher muß man als Politiker darüber nach­
denken, lflas man dagegen tun kann. 

(Beffall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Welche Frau kennt es denn nicht, daß sie von frem­
den Männern belistigt wird? Jede Frau kennt die Si­
tuation,- daß es Männer darauf anlegen, sie anzulas­
sen, festzuhalten, ihr den Weg zu versperren, ihr 
nachzupfeffen, sie im Bus anzustarren, so daß sie 
nach dem Aussteigen aus dem öffentlichen Verkehrs­
mittel mit Angst zu Fuß nach Hause geht. 

Natürlich wird den Frauen nicht ständig nachgestellt, 
natürlich sind wir Frauen nicht ständig vor Angst ge­
bückt gehende Wesen, hi~lose und wehrlose Opfer 
aus dem Schreckens- und Gruselkabinett, wie Sie es 
in der Beantw_ortung der Interpellation klischeehaft 
unterstellen, Herr Minister. Aber zeigt Ihre Aus­
drucksweise nicht deutlich, daß Sie Schwierigkeiten 
haben, die Realität, mit der Frauen täglich konfron-
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tiert werden, anzunehmen und daß Sie deshalb diese 
Realität ins Lächerliche ziehen? Gewalt gegen 
Frauen, insbesondere die sexuelle Gewalt von Män­
nern gegenüber Frauen unterscheidet sich von ande­
ren Formen der Gewaltkriminalität wesentlich durch 
ihre gesellschaftliche Rechtfertigung 
und Ver h arm 1 o s u n g. Das spiegelt sich in den 
Vergewaltigungsprozessen und in den Medienartikeln 
über diese Prozesse wider. Häufig ist die Argumen­
tationskette zu finden, daß mindestens eine Mit­
schuld der Frau vorliegt. Da heißt es, sie habe den 
Mann gereizt. Da wird gefragt: Was macht eine Frau 
nachts überhaupt allein auf der Straße? Warum hat 
sie den Mann überhaupt zu einer Tasse Kaffee in die 
Wohnung eingeladen? - Damit wird legitimiert, daß 
Männer eine Frau, insbesondere wenn sie sich auch 
noch nachts in der Öffentlichkeit ohne Mann zeigt, als 
Freiwild betrachten. 

Gewalt gegen Frauen ist ein gesellschaftliches Pro­
blem, dessen besondere Schwierigkeit in der Ta -
b u i s i e r u n g und im Verschweigen seiner Existenz 
liegt. Um der Gewalt gegen Frauen entgegenwirken 
zu können, muß darüber gesprochen werden, muß 
die Problematik veröffentlicht werden. In diesem Sinn 
müssen sich an verschiedenen Orten dieser Bundes­
republik immer wieder auch Parlamente mit diesem 
Problem auseinandersetzen. 

Bei unserem Hearing im letzten Jahr kamen einige er­
schreckende D a t e n und Fa kt e n zutage: In Bay­
ern wurden 1986 insgesamt etwa 6000 versuchte und 
vollendete Gewalttaten an Frauen registriert: Verge­
waltigung, sexuelle Nötigung, Mord, Totschlag, Kör­
perverletzung, Raub und sexueller Mißbrauch von 
Kindern. 

Was steckt hinter diesen Zahlen? Da ist zum einen 
das persönliche Schicksal. Da ist die Frau, die von ih­
rem Mann krankenhausreif geprügelt wurde, die Frau, 
die nachts in der Tiefgarage angegrfffen wurde, das 
kleine Mädchen, das von seinem Vater sexuell miß­
braucht wurde und sein Leben lang ein gebrochenes 
Verhältnis zur Sexualität haben wird; da ist die Frau, 
die ihre dringend benötigte Stellung kündigt, weil ihr 
ein Kollege ständig nachstellt und sie es nicht mehr 
aushält. 

Da ist zum anderen eine Gesellschaft, die schweig1, 
wenn der Ehemann seine Frau verprügelt, die einer 
Frau, die nachts auf der Straße überfallen wird, Mit­
schuld an dem Verbrechen gibt, die fragt, weshalb 
diese Frau überhaupt allein unterwegs ist; damit 
müsse sie doch rechnen. Das ist also eine Haltung, 
bei der dem Opfer die Schuld zugeschoben wird. Da 
ist eine Gesellschaft, die eine Frau, die sich über den 
aufdringlichen Kollegen beschwert, der. Lächerlich­
keit preisgibt. 

Diese Zahlen sind jedoch nur die Spitze eines Eis­
bergs. Vertreterinnen und Vertreter der Polizei beton­
ten bei unserem Hearing, daß die Dunkelzffferschät­
zungen bei etwa 1 : 10 liegen. Das heißt, daß auf ein 
bekanntes Delikt neun der Polizei nicht bekannte De­
likte kommen. Viele Frauen gehen nicht zur Polizei 
und erstatten keine Anzeige, wenn sie Opfer von Ge­
walt werden. 
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Eine Vertreterin des Landeskriminalamtes erklärte, 
daß Gewalttaten nach ihren Erfahrungen dann eher 
angezeigt werden, wenn sie durch fremde im öffentli­
chen Raum begangen würden. Gewalttaten, die 
durch Angehörige und Bekannte verübt würden, wür­
den erst recht nicht angezeigt. Dennoch wurde regi­
striert, daß 44 Prozent der angezeigten Mordfälle und 
27 Prozent der angezeigten Körperverletzungen von 
Angehörigen begangen wurden. Wenn man daran 
denkt, daß die Dunkelziffer viel höher liegt, kann man 
sich vorstellen, wie die Zahlen tatsächlich aussehen. 
Wie hOCh mag dann wohl die tatsächliche Zahl sein? 

Warum ist das so? Es gibt viele Gründe dafür, wes­
halb im privaten Bereich weniger Anzeigen erstattet 
werden: die Angst, Menschen bloßzustellen, mit de­
nen man Tag für Tag zu tun hat, weil man damit die ei­
gene Familie diffamieren würde, in der so etwas vor­
gekommen ist; die Angst vor dem Polizeiapparat, mit 
dem man bei einer solchen Anzeige konfrontiert wird; 
Unwissenheit darüber, an wen man sich wenden kann 
- das ist im Falle von minderjährigen Mädchen beson­
ders problematisch -; nicht zuletzt der Mythos der 
Mitschuld, der viele Frauen einengt und ihnen von 
vornherein jede Hoffnung nimmt. 

Die Frauenbewegung brach in den ?Der Jahren das 
Schweigen über die Gewalt, die Frauen widerfährt. 
Seither ist von der Frauenbewegung Wissen gesam­
melt worden, sozusagen von Frauen für Frauen, über 
den Umfang und die Hintergründe von Gewalt. Die 
Frauen selbst waren es, die den Wandel eingeleitet 
und dafür gesorgt haben, daß das Thema öffentlich 
diskutiert wird. 

Gewalt gegen Frauen ist ein gesellschaftliches Pro­
blem, das sich vom Klaps auf den Po bis zum streng 
religiösen Vater spannt, der ohne Gewissensbisse 
seine Töchter sexuell mißbraucht, da seine Frau den 
Beischlaf wrweigert. 

Notzucht und Vergewaltigung sind heute noch von 
Mythen umgeben wie etwa folgendem: Ein sexuell 
gestörter Kerl lauert in einem dunklen Park einer Frau 
auf, zerrt sie ins Gebüsch und vergewaltigt sie. Die­
ses Bild entspricht aber nicht der Wirklichkeit. Solche 
Vergewaltigungen kommen zwar vor, und wenn sie 
vorkommen, stehen sie auch ganz groß in der Bildzei­
tung oder ähnlichen Presseorganen. - sie werden 
dann auch bei der Polizei angezeigt-; doch sie stel­
len nur einen ganz kleinen Teil der tatsächlichen Fälle 
dar. Der überwiegende Teil sexueller Gewaltverbre­
chen spielt sich z w i s c h e n M e n s c h e n ab, 
die sich kennen. Es sind ganz gewöhnliche 
Männer, die sich mit Gewalt und gegen den Willen ih­
rer Freundin oder Ehefrau das nehmen, was ihnen ih­
rer Meinung nach zusteht. Wenn die Frau sich wei­
gert, kommt noch ein anderer Mythos dazu: Frauen 
wollen ja mit Gewalt genommen werden; wenn sie 
nein sagen, meinen sie ja; Ehefrauen können gar 
nicht vergewaltigt werden, denn Geschlechtsverkehr 
gehört zu den ehelichen Pflichten. · 

All dies sind während Jahrhunderten aufgebaute ge­
sellschaftliche Hintergründe, die manche Themen ins 
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Tabu rücken, eben weil sie vor diesem Hintergrund 
diskutiert werden. 

Noch einmal zur Erinnerung: Gewalttaten werden 
h ä u f i g e r angezeigt, wenn sie d u r c h F r e m d e 
im öffentlichen Raum verübt werden. Deshalb liegen 
über die Familien- und Arbeitsplatzsituation, wo Ver­
gewaltigungen von Bekannten und Verwandten aus­
geführt Werden, weniger Zahlen vor. Die Staatsregie­
rung hat diese Problematik in ihrer Antwort verkannt, 
soweit sie überhaupt versucht hat, eine Antwort zu 
geben. 

Mit Sicherheit ist es nicht so - das behauptet auch 
kein Mensch, der sich ernsthaft mit dem Thema aus­
einandersetzt -, daß die Familie Brutstätte der Gewalt 
ist. Sie ist aber auch keine heile Welt, wie Sie sie dar­
zustellen versuchen. Gewalt gegen Frauen und Mäd­
chen in der Familie ist nun mal eine Realität, mit der 
sich die Politiker und das Sozialministerium auseinan­
dersetzen müssen, ganz egal, welchen Stellenwert 
man der Familie selbst einräumt. 

(Zustimmung b<!i der SPD) 

Die Statistiken der Frauenhäuser machen ja auch 
deutlich, daß dieses Problem da ist.· Sie können es 
nicht einfach dadurch wegdiskutieren, indem Sie dar­
über philosophieren, welches Familienbild der ein­
zelne hat. 

Solange sich die Staatsregierung typischerweise wei­
gert, zum Beispiel die S e 1 b s t b e s t i m m u n g i n 
d e r E h e anzuerkennen - ich erinnere an die langen 
Diskussionen, die wir hier im Hause über den Straftat­
bestand der. Vergewaltigung in der Ehe hatten, und 
an Ihre Haltung dazu-, so lange werdenSie auch für 
das andere Thema weder Sensibilität entwickeln noch 
sich ernsthaft damit auseinandersetzen. Wir meinen, 
daß eine Gesetzgebung notwendig ist, die bei der 
Einstufung eines Sexualdelikts der Schwere des De­
likts und dem Ausmaß der angewandten Gewalt 
Rechnung trägt und sich nicht nach irgendwelchen 
Vorurteilen richtet. 

Ich komme noch auf den zweiten Bereich zu spre­
chen, über den nur ganz wenige Zahlen vorliegen und 
über den bisher fast nur Studien und Bücher von per­
sönlich Betroffenen existieren, nämlich zur Ge w a 1 t 
a m A r b e i t s p 1 atz. Sie beruht natürlich auf be­
trieblichen Hierarchiestrukturen. Wenn Frauen von ih­
ren Kollegen oder Vorgesetzten bedrängt, angepö­
belt oder auch vergewaltigt werden - das kommt 
auch vor -, dann kommen diese Vorfälle noch selte­
ner an die Öffentlichkeit. Die Frauen schweigen aus 
Angst und Scham, teilweise auch aus Angst vor der 
Bedrohung durch den Belästiger. Die subtilen und 
weniger bedrohlichen Formen werden nach Möglich­
keit verdrängt und dadurch zu vermeiden versucht, 
daß die Frau dem Mann aus dem Weg geht. Die 
Frauen haben Angst, einen Kollegen anzuzeigen und 
auf sein Gebaren hinzuweisen, weil das als Schlecht­
machen aufgefaßt werden könnte. Sie haben oft 
Angst davor, daß man ihnen vorwirft, sie würden dem 
Manne schaden und daran schuld sein, daß er den 
Arbeitsplatz verliert. Die Angst vor der Reaktion der 
Kollegen, die sagen, das war unkollegial, die Angst 



3234 Bayeriacher Landteg · 11. Wahlperiode Plenarprotokoll 11/49 v. 04.02.88 

(Frau König [SPD]) 

vor der Reaktion der Kollegen, die sagen, das hast du 
doch selbst provoziert, du bist doch mit daran 
schuld, warum warst du mit ihm allein in dem Raum, 
hindert sie, dieses Thema überhaupt anzusprechen. 

Oft wissen die Frauen auch gar nicht, an wen sie sich 
wenden können. Es gibt eben zum Beispiel in den 
großen Betrieben keine Frauen b e auftragt e n. 
Das wäre sicher eine sinnvolle Möglichkeit, dieses 
Thema in den Betrieben anzupacken. Es gibt keine 
Ansprechpartner, von denen eine Frau weiß, daß sie 
sich des Problems bewußt sind und daß versucht 
wird, ihr zu helfen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Daß Frauen in den Betrieben abhängiger sind und 
sich weniger als Männer in vergleichbaren Situatio­
nen, denen irgend etwas Unrechtes geschieht, weh­
ren können, kann man natürlich auch daran sehen, 
was Frauen verdienen und in welchen Funktion.an 
Frauen vermutlich meistens in Betrieben sind, näm­
lich in untergeordneten Stellungen. Diesen Schluß 
ziehe ich, wenn ich mir ansehe, was Frauen in unse­
rer Gesellschaft im Durchschnitt verdienen. 

Der Be d r o h u n g e n , denen sie in unserer Gesell­
schaft ausgesetzt ist, ist sich jede Frau eigentlich un­
terschwellig bewußt. Nach einer INFAS-Untersu­
chung haben 71 Prozent der Frauen in der Bundesre­
publik Angst, wenn sie in der Dunkelheit alleine unter­
wegs sind. 22 Prozent der Männer haben Angst, je­
doch nicht vor sexueller Gewalt. Ich habe diese Zahl 
nur als Parallele genannt, um die Relation darzustel­
len. In Städten mit mehr als einer halben Million Ein­
wohner haben nach dieser Studie sogar 85 Prozent 
der Frauen Angst. 

Bei einer weiteren INFAS-Studie kam heraus, daß 96 
Prozent der weiblichen Fahrgäste von Taxen nachts 
Angst haben. Sie fahren deswegen nachts mit dem 
Taxi, weil sie Angst haben. 

Von den Frauen, die nachts mit Taxis fuhren, war im­
merhin jede zweite schon einmal auf der Straße ange­
pöbelt worden, jede dritte schon einmal auf der 
Straße verfolgt worden und jede vierte schon einmal 
auf de'm nächtlichen Heimweg verfolgt worden bis hin 
zur Situation, wo sie der Mann angefaß1 hatte. Sieben 
Prozent hatten einen Vergewaltigungsversuch erlit­
ten. Drei Prozent der befragten Frauen waren verge~ 
waltigt worden. 

Von 4,5 Millionen Frauen, die in Großstädten mit mehr 
als einer halben Million Einwohner leben, haben fast 
100 000 sexuelle Gewalt erlebt und Todesängste aus­
gestanden. 1986 wurden in Bayern 786 Vergewalti­
gungen registriert, 465 sexuelle Nötigungen, 213mal 
Mord- und Totschlagsfälle, Fälle von Körperverlet­
zung nur 3049. 

Allein die Zahl der sexuell mißbrauchten Mädchen, 
deren Fälle zur Anzeige kamen, betrug 1133. Diese 
Zahlen sind einfach Realität, und man sollte eigentlich 
erwarten, daß man sich in anderer Form mit diesem 
Thema auseinandersetzt. 
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Die Tatsache, daß Frauen aufgrund ihrer Ge­
schlechtszugehörigkeit gefährdet sind, wird Mädchen 
früh vermittelt. Jede Frau spürt von Kind auf diese la­
tente Bedrohung oder zumindest eine vermittelte la­
tente Bedrohung. Aus dem selbsterlebten Angstge­
fühl heraus pflegen Mütter ihren Töchtern zu sagen: 
Paß auf, wenn Du nach Hause gehst, gehe mit keinem 
fremden Mann mit usw. Von Kind auf wird dadurch 
bei einem Mädchen eine psychische Situation ge­
schaffen, die beinhaltet, daß es abends zu Hause zu 
bleiben habe, nachts nicht allein auf die Straße gehen 
solle, dunkle Plätze und Tiefgaragen zu meiden habe 
und bei Nacht lieber das teure Taxi als öffentliche 
Verkehrsmittel benutzen solle. Mit anderen Worten: 
Mehr als der Hälfte unserer Bevölkerung, 53 Prozent, 
wird eingeredet, daß es sinnvoll sei, sich in ihren eige­
nen Menschen- und Bürgerrechten einzuschränken! 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sie sollen lieber zu Hause bleiben und bestimmte 
Dinge nicht tun, damit ihnen nichts passiert. 

Viele der kriminalpolizeilichen Aufklärungsbroschü­
ren, aber auch - die Kollegin Bause hat es bereits 
erwähnt - das Flugblatt des Kollegen Merkl, das si­
cherlich lieb gemeint war, ich will das gar nicht be­
streiten -, basieren auf genau der gleichen Logik. 
Frau ist selber schuld, und darum, Frau, paß auf und 
bleib' nach Möglichkeit zu Hause, dann kann nichts 
passieren. Die Idee, die dahintersteht, daß die eine 
Hälfte der Bevölkerung nicht so leben kann wie die 
andere, wird gar nicht reflektiert. 

(Zustimmung bei der SPD und bei de.n 
GRÜNEN) 

Aufgabe der Politik muß es aber sein, dafür 
zu sorgen, daß auch Frauen die u n e i n g e -
s c h r ä n kt e B e w e g u n g s f r e i h e i t im öffentli­
cl\en Raum selbstverständlich haben. Politik zur Be­
kämpfung der Gewalt gegen Frauen ist unserer Mei­
nung nach auch ein Teil der Politik zur Emanzipation. 
Diese Politik muß auf vielen Ebenen ansetzen. Sie 
muß Auswirkungen auf alle Bereiche haben, in denen 
Frauen leben, arbeiten, sich bewegen, Gewalt erfah­
ren. Das Problem muß enttabuisiert werden. Es müs­
sen Mittel and Wege gefunden werden. daß Frauen 
und Mädchen mit der ihnen zugefügten Gewalt nicht 
alleingelassen werden, daß sie sich aus der Anony­
mität ihres Erleidens und Erduldens herauswagen. 

1 nf o rm at i o n s kam p ag n e n zur Aufklärung 
der Öffentlichkeit, F o r s c h u n g e n über Ursachen 
und Ausmaß sind notwendig. Sicherlich ist es auch 
notwendig, daß öffentliche Plätze nachts b e s s e r 
b e 1 euch tet werden, daß Tiefgaragen Notruf­
s ä u 1 e n erhalten usw. Aber das ist eigentlich nur 
ein Herumdoktern an der Oberfläche, das nicht wei­
terhilft. Man muß diese Probleme viel weiter unten an­
packen. Das Problem beginnt bereits im K i n de r -
garten und in der Sc h u 1 e. Mädchen und Jun­
gen müssen die Möglichkeit haben, in gegenseitiger 
Achtung und Anerkennung autzuwachsen. Mädchen 
sollen erfahren können, daß sie genauso stark sind, 
daß sie sich auch schützen und verteidigen können, 



Ptenarprolokoll 11/49 v. 04.02.88 B.Yerlscher Landtag . 1t. Wahlperiode 3235 

(Frau König [SPD]) 

daß sie nicht nur dulden und einstecken müssen. Die 
L e h r p 1 ä n e müssen überarbeitet werden; dazu 
bedarf es des Problembewußtseins, das Thema Ge­
walt gegen Frauen und Mädchen schon in der Schule 
offensiv aufzugreifen. Es darf nicht bei der Defensiv­
haltung bleiben, mit der Frauen zu Hause bleiben. 

Aber auch das Frauenbild in den bayerischen Schul­
. büchern muß revidiert werden; dieses Thema haben 
wir in diesem Hause schon häufig diskutiert. Das ist 
mit eine Ursache für das, worüber wir heute reden. 
Wenn diese Problematik an den Schulen angespro­
chen wird, dann dürfen die Mädchen nicht in Angst 
und Schrecken versetzt werden und ein falsches Bild 
von den zwischenmenschlichen Beziehungen bekom­
men, wie Sie, Herr Staatsminister, es in Ihrer Stellung­
nahme zu dieser Interpellation dargestellt haben. Viel­
mehr müssen Mädchen und Buben lernen, daß sie 
mit ihrer Realität umgehen müssen, auch wenn es 
manchmal eine unangenehme Realität ist. 

Solche Maßnahmen sind geeignet, Licht in das Dun­
kel der Gewaltdelikte zu bringen. Wenn in der Schule 
darüber gesprochen wird, traut man sich anschlie­
ßend auch, dem Lehrer zu sagen: Bei mir in der Fami­
lie ist es auch so, mein Bruder mißbraucht meine 
kleine Schwester! 

Bedrohte und belästigte Mädchen, die oft überhaupt 
nicht wissen, an wen sie sich in ihrer Not und Angst 
wenden sollen, könnten so unter Umständen eine 
Chance bekommen, aus ihrer ohnmächtigen Anony­
mität herauszukommen. Auch - um noch einen ganz 
anderen Bereich aufzugreifen - Ergänzungen des 
Sportunterrichts durch Se 1 b s t v e r t e i d i -
g u n g s k ur s e für Mädchen sind mögliche und not­
wendige Maßnahmen, um in diesem Bereich voranzu­
kommen. 

Bei unserem Hearing haben Vertreterinnen verschie­
dener Verbände darauf hingewiesen, daß zumeist 
Frauen und Kinder Opfer der Gewalt sind, die sich in 
vielen Familien abspielt. Die Kinder .sind als die 
schwächsten Glieder am meisten betroffen. 

Man erfährt davon erst, wenn die Gewalt sichtbar 
wird, wenn die Polizei eingreift, weil Nachbarn oder 
sonst jemand reagieren. Welche Dramen sich davor 
abspielen, welche Situation zuvor die Mädchen über 
Monate und Jahre in der Familie ertragen haben, dar­
über redet man nicht. Darüber weiß man auch fast 
nichts. Es gibt fast keine Untersuchungen zu diesem 
Thema. Die Frauen und Mädchen schweigen aus 
Angst, und wenn es endlich ans Tageslicht kommt, 
dann sind sie so kaputt, daß sie darüber gar nicht 
mehr reden können. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es gibt viel zu wenige Notruf t e 1 e f o n e. Speziell 
ausgebildete Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen, 
die im Rahmen von Familienkriseninterventionen tätig 
werden und mithelfen könnten, gibt es fast gar nicht. 
In der Interpellation kommt dies auch nicht vor. Sol­
che Einrichtungen sind insbesondere im ländlichen 

' 

und kleinstädtischen Bereich dringend notwendig. In 
der Großstadt gibt es über die Frauenselbsthilfegrup­
pen langsam Ansätze dazu, wobei man sich natürlich 
auch fragen muß, wo da die Unterstützung durch den 
Staat ist. 
Das Netz von F rau e n h ä u s e r n in Bayern müßte 
verdichtet und über ganz Bayern ausgebreitet wer­
den. Die verstärkte finanzielle Förderung von Frauen­
häusern und ein anderer Umgang mit den Autonomen 
- all dies haben wir in anderem Zusammenhang in 
diesem Haus schon x-mal diskutiert. Das gehört 
ebenfalls zum Thema. Schließlich geht es auch um 
den Ansatz, mit dem Sie an das Thema herangehen; 
ich meine, er ist falsch. 

Die Sicherung des Lebensunterhaltes von mißhandel­
ten Frauen und Kindern ist durch U n t e r h a 1 t s -
vors c h u ß k a s s e n oder ähnliches zu gewährlei­
sten. Häufig bleiben die Frauen ja notgedrungen in 
der Familie oder gehen wieder zu ihr zurück, weil sie 
nicht wissen, wie es weitergeht. 

Ein spezielles Problem ist das der mißhandelten Mäd­
chen, die nicht wieder in die Familie zurückgehen 
können. In anderen Bundesländern gibt es mittler­
weile M ä d c h e n h ä u s e r und spezielle Wohn­
gruppen mit psychosozialer Betreuung. Bei uns in 
Bayern gibt es von Staats wegen keinerlei Möglich­
keit. Es gibt zwar auch da wieder in der Frauenbewe­
gung den Ansatz, so etwas selbst zu gründen, aber 
das Ministerium denkt gar nicht daran, von sich aus 
tätig zu werden. 
Es geht auch darum, daß Frauen, wenn sie zu Opfern 
von Gewalttaten werden, nicht länger in die Rolle der 
Mitschuldigen gedrängt werden, daß sie die Möglich­
keit haben müssen, sich ohne Angst und Scham an 
bestimmte Stellen zu wenden, die ihnen dann helfen, 
daß es Frauen möglich sein muß, z u r Po 1 i z e i zu 
gehen, ohne sich dummdreisten Verhören auszuset­
zen, daß dort ausgebildete Polizeibeamte und nicht 
nur solche sind, die ein Merkblatt bekommen haben. 
Sie schreiben ja in Ihrer Antwort auf die Interpellation, 
daß Merkblätter an die Polizeibeamtinnen und -beam­
ten verteilt wurden, in denen sie auf die spezifische 
Situation hingewiesen werden. Das ist zuwenig. Dafür 
wird eine Ausbildung benötigt, in der auch vermittelt 
wird, in welcher komplexen Situation sich die Frau 
befindet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Vernehmung des weiblichen Opfers muß, wenn ir­
gend möglich, stets Aufgabe von weiblichem Perso­
nal sein, wenn die Frau es wünscht. Auch hierfür ist 
viel zuwenig Versorge getroffen worden. Koordinie­
rung der Maßnahmen von Polizei-, Justiz-, Bildungs-, 
Jugend- und Sozialbehörden findet in Bayern eigent­
lich nicht statt. Man muß sich einmal anschauen, was 
die Bremer und Hamburger in den letzten Jahren auf 
diesem Gebiet getan haben. Da kann man nur sagen, 
Sie ignorieren schlicht dieses Thema. 

Ich möchte noch ein spezifisches Problem erwähnen, 
das gerade im Bereich der Gewalt in der Familie deut­
lich macht, wie gesellschaftlich komplex dieses 
Thema ist. Eine Vertreterin der Polizei hat bei unse­
rem Hearing deutlich gemacht, daß dann besonders 
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häufig die Gewalt in der Familie sehr hoch ist, wenn 
derStreBfaktor langer Arbeitslosigkeit ge­
geben ist. Daran wird wiederum deutlich, daß Gewalt 
gegen Frauen ein strukturelles Problem ist, das man 
nicht mit drei Sätzen abtun kann. Zunehmend mehr 
Menschen sind länger als zwei, drei Jahre arbeitslos. 
Dies führt für die Betroffenen zu einer psychischen 
Situation, in der sie ihre Aggression und ih(en Streß 
nur noch dadurch abreagieren können, da6 sie in der 
Familie um sich schlagen und Gewalt ausüben; die­
ses Problem mu6 halt auch bei der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit mitdiskutiert werden. Wo sind denn 
in den letzten Jahren Ihre Initiativen gewesen? 

(Beifall bei der SPD) 

Wirklich am eigenartigsten, Herr Minister, sind Sie al­
lerdings in Ihrem Bericht mit dem Problem der P r o -
s t i t u t i o n umgegangen. In unserer Gesellschaft ist 
Prostitution sicherlich ein gern verdrängtes Thema; 
das geht aus Ihrer Antwort sehr deutlich hervor. Erst 
aufgrund der AIDS-Problematik ist in den letzten Jah­
ren eigentlich überhaupt in der Öffentlichkeit über 
Prostitution geredet worden. Dabei werden die Pro­
stituierten diskriminiert. Man nimmt einfach nicht zur 
Kenntnis, daß es offensichtlich der ganz „normale 
Bürger" ist, der die Voraussetzung für die Prostitu­
tion schafft, indem er zur Prostituierten geht und auf 
diese Art und Weise seine Bedürfnisse befriedigt. 

Ich will dazu nur ein paar Zahlen nennen, weil es inter­
essant ist, wie diese Verdrängung völlig an der gesell­
schaftlichen Realität vorbeigeht: Es gibt in der Bun­
desrepublik Deutschland etwa 400000 Prostituierte. 
Das Bundeskriminalamt geht davon aus, daß diese 
400000 Prostituierten am Tag im Durchschnitt drei 
Kunden haben, das macht 1,2 Millionen. Man kann 
davon ausgehen, daß nicht die gleichen Männer täg­
lich zu den Prostituierten gehen, sondern da6 eine 
gewisse Abwechslung gegeben sein wird. Wenn man· 
bedenkt, daß wir insgesamt ungefähr 60 Millionen 
Bürger haben, wovon ungefähr 30 Millionen Männer 
sind, davon wiederum ungefähr 20 Millionen ge­
schlechtsfähig im weitesten Sinn, und diese Zahl zu 
den 1,2 Millionen Freierbesuchen pro Tag in Bezie­
hung setzt, sieht man, wie dieses Thema bei uns ei­
genartigerweise tabuisiert wird. Während die Frauen 
geseMschaftlich moralische Geringschätzung erfahren 
- in Ihrer Antwort wird Prostitution gar als Handeln 
gegen die Menschenwürde bezeichnet -, bleiben die 
Männer anonym, auch z.B. im Falle, daß sie sich da­
nebenbenehmen und Gewalt gegen Frauen anwen­
den. Frauen, gerade was die Prostituierten anbelangt, 
werden bei uns in der Rechtsprechung schlicht miß­
achtet. !Ch darf an das vor kurzem ergangene Urteil· 
des BGH erinnern, nach dem das Verhalten eines 
Mannes, der bei einer Prostituierten war und diese 
anschließend um ihren Lohn prellte, nicht bestraft 
wurde, weil das Handeln unsittlich ist. Aber dieses 
„Unsittliche" tun täglich 1.2 Millionen Männer! Dahin-. 
ter steckt eine Logik, die wirklich ungeheuer eigenar­
tig ist! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Von der gleichen Logik geht übrigens auch der AIDS­
Ma6nahmenkatalog aus. Danach muß die Prosti-

1 

tuierte, die zuläßt, daß der Freier ohne Kondom mit 
ihr verkehrt, mit bestimmten Folgen bis hin zum Be­
rufsverbot rechnen. Das halte ich in der AIDS-Be­
kämpfung für eine richtige Maßnahme; bloß: Wo ist 
denn eigentlich der zweite Satz, daß dem Freier, der 
mit ihr ohne Kondom verkehrt, auch irgend etwas 
passiert? Diese logische Konsequenz fehlt hier völlig! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Hier wird dieser tabuisierende und eigentlich verlo­
gene Umgang mit diesem Thema offenkundig. 

(Abg. Langenberger: Dabei verlangt es ja 
der Freier!) 

- Obwohl es der verlangt! - Das stimmt mich eigent­
lich traurig. 

Das letzte Thema, das ich hier noch aufgreifen will, ist 
Ihre Antwort zum Komplex a u s 1 ä n d i s c h e 
F raue n u n d Sext o u r i s m u s . Sie liegt schlicht 
daneben. Die Frau Kollegin Bause ist schon darauf 
eingegangen. Beim Thema ausländische Frauen geht 
es nicht darum, ob in ausländischen Familien mehr 
oder weniger Gewalttaten registriert werden, sondern 
darum, welche Konsequenzen sich für die ausländi­
schen Frauen ergeben, wenn sie sich gegen solche 
Gewalttätigkeiten wehren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Wenn die Frau Mißhandlungen seitens des Eheman­
nes dulden mu6, damit sie nicht samt ihren Kindern 
ausgewiesen wird, dann heißt das für die Frauen, daß 
sie vieles wegstecken müssen, was noch weitaus 
schwerwiegender ist, als es in den sonstigen Ehen in 
Deutschland der Fall ist. · 

(Zustimmung von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Unser bundesdeutsches Recht bringt sie eigentlich in 
eine moderne Sklaverei, weil sie bei der Abwägung, 
Mißhandlungen zu dulden oder vielleicht mit dem 
sechsjährigen und dem neunjährigen Kind, die beide 
deutsche Schulen besuchen, ausreisen zu müssen, 
wohl zu der Überlegung kommen, daß sie das wegen 
der Kinder hinnehmen müssen. 

(Zustimmung von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wir fordern ein eigenständiges Aufenthaltsrecht für 
Ausländerinnen und kein abgeleitetes Aufenthalts­
recht, das genau zu solchen Konfliktsituationen führt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
den ~RÜNEN) 

Wir meinen auch, daß Polizeibeamte in einem solchen 
Fall, wenn es zu einer Anzeige kommt, grundsätzlich 
Dolmetscher zuziehen müssen. 

Gerade türkische und marokkanische Mädchen, die 
häufig gegen ihren Willen verheiratet werden, völlig an 
ihren Mann gebunden sind und, wenn sie Anzeige er­
statten, unmöglich hinterher in ihre Familie und auch 
nicht zu ihren Eltern zurückkehren können, weil sie 
sie ja zwangsweise verheiratet haben, brauchen ein 
Auffangzentrum, in das sie nach der Anzeigeerstat-
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tung gehen können. Denn im Gegensatz zu deut­
schen Frauen sind hier, wie gesagt, die Eltern auch 
„außen vor". 

Zuletzt will ich noch auf den F rau e n h an d e 1 ein­
gehen und Sie, Herr Minister, darauf a_ufmerksa_m m?­
chen, daß Ihre „Parteibrüder", oder wie immer ich sie 
nennen soll, in Holland, die dortigen Christsozialen, 
letzte Woche ein Gesetz verabschiedet haben, das 
genau den gegenteiligen Ansatz aufzeigt wie den, 
den Sie in Ihrer Antwort vorgetragen haben. Dort hat 
man ein Gesetz beschlossen, wonach Frauen, die im 
Zuge des Sextourismus dorthingeschleppt, fast ver­
kauft worden sind und Anzeige erstatten, anschlie­
ßend in Holland ein Aufenthaltsrecht haben, 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

weil man erkannt hat, daß diese Frauen, wenn sie je 
dieses Delikt anzeigen, abgeschoben oder, wenn sie 
in der Abwägung darauf verzichten, zu einer moder­
nen Form der weiblichen Sklavin herabgewürdigt wür­
den. Es war, wie gesagt, eine christsoziale Mehrheit, 
die dieses Gesetz verabschiedet hat. Es wäre schön, 
wenn Sie einmal darüber nachdenken würden! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und bei 
. den GRÜNEN) 

Frauen und Mädchen darf in unserer Gesellschaft das 
Recht sich frei und ohne Angst auf allen Ebenen des 
gesell~chaftlichen Lebens zu bewegen, . nicht länger 
nur auf dem Papier zustehen. Es ist traurig, daß diese 
Selbstverständlichkeit noch nicht selbstverständlich 
ist. Wir fordern die Staatsregierung auf, sich aktiv für 
eine Politik gegen Gewalt gegen Frauen und . Mä~­
chen einzusetzen. Wir haben als konkrete Utopie die 
Vorstellung: Stell Dir vor, es ist Nacht, und keine Frau 
hat Angst! · 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

zweiter Vl~epräsldent Dr. Rothemund: Das Wort hat 
Frau Kollegin Fischer. 

Frau Fischer (CSU): Herr Präsident, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die Staat;;regierung hat 
di~ Interpellation der Fraktion DIE GRUNEN „Gewalt 
gegen Frauen" beantwortet. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aber wie!) 

Frau Sause, ich bin nicht der Meinung, daß unser Mi­
nister das in einer hysterischen Art getan hat. Er war 
erstaunlich ruhig, und ich möchte mich im Namen al­
ler Frauen hier bedanken. 

(Beifall bei der CSU - Lebhafte Zurufe von 
den GRÜNEN) 

- Ich möchte feststellen, daß ich in der Aussprache 
während Ihrer Reden völlig ruhig auf meinem Platz 
gesessen bin; ich erwarte von den Fr~uen und_ vor al­
len Dingen von den Männern auf der linken. Seite des 
Hauses die gleiche Ruhe. 

' 

(Sehr gut! und Beifall b~! der CSU - Zuruf 
von den GRUNEN) 

Ich erwarte Ruhe, wenn Sie trotzdem stören wollen, 
werde ich auf jeden Fall weiterreden. 

Weder von der Staatsregierung noch von uns wird 
bestritten, daß es Gewalt in unserer Gesellschaft gibt, 
Gewalt in verschiedensten Bereichen mit unter­
schiedlicher Intensität. Ich glaube, darüber sind wir 
uns einig. Es gibt Gewalt zwischen den Geschlech­
tern, es gibt Gewalt gegen Frauen, es gibt Gewalt ge­
gen Kinder, die uns betroffen macht. Ich habe das 
schon einmal hier geäußert. Die CSU-Landtagsfrak­
tion sieht aber ihre Aufgabe darin - und ich glaube, 
das gesamte Parlament muß seine Aufgabe darin se­
hen -, jetzt den Rahmen dafür aufzuzeigen, was wir 
konkret tun können, um der Gewalt wirkungsvoll be­
gegnen zu können. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich bin eigentlich der Frau Kollegin König dankbar, 
daß sie eine Reihe von konkreten Möglichkeiten auf­
gezeigt hat. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich glaube, hier können wir ihr alle folgen. 

(Zustimmung von der CSU - Frau Abg. 
Wax-Wörner: Das wäre die Aufgabe des 

Ministers gewesen, de" hat es nicht getan! -
Zuruf der Frau Abg. Paulig) 

Hier wurde behauptet, der Herr Minister habe keine 
Antwort gegeben, sondern nur Vorurteile gegen 
GRÜNE loswerden wollen. Ich wollte es nicht tun, 
muß aber jetzt doch etwas sagen; ich habe lange ge­
nug hier ruhig zugehört. Ich meine, wer Gewalt in ver­
schiedensten Formen nicht ablehnt, sie v1elle1cht so­
gar rechtfertigt, wie hier auch schon 11es.chehen, de~, 
glaube ich, kann nicht ganz glaubwurd1g einen Tell 
herausziehen. Ich gehe bewußt nicht darauf ein, ob­
wohl ich es könnte, weil ich finde, wir sollten hier 
keine Emotionen schüren, sondern konkrete Vor­
schläge machen. Ich könnte aber ganz konkret auf­
zeigen, wo das bereits geschehen ist. 

Frau Kollegin König, wir fragen nach den Ursachen 
und sind durchaus der Meinung, daß man sie erfor­
schen soll. Wir sehen als eine Ursache für die Gewalt 
gegen Frauen insbesondere die jahrelange Liberali­
sierung und Enttabuisierung des gesamten sexuellen 
Bereichs und des Jugendschutzes. Ich erinnere an 
den erleichterten Zugang zu Videofilmen mit harter 
Pornographie und brutalsten Gewaltdarstellungen. 

(Zustimmung von der CSU) 

Ich bitte Sie herzlich, den von der CSU immer wieder 
initiierten Gesetzentwurf, solche Filme unter Verleih­
verbot zu stellen, endlich zu unterstützen. 

(Beifall bei der CSU) 

Es muß Ihnen doch einleuchten, daß diese Filme im 
Bereich „Gewalt gegen Frauen" wirken. Ich habe in 
der Stadt Bayreuth auf diesem Gebiet sehr lange ge­
arbeitet. Ich meine, daß es uns, wenn wir Menschen 
beim Anschauen solcber Filme beobachten, nicht zu 
wundern braucht, wenn dann auch im privaten Be­
reich etwas passiert. Man spricht ja auch nicht davon, 
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daß man die Filme „ansieht". sondern daß man sie 
sich „hineinzieht". Ich bitte Sie nochmals herzlich. 
unseren Gesetzentwurf zu unterstützen. Ich muß, es 
tut mir leid, in dieser Hinsicht auch das Fernsehen an­
sprechen, das Abend für Abend Gewaltfilme, sendet, 

(Zustimmung von der CSU) 

blutige und rücksichtslose Szenen, die uns täglich 
frei Haus geliefert werden. Ich bitte, schon um der 
Gewalt gegen Frauen begegnen zu können, hier mit­
zuhelfen. 

Wir von der CSU-Landtagsfraktion sind für Ursachen­
forschung, weil wir wissen, daß auf jede Form von 
Gewalt - ich gebe Ihnen recht: auch auf die Gewalt 
gegen Frauen - nur aufgrund konkret erkannter Tat­
sachen entsprechend reagiert werden kann. 

Wir begrüßen es sehr, daß es eine kriminologische 
Forschungsgruppe der bayerischen Polizei gibt, die 
zu diesem Thema - wohlgemerkt im Auftrag des 
bayerischen Innenministeriums - eine Studie erarbei­
tet hat. Sie haben diese Studie seitenweise zitiert. 
Das hätte ich auch gekonnt; wir alle haben sie gele­
sen. Ich meine aber, unsere Aufgabe ist nicht, die 
Studie zu zitieren, sondern jetzt Gegenmaßnahmen 
aufzuzeigen. 

(Beifall bei der CSU) 

In dieser Studie - jetzt muß ich mich doch auf sie be­
ziehen, weil Sie so ausführlich daraus zitiert haben -, 
ist ganz klar festgehalten, daB Gewalt gegen Frauen 
kein neues Thema ist, sondern daß es sie schon im­
mer gegeben hat. In der Studie steht die interessante 
Formulierung, daß dieses Thema in allen westlichen 
Ländern „Karriere" gemacht habe. Es wird also nicht 
nur bei uns in Bayern oder in Bremen oder in Ham­
burg oder sonstwo diskutiert, sondern das Thema hat 
in allen westlichen Ländern eine Neubewertung erfah­
ren. Diese Neubewertung, zu dem Schluß kommt die 
kriminologische Studie, die ich außerordentlich be­
grüße, hat natürlich Konsequenzen. 

Die Kriminalstatistik, auf die Sie sich auch berufen ha­
ben, zeigt auf, daß Gewalt gegen Frauen in drei Räu­
men slattlindet: im öffentlichen, im halböffentlichen 
und im privaten. Das ist heute mehrmals gesagt wor­
den. Die Statistik beweist aber auch, daB der aus der 
nun einmal vorhandenen Angst heraus gezogene 
Schluß, daB die Bewegungsfreiheit von Frauen bei 
Nacht eingeschrinkt sei, nach der objektiven Sicher­
heitslage nicht begründet ist. Ich verweise auf die 
Statistik. 

Man kann natürlich, und das wird ja auch gemacht, 
z.B. Stellplätze für Frauen in Tiefgaragen anbieten. 
Dieses Angebot wird aber ganz unterschiedlich beur­
teilt. Wir möchten hierzu noch Forschungsergebnisse 
abwarten. Als dieses Angebot, wohlgemerkt auf Vor­
schlag einer CSU-Stadträtin, in Bayreuth initiiert 
wurde, haben mich Frauen angesprochen und ge­
sagt, sie fühlten sich in Tiefgaragen gar nicht so wohl. 
Ich gebe Frau König recht: Wir sollten erst die Ergeb­
nisse abwarten und dann Maßnahmen treffen, damit 

' 

wir nicht vorschnell etwas festlegen, was nachher 
vielleicht gar nicht richtig ist. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich gebe Ihnen auch vollkommen recht, wenn Sie sa­
gen, daß sich Gewalt gegen Frauen im Nahbereich 
abspielen kann und auch abspielt. Das wissen wir 
alle. Es kam allerdings, als Sie die Zahlen vorgetragen 
haben, weniger zum Ausdruck - ich berufe mich wie­
der auf die Studie, die ich selbstverständlich ganz ge­
nau gelesen habe -, daß diese Vorgänge sehr schwer 
zu erfassen sind. Die Studie sagt aus, die konkreten 
Zahlen - die Sie genannt haben - seien aus mehreren 
Gründen nicht repräsentativ, es stehe allerdings fest, 
daß es Gewalt gegen Frauen im Nahbereich gebe. 

Ich gebe Ihnen recht, daß in Familien oftmals eine be­
sondere Notlage, ein besonderer Streß - ich sage 
das, obwohl ich das Wort nicht mag - zu Konflikten 
führt. Sie haben darüber gesprochen, und das leug­
nen wir nicht. Nun stellt sich aber die Frage, wie wir 
der Gewalt im Nahbereich, in der Familie begegnen 
können. 

Ich habe hier am Pult schon einmal gesagt, ich hätte 
etwas dagegen, die Vergewaltigung in der Ehe der 
Strafbarkeit zu unterstellen. Damals wollte mir ein Ju­
rist der SPD dazu sofort Fragen stellen. Diesmal habe 
ich mich, da ich auf diesem Feld nicht kompetent bin, 
des Rates eines Juristen versichert, nämlich des ehe­
maligen Präsidenten des Bundesgerichtshofs, der 
gegen Pläne einer Strafbarkeit der Vergewaltigung in 
der Ehe äußerste Bedenken hat; er heißt die Pläne 
nur teilweise gut. Sie können das in der Süddeut­
schen Zeitung vom 30. Januar nachlesen. 

Was können wir tun, wenn einerseits ein strafrechtli­
ches Einschreiten des Staates zumindest sehr 
schwierig ist, andererseits aber Gewalt im Nahbe­
reich vorkommt? Strafandrohungen sind möglich, 
aber ich meine, es ist für uns entscheidend, daB sich 
Einstellung und Verhalten der Menschen ändern. 

(Zustimmung bei der CSU) 

Es stellt sich die Frage, wie wir das am ehesten errei­
chen können. Ich meine, die Öffentlichkeit, Männer, 
Frauen, Eltern und Kinder müssen über Gewalt nach­
denken, denn das Problem der .Gewalt wird sich nie­
mals allein durch professionelle Hilfe lösen lassen. 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage der Kollegin Bause? 

Frau Flscller (CSU): Ich würde gerne weiterreden 
und Ihre Frage am Schluß beantworten. Frau Kollegin 
Bause, ich hätte auch gerne Fragen gestellt, wollte 
Sie aber im Zusammenhang reden lassen. 

(Abg. Langenberger: Das ist aber nicht 
parlamentarisch!) 

- Es ist aber mein Recht; ich habe das parlamentari­
sche Recht. 

(Zuruf der Frau Abg. Bause) 
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- Wir setzen auf Prävention. 

Wann immer mißhandelte Frauen und Kinder Schutz 
und Hilfe brauchen, wird die CSU-Landtagsfraktion 
nicht zögern, diese Hilfe zu geben, ebenso wie es 
auch die Staatsregierung - Sie sehen das falsch -
bisher nicht unterlassen hat, geeignete Maßnahmen 
zu fördern, allerdings keine Einzelmaßnahmen. Wir 
brauchen hierzu ein Gesamtkonzept. Ich habe in den 
Anträgen der Frau Kollegin König durchaus etwas 
derartiges entdecken können. 

Lassen Sie mich unsere politische Grundhaltung ver­
deutlichen: Die Tatsache der Gewalt gegen Frauen 
wird von uns nicht ignoriert; sie wird nicht totge­
schwiegen, sie wird im Gegenteil sehr, sehr ernst ge­
nommen. Wir sind aber absolut nicht bereit, die Pro­
bleme zu übertreiben. 

(Beifall bei der CSU) 

Wir wollen die Frauen nicht in Angst und Schrecken 
versetzen. Ich sage das nicht emotional, sondern 
ganz ruhig und ernst: Ich mag nicht in jedem Mann ei­
nen potentiellen Verbrecher sehen. 

(Zustimmung von der CSU) 

Ich sage Ihnen ehrlich und ernst: Ich befürchte, wir 
produzieren hier Freund-Feind-Haltungen, die neue 
Gewalttaten, neue Konflikte mit sich bringen. Sie ha­
ben auf Themen hingewiesen, über die man tatsäch­
lich sprechen muß. Wogegen ich mich als Frau aber 
wehre, das ist, wie Sie diese Dinge generalisieren, 
verabsolutieren, als einzig noch mögliche Tatsache 
hinstellen. 

(Beifall bei der CSU) 

Wir sollten dieses Thema weder ignorieren noch 
hochspielen, sondern ernst nehmen und sehen, was 
wir tun können. 

Lassen Sie mich etwas zur P r ä v e n t i o n sagen. 
Erziehung, Aufklärung, Öffentlichkeitsarbeit - all das 
wurde angesprochen. Hier unterscheiden wir uns ge­
waltig. Wir wollen jungen Menschen und Erwachse­
nen •den Wert von Partnerschaft, Familie - Familie!-, 
gegenseitiger Anerkennung und Achtung als Grund­
lage menschlichen Zusammenlebens nahebringen. 

(Beifall bei der CSU) 

Hier ist die Familie gefordert. Sie kann das am ehe­
sten. Sie hat es allerdings schwer. Sie kann am ehe­
sten zum friedlichen Umgang miteinander erziehen. 
Ich sage das als Mutter von vier Kindern; Tausende 
von Müttern, Vätern und alleinerziehenden Vätern und 
Müttern leisten diesen Beitrag zum friedlichen Mitein­
ander jeden Tag. 

(Beifall bei der CSU) 

Was ich jetzt sage, mag für Sie wie eine altmodische 
Floskel klingen; ich rechne sogar mit einem Angriff 
von Ihrer Seite. Ich sage hier: Die Familie ist die klein­
ste Zelle der menschlichen Gemeinschaft. 

' 

(Zuruf von der SPD: Das stammt vom 
Wuermeling!) 

- Nicht von Wuermeling, oh nein. - Ich war gestern 
auf der Beerdigung der Vizepräsidentin des Südtiro­
ler Landtags. 

Dort wurde von vielen Rednern festgestellt: Es war 
ihr Anliegen bis zur letzten Stunde, die Familie als 
kleinste Zelle der menschlichen Gemeinschaft zu 
schützen und zu beschützen. Sie hat bis zuletzt dafür 
gekämpft. Wir müssen das auch tun. 

Ich gebe Ihnen recht: Es muß auch im Kindergarten· 
und in der Schule geschehen, es muß aber auch im 
Elternhaus in den ersten drei Lebensjahren gesche­
hen. Wir müssen unsere Kinder zum partnerschaftli­
chen Umgang zur gegenseitigen Rücksichtnahme er­
ziehen. Ich weiß, daß das schwer ist. 

Sie haben von Familien gesprochen, in denen es Pro­
bleme gibt. Ja, die gibt es! Das wissen wir doch auch. 
Es ist gut, daß es Zahlen gibt; wir wissen es aber 
auch ohne Zahlen. Es sind aber doch nicht alle Fami­
lien, es sind die Ausnahmen. Was glauben Sie, wie es 
aussehen würde, wenn wir unsere Familien nicht hät­
ten? 

Nun sagen Sie, die Familie hat Probleme. Weil wir 
nicht vollkommen sind, kann eine Familie auch nicht 
vollkommen sein. Ich jedenfalls bin nicht vollkommen. 
Ob Sie es sind, müssen Sie selbst entscheiden. 
Wenn wir aber nicht vollkommen sind, dann gibt es 
auch kein vollkommenes Familienleben. Das wissen 
wir doch alle! 

(Beifall bei der CSU - Frau Abg. Würdinger: 
So ist es!) 

Das ist doch aber noch längst kein Grund, die Familie 
zu zerstören. 

(Abg. Dr. Wilhelm: Ausgezeichnet! - Frau 
Abg. Wax-Wörner: Den Mythos! - Glocke 

des Präsidenten) 

- Sagen Sie ruhig Mythos, sagen Sie auch Ziel, sagen 
Sie Utopie; das ist mir alles recht. Ohne Ziel ist aber 
die Menschheit noch nie einen Schritt weitergekom­
men. 

(Beifall bei der CSU) 

Sie meinen, weil die Familie nicht vollkommen ist, 
kann man sie nicht mehr akzeptieren, muß man sie 
abschaffen? 

Ich habe im Jugendprogramm der GRÜNEN gelesen. 
Ich habe es nicht dabei, aber ich habe es so genau 
gelesen, daß ich zitieren kann. Dort geht es in einem 
Kapitel um die Lebensformen. Wissen Sie, was da 
steht? Dort steht: Bisher haben die Eltern bestimmt, 
was mit ihren Kindern geschieht. Bisher haben sogar 
die Letver noch mitgeredet, was gelernt wird. Jetzt 
soll das anders werden. Kinder müssen freier wer­
den; der Staat muß ihnen Geld geben, damit sie 
selbst bestimmen können. Glauben Sie, daß wir so zu 
einer gewaltfreien Gesellschaft kommen? 
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(Beifall bei der CSU - Abg. Spitzner: Sehr 
gut! Bravo!) 

Wenn mein Egoismus entscheidet, was ich will, 
glaube ich es nicht. 

(Zuruf der Frau Abg. Pausch-Gruber) 

Die Familien brauchen unsere Hilfen, sie brauchen 
unsere Beratung. Frauen und Mädchen brauchen 
Stellen, an die sie sich wenden können. Wir brauchen 
eine Familienberatung, und wir haben sie. Die Fami­
lien sollen sich an uns wenden können. Das bedeutet 
doch aber nicht, daß wir sie zerstören, sondern daß 
wir ihnen helfen, ihre Stellung, ihren Stand zu halten. 
Sie kann ja ihre Leistungen in einem so zwiespältigen 
Meinungsklima nicht mehr erbringen. 

(Beifall bei der CSU) 

Jetzt gebe ich der Frau Kollegin König wieder voll 
recht: Die Familie kann das aus den verschiedensten 
Gründen nicht mehr alleine leisten. Kindergarten, 
Schule, Erwachsenenbildung sind gefordert. Die 
Schule muß erziehen zur Partnerschaft, sie muß so­
wieso zur Gemeinschaft erziehen, zur gegenseitigen 
Achtung. 

(Beifall bei der CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle­
ginnen und Kollegen! Sie muß aber auch erziehen 
zum besonderen Respekt vor der Frau und Mutter 
und ihrer Würde. 

(Beifall bei der CSU) 

Damit können Sie dazu beitragen, die Stellung der 
Frau in der Gesellschaft zu stärken. 

(Beifall bei der CSU) 

Auch mir tut manches sehr weh! 

Ich möchte jetzt ·den Bayerischen Rundfunk einmal 
ausdrücklich loben. Es gab im „Notizbuch" vor eini­
ger Zeit eine Sendung „D~r Wert der Mutter". Dort 
haben junge Frauen, selbstbewußte Mütter, disku­
tiert. Man hat gemerkt, daß sie eine hervorragende 
Ausbildlmg hatten. Sie haben sich sehr selbstbewußt 
dargestellt. Sie haben gesagt: Ja, wir wollen zu Hause 
bleiben, wir wollen unsere Kinder erziehen. 

Was.erleben wir aber? Wir werden ständig hingestellt, 
als wenn das alles nicht nötig wäre, als wenn unsere 
Arbeit sinnlos wäre, als wenn es nichts wäre, wenn 
wir Atmosphäre für unsere Familie schaffen. Eine 
Frau hat sich direkt ausgedrückt und gesagt, daß es 
wohl besser wäre, den Pudding fertig zu kaufen. All 
das spielt gar keine Rolle. 

Ich weiß, daß unsere Frauen heute verschiedenste 
Bereiche verbinden wollen. Sie wollen berufstätig 
sein, sie wollen Frau und Mutter sein, oder sie wollen 
nur Hausfrau sein. Laßt sie doch! 

(Beifall bei der CSU) 

Ich bin selbstbewußt genug zu sagen, daß ich jahre-

' 

lang nur Hausfrau war. Ich habe keinen Schaden gelit­
ten. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Tandler: Bravo!) 

Oder haben Sie den Eindruck, daß ich Schaden gelit­
ten habe? Ich selbst glaube es nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU - Abg. 
Spitzner: Im Gegenteil!) 

Die Schule hat zur gewaltfreien Konfliktbewältigung 
zu erziehen. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben die falsche 
Rede!) 

- Nein, ich habe nicht die falsche Rede. Ich habe ge­
nau die richtige! Jetzt geht es nämlich um das Selbst­
bewußtsein der Frau. 

(Beifall bei der CSU) 

Die Schule hat die Mädchen auch zu selbstbewußten 
Frauen zu erziehen. Ich wundere mich wirklich. Ich 
kann mir vorstellen, daß die Damen der GRÜNEN 
zum· großen Teil in bayerische Schulen gegangen 
sind. Jetzt frage ich die rechte Seite des Hauses: Ha­
ben Sie das Gefühl, daß sie nicht selbstbewußt sind? 
Haben Sie das Gefühl, daß sie es nicht schaffen, auch 
mit Problemen fertig zu werden? 

,(Bettall bei der CSU und den GRÜNEN) 

Sie haben heute nur Statistiken zitiert. Ich hingegen 
habe in den letzten Tagen draußen mit vielen Frauen 
gesprochen. Ich habe mit Verkäuferinnen, mit Haus­
frauen, mit meiner Friseuse, mit Bedienungen .und mit 
Akademikerinnen gesprochen. Allgemein wurde fol­
gendes gesagt: Um Gottes Himmels Willen, stellt uns 
nicht in ein Minderheitengetto! 

(Bettall bei der CSU) 

Helft uns da, wo wir eure Hilfe brauchen, stellt die nö­
tigen Hilfen und Beratungsangebote zur Verfügung, 
fördert die öffentliche Bewußtseinsbildung, aber nicht 
so, daß man uns, die wir die Gleichberechtigung und 
Gleichstellung wollen, die wir fordern, daß wir überall 
gleichberechtigt teilnehmen können, einen Laufstall 
oder ein Laufgitter baut, das uns dann geschützt und 
gestützt zur Gleichberechtigung führt. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich möchte noch einmal von meinem gestrigen Erleb­
nis erzählen. Die Vizepräsidentin des Südtiroler Land­
tags hat sich für die Frauen eingesetzt. Sie hat sich 
dafür eingesetzt, daß Frauen nicht benachteiligt wer­
den. Sie hat sich für das Selbstbewußtsein der 
Frauen eingesetzt. Sie war die erste Frau im Landtag. 
Ich glaube, daß sie einiges hat leisten müssen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie hat sich eingesetzt für mehr Selbstbewußtsein 
der Frauen. Sie hat sich weiter für die Schwachen 
und die Kranken eingesetzt; das wurde in vielen Re­
debeiträgen gesagt. Sie hat sich weiter auch für Dro­
genabhängige eingesetzt und sie hat sich auch für 
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die Würde des ungeborenen Lebens eingesetzt. Das 
ist ein Programm! 

(Beifall bei der CSU) 

Nun, Sie haben etwas gegen Ratschläge. Hier wurden 
Ratschläge vorgelesen, was Frauen alles nicht tun 
dürfen. Sie sagen: Was helfen die Ratschläge, die 
Frauen müssen sich frei bewegen können. Das for­
dere ich auch! Denn die Frauen wollen das. Sie wol­
len an Veranstaltungen teilnehmen. Sie wollen nicht 
mehr eingeschränkt sein. Auch hierüber habe ich mit 
Frauen gesprochen. Aber diese Frauen haben mich 
gefragt, ob es nicht besser ist, aus Klugheit den ei­
nen oder anderen dunklen Weg zu meiden oder ob es 
besser ist, in Form von Mutproben in jede Gefahr hin­
einzulaufen. Schon unseren Kindern bringen wir doch 
bei - ich habe das meinen Kindern beigebracht-, daß 
der kürzeste Weg nicht immer der sicherste ist. 

(Beifall der Frau Abg. Würdinger) 

· Ich glaube, daß wir uns daran halten sollten. Ich 
möchte auch Freiheit für die Frauen. Aber solange wir 
den vollkommenen Menschen nicht haben, solange 
es solche Dinge gibt, benehme ich mich möglichst 
so, daß ich von mir aus nicht gerade dorthingehe, wo 
mir mulmig wird. Das gebe ich zu. Warum soll ich das 
nicht zugeben! 

Jetzt kommt es aber: Was wir bräuchten, wären mehr 
Polizeistreifen; das wird von vielen Frauen gefordert. 

An Silvester war ich in München. Ich war in der Fuß­
gängerzone, und ich habe eine große Freude erlebt. 
Zwei junge Polizeibeamte sind fröhlich auf und ab ge­
laufen. Ich habe gedacht: Ah, sie sind da! Sie waren 
selbst auch richtig fröhlich, und zudem schien die 
Sonne. Sie glauben aber nicht, was diesen jungen 
Polizeibeamten alles hinterhergerufen worden ist! 
Aber ihr Dienst wäre, so glaube icti, ein Beitrag zur 
Verbesserung unserer Sicherheit. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich bin noch bei dem, was Schule und Erwachsenen­
bildung zu leisten haben, und denke dabei an einen 
Bereich, der mir heute viel zu kurz gekommen ist: Die 
älteren Menschen. Hier passiert Gewalt in einem Be­
reich, den wir noch kaum erfaßt haben; meistens sind 
Frauen betroffen. Was diese Frauen an verletzenden 
Zurufen - das ist psychische Gewalt - erleben müs­
sen, muß uns tief betroffen machen. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich habe neulich mit alten Menschen diskutiert und 
ihnen gesagt, daß sie Verständnis für Kinder haben 
sollen, die das nicht besser wissen, weil die alten 
Menschen, die Oma, der Opa, nicht mehr in der Fami­
lie leben und sie ihre Güte und Liebe nicht mehr er­
fahren. Es ist auch Aufgabe der Politik, darauf hinzu­
weisen, daß unsere älteren Menschen Respekt und 
Achtung für ihre Leistungen verdienen. 

(Beifall bei der CSU) 

' 

Das waren meine Bemerkungen zur Prävention, von 
der ich viel halte, langfristig auf jeden Fall. Ich glaube, 
ich befinde mich hier im Einverständnis mit Frau Kol­
legin König, jedenfalls was die Maßnahmen betrifft. 

Dazu muß jedoch Öffentlichkeitsarbeit kommen, und 
zwar im positiven Sinne. Daß Liebe und Gewalt nichts 
miteinander zu 'tun haben, daß in der Gesellschaft Be­
wußtsein für das Problem Gewalt gegen Frauen ge­
schaffen werden muß, ist wohl allen klar. Die Öffent­
lichkeitsarbeit muß die angebotenen Hilfen verdeutli­
chen. Die Öffentlichkeitsarbeit wird von der Staatsre­
gierung von Gleichstellungsstellen und auch von 
Selbsthilfegruppen geleistet. 

Nun sagen Sie, Selbsthilfegruppen bekämen kein 
Geld. Ich habe 20 Jahre ehrenamtlich Eltern vertreten 
und ich bin auch nicht der Meinung, daß man alles 
umsonst machen soll. Aber es gibt viele Frauen, die 
gerne ehrenamtlich arbeiten. 

(Beifall bei der CSU) 

Wir dürfen nicht dazu kommen, daß alles bezahlt wird. 
Ich war immer stolz auf meine Ehrenamtlichkeit. Eine 
Reihe von Abgeordneten kenne ich noch aus dieser 
Zeit. Sie wissen, daß man sehr glaubwürdig ist, wenn 
man sagt, man tue das freiwillig und gerne und man 
setze sich für die Eltern, für ein Ziel ein. 

(Beifall bei der CSU) 

Es gibt ja öffentliche Zufluchtsstätten und andere An­
gebote. Wir sind durchaus der Meinung, daß man­
ches noch verbessert werden kann. Darüber sind wir 
uns einig. Ich nannte vorhin schon die Beratung für 
Mädchen und Frauen.-Es gibt aber auch Broschüren. 
Vielleicht haben Sie was gegen Broschüren? Ich bin 
auch der Meinung, daß es Broschüren alleine nicht 
tun, aber wir brauchen sie trotzdem. Es gibt ja auch 
Menschen, die was lesen wollen. 

Es gibt eine neue polizeiliche Broschüre, die bundes­
weit verbreitet wird und die Kinder rechtzeitig über 
den sexuellen Mißbrauch von Kindern informiert und 
darüber, daß so etwas im Nahbereich geschehen 
kann. 

Es gibt Beratungsangebote und Broschüren für die 
Opfer sexueller Gewalttaten. 

(Abg. Tandler: Zur Prävention gehören auch 
entsprechende Strafen!) 

- Ja, ganz richtig, ich hätte das noch am Schluß ge­
bracht, daß selbstverständlich die Täter entspre­
chende Strafen zu erwarten haben. Ich glaube, wir 
werden uns im strafrechtlichen Bereich dagegen 
nicht sperren. Das kann ich wohl im Namen der Frak­
tion erklären .. 

(Beifall bei der CSU) 

Zur Prävention gehören selbstverständlich dann auch 
die Strafen. Denn so etwas können und wollen wir 
nicht hinnehmen. Darüber ist sich, glaube ich, das 
ganze Haus einig. 

Vielleicht noch ganz kurz zu den Maßnahmen. Ich 
habe gesagt, die Fraktion der CSU und die Staatsre­
gierung werden sich aufgrund von Erkenntnissen ge-
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gen notwendige Maßnahmen nicht sperren. Die 
Staatsregierung ist ja bereits vorbildlich tätig gewor­
den im Bereich der Zufluchtsstätten und Beratungs­
angebote. 

Wir wissen, daß Frauen, die in Notsituationen gera­
ten, oftmals, wenn sie zur Polizei kommen, lieber von 
Frauen beraten werden. Das haben Sie deutlich ge­
macht. Auch ich glaube das. Hier freue ich mich, daß 
zusätzlich 40 Kriminalbeamtinnen eingestellt worden 
sind. Ob noch mehr gebraucht werden, ist zu prüfen. 
Wenn es notwendig ist, sind auch wir datür. 

Ich möchte aber auch darauf aufmerksam machen, 
daß ich im Protokoll des Hearings der SPD über das 
Verhör oder erste Gespräch mit Frauen gelesen 
habe, daß manche Frauen durchaus - die Frau Kolle­
gin König hat das auch angesprochen - mit Männern 
sprechen wollen. Darum müssen wir beides anbieten: 
Wir müssen nach einem so furchtbaren Erlebnis eine 
Atmosphäre schaffen, in der Frauen ohne Belastung, 
nicht nach Art eines Verhörs zuerst über alles, was 
geschehen ist, sprechen können. Ich muß jedoch 
auch sagen, daß das sehr schwer sein wird, denn 
Fakten müssen im ersten Gespräch dann doch zur 
Beweissicherung festgehalten werden. Aber das 
kann sicher so erfolgen, daß Frauen nicht neue Äng­
ste erfahren. 

Ein weiteres Angebot - der Herr Minister hat vorhin 
darauf hingewiesen - sind die Frauenbeauftragten 
der Polizeipräsidien. Diese arbeiten bereits hervorra­
gend. Ich habe mich in Oberfranken erkundiQt. Die 
Frauenbeauftragten haben Zulauf. Auch die Offent­
lichkeit, die Presse, sollte mithelfen und diese Aktivi­
täten vorstellen, damit alle Frauen sie rechtzeitig ken­
nenlernen: · 

Ich befinde mich in vollem Einklang mit Fraktion, 
Staatsregierung und Ministerien. Die Fraktion hat 
nämlich gefordert, daß Sonderdezernate an den 
Staatsanwaltschaften und eigene Schwerpunktkam­
mern geschaffen werden, damit Frauen menschlich 
und angemessen behandelt werden. Dort sollten sol­
che Fälle konzentriert werden, damit Staatsanwälte 
und Richter mit spezieller Erfahrung mit diesen 
Frauen sprechen, wodurch die Verhandlungstührung 
weniger belastend ist. Wenn eine Kammer nur im 
Jahre zwei- bis dreimal mit solchen Problemen befaßt 
wird, so kann man den Umgang damit nicht so 
schnell lernen. Wir denken da auch an eine Fortbil­
dung für Richter und Staatsanwälte und auch für Poli­
zeibeamte. Wir denken darüber hinaus an die Schu­
lung für alle, nicht nur für die, die in diesem Bereich 
tätig sind. 

Wir denken auch an die Aus länd.e rinnen, die 
Opfer von Frauenhandel wurden. Wir überlegen, wie 
diesen Frauen unter Ausschöpfung aller Möglichkei­
ten des Ausländerrechts geholfen werden kann. So 
entsteht ein Gesamtkonzept aus Ursachenforschung, 
wissenschaftlichen Veranstaltungen, aus Beratung, 
aus Öffentlichkeitsarbeit, um das ganze Problem be­
wußt zu machen und aufzuzeigen, wie wir darüber 
denken. Es ist ein Angebot der Hilfen, der Erziehung. 
Ich möchte noch einmal sagen, daß wir überzeugt 

' 

sind, daß strafrechtliche Ergänzungen sich als richtig 
erweisen können. 

Wir haben dazu eine Reihe von Anträgen vorgelegt; 
sie sind ausgedruckt und sie werden Ihnen sicher zu­
gehen. 

Ich möchte noch ganz kurz die Überschriften anspre­
chen: Gewalt gegen Frauen, Öffentlichkeitsarbeit, 
Werben für gewaltfreie Beziehungen, tür ein positives 
gestärktes Selbstverständnis, Hilfsmöglichkeiten, ge­
waltfreier Umgang zwischen Männern und Frauen, 
Schul- und Erwachsenenbildung, gesellschaftliche 
Aufwertung der Frauen, praktische Angebote zur 
friedlichen Bewältigung partnerschaftlicher Konflikte, 
wissenschaftliche Erforschung von Gewalt, Veranstal­
tungen zum Thema Vergewaltigung vo.n Frauen und 
sexuelle Nötigung, sexueller Mißbrauch von Mäd­
chen, subtile Formen der Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen. 

Wir wünschen Beratung und Hilfe tür vergewaltigte 
Frauen. Wir bitten die Staatsregierung, durch geeig­
nete Maßnahmen darauf hinzuwirken, daß dem Pro­
blemkreis sexuellen Mißbrauchs von Mädchen ver­
stärkte Aufmerksamkeit gewidmet wird und daß die 
entsprechenden Projekte gefördert werden. Bei den 
Maßnahmen zur Strafverfolgung fordern wir die Bil­
dung von Schwerpunktkammern und Schulungspro­
grammen. Das alles habe ich bereits erwähnt. Sie fin­
den das in unseren Anträgen wieder. Wir haben uns 
lange Zeit damit befaßt, fast ein Jahr. Ich glaube, wir 
kommen mit diesen Anträgen und mit dem, was damit 
verwirklicht werden soll, weiter, um der Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen begegnen zu können. 

(Beifall bei der CSU) 

Zum Abschluß noch eines: Wer Gewalt gegen Frauen 
anprangert, wer öffentliche Hilfen fordert für die miß­
handelten Frauen - wir tun das auch, die Staatsregie­
rung ist schon längst tätig geworden -, kann die 
schlimmste Form der Gewalt nicht aussparen, näm­
lich die Tötung ungeborenen Lebens. 

(Beifall bei der CSU und Zuruf) 

- Ja, jetzt kommt es! 

(Abg. Dr. Kestel: Auch an Ihre Adresse!) 

Abgesehen davon, daß sie schon Gewalt in ihrer 
schwersten Form ist, weil sie sich gegen das ungebo­
rene, schutzlose Leben richtet, ist sie auch Gewalt 
gegen Frauen. 

(Beifall bei der CSU) 

Wie oft wird denn von Partnern seelischer Druck und 
seelische Gewalt auf die Frauen ausgeübt, bis sie kei­
nen Ausweg mehr sehen und ihr Kind töten. Ich sage 
bewußt nicht „abtreiben". 

Ich appelliere an alle, an das ganze Haus, diesen 
Frauen beizustehen. Ich bitte Sie, dem geplanten 
Bundesberatungsgesetz Ihre Zustimmung nicht zu 
versagen, weil wir glauben, daß damit dem ungebore­
nen leben mehr Schutz und mehr Chancen zuteil 
werden. Wenn Sie 200000 Tötungen ungeborenen 
Lebens hinnehmen, obwohl Sie sagen, Sie wollen 
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es nicht, muß auch etwas geschehen. Dabei überse­
hen Sie, daß fast alle Tötungen mit sozialer Notlage 
begründet werden. 

Wir dürften angesichts dieser Zahl in unserer Gesell­
schaft mit der besten sozialen Sicherung eigentlich 
gar nicht mehr ruhig schlafen. Wer diese Zahl hin-· 
nimmt und seine Bestürzung und Ablehnung nicht 
ohne Wenn und Aber äußert, der ist aus unserer 
Sicht, auch wenn er Gewalt gegen Frauen anpran­
gert, absolut nicht glaubwürdig. 

(Anhaltender Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat die Frau Abgeord­
nete Psimmas ! 

Frau Pslmmas (DIE GRÜNEN): Liebe Zuhörerinnen, 
liebe Zuhörer, Herr Präsident, Hohes Haus, Herr 
Staatsminister! Wenn es nicht so traurig wäre, müßte 
trau eigentlich lachen über Ihre Antwort auf unsere 
Interpellation. Vielleicht lachen in diesem Haus sogar 
auch Männer darüber. 

(Zurufe von der CSU: Wir hören nichts! -
Das Mikrofon funktioniert nicht! -

Weitere Zurufe) 

Wir haben in unserer Interpellation sehr klar be­
stimmte Standpunkte dargelegt - vielleicht lassen Sie 
mich in Ruhe reden -, 

(Glocke des Präsidenten) 

die bestimmt nicht immer Ihrer Meinung entsprechen 
und die auch unbequem sind. Wir haben Meinungen 
vertreten, Ober die zu diskutieren wäre, statt sie in 
dieser Art und Weise einfach ad absurdum zu führen. 
Wir haben diese Interpellation in einer sehr sachli­
chen Form vorgelegt. Als Antwort haben wir von Ih­
nen meiner Meinung nach ein Pamphlet übelster Art 
bekommen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ihre Beantwortung unserer Interpellation zeigt für 
mich nur absolute Hilflosigkeit, Desinteresse und in 
ganz bestimmten Themenbereichen eine Ignoranz 
urn;t Arroganz, die Ihrer als Staatsminister und Staats­
regierung nicht würdig ist. Ich werde mich in meinem 
Redebeitrag auf den Themenbereich 4.0 beziehen, 
nämlich Gewalt gegen lesbische Frauen und Mäd­
chen. Um gleich Spekulationen vorzubeugen: Ich bin 
selber eine und kann deshalb als Betroffene spre­
chen. Das sprachliche und intellektuelle Niveau der 
Antwort möchte auch ich nicht bewerten, ich würde 
eher sagen, es ist beschämend. 

(Zustimmung der Frau Abg. Bause) 

Sie meinen in Ihrer Antwort, wir GRÜNEN seien unge­
eignete Fragestellerinnen bzw. Gesprächspartnerin­
nen und würden den Begriff „ Gewalt" beliebig miß­
brauchen. Damit zeigen Sie, daß Ihr Gewalt-Begriff 
eingeschränkt, vor allen Dingen vorurteilsbehaftet, 
um nicht zu sagen in manchen Punkten engstirnig ist. 

(Zustimmung der Frau Abg. Sause) 
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Für Sie scheint es unmöglich zu sein, Formen subtiler 
Gewalt und damit auch struktureller Gewalt zu sehen. 
Für Sie ist nicht nachvollziehbar, was die Nichtaner­
kennung lesbischer Lebensgemeinschaften und Be­
ziehungen mit Gewalt gegen Frauen zu tun haben 
soll, obwohl Frauen, die solche Lebensformen ge­
wählt haben, ständiger Diskriminierung, von der sub­
tilen Gewalt bis hin zur direkten Bedrohung, ausge­
setzt sind. 

Die Antwort, die wir von Ihnen erhalten haben, dient 
meiner Meinung nach weder dazu, Diskriminierung 
und Vorurteile in diesem Bereich abzubauen, noch 
freigewählte Beziehungen wenigstens zu tolerieren, 
geschweige denn sie zu fördern. Im Gegenteil! Sie 
steht meiner Meinung nach ganz klar im Widerspruch 
zu den Artikeln 1 und 2 des Grundgesetzes und im 
Widerspruch zu den Artikeln 100 und 101 der Bayeri­
schen Verfassung. Ich möchte hier Artikel 1 des 
Grundgesetzes zitieren: 

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. 

Dieser Artikel ist unteilbar, das heißt er teilt Men­
schen gerade nicht nach ihrer sexuellen Orientierung 
ein. 

Nur, was nützen uns schöne Sätze in der Bayeri­
schen Verfassung oder im Grundgesetz, wenn diese 
keine Gültigkeit besitzen, wenn freigewählte Lebens­
formen zu gesellschaftlichen Nachteilen führen, z.B. 
zum Verlust des Arbeitsplatzes. Dafür nenne ich Ih­
nen ein Beispiel unter vielen. nämlich das der Diätas­
sistentin, die ihren Arbeitsplatz im Krankenhaus der 
Arbeiterwohlfahrt in Berlin verlor, weil sie ·am Arbeits­
platz eine Liebesbeziehung mit einer anderen Frau 
hatte. Wo werden eigentlich die Oberärzte entlassen, 
die Frauen an ihrem Arbeitsplatz vergewaltigen? Sie 
werden freigesprochen und behalten obendrein ihren 
Arbeitsplatz. 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Wenn einer lesbischen Mutter aufgrund ihrer Lebens­
weise das Sorgerecht für ihre Kinder abgesprochen 
wird - apropos, ich bin selber Mutter, mein Sohn hat 
sich ganz normal entwickelt und lebt heute mit einer 
Frau zusammen -, wenn sie zum Beispiel ihre Le­
benspartnerin nicht auf der Intensivstation im Kran­
kenhaus besuchen darf, wenn sie deshalb keine Woh­
nung bekommt, dann bin ich sehr wohl der Meinung, 
daß ihre Würde als Mensch in ganz gravierender Art 
und Weise angetastet ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Außerdem wird ihr die nach Artikel 2 des Grundgeset­
zes und nach Artikel 101 der Bayerischen Verfassung 
gewährte freie Entfaltung der Persönlichkeit versagt. 
Artikel 2 behauptet, daß jeder - ich setze „jede" 
hinzu, die Sprache hat damals noch nicht so funktio­
niert, wie es eigentlich sein müßte - das Recht auf 
freie Entfaltung seiner Persönlichkeit hat, soweit er 
nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung und das Sittengesetz 
verstößt. 
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Bevor Sie von der CSU-Seite zu spekulieren anfan­
gen, sage ich Ihnen: Es sind genügend Juristen unter 
Ihnen, die auch wissen, wie in der Kommentierung 
zum Grundgesetz beschrieben ist, was gegen das 
sogenannte Sittengesetz verstößt. Ich möchte Ihnen 
die Kommentierung vorlesen: 

Der Inhalt des Sittengesetzes ist nur schwer be­
stimmbar. Was zu dieser Summe nicht fixierter 
ethischer Verhaltensnormen zu rechnen ist, wird 
durch die gemeinsame Grundüberzeugung der Ge­
sellschaft bestimmt. 

Weiter heißt es dort: 

Der Inhalt des Sittengesetzes ist jedoch nicht sta­
tisch, sondern dem Wandel gesellschaftlicher 
Grundanschauungen unterworfen (vgl. z.B. die Be­
urteilung der außerehelichen Lebensgemeinschaf­
ten oder der Homosexualität). 

Dieser Wandel gesellschaftlicher Grundanschauun­
gen hat bei uns und auch in anderen Ländern sehr 
wohl stattgefunden. Ein gutes Beispiel dafür sind die 
Vorgänge, die sich im Moment auf der dänischen par­
lamentarischen Ebene abspielen. Dänemark wird in 
Zukunft der erste Staat sein, der gleichgeschlechtli­
che, also homosexuelle Beziehungen den ehelichen 
Beziehungen gleichstellt. Nichts anderes verlangen 
wir! 

(Beifall der Frau Abg. Sause - Zuruf von der 
CSU: Das würde noch fehlen!) 

Der Wandel in der Grundanschauung ist außerdem an 
der Abänderung des § 175 erkennbar, der aus der 
Nazizeit direkt übernommen worden war und lange 
Zeit gegolten hat; für diese Änderung hat sich damals 
selbst Ihr helJ!iger Koalitionspartner, die FDP, einge­
setzt. Er ist ferner an der Tatsache erkennbar, daß die 
Psychologie heutzutage die Homosexualität nicht 
mehr als pathologisch ansieht. Daß die Weltgesund­
heitsorganisation immer noch nicht auf dem neuesten 
Erkenntnisstand der Wissenschaft ist, spielt in die­
sem Fall eine untergeordnetere Rolle. 

Der Wandel dieser gesellschaftlichen Grundanschau­
ungen konnte allerdings nur erreicht werden, weil 
viele einzelne Frauen und Männer den Mut hatten und 
haben, zu ihrer persönlichen Lebensweise offen zu 
stehen und bereit waren und sind, gesellschaftliche 
Diskriminierung gezwungenermaßen in Kauf zu neh­
men. 

Zu den Vorwürfen der Staatsregierung, daß in unse­
rer Interpellation gerade in diesem Themenbereich 
die Vorteile von Ehe und Familie keine Berücksichti­
gung finden, möchte ich folgendes feststellen: Ich 
habe nicht im entferntesten etwas dagegen, daß eine 
Frau und ein· Mann, wenn sie wollen, heiraten. Aber 
ich habe etwas dagegen, daß diese Lebensform als 
die alleinig gültige Lebensform angesehen wird und 
daß ein Mensch nur dann akzeptiert ist und in dieser 
Gesellschaft leben kann, wenn er sich für diese Le­
bensform entscheidet. Ehe und Familie sollen von mir 
aus sehr wohl geschützt sein, aber alle Lebenstor-
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men, die sich Menschen frei wählen, sind auch zu 
schützen. Das ist eigentlich Verfassungsauftrag. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es geht auch nicht darum, Ehe und Familie zu schwä­
chen oder zu stärken. Ich sehe nicht ein, warum sich 
erwachsene Menschen unter Bezug auf Artikel 2 
nicht Lebens- oder Liebespartner oder -partnerinnen 
suchen sollen, ohne den von mir vorher in Auszügen 
zitierten Diskriminierungen ausgesetzt zu sein. Ich 
sehe nicht ein, daß Liebe, Zuneigung und Sexualität 
staatlicher Reglementierung unterworfen sind. 
Sexualität, erst recht unerwünschte und eigenstän­
dige Sexualität von Frauen, ist über alle Jahrhunderte 
hinweg ein Politikum gewesen, und wir wissen sehr 
wohl, daß sexuelle Unterdrückung und politische Un­
terdrückung sehr oft Hand in Hand gegangen sind. 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Ich habe es schon einmal von dieser Stelle aus getan 
und wiederhole es heute: Ich möchte hier an die ca. 
300000 homosexuellen Männer und Frauen erinnern, 
die während der Nazi-Herrschaft in den KZs von 
Dachau bis Neuengamme umgekommen sind und für 
die bis heute keine Entschädigung als Verfolgte des 
Nationalsozialismus geleistet worden ist. Allenfalls, 
wie Sie sehr richtig geantwortet haben, wurden Lei­
stungen nach dem Allgemeinen Kriegsfeigengesetz 
erbracht. Können Sie sich vor diesem Hintergrund 

· aber vorstellen, daß Männer oder Frauen, die aus 
dem KZ gerade noch herausgekommen sind, auch 
noch hergehen, sich vor eine Gesellschaft stellen und 
sagen: Ich bin wegen meiner Homosexualität im KZ 
gesessen; jetzt entschädigen Sie mich mal bitte! -
Ich glaube, das nehmen Sie selbst nicht an. 

Noch ein anderer Beleg dafür: Ich möchte ein biß­
chen weiter in die Geschichte zurückgreifen und an 
die Hexenverfolgung erinnern, an das, was die katho­
lische Kirche mit ihrem „Hexenhammer" angerichtet 
hat. Da sind nicht nur die einzelnen Frauen umge­
kommen, die als Hexen verbrannt worden sind, son­
dern mit den Frauen ist sehr wohl auch ein riesengro­
ßes Wissen über weibliche Sexualität, über eigenbe­
stimmtes und selbstbestimmtes Leben, Verhütung 
und so weiter verbrannt worden. 

Ich behaupte, daß es in unserer männlich dominierten 
Gesellschaft sehr wohl spezifische Formen der Ge­
waltanwendung gegen Lesben gibt. Ich behaupte fer­
ner, daß Frauen eigentlich als Instrument männlicher 
Wünsche und Vorstellungen nach den Meinungen der 
Männer zu funktionieren haben. Ich behaupte weiter, 
daß damit auch weibliche Sexualität männlichen Vor­
stellungen und Praktiken zu entsprechen hat. Wenn 
sich die Staatsregierung bei der Beantwortung ihres 
Fragenkomplexes 4.0 zu der Bemerkung hinreißen 
läßt, daß unsere Fragen zum Teil in einem degoutan­
ten ~ sprich deutsch: geschmacklosen - Fachjargon 
der Szene formuliert seien, .dann frage ich mich, wo­
her Sie erstens wissen, daß es Fachjargon der Szene 
ist - vielleicht verkehren Sie dort? -, und auf der an­
deren Seite frage ich mich, wie Sie wissen können, 
daß wir so argumentieren. 
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(Zuruf der Frau Abg. Bause - Heiterkeit bei 
den GRÜNEN) 

Sie sagen außerdem, daß das, was Ihrer Meinung 
nach die Ausnahme ist, von uns GRÜNEN zur Regel 
erklärt wird. Damit beweisen Sie eigentlich nur, daß 
nicht w i r weit von jeder Realität entfernt sind, son­
dern daß S i e von der Realität einer Minderheit keine 
Ahnung haben und daß Sie sich auch nicht im ent­
ferntesten darum bemühen, überhaupt eine Ahnung 
davon zu bekommen und dazu beizutragen, daß Vor­
urteile zumindest abgebaut werden. 

Wenn Sie meinen, daß die ca. fünf bis zehn Prozent -
das ist eine ganz schöne Zahl - offen in der Bundes­
republik lebenden Lesben und Schwulen - die Dun­
kelziffer spreche ich hier jetzt nicht an - zu ignorieren 
sind, anders kann ich Ihre Antwort nicht verstehen, 
dann fühle ich mich nach Ihrer Antwort eigentlich 
nicht existent; dann werden wir uns jetzt gerade erst 
recht und in Zukunft noch lauter, noch bewußter und 
mit noch mehr Selbstbewußtsein zu Wort melden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mir wird gerade das Ende der Redezeit angezeigt. 
Kann ich den letzten Satz noch sagen? 

Präsident Dr. Heubl: Bitte sehr! 

Frau Pslmmas (DIE GRÜNEN): Ich bin der Meinung, 
daß der Staat als Organisationsform der Gesellschaft 
eine Fursorgepflicht für alle Bürgerinnen und Bürger 
hat und damit explizit auch für seine Minderheiten. Es 
kann nicht angehen, daß uns Lesben die Entfaltung 
unserer Persönlichkeit verweigert wird, daß zum Bei­
spiel die bestehenden Selbsthilfegruppen aus angeb­
lich sittlichen Gründen nicht als gemeinnützig aner­
kannt sind. 

Ich bin der Meinung, daß sich jede einzelne lesbische 
Frau aufgrund Ihrer Antwort, die ich sehr wohl als Ge­
walt empfinde, unterdrückt und minderwertig fühlen 
muß. Sie erlebt, wie sie ohnmächtig gehalten werden 
soll. Sie wird nicht mehr hinnehmen, daß sich diese 
Gewalt gegen sie richtet, sondern sie wird endlich an­
fanaen, sich zu wehren. - Danke schön. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Heubl: Als nächste Rednerin hat Frau 
Kollegin Haas das Wort. 

Frau Haas (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Wtr waren in diesem Hause schon weiter, als 
es die Antwort der Staatsregierung ahnen läßt; späte­
stens bei der Beratung des Nachtragshaushalts und 
bei den Beratungen in den Fachausschüssen. Die 
heutige Antwort offenbart allerdings einen Umgang 
mit dem Thema, der eigentlich nur als „Mißhandlung 
des Parlaments" beschrieben werden kann. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) 

Die Beantwortung durch die Staatsregierung ist, wie 
Kollegin Bause und auch Frau Kollegin König bereits 
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nachgewiesen haben, durch drei Aussagen gekenn­
zeichnet: Verschweigen, Verleugnen und Verdrän­
gen; und zwar nicht des Themas, Frau Kollegin Fi­
scher, sondern der Ursachen. Das Motto heißt hier 
„Weil nicht sein kann, was nicht sein darf". 

(Widerspruch der Frau Abg. Fischer) 

Das beginnt bereits damit, daß die Antwort der 
Staatsregierung zwar die Entschließung des Europä­
ischen Parlaments aus dem Jahre 1986 anerkennt, 
aber dessen Feststellung nicht teilt, daß es nämlich 
kein Popanz und keine Phantasien sind, von sexisti­
schen Herrschaftsstrukturen zu sprechen, Herr 
Staatsminister, sondern daß patriarchalische Struktu­
ren, aber auch geschlechtshierarchische Arbeitstei­
lung in allen Ländern Europas zu Formen genereller, 
nicht individueller Gewalt gegen Frauen führen und 
geführt haben. Wenn ich sage, ich bedaure es, daß 
soviel verschwiegen wird, dann hätte ich mir auch ge­
wünscht, daß wesentlich mehr aus der Ursachenfor­
schung berichtet worden wär11, wie sie ja gerade, dar­
auf ist hingewiesen worden, von der kriminologischen 
Forschungsgruppe der bayerischen Polizei betrieben 
wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich erkenne doch an, daß diese Forschungsgruppe 
vom Innenministerium eingesetzt worden ist. Ich 
möchte aber auch deren bisherige Kenntnisse schon 
mit einbeziehen dürfen, zumal wenn danach in der In­
terpellation explizit gefragt wird. Dann muß ich be­
mängeln,daß nicht dargelegt wird, was die kriminolo­
gische Forschungsgruppe eben auch erarbeitet hat, 
daß es eine Wechselbeziehung gibt zwischen den 
Vorstellungen, die eine Person vom angemessenen 
Verhalten von Frauen und Männern hat, und ihrer Ein­
stellung zu Gewalthandlungen an Frauen. Dies ist be­
legt durch Untersuchungen, die im Jahre 1987 von 
Schwarz veröffentlicht wurden. Dazu gehört, daß die 
traditionelle Geschlechtsorientierung, die vor allem 
die Dominanz von Männern gegenüber Frauen impli­
ziert, einhergeht mit den Vorstellungen, die Gewalt­
handlungen gegenüber Frauen begünstigen. Darüber 
muß ich mir dann hier im Parlament Gedanken ma­
chen und überlegen, wie ich diese Ursachen angehen 
kann, um nicht nur an den Symptomen zu kurieren. 

Dann muß ich zur Kenntnis nehmen, daß sich aus die­
ser Geschlechtsrollen-Orientierung generelle Einstel­
lungen auch zum Recht von Frauen und Männern er­
geben, damit auch zu der Billigung des Verhaltens 
zum Beispiel in der Opferfeindlichkeit mit der Unter­
stellung, daß das Opfer an der Tat ja wohl selbst 
schuld gewesen sei. Frau Kollegin König hat sehr ein­
drucksvoll belegt, welche Beziehungen hier bestehen 
und daß wir die nicht leugnen dürfen, sondern an die­
sen Verhaltensmustern eben rütteln müssen, um 
diese Ursache überhaupt angehen zu können. 

Dann, meine Damen und Herren, darf ich weder ver­
schweigen noch dramatisieren, daß der tatsächliche 
Umfang von Gewalttaten gegen die sexuelle Selbst­
bestimmung der Frauen eben im privaten Bereich 
und vor allen Dingen i n d e r Fa m i f i e stattfindet. 
Dabei muß ich nicht vom einen Extrem in das andere 
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verfallen. Da nützt es mir wenig, mich darauf zurück­
zuziehen, daß der Mensch eben schwach ist und des­
wegen Familien auch nicht immer so gut funktionie­
ren können. Das nützt mir genausowenig wie die 
Feststellung, daß es genau die Familie ist, die Gewalt 
erzeugt. Weder das eine noch das andere ist richtig; 
weder das eine noch .das andere ist wissenschaftlich 
in irgendeiner Form haltbar. Daß es aber Strukturen 
gibt, die Gewalt begünstigen, darf ich nicht leugnen, 
wenn ich ernsthaft gegen diese Gewalt angehen will. 
Dafür muß ich mir bewußt machen, daß eben jede 
dritte Ehefrau mißhandelt wird. Dies muß ich erstmal 
feststellen, um dann zu überlegen, wie ich durch Be­
wuBtseinsänclerung und Aufklärungsmaßnahmen, 
aber auch durch Hilfsmaßnahmen meinen Beitrag lei­
sten kann; den Beitrag des Parlaments, der Politik, 
um hier Strukturen aufzuweichen, damit keine Grund­
lage mehr für Gewalt gelegt werden kann. Dabei muß 
ich mir dann leider Gottes auch immer wieder die 
Zahlen bewuBt machen. 

An der Stelle, Frau Kollegin Fischer, liegt mir noch an 
dem Hinweis, daß sich die kriminologische For­
schungsgruppe mit einem Zeitraum befaßt, der die 
Jahre von 1972 bis 1986 umfaßt. 

In diesem Zeitraum ist die Zahl der angezeigten Ver­
gewaltigungen durch die Liberalisierung der Strafge­
setzgebung nicht etwa gestiegen, sondern Gott sei 
Dank um 12,5 Prozent zurückgegangen. Dies müssen 
wir auch eirslal zur Kenntnis nehmen, um weitere 
Fortschritte zu erzielen. Dabei müssen wir uns immer 
wieder bew...t machen, daß diese Gruppe der Ge­
walttaten wie keine ·andere auf einer Vorbeziehung 
zwischen Tii18rn und Opfern fußt und oft genug aus 
dem nächsten Bereich, der Familie stammt. 61 Pro­
zent der Ver!19Waltigungen entstehen aus einer ganz 
nahen, bekannten Beziehung, wobei die sexuellen 
Nötigungen in diesem Bereich 38 Prozent der Strafta­
ten ausmachen und die Körperverletzungen, also alle 
Mißhandlungen, sogar 7 4 Prozent. Dies muß man sich 
klarmachen, um aulklären und Kampagnen starten zu 
können, die das Bewußtsein dafür schärfen, dies 
nicht als gottgegeben hinzunehmen, sondern durch 
Strat11gien gegenzusteuern. 

Ich möchte das auf einen ganz kleinen Bereich, die 
Stadt Nürnberg, beziehen: Dort sind von 1960 bis 
1986 355 V•gewaltigungen angezeigt worden. Im 
Jahre 1986 Mr8n es 66; und von denen kannten sich 
lediglich in zwQll Fällen Täter und Opfer vorher nicht. 
Ich bitte Sie, dies in Ihrem Bewußtsein zu halten, um 
weder den Trugschluß zu ziehen, .die Familie sei der 
Hort der Geborgenheit als FamHie per se, noch den · 
Trugschluß zu ziehen, gerade die Familie sei die Brut­
stätte für Gewalt. Vielmehr gibt es Strukturen, dies ist 
für viele ein Reizwort, das ich hier sachlich füllen will, 
etwa in der Stadtplanung, in der Archilektur, in der 
Verkehrspolitik oder der Arbeitsorganisation, aber 
auch in der Tabuisierung z.B. von Sexualität, die, wie 
die Diskussion :zu § 218 positiv und negativ belegen 
kann, die Gewalt begünstigen können, nicht müssen. 
Wenn ich dies weiß, weiß ich auch, daß Gewalt gegen 
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alle Menschen erzeugt werden kann, gegen junge 
und alte, Männer und Frauen. 

Wenn Sie fragen, warum ich trotz des Themas jetzt 
über Gewalt gegen Menschen spreche, sage ich Ih­
nen, deshalb, weil ich wünsche, daß jeder Mensch 
das Recht hat, angstfrei leben und sich überall frei 
bewegen zu können: 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

alle Menschen, junge wie alte, Behinderte wie Nicht­
behinderte, Ausländer wie Ausländerinnen, deutsche 
Frauen wie deutsche Männer. Das heißt, wir müssen 
bei diesen Strukturveränderungen für alle etwas tun, 
aber für einige, von denen wir wissen, daß sie ganz 
besonders leiden und benachteiligt sind, eben mehr. 
Wenn ich weiß, daß sie mehr betroffen sind, bin ich 
zum Handeln aufgefordert. Im konkreten Fall bin ich 
zum Handeln aufgefordert nicht etwa für eine Minder­
heit, sondern prozentual für die Mehrheit der Bevöl­
kerung, für die Frauen und Mädchen. Und da frage 
ich ganz bescheiden, ob wir das mit den 360000 DM 
im Nachtragshaushalt schaffen werden. Ich glaube, 
dies wird nicht reichen, und die heutige Auseinander­
setzung wird uns vielleicht einen Antrieb geben, um 
Maßnahmenkataloge - wie Frau Kollegin Fischer 
schon vorgetragen hat - vehement im Parlament ver­
treten zu können, um das Selbstbestimmungsrecht 
aller Menschen, Frauen wie Männer, verwirklichen zu 
helfen. Darum bitte ich Sie, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Kollege Dr. 
Merkl! 

Dr. Markl (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Da spricht jetzt ein Mann zu dem Thema! Es 
wäre gar nicht einmal so schlecht, wenn sich mehr 
Männer zu dem Thema Gewalt, insbesondere zur Ge­
walt gegen Frauen, an der angeblich die Männer be­
teiligt sind, auch etwa zur Hälfte an der Aussprache 
beteiligen. Das ist der erste Grund für meine Wort­
meldung. 

Der zweite ist der, daß ich mich mit diesem Thema 
befasse, seitdem ich dem Haus angehöre. 

Interpellationen haben sich zu einer Art Saalfeger ent­
wickelt; aber nicht deshalb, weil die Themen nicht in­
teressieren, sondern weil man in diesen vielen Stun­
den wichtige Telefonate oder anderes erledigen kann. 
Das heiß! also nicht, daß die Kolleginnen und Kolle­
gen, die jetzt nicht im Saal sind, nicht interessiert 
sind. Vielmehr haben wir über dieses Thema schon 
oftmals ernsthaft diskutiert und werden dazu auch in 
Zukunft noch Gelegenheit haben. Es steht ein um­
fangreicher SPD-Antrag zur Beratung an; die Frau 
Kollegin Fischer hat die entsprechenden Anträge der 
CSU schon vorgetragen. Daher heute nur einige Ge­
danken: 

Gewalt, speziell gegen Frauen, sollte es in einer zivili­
sierten Welt nicht geben. Die Wirklichkeit. sieht an­
ders aus - wir wissen das -: Oie Gewalt im großen, 
Kriege, Massenmorde, Massaker der verschieden­
sten Art; die Gewalt im kleinen, auf der Straße, im 
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Stadion, auf den Rängen des Fußballplatzes, inner­
halb und außerhalb des Boxrings, im Fernsehen, in 
den Illustrierten, im Kino, auf dem Videoband. Wer 
kann da erwarten, daß die Frauen ausgenommen blei­
ben? 

Wenn wir uns tragen, was wir gegen die Gewalt ge­
gen Frauen tun können, müssen wir die Gewalt 
schlechthin erörtern. Eine Teilung geht nicht. Wer Ge­
walt anwendet, um zu demonstrieren, kann nicht ver­
langen, daß Gewalt gegen Frauen nicht vorkommt. 
Ich kann nicht auf der einen Seite sagen, etwas, was 
gegen meinen Willen gemacht wird, ob das eine 
Startbahn ist oder ein Kernkraftwerk, sei psychische 
Gewalt, gegen die ich in einer Art Notwehr aktive kör­
perliche Gewalt ausüben darf - und andererseits ver­
langen, daB sich jemand gewaltlos verhält, wenn es 
um irgendeinen Abbau von Aggressionen, sei es auf 
der Straße, in der Familie oder wo auch immer, geht. 

Meine Damen und Herren! Kampf für etwas ist auch 
Härte. Die Wortwahl ist auch Ausdruck der Intensität: 
Der Zweikampf auf dem Rasen, der Zweikampf im 
Boxring, der Wahlkampf. Wir könnten das fortsetzen. 
All das sollte uns zum Nachdenken veranlassen. 
Denn wer lachend kämpft, den fragt man doch wohl 
zu Recht, ob er es mit seinem Kampf ernst meint. 

Wie können wir das ändern? Da gibt es die Floskel: 
Die Politik ist aufgerufen. Auch im SPD-Antrag steht, 
die Politik habe die Aufgabe, das und das zu tun. 

Wir in der Politik haben manches getan, auch in die­
sem Hause. Jahrelang haben wir mit Anträgen und 
Diskussionen versucht, die Gewalt im allgemeinen 
und speziell gegen Frauen zu bewältigen, und zwar 
schon zu einer Zeit, als es die neue Gruppe noch 
nicht gab, die heute meint, dieses Thema als erste 
aufgegriffen zu haben. 

Die Kolleginnen und Kollegen, die diesem Haus 
schon länger angehören, darf ich daran erinnern, daß 
wir uns mit einer möglichen Strafverschärfung bei 
Vergewaltigung sehr intensiv befaßt haben und daß 
wir auch damals erörtert haben, Frau Kollegin Haas, 
daß es sich zum großen Teil um Beziehungstäter 
handelt. Allerdings sind in der von Ihnen genannten 
Sta\istik auch diejenigen als „Bekannte" aufgeführt, 
die sich zum ersten Mal in einer Diskothek gesehen 
haben, oder die, die per Anhalter reisen. Da besteht 
natürlich ein gewisser Unterschied zu den Bezie­
hungsträgern aus der Familie. Eine Statistik kann man 
ja immer so oder so auslegen. 

Wir haben uns sehr intensiv mit dem Thema „Gewalt 
im Video" und auch mit der Verbesserung des Opfer­
schutzes befaßt. Wir können nach wie vor stolz dar­
auf sein, daß wir als erstes Parlament in der Bundes­
republik dieses Thema aufgegriffen haben. Wir haben 
Beauftragte für Frauenfragen und, und, und. Ich will 
die Aussprache nicht verlängern. Das Fazit lautet je­
doch: Die Erfolge sind gering. Warum ist das so? -
Wir kurieren an Symptomen - das war Ihr Wort, Frau 
Kollegin Haas, und diese Auffassung teile ich. Natür­
lich brauchen wir ein gutes, präventives, auch exeku­
tives Instrumentarium. Der Schluß eines Kommentars 

' 

in der „Welt" in der vergangenen Woche lautete - ich 
zitiere-: 

Wo Gewalt belohnt wird, nistet sie sich ein. Wer um 
der Gewaltlosigkeit willen die Entstehung rechts­
freier Räume hinnimmt, verletzt also nicht nur ein 
Rechtsprinzip; er arbeitet der Gewalt, die er ver­
meiden will, in die Hand. 

Aber all dies nützt nichts, wenn nicht Opfer und Täter, 
jeder in seiner Sphäre, bereit sind, die Gewalt mit der 
Wurzel auszureißen, das heißt selbst so zu sein, wie 
es menschliches Zusammenleben erfordert, den an­
deren so zu behandeln, wie man selbst behandelt 
werden möchte. 

Das sagt sich natürlich leicht. Aber wir bräuchten ja 
nur einmal unser Grundgesetz, unsere Bayerische 
Verfassung anzuschauen, um dort nachzulesen, wie 
man es machen soll. Frau Psimmas hat vorhin Artikel 
1 des Grundgesetzes vorgetragen: Die Würde des 
Menschen ist unantastbar. Sie legt ihn offensichtlich 
etwas anders aus, als es von den Vätern des Grund­
gesetzes gedacht war. 

(Frau Abg. Bause: Es waren auch einige 
Mütter dabei!) 

In Artikel 6 steht aber auch der Schutz der Ehe und 
der Familie. Meine Damen und Herren, wenn all diese 
Grundsätze in uns steckten, bräuchten wir das heu­
tige Thema nicht zu diskutieren. 

Aber was ist von denjenigen zu halten, die die Ach­
tung der Frau verlangen, dies aber in einer Weise tun, 
wie es die Würde der Frau kaum mehr verletzt? Ich 
komme auf die .vorliegende Interpellation zu spre­
chen. Daraus nur ein paar Fragen: 

Wieweit ist die „Möblierung" des Straßenstrichs 
vorangeschritten? ... 

Was gedenkt die Staatsregierung in die Wege zu 
leiten, um die noch nicht ausgestatteten Straßen­
züge zu bestücken? 

Warum sieht die Staatsregierung eine Notwendig­
keit, Wohnwagen-Prostitution mit den damit ver­
bundenen Toleranzzonen zu verbieten bzw. einzu­
schränken? 

Wie steht die Staatsregierung zu der Tatsache, daß 
die Prostituierten an den offiziellen Straßenstrichen 
zwar „anbahnen" dürfen, aber keinen „Strichplatz" 
haben? ' 

Meine Damen und Herren, wer so formuliert, müßte 
eigentlich davon ausgehen, daß für eine ernsthafte 
Diskussion über dieses Thema kein Raum ist. 

(Beifall bei der CSU -Abg. Dr. Kestel meldet 
sich zu einer Zwischenfrai;iel 

- Bitte keine Zusatzfrage, Herr Dr. Kestel; ich möchte 
die Zeit nicht zu sehr ausdehnen. 

In der „Stuttgarter Zeitung" dieser Tage steht zu le­
sen, daß sich bei den Vorstandswahlen der GRÜNEN . 
in Bonn wieder mehrere Flügel gebildet haben. Von 
denjenigen Damen, die vorn das Sagen hatten, war 
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als „Strömungsstuten" die Rede. Dann frage ich 
mich: Mit welchem Recht wird hier gefordert, daß wir 
dieses Thema ernsthaft behandeln? 

(Beifall bei der CSU) 

Ich habe vorhin gesagt: Wer Gewaltlosigkeit fordert, 
soll doch in seinem eigenen Bereich zunächst bei­
spielgebend vorangehen. Ich frage mich, wie Sie, 
Frau Psimmas, hier Ihre ganze Rede darauf aufbauen 
können, Freiheit für die lesbischen Frauen zu fordern, 
Gewaltlosigkeit zu fordern, dann aber sehenden Au­
ges einen Aufklärungprospekt der GRÜNEN zum 
Thema AIDS praktisch mit initiieren, in dem es unter 
dem Stichwort „lesbische Liebe" zum Risiko heißt: 

Risiko unklar. Es gibt Hinweise auf Infektionsmög­
lichkeiten, wenn verletzende lesbische Praktiken 
stattfinden. 

Meine Damen und Herren, sagen Sie das einmal drau­
ßen zur allgemeinen Bevölkerung! Daß verletzende 
lesbische Praktiken stattfinden, scheint normal zu 
sein, aber das ficht das Risiko nicht besonders an. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei 
Abgeordneten der SPD - Abg. Klasen: 

Solche Gefahren gibt es in allen Bereichen!) 

Dem Gelächter nach zu schließen bin ich hier wahr­
scheinlich von gestern; das kann sein, Frau Jungfer. 
- Herr Klasen, Sie haben mehrere Schwächen, aber 
Ihre größte ist, daß Sie nie zuhören, was jemand sagt. 

(Abg. Klasen: Besonders bei Ihnen höre ich 
nicht zu!) 

In den 13 Jahren, die ich diesem Haus nun angehöre, 
habe ich festgestellt, daß die unqualifiziertesten Zwi­
schenrufe von Ihnen kommen. Sie können es über­
haupt nicht hinnehmen, daß jemand eine andere Mei­
nung hat als Sie selbst. 

(Abg. Klasen: Ich weiß, daß ich Sie 
wiederholt getroffen habe; das wissen Sie 

selbst auch genau! - Fortgesetzte Unruhe -
Glocke des Präsidenten) 

Ich habe gesagt, niemand kann Gewaltlosigkeit for­
dern, wenn er in seinem persönlichen Bereich nicht 
bereit•ist, Gewaltlosigkeit zu praktizieren. 

(Zuruf der Frau Abg. Pausch-Gruber) 

Ich habe gemeint, daß entsprechende Hilfen von 
staatlicher Seite gegeben werden sollten, und habe 
mich bemüht, ein eigenes Blatt herauszugeben. Ich 
bilde mir gar nicht ein, daß es schon das Ideale ist; es 
war vielmehr ein Versuch. 

(Abg. Langenberger: Darüber ist heute 
schon gesprochen worden!) 

Ich möchte daraus kurz zitieren, 

(Abg. Klasen: Sie zitiE!ren sich am liebsten 
selbst, das ·ist schon klar!) 

weil ich zum Schluß noch etwas dazu sagen muß. 

Ein Appell an die Männer, ein Rat an die Frauen: 
Besserung ist nur zu erreichen, wenn die Männer 

' 

begreifen, daß Gewalt sich nicht auszahlt, daß Ge­
walt sich „letztlich" gegen sie richtet, 

- „letztlich" mit Anführungszeichen, weil ich der Mei­
nung bin, Gewalt trifft letztlich alle, die gesamte Be­
völkerung -

und Frauen selbst alles versuchen, Gewalttaten ge­
gen sich zu verhindern. 

Dann kommt die Überschrift „Ein Wort an die Män­
ner": 

Gewalt ist immer Unrecht, ganz besonders gegen­
über dem Schwächeren. Ist es nicht tierisch, 

- ich habe das an die Männer gerichtet -

wenn Sie ein körperlich Stärkerer brutal überfällt, 
niederschlägt, mißhandelt, gegen Ihren Willen ein­
sperrt? 

Das ist die Frage an die Männer. 

Hat andererseits eine Frau nicht das gleiche Recht 
auf eine freie Willensentscheidung, auf körperliche 
Unversehrtheit wie Sie? Es gibt doch nur die glei­
che Antwort auf beide Fragen. Also handeln Sie 
danach! 

Die Fraktion DIE GRÜNEN im Bayerischen Landtag 
hat dieses Flugblatt auch gelesen und mir daraufhin 
einen Brief geschrieben. Der Schlußsatz dieses Brie­
fes heißt: 

Wenn Sie ein ernstes Anliegen haben und nicht nur 
ein kurz aufflackerndes schlechtes Gewissen mit 
Ihrem Faltblatt beruhigen wollen, halten Sie vor der 
nächsten Auflage Rücksprache mit dem Notruf für 
vergewaltigte Frauen in Regensburg. - Mit femini­
stischen Grüßen. 

Die „feministischen Grüße" lasse ich mir noch einge­
hen. Das paßt in die Gruppe. Aber man spricht jedem 
in diesem Hause, der sich mit dem Thema beschäftigt 
und nicht zu 100 Prozent auf der Linie der GRÜNEN 
liegt, die Ernsthaftigkeit ab. Da können Sie doch nie~! 
erwarten, daß man in die Detaittragen einsteigt! 

(Beifall bei der CSU) 
1 

Deshalb sage ich Ihnen: Ich wollte es bei diesen 
grundsätzlichen Anmerkungen belassen, aber es gilt 
bei der Behandlung der von mir genannten Anträge 
der SPD und der CSU tiefer - und dann richtig! - in 
die Sache einzusteigen. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Als nächste hat das Wort die 
Frau Abgeordnete Romberg ! 

Frau Romberg (DIE GRÜNEN): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Es tut mir leid, daß ich noch ein­
mal auf die Beantwortung der Interpellation selbst zu­
rückkommen muß, weil auch ich diese Form als pole­
misch empfinde und schärfstens zurückweise. Ge­
rade im Vorspann werden zusammenhänge von Aus­
sagen irgendwelcher Leute, durchaus auch von GRÜ­
NEN oder sonstigen Menschen, mit Folgen der Ge­
walt hergestellt, die mit den Inhalten der Interpellation 
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nichts, aber auch gar nichts zu tun haben. Die Fragen 
der Interpellation können gut gestellt sein oder nicht, 
sie können angenommen oder abgelehnt werden. 
Aber wenn sie mit den Morden an den zwei Polizisten 
in Frankfurt in Zusammenhang gebracht werden, 
sträuben sich mir alle Haare .. 

Dazu gehört auch die Aussage des Herrn Ministers 
- sie liegt uns schriftlich vor-, daß die GRÜNEN nicht 
als geeignete Fragesteller anerkannt werden. Es ist 
doch eindeutig, daß hier fünfzehn ganz demokratisch 
gewählte GRÜNEN-Abgeordnete sind und daß es 
sich dabei um eine anerkannte Fraktion mit Fraktions­
status handelt. Nach § 68 Absatz 1 der Geschäftsord­
nung dieses Hauses haben Fraktionen das Recht, In­
terpellationen zu stellen. Das ist hiermit geschehen. 

(Abg. Dr. Goppel: Aber die inneren 
Beweggründe!) 

§ 68 Absatz 2 sagt, daß die Interpellation angemes­
sen beantwortet werden muß, wenn der Herr Präsi­
dent sie annimmt. 

(Zurufe von der CSU) 

Das heißt für mich, daß die Staatsregierung auf die 
Fragen eingehen muß. Ablehnende Antworten oder 
Antworten, die unseren Erwartungen nicht entspre­
chen, werden akzeptiert, aber nicht Polemiken. Eine 
sachliche Auseinandersetzung mit unserer Interpella­
tion durch die Staatsregierung ist für mich nicht er­
kennbar. 

(Abg. Mittermeier: Das ist traurig!) 

Die Funktion des Staate.s oder die psychosozialen 
bzw. die psycho-sozial-kulturellen Hintergründe ge­
sellschaftlicher Strukturen, die zu Gewalt führen, 
kann und mu6 man durchaus diskutieren, weil sie uns 
in ganz entscheidender Weise berühren und uns 
dazu herausfordern, uns Gedanken darüber zu ma­
chen, wie es zu solchen Formen der Gewalt kommen 
kann. 

Die Form, wie die Interpellation jetzt beantwortet 
wurde, und die Reaktionen darauf, die offensichtlich 
in allen Fraktionen irgendwelche Emotionen hervorru­
fen, ,müssen für uns um so mehr Anlaß sein, unsere 
Forderung nach Frauenbeauftragten - da stimmen 
wir nun voll mit den anderen Fraktionen über­
ein - in allen Institutionen, auch in allen Ministerien 
durchzusetzen. 

Ich bedauere auch außerordentlich, daß wir die Ant­
wort vom Herrn Minister und nicht von der Frau 
Staatssekretärin bekommen haben, 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Frau Abg. 
Würdinger) 

deren Pressekonferenzen ich intensiv vertolgt habe, 
in denen ich persönliche Ansätze gesehen habe - je­
denfalls nach den mir vorliegenden Zeitungsarti­
keln -, daß hier Fragen doch offener behandelt wer­
den, als das bisher der Fall war. 

Ich meine auch, daß man bei der Beantwortung einer 
solchen Interpellation beispielsweise den Landes-

' 

frauenausschuß mit einbeziehen könnte; ich weiß 
nicht, ob das geschehen ist. Es gibt genug Gremien, 
die über die problematische Situation von Frauen in 
diesem Lande, auch über Gewalt gegenüber Frauen 
in diesem Lande mehr aussagen können als ein Mini­
ster. Herr Merkl, dabei will ich gar nicht auf der Mei­
nungsschiene fahren, daß nicht auch Männer betrof­
fen sind. Natürlich können wir die traditionelle Rolle 
der Frau nicht ändern, ohne das Verhalten der Män­
ner mit einzubeziehen und auch zu verändern. Das ist 
klar. Wir GRÜNE sind auch nicht für die Form der Ge­
walt, daß wir jeden Morgen zum Frühstück einen 
Mann auf dem Butterbrot verschlingen wollen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN -
Abg. Dr. Goppel: Ihnen traut das auch 

niemand zu!) 

Das haben wir auch gar nicht nötig. Wo aber Miß­
brauch getrieben wird, rühren wir uns. 

Zu Beginn dieser Legislaturperiode wurde von den 
GRÜNEN der Antrag gestellt, die Geschäftsordnung 
dergestalt zu ändern, endlich einen Frauenausschuß 
einzurichten, der intertraktionell besetzt ist und sich 
speziell mit Frauenthemen befaßt. Damals wurde die­
ser Antrag von der Mehrheitsfraktion mit der Begrün­
dung abgelehnt, daß das wohl nicht nötig sei. 

Ich will speziell noch einiges zu den Problemen der 
ausländischen Frauen sagen; Wesentliches wurde 
von meinen Vorrednerinnen schon gesagt. Auch hier 
ist der Vorspann unerhört. Wenn aus unserer Frage­
stellung Ausländerteindlichkeit abgelesen wird und 
sogar gesagt wird, daß in der Formulierung rechtsex­
treme Kreise bestätigt würden, dann ist das doch 
wirklich unerhört. Das hat auch mit den Fragestellun­
gen gar nichts zu tun. 

Wir fordern - wie das auch Carmen König als Mei­
nung der SPD vorgetragen hat - für dfe ausländi­
schen Frauen ein eigenes Aufenthaltsrecht. Wenn 
Frauen, sei es durch Tod des Mannes, sei es durch 
Scheidung oder durch sonstige Gegebenheiten, nicht 
mehr hierbleiben dürten, dann wird vielen von ihnen, 
wenn sie mit ihren Kindern zurückkommen, die Mög­
lichkeit verwehrt, wieder in ihrem Heimatort, in ihren 
Familien aufgenommen zu werden. Ich habe noch ge­
stern mit sehr vielen ausländischen Frauen gespro­
chen. Beispielsweise werden moslemischen Frauen 
die Kinder weggenommen, wenn sie geschieden 
sind, wobei die Scheidung oft gar nicht Sache der 
Frau ist, sondern von den Männern betrieben wird. 
Wenn sich z.B. ausländische Männer hier eine Freun­
din zulegen und die Ehefrau mitsamt den Kindern 

· plötzlich übertlüssig wird, dann hat sie keine eigene 
legale Aufenthaltsberechtigung und soll abgescho­
ben werden. 

Meine Damen und Herren von der CSU, wenn Sie 
schon die Familie für so wichtig halten und zu Recht 
den Schutz der Familie hier betonen und stärken wol­
len, dann ist im Interesse des Lebens der Frauen und 
der Kinder, das hier unter Umständen auch ohne 
Mann weitergehen muß, alles zu tun, um den Frauen 
ein eigenständiges Aufenthaltsrecht zu geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Die in der Antwort auf die Interpellation genannten 
Hilfsangebote sind so dürftig, Herr Minister, daß ich 
aus dem Handgelenk fast allein in München mehr Hil­
fen aufzeigen kann. Ich finde es einfach schade, daß 
man diesem Passus nicht mehr Platz eingeräumt und 
mehr Aufmerksamkeit geschenkt hat. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Es ist bereits erwähnt worden, wie wichtig es ist, eine 
Beratung für die ausländischen Frauen und Mädchen 
zu haben, deren Situation gar nicht so einfach ist. Wir 
können keineswegs davon ausgehen, daß man sozial­
pädagogische Maßnahmen der hiesigen Mädchenar­
beit z.B. automatisch auf ausländische Mädchen 
übertragen kann. Wir wollen deren, Bezüge ja nicht 
kaputtmachen, sondern wir wollen hier wirklich sensi­
bel helfen. 

Ich meine, daß wir mit unseren Forderungen durch­
aus in einer Linie stehen beispielsweise mit den For­
derungen des Unterausschusses für Frauenfragen im 
Europäischen Parlament. Mir liegt ein Blatt aus der 
Zeitung „Das Parlament" - nicht aus einer obskuren 
Zeitung - vor, auf dem Frauen abgebildet sind, die 
sich mit dieser Frage im Unterausschuß für Frauen­
fragen beschäftigen. Das sind Frauen aus allen Frak­
tionen. Ich hätte mir gewünscht, daß wir uns auch 
hier wenigstens über einige Fragen sachlich ausein­
andergesetzt hätten, denn es handelt sich um Pro­
bleme, die uns Frauen alle angehen und wobei die 
Partei eine sekundäre Rolle spielen sollte. Vielleicht 
sehen Sie sich die Bilder einmal an. 

Als wichtiges Anliegen fordert auch dieser Ausschuß 
des Europäischen Parlaments die Gleichstellung von 
Emigrantinnen. 'Ich stelle Ihnen gerne die entspre­
chenden Resolutionen zur Verfügung. 

Wir fordern also keineswegs ausgefallene Dinge oder 
denken uns obskure Sachen aus. Neben der Arbeit 
des Europäischen Parlaments können wir auch 
Rechte aus den 1985 in Nairobi erarbeiteten Strate­
gien für die Entwicklung der Frauen auf allen Ebenen 
ableiten, die auch die Bundesregierung unterschrie­
ben hat. 

Wir bewegen uns durchaus im internationalen Soli­
daritätsbereich der Frauen. Menschenrechte spielen 
doch bei den konservativen Parteien - aber nicht nur 
dort, das möchte ich betonen - eine große Rolle. Der 
Unterausschuß „Status of Women" gehört zu den 
Menschenrechtskommissionen der Vereinten Natio­
nen. Die nächste große Kommissionssitzung findet 
vom 18. bis 24. März in Wien statt. Ich bin dort vertre­
ten. Es wird interessant sein, nicht nur von der Ent­
wicklung in anderen Ländern zu hören, sondern man 
wird mich auch fragen, was wir hier für die Frauen in 
unserem Land tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Heubl: Meine Damen, meine Herren! 
Da mir noch fünf Wortmeldungen vorliegen, schlage 
ich vor, bis 13.30 Uhr eine Mittagspause zu machen. 
Die Sitzung ist unterbrochen. 
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(Unterbrechung von 12 Uhr 39 Minuten bis 
13 Uhr 33 Minuten) 

Wiederaufnahme der Sitzung: 13 Uhr 33 Minuten 

Erster Vizepräsident Mösleln: Die Sitzung wird wie­
deraufgenommen. 

Wir fahren in der Aussprache fort. Die nächste Red­
nerin ist Frau Abgeordnete Pausch-Gruber. 

Frau Pausch-Gruber (SPD): Herr Präsident, meine 
sehr geschätzten wenigen lieben Kolleginnen und 
Kollegen, die Sie anwesend sind! 

(Beifall) 

Einschränkend lüge ich hinzu: Nicht jede Abwesen­
heit geht sicherlich auf das Konto von Desinteresse, 
sondern manche sehr wohl auf das Konto einer Gast­
stätte, die immer noch nicht in der Lage ist, in der 
Mittagspause die Essen in entsprechender Ge­
schwindigkeit zu verteilen. 

(Zuruf von der CSU: Das ist Gewalt gegen 
alle!) 

- Ja, das ist ein Teil der strukturellen Gewalt. Das Es­
sen, das ich zu mir genommen habe, wird mir, obwohl 
es einigermaßen gut zubereitet war, nicht bekommen, 
weil ich schlingen mußte. Aber Volksgesundheit ist ja 
auch so etwas, worüber wir zwar reden, wonach wir 
aber nicht handeln. Es wäre ja auch blöd, alles ernst 
zu nehmen, was wir sagen. 

(Zuruf von der CSU: Essen Sie doch einfach 
weniger!) 

- Das ist Ihre Art, Kollege Goppel, mit den Problemen 
umzugehen. Dafür schätze ich Sie seit langem. 

Erster Vizepräsident Möslein: Sie dürfen jetzt zur 
Sache kommen, Frau Kollegin! 

Frau Pausch-Gruber (SPD): Obwohl ich weder Leh­
rerin bin noch mir - zumindest nach Ansicht vieler 
Leute - Bewertungen zustehen, möchte ich zu Be­
ginn doch sagen, daß man an dieser heutigen Aus­
sprache spürt, daß die Tabus, mit denen die Pro­
bleme der Frauen in unserer Gesellschaft behandelt 
werden, insbesondere die Tabus, mit denen das 
Thema „Gewalt gegen Frauen" noch belegt ist, auch 
im Bayerischen Landtag ein wenig aufgebrochen 
sind. Die Sozialdemokratinnen in diesem Hause mes­
sen sich daran ein nicht kleines Verdienst bei, schon 
deswegen, weil wir einfach länger in diesem Hause 
arbeiten und leben als die GRÜNEN. In dem Zusam­
menhang möchte ich auch gerne sagen, daß es Femi­
nistinnen nicht nur grüner Couleur gibt. Auch ich bin 
Feministin; 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

ich bin aber selbstverständlich auch Sozialdemokra­
tin. 

Also, das· Tabu ist aufgebrochen, das Thema wird auf­
gegriffen. Allerdings wird es auch mit einem bestimm­
ten politischen Background aufgegriffen. Dazu 
möchte ich einiges sagen. 
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Wenn man die Politik von CDU und CSU analysiert, 
dann ist ganz klar, daß Sie unter dem Druck, die Stim­
men der Frauen bei Wahlen zu bekommen, denn 
mehr als die Hälfte der Wähler sind Frauen, auf die 
Stimmung der Frauen reagiert haben. Sie kennen die 
Analysen von Frauenwahlverhalten sicherlich ge­
nauso gut wie wir. Daraus haben Sie eine richtige 
Konsequenz gezogen und greifen Stichworte zur 
Frauenpolitik, die in der Frauenbewegung, in der So­
zialdemokratie und bei den GRÜNEN entwickelt wor­
den sind, in der Ihnen angemessenen Politikmanier 
auf, nämlich populistisch. Sie sind für Frauenbeauf­
tragte, aber das international erarbeitete Konzept für 
Frauenbeauftragte nehmen Sie nicht zur Kenntnis. 
Sie berufen an jeder Dienststelle eine Frauenbeauf­
tragte, die in zwei Stunden Arbeitszeit das bißchen, 
das für Frauen zu tun ist, ja wohl erledigen kann, und 
schon marschieren Sie damit Ihrer Meinung nach an 
der Spitze des Fortschritts. 

Sie sind für Frauenhäuser, weil das Vorhandensein 
autonomer Frauenhäuser deutlich gemacht hat, daß 
Gewalt gegen Frauen in der Familie gesellschaftliche 
Realität ist. Also ist auch die CSU für Frauenhäuser, 
negiert aber das Konzept, das national und internatio­
nal von der autonomen Bewegung entwickelt wurde, 
nimmt den „goldenen Zügel" der <;uschüsse, den wir 
aus Ihrer Politik durchgängig kennen, und funktioniert 
die Frauenhäuser in etwas um, was Sie lieber hätten. 
Daß es bis heute in Bayern nicht möglich war, diesen 
Ansatz voQ durchzusetzen, ist das Verdienst der en­
gagierten Frauenbewegung, zu der sich auch viele 
engagierte Frauen hier im Parlament zählen, 

(Beifall bei der SPD) 

die auch dafür sorgen, daß dieses Thema immer wie­
der mit der nötigen Schärfe diskutiert wird, damit Ihre 
Pläne scheitern. 

Aber Sie bleiben mit dem „goldenen Zügel" eben 
H e r r des Geschehens. Die patriarchalische Staats­
regierung gibt uns nur 360000 DM zur Finanzierung 
einer notwendigen Arbeit, aber der Titel „Gewalt ge­
gen Frauen", den man beschlossen hat, bleibt ein 
Leer-Titel im wahrsten Wortsinn. 

• Dies ist Ihre Politik, und lebende Beispiele dafür muß 
man in dieser Stunde gar nicht weit suchen. Die CSU­
Damen haben heute beredt über den Schutz der Fa­
milie und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie so­
wie darüber geredet, was die CSU alles tut, aber hier 
sitzt eine Kollegin, eine junge Frau mit Kind; das 
Landtagsamt ist nicht in der Lage, für sie für einige 
Monate in diesem 100-, 150- oder 200räumigen Haus 
ein Zimmer zu finden, wo sie sich mit ihrem Kind auf­
halten kann, wenn das Parlament tagt. Das ist die 
Realität Ihrer Familien- und Frauenpolitik. 

Nun, Barbara Stamm, Sie schweigen heute. 

(Zurufe von der CSU) 

- Bis jetzt noch, gut, Sie kommen noch. Schade, daß 
Sie so spät kommen, weil wir uns gern speziell mit Ih­
nen auseinandergesetzt hätten, denn ich weiß, daß 
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Sie für Bayern die Rolle spielen sollen, die „Lovely 
Rita" auf Bundesebene spielt. 

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD -
Frau Abg. Würdinger: Sie ist besser als die!) 

- Ganz im Gegenteil! Ich wollte gerade sagen, das At­
tribut „lovely" wird Barbara nicht bekommen. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN -Abg. Dr. 
Goppel: Sie aber auch nicht!) 

Sie haben mir wirklich leid getan heute morgen, Herr 
Staatsminister. Mit Ihrem fränkisch-versöhnlichen Ge­
müt mußten Sie eine solche Schmähschrift vortragen. 
Ich frage mich, was Ihre Mitsynodalen und -synodalin­
nen der Evangelischen Kirche zu so manchen polemi­
schen Ausfällen sagen werden. 

(Zuruf) 

- Das bügeln Sie dann wieder nieder, aber ich glaube 
nicht, daß es Ihnen damit gelingen wird, überall zu 
vertuschen, was Sie heute hier zu einigen wichtigen 
Problemen wie dem Problem des Lesbischseins, des 
Homosexuellseins gesagt haben. Da teilen Ihre Mit­
synodalen und die Evangelische Kirche Ihre Ansicht 
nicht, Herr Staatsminister! 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Die Antwort der Staatsregierung trägt die Handschrift 
Barbara Stamms. Sie versteht ihre Rolle noch anders, 
als „Lovely Rita" sie versteht. „Lovely Rita" hat näm­
lich kapiert, daß man das Patriarchat sehr wohl ver­
antwortlich machen kann und machen muß für eine 
ganze Reihe von bestehenden gegen Frauen gerich-

. teten Strukturen in dieser Gesellschaft. Sie weiß 
auch, daß diese Gesellschaft nur deswegen so blen­
dend funktioniert, weil sie zu einem großen Teil auf 
der Ausbeutung der weiblichen Arbeitskraft, der 
weiblichen Gefühle, der weiblichen Seele beruht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das kann Frau Süssmuth auch sagen. Natürlich hat 
sie die Aufgabe bekommen, die Kulturrevolution von 
oben, von Heiner Geißler gepredigt, auch bei den 
Frauen durchzusetzen und diese in einem sehr kom­
plizierten Doppelspiel in die neue Rolle hineinzuzwän­
gen . 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Das haben Sie in Bayern nicht nötig·. Sie können nach 
der alten Methode mit dem Holzhammer vorgehen 
und die CSU sich weiter wie die Steinzeitpatriarchen 
aufführen lassen, denn hier herrscht nicht der aufge­
klärte Patriarch, sondern der Steinzeitpatriarch. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Der Kollege Merkl hat sich sehr erregt über einen 
Satz aus einem AIDS-Flugblatt, wo es um gewalttä­
tige Sexpraktikeri ging. Vielleicht halten Sie sich die 
Ohren zu, ich werde nämlich jetzt einige offene Worte 
sagen. Gewalt im Ehebett und Verletzungen durch 
Sexualverkehr unter von Ihnen so geschätzten „nor­
malen" Menschen sind gang und gäbe. Sexuali-
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tät, die aus Zärtlichkeit besteht, ist seltener, weit sel­
tener anzutreffen. 

(Widerspruch von der CSU) 

Hunderte von sehr guten und sehr breit angelegten 
Untersuchungen beweisen das. Denn in der Sexuali­
tät, in dieser intimsten Begegnung zweier Menschen, 
wird genau die Gewalttätigkeit weitergegeben, die 
der Mensch Tag für Tag, Woche für Woche, Jahr für 
Jahr erlebt, 

(Zuruf der Frau Abg. Würdinger) 

in der Gesellschaft, am Arbeitsplatz, im Straßenver­
kehr usw. 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Und da stellt sich der Herr Kollege Merk! hin und tut 
scheinheilig so, als ob er dies nicht wüßte. Das ist 
nicht fair. Wissen Sie, was Sie da nämlich machen? 
Sie wecken Schuldbewußtsein bei Hunderten uRd 
Tausenden Ihrer eigenen Geschlechtskollegen, der 
Männer, die wissen, daß sie ihre Frauen verletzen, ob­
wohl sie eben in diesem Falle selbst auch Opfer der 
strukturellen Gewalt sind. Wir wissen das; wir leug­
nen dies nicht. Wir wollen aber den Frauen Mut ma­
chen, sich gegen solche Sexualpraktiken, seien sie 
homoerotisch oder heteroerotisch, zu wehren und 
andere Formen einzuüben. Das geht aber nicht nur 
im Überbau, sondern das geht nur, wenn einige 
Dinge in dieser Gesellschaft grundlegend verändert 
sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten 
der SPD -Abg. Dr. Merk/: Wer lebt jetzt 

richtig, der, der Verletzungen zufügt, oder 
der, der keine Verletzungen zufügt?) 

- Derjenige, der keine zufügt! Aber zwingen Sie mich 
nicht, 

(Oho! bei der CSU) 

Sie zu fragen, ob Sie Ihre Frau noch nie verletzt ha­
ben! 

(Lebhafte Zurufe von der CSU) 

- Jawohl! Sie sind scheinheilig, wenn Sie - -

(Anhaltende erregte Zurufe von der CSU -
Abg. Diethei: Es ist eine Zumutung, Ihnen 

zuhören zu müssen!) 

Erster Vlzeprialdent Mösleln.: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage - -

Frau Pauach-Gruber (SPD): Das ist Ihre Methode! 
Und dann gehören Sie zu denjenigen, die sagen: Di.e 
Frauen sind masochistisch, sie wollen verletzt wer­
den; na ja, und wir Männer sind halt zufällig Sados, 
und deswegen verletzen wir halt. So läuft das! Das ist 
das Stammtischniveau Ihrer Politik, 
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(Abg. Dr. Goppel: Das ist doch nicht zu 
fassen!) 

die die Wirklichkeit leugnet. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Gestatten Sie eine. 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Merk!? 

Frau Pausch-Gruber (SPD): Ja, selbstverständlich! 

Dr. Markl (CSU): Frau Kollegin, sind Sie bereit, meine 
Antwort entgegenzunehmen? Selbst auf die Gefahr 
hin, daß Sie mich als anormal bezeichnen, ich bin 22 
Jahre verheiratet und beantworte Ihre Frage mit ei­
nem klaren Nein. 

Frau Pausch•Gruber (SPD): Sehr schön, vielen Dank! 
Gut! Ich bewerte das "für mich, aber nicht öffentlich. 

Ich möchte auf die Gewalttätigkeit zurückkommen, 
die als Bodensatz vorhanden ist, auch wenn Sie es 
noch so vehement bestreiten, auf die Tatsache, daß 
es in jeder dritten Ehe zu Gewaltanwendung im Zu­
sammenhang mit Sexualverkehr kommt. 

(Abg. Bauereisen: Das stimmt nicht! -
Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD) 

- Das stimmt! Das haben die Männer selber zugege­
ben laut „Brigitte"-Studie, einer breitest angelegten 
Studie über Männer, die zweimal im Abstand von 
zehn Jahren gemacht worden ist, wobei sich dieses 
Phänomen wieder bestätigt hat. Natürlich haben viele 
derjenigen, die befragt worden sind, gesagt, sie leh­
nen Gewalt gegen ihre Ehefrauen ab, haben aber als 
Grund für die Gewalt in der Ehe angegeben: Tja, der 
Mann hat halt etwas zuviel getrunken, da passiert es 
halt mal. Das ist eine totale und nicht zulässige Ent­
schuldigung. Der nächste Grund, warum ein Mann 
gewalttätig werden kann, ist, wenn eine Frau sich wei­
gert, mit ihm zu schlafen. Ja, meine Herren Patriar­
chen, 

(Lachen bei der CSU) 

deutlicher könnte doch nicht ausgedrückt werden, 
wie sehr Sie Ihre Ehefrau als Ihren Besitz ansehen, 
und wenn nicht Sie persönlich, so doch die Mehrheit 
der Männer draußen. 

(Abg. Dr. Goppel: Jeder dritte ist keine 
Mehrheit!) · 

Das wollte ich noch einmal ganz besonders deutlich 
sagen. Frau Kollegin Fischer, auch andere Damen der 
CSU haben dazu etwas gesagt. 

Wir sind auch der Auffassung, daß die Zahl der Ab­
treibungen etwas mit der Gewalt gegen Frauen zu tun 
hat und mjt der Unmöglichkeit zu erkennen, wie man 
mit einem Kind oder einem weiteren Kind in dieser 
Gesellschaft leben soll. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Frau Kollegin, da Sie 
auf das Zeichen des Präsidenten nicht achten, muß 
ich Ihnen sagen, daß Sie Ihre Redezeit bereits weit 
überschritten haben. Kommen Sie bitte zum Ende! 

Frau Pausch-Gruber (SPD): Ich komme zum -Schluß 
und sage als letztes: Wir sehen dieses Problem, und 
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auch wir möchten gerne, daß ein gesellschaftliches 
Klima von weniger Gewalt und Grausamkeit gegen 
Frauen und Kinder entsteht. 

Ich gebe Ihnen aber noch etwas zu knacken mit: Es 
geht durch die Weltpresse, 

Erster Vizepräsident Mösleln: Frau Kollegin, ich muß 
Sie bitten, zum Ende zu kommen und nicht noch ein­
mal einen neuen Satz zu beginnen. 

(Abg. Leeb: Sie haben uns genug belästigt!) 

Frau Pausch-Gruber (SPD): daß als Folge der Mög­
lichkeit, bei der Analyse des Fruchtwassers das Ge­
schlecht des Kindes festzustellen, Mädchen häufiger 
abgetrieben werden als Jungen. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Frau Abgeordnete, ich 
entziehe Ihnen jetzt das Wort. Bitte gehen Sie auf Ih­
ren Platz zurück! 

(Frau Abg. Pausch-Gruber: Was würde 
geschehen, wenn ich nicht gehe? -

Heiterkeit und Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

- Dann würde ich die Sitzung unterbrechen und war­
ten, bis Sie gehen. Das ist doch eine ganz einfache 
Geschichte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben eine Geschäftsordnung, die das regelt. Ich 
verstehe viel, aber diesen Beifall kann ich wirklich 
nicht verstehen. 

Nächster Redner ist die Frau Abgeordnete Wax-Wör­
ner! 

Frau Wax-Wörner. (DIE GRÜNEN): Ja, ich bin der 
„nächste Redner". 

(Lachen und Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich hatte 
eigentlich nicht vor, mit einem Beitrag in die Debatte 
zu gehen. 

(Zuruf von der CSU: Sehr schön!) 

- Die Bemerkung kenne ich schon lang. Sie müssen 
sich allmählich was Neues einfallen lassen. Am An­
fang ~at mich das noch irritiert, aber das ist vorbei. -
Ich möchte auf ein paar Ausführungen von Frau Fi­
scher, Herrn Hillermeier und Herrn Merkl eingehen. 

Sie haben Ihre Uraltthese aufgestellt, die GRÜNEN 
hätten ein· gestörtes Verhältnis zur Gewalt, wir 
wünschten das Faustrecht, das Recht des oder der 
Stärkeren. Hier irren Sie. Wir wünschen weder das 
eine noch das andere, denn wir wissen, daß beides 
nicht geeignet ist, einem friedlichen und toleranten 
Zusammenleben der Menschen zu dienen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wissen des weiteren, daß das Gewaltmonopol 
des Staates eine kulturelle Leistung ist. In einer De­
mokratie aber, und nur in einer solchen Staatsform 
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wollen wir leben, muß dieses Gewaltmonopol auch 
demokratisch kontrolliert sein, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

zum einen durch die Gewaltenteilung in Legislafive, 
Exekutive und Judikative, Sie kennen die klassische 
Theorie, wobei wir sehen, daß diese heute häufig 
nicht mehr funktionieren, und zum .anderen darf der 
Staat mit seinem Gewaltmonopol keinen Mißbrauch 
treiben. Ich meine, daß die Grundrechte des einzel­
nen über diesem Gewaltmonopol stehen und nicht 
verletzt werden dürfen. 

Herr Minister, wenn Sie sagen, die Staatsregierung 
sei gegen jegliche Gewalt, dann ist das ein Treppen­
witz der Weltgeschichte. 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Das wäre genauso, wie wenn Sie sagen, Sie wollten 
als Politiker keine Macht haben. Denn jede Regierung 
definiert sich ja gerade dadurch, daß sie Staatsgewalt 
ausübt. Die Frage ist nur, ob sie dazu immer legiti­
miert ist. Wir sind der Meinung, daß die Staatsgewalt 
z.B. zum Einsatz von CN- und CS-Gas nicht legiti­
miert ist. 

Der Begriff der Gewalt, so wie er in der Antwort der 
Staatsregierung auf die Interpellation interpretiert 
wird, ist äußerst eingeschränkt. Er kennt nämlich im 
Grunde genommen nur die offene Gewalt. Sie werfen 
uns vor, alle uns nicht passenden gesellschaftlichen 
Tendenzen mit dem Begriff Gewalt zu belegen. Ihre 
Ausdrucksweise ist zwar fehlerhaft, aber das ist Ihr 
Problem. Wir wissen, daß das Wort „Gewalt" im Deut­
schen ein großes semantisches Problem beinhaltet, 
übrigens genauso wie das Wort „Liebe", weil wir im 
Deutschen nie genau wissen, wie dieses Wort ge­
meint ist. Die Engländer tun sich etwas leichter: Sie 
haben violence für verletzende Gewalt, power und 
force. Die Bedeutung des Begriffs „violence" ist rela­
tiv klar. Sprechen wir über die „power". Ich würde sa­
gen, sie beinhaltet die vitalen Möglichkeiten, die ein 
Mensch hat. Es geht ja um das Thema Gewalt zwi­
schen F.rauen und Männern. Den Männern wird in un­
serer Kultur von vornherein klargemacht, daß ihre 
power, ihre vitalen Möglichkeiten, in dieser Kultur ge­
fordert und akzeptiert werden und öffentlich gefragt 
sind. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Den Frauen und Mädchen wird in der Erziehung klar­
gemacht, daß ihre power zu unterdrücken ist - es 
gibt in diesem Zusammenhang übrigens eine interes­
sante italienische Untersuchung über die Stillzeiten 
bei männlichen und weiblichen Säuglingen -; daß sie 
hysterisch oder krankhaft ist, oder sie wird privati­
siert, und dann lacht man bestenfalls über die Xan­
thippe, weil sie ihre power rausläßt. Dann gibt es den 
Begriff der „strukturellen Gewalt". Er stammt von 
Galtung, der, ich weiß, ein linker ideologischer Spin­
ner ist, aber trotzdem hat er etwas Wesentliches er­
kannt. Er .hat festgestellt, daß diese strukturelle Ge­
walt nicht nur in Institutionen, sondern in jedem 
Machtgefälle stattfindet. Das heißt in unserer patriar­
chalischen Gesellschaft: Die Männer sind die Ent­
scheidungsträger. 
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Und hier produzieren wir folgende „schöne" Schi­
zophrenie: Unsere Schülerinnen und Schüler lernen 
in der Schule im Sozialkundeunterricht das Grundge­
setz und seine 'Aussage über die Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen kennen. Gleichzeitig ma­
chen sie in eben dieser Institution Schule von der er­
sten bis zur lelzten Klasse die Eriahrung, daß der so­
genannte Lehrkörper zwar, je nach Schultyp, zwi­
schen 98 und 55 Prozent weiblich, die Schulleitung 
aber grundsätzlich männlich ist. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Und da sprechen Sie von Ursachenforschung ! 

So etwas wie subtile Gewalt gibt es bei Ihnen über­
haupt nicht. Das kann ich nur als Folge eines Ver­
drängungsmechanismus sehen. 

Die Gewaltlrel:leit ist eine der vier Säulen der GRÜ­
NEN-Partei: sozial, basisdemokratisch, ökologisch, 
gewaltfrei. 

(lachen bei der CSU) 

- Ich ziehe mir Ihre Schuhe nicht an. Viele von uns, 
ich auch. kommen aus dem gewaltfreien Widerstand. 
Ich gehöre der Friedensbewegung „Ohne Rüstung 
~ben" an. 

(Zuruf von der CSU : In Nicaragua!) 

- Jawohl, wir haben dort gebaut, ich komme darauf 
noch zu spredhen. Dieser Widerstand gegen staatli­
che EntscheäJngen, die wir nicht mittragen können, 
ist gewaltfrei. Es ist eine Unverschimlheit \\lenn Sie 
diesen Wider!lland als „ Gegengewalt" bezeichnen. 
Wenn das so wire, wäre Gandhi der größte Gewalttä-
ter aller Zeiten. · 

(Zustirrmlung von den GRÜNEN - Zurufe 
von der CSU) 

Herr Merlcl, Sie f!laben gesagt: Wer Gewalt anwendet, 
um zu demons1rieren . . . Was ist denn das für ein 
Blödsinn? Das ist Demagogie! Wtr lassen uns unsere 
power nicht nahmen, aber Gewalt üben wir nicht aus! 

(Zustimlnlilng von den GRÜNEN - Zurufe 
von der CSU) 

Gleichzeilig wird gesagt, die GRÜNEN üben im Parla­
ment Gewalt, -~ sie Polemik betreiben. Wer wie 
Herr Mer1cl 5191: „ Wer Gewalt anwendet, um zu de­
monstriel'en"; der betreibt Polemik und damit subtile 
Gewalt. 

(Wieler.;pruch bei der CSU) 

- Schon 1'9Cht. Ich gebe allerdings ZU, dll8 der Land­
tag ein rhetorisdhes Klima erzeugt, und das fmde ich 
sehr traurig, das ist für uns auch gefihrlich, das zur 
Polemik werführt. 1'ber ich würde Ihnen den Bibel­
spruch e•ipfe!Mn, sich zuerst einmal den BallGen im 
eigenen Auge anzuschauen und darm nadh den Splil­
tem 1in clen Allgen Ihrer Brüder und Sc'-stem zu 
suchen. 

(Seifall bei den GRÜNEN - Zurufe von der 
CSU) 

- Lassen Sie sidh was Neues einfallen. 
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Ich komme nun zum Thema „Tötung von ungebore­
nem Leben". Wir sägen keine Strommasten um und 
wir sind nicht für die Abtreibung. Jede Abtreibung un­
geborenen Lebens ist eine traurige Angelegenheit. 
Aber Ihre Argumentation ist unverschämt. Wir wen­
den uns, nehmen Sie das bitte endlich zur Kenntnis, 
nur gegen einen Strafparagraphen, weil dieser über­
haupt keinen Einfluß auf die Realität hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erinnem Sie sich an damals, als die SPD die Strei­
chung des § 218 StGB gefordert hatte. Da gab es im 
„stern" eine Selbstanzeigenkampagne von Hunder­
ten von Frauen. Wissen Sie, was die Staatsanwalt­
schaft gemacht hat? Nichts, überhaupt nichts! 

(Abg. Dr. Kestel: Das waren prominente 
Frauen!) 

Was soß denn ein Strafparagraph, wenn die Staatsan­
waltschaft nicht mehr reagiert, weil, wie man längst 
weiß, die Realität durch ganz andere Faktoren be­
stimmt wird? 

Schaffen Sie eine frauen- und kindergerechte Umwelt 
und eine soziale Absicherung für Schwangere und für 
Mütter, dann können Sie weiterreden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie zitieren aus einem Jugendprogramm der GRÜ­
NEN: „Bisher haben die Eltem bestimmt. Jetzt müs­
sen die Kinder bestimmen." Ich sage Ihnen, daß mir 
diese Formulierung auch nicht gefällt. Sie ist nämlich 
eine Entweder-Oder-Formulierung. Aber die Entwe­
der-Oder-Fonmulierung Ihres Ministerpräsidenten, 
der sagt, entweder soll die Frau arbeiten oder sie soll 
Familie haben, gefällt mir auch nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Frau Abg. 
Würdinger: Das hat er nicht gesagt!) 

- Das hat er gesagt, das ist Ihre sogenannte freie 
Wahl der Frau. Sagen Sie einmal einem Mann, daß er 
zwischen Kindem und Beruf wählen kann. Was glau­

. ben Sie, was der Ihnen erzählt. Entweder-Oder-For­
mulierungen, die Altemative Erdäpfel oder Kartoffeln, 
wollen wir nicht. Wir wollen eine andere Lösung. Die 
dritte Lösung heißt gegenseitiger Ausgleich. Wo 
aber, und hier nehmen wir GRÜNEN ganz klar Posi­
tion, die Entwicklungschancen von Kindem durch El­
tem behindert werden, sind wir dafür, daß Kinder in 
ihrer Selbständigkeit von uns unterstützt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte noch auf die Vereinnahmung, die vorher 
pauschal gemacht wurde, ich sei ein Produkt des 
bayerischen Bildungssystems, eingehen. Ich bin z.B. 
auch ein f>rodukt der Verhältnisse in den 50er und 
60er Jahnm im Stadtviertel Haidhausen. 

Was ich heute an Selbständigkeit, power und Mut 
mitbringe, das konnte sitf nicht entwickeln, weil ich 
in diesem bayerischen OOdungssystem ausgebildet 
worden bin, sondem trotzdem. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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(Frau Wax-Wörner [DIE GRÜNEN)) 

Die Schule da z u hat ganz woanders gelegen. 
Danke. 

(Bettall bei den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Möslein: Nächste Wortmel­
dung, Herr Abgeordneter Professor Weiß! 

Dr. Weiß Almln (DIE GRÜNEN)'): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Was die Staatsregierung 
heute als Antwort vorgelegt hat, ist eine beschä­
mende, fast exhibitionistische Selbstentblößung. Es 
ist traurig für dieses Parlament. Selbst wenn man mit 
Dingen nicht einverstanden ist. muß man sie doch, 
weil sie wichtig sind, ernst diskutieren. 

Herr Staatsminister. Sprecher und Sprecherinnen der 
Regierungspartei, wenn Sie hier über Wertbilder an­
derer abwertend sprechen, dann sollten Sie, vor al­
lem wenn Sie auf § 218 anspielen, einmal in den Ak­
ten des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofes zur 
Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf nachlesen. 
Die Forderung nach Straffreiheit sagt noch lange 
nicht, das hat meine Vorrednerin schon gesagt, daß 
damit die Abtreibung gutgeheißen wird. In jedem Fall 
steht hier für den einzelnen und für die einzelne eine 
schwere Gewissensentscheidung vor jeder Hand­
lung. 

In den Akten des Gerichts finden Sie, von den 
Rechtsvertretern der DWK, der Kernenergiebetreibe­
rin. wörtlich vorgetragen, daß die Gruppe der Säug­
linge und Ungeborenen nach einschlägigen Richtli­
nien des Bundesministeriums des Innern zu § 45 der 
Strahlenschutzverordnung keine zu berücksichti­
gende Personengruppe sei. Sie müssen sich das ein­
mal überlegen, was da allen aufgezwungen wird, daß 
es da keine freie Gewissensentscheidung des einzel­
nen mehr gibt. Dann sehen Sie, wo Selbstgefälligkeit, 
Selbstherrlichkeit und Heuchelei ineinander überge­
hen. Danke schön! 

(Bettall bei den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Nächster Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Kestel. Er hat das Wort. 

Dr. Kestel (DIE GRÜNEN): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Ich bedauere es außerordentlich, 
daß Herr Minister Hillermeier die Antwort auf die In­
terpellation „Gewalt gegen Frauen" der GRÜNEN 
dazu mißbrauchte, Hiebe gegen die GRÜNEN auszu­
teilen. 

Ich darf Ihnen kurz eine kleine Episode vorlesen, die 
sich so abgespielt haben könnte, um Ihnen dann dar­
zustellen, wo ich meine, daß die Einleitung hingehö­
ren könnte: 

Im Bayerwalddorf sitzen der katholische Pfarrer 
und die Honoratioren der CSU, die gleichzeitig alle 
wichtigen Funktionen im Pfarrgemeinderat und in 
den Vereinen innehaben, beisammen und sind vor 
Betroffenheit stumm. Sie sind fassungslos, weil die 
Stimmen der CSU von 80 Prozent auf 75 Prozent 
zurückgegangen sind. Sogar für die GRÜNEN hat 

*) unkorriglert 
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es Stimmen gegeben - 3,8 Prozent. Die GRÜNEN 
sind im Parlament. Das ist die Katastrophe. 

Auf diese Katastrophe reagieren Sie immer noch. Ich 
darf Ihnen das jetzt zu Ende vorlesen, um vielleicht 
die Stimmung etwas anders zu gestalten: · 

Zaghaft setzt der Drexlerbauer, der sonst nie ein 
Wort sagt, zur Äußerung einer Idee an. Nach drei 
Anläufen ist es heraus: Der Franz Josef war doch 
schon öfter drüben, so schlecht kann es also nicht 
sein. Darum meine ich, lassen wir den Kommunis­
mus reinkommen, der vernichtet die Intelligenz. 
und dann sind wir wieder unter uns. 

Meine Damen und Herren! Mit dieser Bosheit könn­
ten wir weiterta:hren, und wir könnten Ihre Antwort er­
widern. Herr Minister, ich möchte Sie dringend bitten: 
Kehren Sie endlich zu Sachlichkeit gerade in dieser 
Diskussion zurück. Das Thema hätte eine andere Be­
handlung und einen anderen Einstieg verdient. 

Herr Merk!, darf ich mich als Gegenstück vorstellen: 
Wenn ich als Mann noch zu dieser Interpellation spre­
che, ich hatte das ursprünglich nicht vor, dann unter 
anderem auch deswegen, weil gerade mir die Situa­
tion der Familie und überhaupt das Problem Familie, 
Heranwachsende, Sexualität von meiner Erziehertä­
tigkeit her sehr am Herzen liegt und weil mir immer 
daran gelegen war, das Problem sauber darzustellen. 

Ich bitte hier nicht von Selbstgerechtigkeit zu spre­
chen und mich nicht als Tugendbold hinzustellen, 
wenn ich sage: Für mich ist es auch erstes Anliegen, 
Treue und Vertrauen gleichzusetzen. Ich habe noch 
nie ein Bordell besucht. Ich weiß nicht, wie es dort 
aussieht. Sehr viele Machos in dieser Runde werden 
ein müdes Lächeln für mich haben. Das iet mir auch 
gleichgültig. 

Wenn wir heute dazu kämen, die Prostitution zu ver­
bieten, dann kämen mehr Einwürfe und mehr Be­
schwerden aus der Männer- als aus der Frauenwelt. 
Deswegen ist es eine richtige und sachgerechte For­
derung: Wenn Prostituierte schon bezahlt werden, 
dann sollten sie auch nicht nur als Objekt, sondern 
als Menschen mit voller Würde und mit vollen Rech­
ten betrachtet werden. Das tue ich auch. 

Ich bedanke mich ausdrücklich bei den GRÜNEN. Sie 
sind bereit, Randgruppen, die nicht in das gängige 
Klischee passen, in das Klischee von der intakten Fa­
milie, ernst zu nehmen. Das war für mich auch der 
Grund, daß ich bei den GRÜNEN mitarbeite und mit­
arbeiten wollte. 

Ausgerechnet Sie wollen an diesem Klischee festhal­
ten. Ich darf Ihnen dazu einen Text aus dem Buch 
„Erfolgs- und Leitsätze zur Arbeitsmethodik" vorle­
sen, das vor allem für Manager usw. gedacht ist und 
das man fast als Bibel bezeichnen könnte. In diesem 
Buch stehen sehr intelligente Gedanken drin. Dort 
heißt es u. a.: 

Führungskräfte sind in erster Linie mit ihrer Arbeit, 
in zweiter Linie mit ihrem Betrieb und erst in dritter 
Linie mit ihrer Ehefrau verheiratet. 

Meine Damen und Herren! Das ist die Ideologie unse­
rer Zelt. Es war entlarvend, daß Herr Ministerpräsi-
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den! Strauß gestern in der Antwort auf die Interpella­
tion Bayern und Europa nur von Wirtschaftsfragen in 
bezug auf Europa sprach, es ist kein Wort über Fami­
lienpolitik, Sozialpolitik oder Kulturpolitik gefallen. 
Das hat dann Herr Dr. Schosser nachgeholt. So kön­
nen wir die Lebenswirklichkeit einfach nicht weiter 
einschätzen. Den Wertewandel, der sich hier vollzo­
gen hat, haben gerade Sie mit Ihrer Politik mitzuver­
antworten. 

Wenn Sie vom Schutz von Ehe und Familie sprechen, 
dann möchte ich Ihnen eine Situation vor Augen füh­
ren: Für wie viele geschiedene Frauen entfällt dieser 
Schutz? Wer hat sie aus diesem Schutz herausge­
nommen? Das sind zunächst einmal die Männer, die 
sie verlassen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich habe jetzt noch einmal eine Petition studiert, wo 
eine ges'chiedene Frau wegen Kreditbetrugs ins Ge­
fängnis geschickt wurde. Diese Frau sagt in der Be­
gründung ihrer Petition, daß sie von ihrem geschiede­
nen Ehemann noch 100000 Mark zu erwarten hätte. 
Diese Aussage ist mit keiner Silbe gewürdigt worden. 
Das ist die Situation, in der sich Frauen heute sehr 
schnell befinden können. 

Wenn Frauen eine Absicherung gegen solche Situa­
tionen anstreben, um ihre Würde zu wahren, dann 
sollten Sie das schon ernster angehen, als Sie das 
bei dieser Interpellation getan haben. 

Ich darf dann, auch wenn mich Frau Psimmas gebe­
ten hat, dazu nicht Stellung zu nehmen, das möchte 
ich vorausschicken, trotzdem kurz noch etwas zu les­
bischen Beziehungen sagen. Ich hoffe, sie gibt mir 
nachher recht, daß es richtig war! 

Herr Minister, ich bedauere es außerordentlich, daß 
Sie es ablehnen, sich darüber sachlich zu informie­
ren. Ich kann Ihnen nicht das ganze Problem in voller 
Länge darsteHen, sondern nur einen einzigen Aspekt 
herausgreifen. Das ist, so möchte ich fast sagen, der 
primitivste, der schon Grund genug wäre, lesbische 
Beziehungen anders zu betrachten, als Sie das getan 
haben. In einer Erklärung aus dem verhaltensbiologi­
schen Bereich heißt es: 

Fehl! dem Kind die Möglichkeit, die nicht sexuell 
motivierte gegengeschlechtliche Objektwahl vorzu­
nehmen, und zwar in dem Alter zwischen dem 4. 
und 6. Lebensjahr, oder ist dieselbe eingeschränkt, 
dann kann es auch zu sexuell getönten Bindungen 
zu Erwachsenen kommen. Nicht nur das. Dann 
nämlich kann eine ganze Reihe von Bindungen auf­
gebaut werden, unter die auch die lesbische Bezie­
hung fällt. 

Es wäre wirklich einmal der Mühe wert, in diesem Par" 
lament das Problem lesbischer Beziehungen unter 
sachlichen Aspekten zu diskutieren. Lesbische Be­
ziehungen sind es auf jeden Fall wert, daß die Gründe 
studiert werden. Sie verletzen nicht die Würde der 
Frau, auch nicht die Würde des Menschen. Es ist im 
Gegenteil gegen die Würde der Frau, diese Möglich-
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keit der Beziehungen zu negieren oder gar in den 
Strafbereich abzudrängen. 

Noch ein Letztes! Wir sprechen hier immer von der 
Würde der Frau und der Würde des Menschen. Ein 
Problem unserer Zeit, da stimme ich auch Frau Fi­
scher zu, sind die Zoten und die frivolen Witze. Ich 
unterscheide zwischen beiden. Ich lasse mir frivole 
Witze gefallen, aber ein Heimatabend, in dem eine 
Stunde lang Zoten wiedergegeben werden, kann 
doch nicht als solcher bezeichnet werden. Ich habe 
das erlebt mit drei Kindern, und ich hatte immer er­
wartet, daß der da vorne hoffentlich mit den Zoten 
bald fertig ist und aufhört und daß es dann in einem 
anderen Stil weitergeht, denn ich wollte meinen Kin­
dern diesen Schmutz nicht antun. Wegen dieses Er­
lebnisses gehe ich in keinen Heimatabend mehr. 

Dazu noch ein anderes Erlebnis, ich habe es gestern 
Herrn Minister Lang schon erzählt. Ich habe mit dem 
Kreistag eine Fahrt zur Müllverbrennungsanlage Re­
gen gemacht, zwei GRÜNE, CSU- und SPD-Kreis­
tagsmitglieder. Von Anfang bis Ende hat man Zoten 
von sich gegeben. Unter erwachsenen Leuten mag 
das angehen. Trotzdem beschämte mich das. Das ist 
für mich eine Verletzung der Würde des Menschen. 

(Zuruf von der CSU: Die Frauen haben sich 
sicher dagegen verwahrt!) 

- Da waren auch Frauen dabei. 

Noch ein Allerletztes zu den Jugendlichen. Auf einem 
Vatertags-Ausflug fragte mich der Chef einer Dekora­
tionsfirma: Wie ist das bei Ihnen? Sie haben doch 
auch hübsche Mädchen in der Klasse. Haben Sie da 
keine Beziehungen? Ich sagte: Nein, das tue ich mei­
ner Frau nicht an. Dann sagte der Mann wörtlich zu 
mir: In meinen Betrieb kommt kein Lehrmädchen, das 
nicht auch in meinem Bett war. Das ist immerhin 
schon 12 bis 15 Jahre her. 

(Abg. Dr. Goppel: Haben Sie das nicht 
angezeigt?) 

- Ich kann ihn nicht anzeigen, weil er das dann ab­
leugnet. Jawohl, das ist das Problem. Mir würde das 
heute nicht mehr passieren, ich würde ihn anzeigen. 
Jawohl, da haben Sie recht. 

Meine Damen und Herren! Ich habe die Interpellation 
damals, als sie abgefaßt wurde, sehr gründlich stu­
diert, weil mich die Fragen, das muß ich auch sagen, 
als katholischen Familienvater interessiert haben. Ich 
möchte hier und heute ausdrücklich Dank sagen, daß 
unsere Frauen den Mut hatten, alle diese Themen­
kreise in dieser Offenheit und Deutlichkeit, aber in 
Wahrung der Würde der Frau darzulegen. Ich danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Das Wort hat die Frau 
Staatssekretärin Stamm! 

Frau Staatssekretärin Stemm: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
Ihre Zeit nicht mehr allzu sehr in Anspruch nehmen 
und daher nur noch einige grundsätzliche Bemerkun-
gen zu diesem Thema machen. · 
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(Staatssekretärin Stamm) 

Bei dieser Interpellation der GRÜNEN, mit der wir es 
heute die vorangegangenen Stunden zu' tun hatten, 
ist von den Rednerinnen und Rednern der GRÜNEN 
immer ·wieder zum Ausdruck gekommen, daß die 
Staatsregierung diese Interpellation nicht angemes­
sen beantwortet hätte. Ich bitte Sie um Nachsicht, 
verehrte Damen und Herren der GRÜNEN-Fraktion, 
ich muß Ihnen leider mitteilen: Die Staatsregierung 
hat Ihre Interpellation angemessen beantwortet. 

(Beifall bei der CSU -Widerspruch bei den 
GRÜNEN) 

Frau Ramberg, ich verstehe Sie, ich spreche Sie jetzt 
ganz bewußt an, aber wenn Sie diese Feststellung 
treffen, Sie sind eine Fraktion in diesem Hause, dann 
sorgen Sie in Ihrer Fraktion auch dafür, daß das, was 
Ihr Kollege Säumer sich gegenüber dem Ministerprä­
sidenten erlaubt hat. in Ordnung gebracht wird. Ich 
zitiere, Herr Säumer, was Sie gesagt haben: 

Aber es ist klar, daß wir 

- Herr Säumer, da haben Sie Ihre Fraktion gemeint -

in Herrn Strauß sicherlich nicht den Repräsentan­
ten einer demokratischen Staatsordnung sehen. 

Herr Säumer, solange Sie das nicht in Ordnung ge­
bracht haben, müssen Sie schon zur Kenntnis neh­
men, daß die Staatsregierung das Thema, zu dem Sie 
eine lnterpeRation eingebracht haben, das auch für 
uns und die Staatsregierung sehr wichtig ist, als ein 
Thema betrachtet, aber nicht als d a s Thema in unse­
rer Gesellschaft. 

(Beifall bei der CSU) 

Daß wir dieses Thema ernst nehmen, zeigt die Beant' 
wortung, und das zeigen auch die Debattenbeiträge 
meiner Kollegin Anneliese Fischer und des Kollegen 
Dr. Merkl. Daraus haben Sie gesehen, wie wichtig für 
uns dieses Thema ist. Die Anträge, die dazu von der 
CSU-Fraktion vorgelegt worden sind, werden uns Ge­
legenheit geben, auch in den zuständigen Fachaus­
schüssen, darüber noch genügend nachzudenken. 

Nat(irlich wissen wir, daß Frauen und Mädchen in un­
serer Gesellschaft in vielen Situationen bedroht sind 
und sich ernsthafter Gefahr ausgesetzt sehen. Wir 
haben ·dazu auch Untersuchungen. Frau Sause, es 
war interessant, daß Sie sich heute in Ihren Äußerun­
gen immer wieder auf die Untersuchung bezogen ha­
ben, die im Auftrag des Innenministeriums erarbeitet 
und zusammengestellt worden ist. 

(Zuruf der Frau Abg. Sause) 

Ich habe sie auch sehr aufmerksam gelesen, aber 
halt nicht nur die Punkte herausgenommen, die Ihnen 
genehm sind. Man muß diese Dinge wirklich umfas­
send sehen. 

(Frau Abg. Sause: Warum haben Sie das 
nicht in der Interpellation getan?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich be-
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danke mich ausdrücklich bei den Kolleginnen Frau 
König und Frau Haas. So kann man halt reden. 

(Zuruf von· der SPD) 

- Nein, Frau Kollegin Pausch-Gruber, bei Ihnen kann 
ich mich leider nicht bedanken. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich habe bei Ihrem Beitrag nicht in die Gesichter mei­
ner Kollegen geschaut, sondern in die Ihrer Kollegen. 
Man braucht nur ein bißchen Menschenkenntnis zu 
haben, mehr braucht man dann dazu nicht zu sagen. 

(Beifall bei der CSU - Frau Abg. Sause: Das 
ist gewaltfreier Umgang miteinander!) 

Frau Sause, ich glaube. Sie waren es, die der Staats­
regierung unterstellt hat, in der Sache hysterisch und 
unangemessen zu reagieren. Ich habe mir manchen 
Ihrer Beiträge und die Art Ihrer Wortwahl, auch aus 
vergangenen Debatten, noch einmal vergegenwärtigt. 
Ich war hier noch in der ersten Reihe gesessen, als 
Sie uns aufgefordert haben, unsere Arbeit hier zu 
beenden und ins Puff zu gehen und dort die Aufsicht 
selbst zu übernehmen. Das können Sie alles im Pro­
tokoll nachlesen, ich habe es erst dieser Tage getan. 
Wie ich mir da als Frau vorkomme! Ich will nicht von 
Belästigung sprechen, 

(Abg. Leeb: Ist es aber!) 

aber irgendwie hat es auch etwas mit Gewalt zu tun. 

Was mir an dem heutigen Beitrag der Frau König sehr 
gut gefallen hat - ich möchte mich darüber wirklich 
noch ausführlich unterhalten -. das ist, daß wir schon 
bei der Erziehung unserer Kleinen anfangen müssen. 
Es geht um gegenseitige Achtung, 

(Abg. Dr. Kestel: Jawohl! - Frau Abg. 
Ramberg: Für alle, auch für die GRÜNEN!) 

gegenseitige Achtung, Würde des Menschen, die 
Würde der Frauen, daß die Männer die Würde der 
Frauen anerkennen, 

(Frau Abg. Würdinger: Und umgekehrt!) 

wir Frauen die Würde des Mannes anerkennen, wir 
Erwachsenen unsere Kinder würdig behandeln. 

(Frau Abg. Ramberg: Und uns 
untereinander als Frauen würdig 

· behandeln!) 

Das können Sie natürlich damit abtun und sagen, das 
sind altes hehre Reden, es werden Phrasen gedro­
schen, und Sie können auch hier wieder fragen, wie 
es denn in Wirklichkeit aussieht usw. Ich wiederhole, 
was Kollegin Fischer gesagt hat, Frau Sause, Zielvor­
stellungen sind in unserer Gesellschaft gefragt! 

(Frau Abg. Ramberg: Ja! - Frau Abg. Sause 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Mit einem Punkt der Ausführungen von Frau Kollegin 
König bin ich aber nicht einverstanden. Sie hat die 
Auffassung vertreten, daß 53 Prozent der Frauen in 
Bayern mit dieser Beantwortung der Staatsregierung 
nicht einverstanden wären. Meine sehr verehrten Da' 
men und Herren! Ich empfehle Ihnen hinauszugehen 
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und mit den Frauen in Bayern und darüber hinaus 
über dieses Thema zu reden. Dann werden Sie fest­
stellen, daß die Frauen in ihrer großen Zahl wissen, 
daß es dieses Thema gibt, daß es nicht unter den 
Tisch gekehrt wird, daß menschliche Hme angeboten 
werden muß, und zwar nicht nur menschliche Hilfe, 
wo der Staat danach gefragt wird, ob er jetzt bezu­
. schuß! oder nicht. Nein, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wir brauchen ein Umdenken in unserer 
Gesellschaft, wie es in dieser Debatte immer wieder 
zum Ausdruck gekommen ist. 

(Beifall bei der CSU) 

Gehen wir doch daran und bekämpfen wir die Ursa­
chen der Gewalt! 

(Richtig! und Bravo! bei den GRÜNEN) 

Wenn wir uns mit diesen Ursachen befassen, dann 
wird es auch das Thema Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen nicht mehr in diesem Ausmaß geben. Im 
übrigen haben die Kollegen in diesen Tagen zu Recht 
auf den Gängen dieses Parlamentes darüber disku­
tiert, wie es eigentlich mit der Gewalt von Frauen ge­
gen Männer steht. 

(Jawohl! von der CSU - Lachen bei den 
GRÜNEN) 

In Ihrer üblichen Lache tun Sie das wieder ab! Glau­
ben Sie doch nicht, daß das kein Thema ist! 

(Frau Abg. Sause: Würden Sie zur Kenntnis 
nehmen, daß das Thema heute Gewalt 

gegen Frauen heißt?) 

Erster Vizepräsident Möslein: Frau Staatssekretärin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord­
neten Sause? 

Frau Staatssekretärin Stamm: Nein, Herr Präsident, 
es tut mir leid, ich möchte meine Gedanken zu Ende 
führen. 

Ich bin "1icht bereit„einseitig von Gewalt in dieser Ge­
sellschaft zu sprechen. Wir haben allgemein Gewalt, 
unsere Gesellschaft verroht. 

(Sehr richtig! und Jawohl! von der CSU) 

Dieser Verrohung gilt es zu begegnen, und dazu ha­
ben wir Zeichen zu setzen und Ziele zu stecken. 

(Beifall bei der CSU und den GRÜNEN) 

Wir Politiker haben die Aufgabe, dafür zu sorgen in 
der Erziehung in der Schule, die Weichen dafür zu 
stellen, daß wir ein gutes Miteinander haben. 

Es ist heute so sehr viel über die Familie gesprochen 
worden. Darauf kann man natürlich am meisten rum­
hacken und sagen, alles, was dort passiert, sieht und 
hört man nicht, es geht unter, da traut man sich nicht. 
Wir müssen all denen, ob Kinder, ob Frauen oder 
Männer, die schrecklichen Situationen in Familien 
ausgesetzt sind, Mut machen, sich zu befreien. Dazu 
muß Mut vorhanden sein. Aber wir, die Bayerische 
Staatsregierung und die CSU, werden es nicht zulas-
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sen, daß Sie so tun, als ob Familie heute nicht mehr 
zu schützender Raum sei, 

(Beifall bei der CSU) 

als ob Familie heute nicht mehr der Ort wäre, wo 
Menschen auftanken können. Wie viele von uns, die 
Damen und Herren von der Opposition eingeschlos­
sen, sind froh, wenn sie am Wochenende ein paar 
Stunden Zeit haben und diese daheim in der Familie 
verbringen können, damit sie in der nächsten Woche 
wieder ihre politische Arbeit tun können. Wir sind 
froh, in der Familie auftanken und mit unseren Kin­
dern Gespräche führen zu können. 

(Beifall bei der CSU - Zuruf der Frau Abg. 
Bause) 

Damit bin ich bei einem weiteren Thema angelangt, 
das heute immer wieder angesprochen wurde. Für 
mich als Mutter ist es auch nicht ganz einfach, meine 
jetzt schon fast erwachsene Tochter in Gesprächen 
immer wieder auf die Gefahren hinzuweisen, die sie in 
ihrer Jugend natürlich nicht sieht. Ich sehe mich als 
Mutter aber dazu verpflichtet. Mir wäre es auch lie­
ber, wenn ich es nicht tun müßte. 

(Abg. Schramm: Machen Sie was dagegen! 
Deswegen die Interpellation! - Zuruf der 

Frau Abg. Bause und der Frau Abg. 
Wax-Wörner) 

- Ich rede mit meinen Kindern zu Hause über diese 
Probleme. Das sollten wir alle tun. 

ßie Familie ist auch die Gemeinschaft, wo Leben ein­
geübt werden kann. Wir bedauern immer, daß wir in 
unserer Gesellschaft nicht mehr so viele Kinder ha­
ben und daß der Trend zur Ein-Kind-Familie immer 
stärker wird. Überlegen wir uns einmal, was dieser 
Trend für die Gesellschaft langfristig bedeutet, wenn 
nicht mehr mehrere Geschwister in der Familie zu­
sammen sind, wenn sie nicht mehr miteinander strei­
ten, sich versöhnen, raufen, toben oder sich zur Stille 
zusammensetzen können, wenn sich ein Kind immer 
wieder allein beschäftigen muß. Mehr Kinder für un­
sere Gesellschaft, meine Damen und Herren! Kinder­
freundliches Klima! Dafür kann auch in der Kommu­
nalpolitik sehr viel getan werden. 

(Abg. Dr. Kestel: Jawohl! - Abg. Schramm: 
Aber aus den Einzelkindern wird auch was, 

Frau Stamm!) 

- Das habe ich nicht gesagt, hören Sie mir bitte zu. 

Sie haben immer von den Ursachen gesprochen. Ma­
chen wir uns also bitte auch Gedanken darüber, daß 
es sehr viel wert ist, wenn in einer Familie mehrere 
Kinder aufwachsen können, 

(Frau Abg. Sause: Thema!) 

daß es für die Entwicklung der Kinder ein Vorteil ist. 
Darauf möchte ich verweisen. 

(Frau Abg. Wax-Wörner: Zum Thema!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von den 
GRÜNEN! Ich muß leider noch eines sagen: Jedes­
mal, wenn von Programmentwürfen gesprochen wor-
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den ist, haben Sie gesagt, das und das sei gestrichen 
worden. 

(Zuruf des Abg. Säumer) 

Sie haben Denkansätze, die Sie halt nicht aus der 
Welt schaffen können. 

(Abg. Säumer: Wir haben noch welche!) 

Ich meine den Programmentwurf auf der Landesdele­
giertenkonferenz in Lüdenscheid. 

(Fortgesetzte Zurufe von den GRÜNEN) 

- Natürlich, 1985. Das war der sogenannte Programm­
entwurf der GRÜNEN zum Auftakt der nordrhein­
westfälischen Landtagswahl, er war besonders verrä­
terisch, Sie haben dort einfach bestimmte Vorsc)"lrif­
ten des Sexualstrafrechts kritisiert, und nicht nur kriti­
siert, sondern sogar teilweise die Streichung gefor­
dert. Besonders verräterisch war dabei Ihre Begrün­
dung für die Forderung nach Streichung, weil nämlich 
die Vorschriften im Sexualstrafrecht nach Ihrer Auf­
fassung angeblich viel zu sehr die Gründung von 
Kleinfamilien heraufbeschwören würden. Wissen Sie, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

wenn Sie solche Gedanken entwickeln, dann ist das 
schon verräterisch und dann müssen Sie sich einfach 
auch in einer solchen Debatte diese Dinge in ange­
messenen Beiträgen vorhalten lassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf 
noch etwas sagen, und zwar ganz bewußt und in aller 
Ruhe; das kommt auch aus dem Innern, davon kön­
nen Sie ausgehen: 

Ganz klar, soziale Randgruppen in unserer Gesell­
schaft, ich sage das ganz bewußt an diese Seite ge­
richtet, soziale Randgruppen in unserer Gesellschaft 
verdienen nicht nur Verständnis, sondern auch Hilfe. 
Sie haben deswegen aber noch lange keinen An­
spruch darauf, wie es von Ihnen laufend gefordert 
wird, mit Ehe und Familie gleichgestellt zu werden, 
deren Schutz durch die Verfassung garantiert ist. 

(Fortgesetzte Zurufe der Frau Abg. 
Wax-Wörner) 

• 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es wird bei 
Ihnen davon nicht nur im Steuerrecht gesprochen. 
Ich kann Ihnen das sogar belegen. Ich darf noch ein­
mal betonen: Verständnis und Hilfe für soziale Rand­
gruppen ja, aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, das sage ich Ihnen in aller Deutlichkeit, es ist 
nicht mit sozialer und ethischer Gerechtigkeit zu ver­
einbaren, daß Ihre Normen einer andersdenkenden 
und fühlenden Mehrheit aufgezwungen werden sol­
len. Damit ist das nicht zu vereinbaren. 

(Beifall bei der CSU) 

Das möchte ich Ihnen zu diesem Thema ganz klar sa­
gen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf 
mich noch einmal sehr herzlich bedanken, gerade bei 
den Kolleginnen und Kollegen meiner Fraktion. Ich 
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habe das schon bei den beiden Kolleginnen der SPD 
getan, weil hier wirklich Ansätze für eine weitere Ar­
beit in diesem Hause aufgezeigt wurden. 

Abschließend darf ich noch einmal sagen: Gewalt ge­
gen Frauen und Mädchen in unserer Gesellschaft ist 
ein Thema, aber nicht d a s Thema. Das werden wir 
uns von Ihnen auch nicht aufdrängen lassen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch das 
möchte ich noch betonen: Ich war schon sehr er­
schüttert, wenn man sich überlegt, was Ehe und Fa­
milie für den größten Teil unserer Gesellschaft bedeu­
ten, wenn dann hier davon gesprochen wird, daß der 
„Trauschein zum Hauschein" wird. Wissen Sie, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, das ist dieses Par­
laments unwürdig. 

(Beifall bei der CSU) 

Das ist dieses Parlaments unwürdig. Diesen Stil, den 
Sie hier ins Parlament getragen haben, sind wir nicht 
zu teilen bereit. Vielmehr müssen Sie damit rechnen, 
daß wir Ihnen künftig immer wieder, gerade bei sol­
chen Debatten, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von den GRÜNEN, den Spiegel vorhalten wer­
den. 

Eine abschließende Bemerkung: Unsere Auffassung 
ist, wir sehen die Probleme, aber die Familie schützt 
und bewahrt nach wie vor in unserer Gesellschaft. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Nach § 108 Absatz 4 
unserer Geschäftsordnung erteile ich dern Abgeord­
neten Bäumer das Wort. 

Bäumer (DIE GRÜNEN): Frau Präsidentin, meine Da­
men und Herren! 

(Was? bei der CSU) 

-Ach ja, entschuldigen Sie, die Männer sind natürlich 
bei der weiblichen Form inbegriffen, das haben wir ja 
umgekehrt auch schon gehabt. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN - Zurufe von 
der CSU) · 

Nach diesen Ausführungen der Frau Staatssekretärin 
möchte ich hier doch noch einmal ganz kurz das Wort 
ergre~en. 

Ich glaube, Sie tun mir der Ehre zuviel an, Frau 
Staatssekretärin, wenn Sie wegen meines Angrms auf 
den Herrn Ministerpräsidenten glauben, hier keine 
richtigen Antworten geben zu können. Richtig ist ver­
mutlich, wo keine Substanz ist, kann auch keine Ant­
wort gegeben werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zu den Angrmen auf Herrn Strauß habe ich schon in 
der letzten Vollsitzung Stellung genommen. Ich 
werde hier noch einmal eines sagen: Wer da nachle­
sen und verstehen will, der wird sehen und lesen kön­
nen, was ich gesagt habe. Eines werde ich aber nicht 
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tun: Ich werde Herrn Strauß nicht als Symbolfigur der 
Demokratie hinstellen. Wer sich in Chile über gefol­
terte Menschen dahingehend äußert, daß mit denen 
allenfalls unfein umgegangen worden sei, oder wie er 
sich geäußert hat, der kann nicht erwarten, als Sym­
bolfigur der Demokratie bezeichnet zu werden. Ich 
bitte Sie aber sehr herzlich, meine Äußerungen vom 
Dezember 1987 noch einmal ganz genau zu lesen, 
vielleicht kann man dann in ein Gespräch darüber ein­
treten. 
Herr Hillermeier, zu Ihrer Beantwortung der Interpella­
tion bleibt eigentlich auch einem Mann nicht viel mehr 
übrig, als zu sagen, man muß sich schämen. Es ist ein 
Dokument der Ignoranz, das kaum zu überbieten ist. 
Wenn dieser Begriff in diesem Hause und bezüglich 
der CSU-Minister nicht schon so abgegriffen wäre, 
dann könnte man nur sagen, Sie sind und bleiben 
„Old Sturhand". Warum sind Sie nicht in der Lage 
und bereit, wenigstens auf die Argumente einzuge­
hen? 

(Zurufe von der CSU: Das ist keine 
Erklärung nach der Geschäftsordnung!) 

- Wieso? 

(Zuruf von der CSU: Das ist keine Erklärung 
nach der Geschäftsordnung!) 

- § 108! Lesen Sie doch die Geschäftsordnung 
durch. Ich habe genauso Rederecht wie jeder andere 
auch. Ich verstehe sehr wohl, daß man unterschiedli­
cher Meinung in der Frage sein kann, wie zum Bei­
spiel Familie zu schützen ist. Das ist richtig, und ge­
nau darüber muß man hier diskutieren. Man kann 
aber nicht einer Seite absprechen, überhaupt mit ihr 
reden zu wollen, weil sie angeblich ein Bild hätte, das 
mit unserer Verfassung nicht übereinstimmt. Es ist 
richtig, wenn man andere Lebensformen in den 
Schutz des Artikels 6 einbeziehen will, daß das even­
tuell eine Verfassungsänderung erfordert. Aber ha­
ben Sie je einen GRÜNEN gehört, der die CSU des­
halb als verfassungswidrig abgestempelt hätte, weil 
sie Verfassungsänderungen im Asylbereich fordert 
oder damals bei der Notstandsverfassung haben 
wollte? Das gibt es nicht. Das ist ein so horrender 
Unsinn, das ist wirklich eigentlich nicht der Rede 
wert. Wenn Sie der Meinung sind, daß das für den 
Vorwurf der Verfassungswidrigkeit ausreicht, gehen 
Sie zum Verfassungsgericht und lassen die Verfas­
sungswidrigkeit einer Partei feststellen, die Verfas­
sungsänderungen will. Ich glaube, dann werden Sie 
die richtige Antvrort bekommen. 
Im übrigen, wer schützt denn tatsächlich in diesem 
Hause und auch im Bundesparlament die Familien? 
Wie sieht es denn konkret aus? Wenn man sich Pro­
bleme ansieht wie zum Beispiel die Sonntagsarbeit, 
die ja wohl sehr viel mit dem Familienleben zu tun hat, 
dann waren doch Sie es, und zwar Sie ganz allein, die 
die Ausweitung der Sonntagsarbeit, auch in diesem 
Hause, betrieben haben. 

(Zurufe von der CSU) 

Wer verhindert den familiengerechten Nachzug von 
Asylbewerbern? Wer war das? Inzwischen wissen 

' 

wir, daß das in verfassungswidriger Weise geschah. 
Das war die CSU. 

(Fortgesetzte Zurufe der Frau Abg. 
Würdinger) 

Dann will ich Ihnen noch etwas sagen, was interes­
santerweise gerade aus Ihrem Hause kommt, Herr 
Sozialminister: Wenn man sich hier in Bayern um eine 
Stelle bewirbt und darum auch prozessieren muß, 
und erfährt dann in einem Schriftsatz, daß man schon 
deswegen nicht genommen werden kann, weil man ja 
dann zum Doppelverdiener wird, da soll doch lieber 
die Frau bitteschön am Herd bleiben oder woanders 
hingehen, das brauchen wir in Bayern nicht, das ist 
konkrete Familienpolitik bei Ihnen. Alles andere ist 
dummes Gerede, das an der Realität vorbeigeht. 

Einen Satz auch noch zu Ihnen, Herr Dr. Merkl. Ich 
finde es begrüßenswert, wenn sich jede und jeder 
hier im Hause darum kümmert, wie man der Gewalttä­
tigkeit in der Gesellschaft begegnen kann. Das ist 
überhaupt keine Frage. Aber wenn Sie sagen, die 
GRÜNEN seien deswegen doppelzüngig, weil sie bei 
lesbischer Liebe im Zusammenhang mit der AIDS­
Problematik davon gesprochen hätten, wenn es da 
gewalttätige Formen oder Praktiken gebe, sei eine 
Übertragungsgefahr da, dann ist das doch kein Argu­
ment gegen die GRÜNEN oder dagegen, daß wir ge­
gen Gewalttätigkeiten bei Frauen sind. Sie wissen ge­
nausogut wie ich, daß es viel häufiger Gewalttätigkei­
ten bei heterogenen Beziehungen gibt, da stellt sich 
das Problem der AIDS-Übertragung genauso. Deswe­
gen ist das doch überhaupt kein Argument, das Sie 
im Zusammenhang mit der lesbischen Liebe. einbrin­
gen können. 

Es ist gesagt worden, wir müßten mit Bedauern fest­
stellen, daß die Familien immer mehr zurückgehen 
und ein Trend zur Ein-Kind-Familie bestehe. Frau 
Staatssekretärin, Sie sollten wissen, daß dieser Trend 
gerade in den Kreisen vorherrscht, die Sie repräsen­
tieren. 

(Widerspruch bei der CSU) 

Darüber gibt es genug statistische Unterlagen. 

(Unruhe bei der CSU) 

Sie sollten mal über die Bedingungen nachdenken, 
die Sie Familien heute noch bieten. Wer will denn 
z. B. die Arbeitszeitgesetzgebung so flexibilisieren, 
daß Familie gar nicht mehr möglich ist? Auch das 
sind Sie! Und wer hat dazu familienfreundliche Ge­
setzentwürfe eingebracht? Das waren die GRÜNEN. 
Aber das wird von vornherein weggedrückt und igno­
riert. Das ist nicht nur in dem Bereich so, sondern in 
der ganzen Sozialgesetzgebung. 

(Zuruf: Red' doch nicht so einen Schmarrn!) 

- Das ist überhaupt kein Schmarrn. Wahrscheinlich 
kennen Sie Ihre eigenen Gesetze nicht. Wenn Sie es 
ernst meinen - und ich gehe bei einigen von Ihnen 
davon aus, daß sie das ernst meinen -, dann schauen 
Sie sich mal im Sozialbereich Ihre eigenen Entwürfe 
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an. Dann werden Sie sehen, was Sie für die Familie 
tun: So gut wie nichts! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Weitere Wortmeldun­
gen liegen mir nicht vor. 

Die Frau Abgeordnete Bause ·stellt nach § 70 der Ge­
schäftsordnung einen Antrag. Bitte, Frau Abgeord­
nete Bause! 

Frau Bause (DIE GRÜNEN): Ich beantrage hiermit 
nach § 70 der Geschäftsordnung: 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Antwort der Staatsregierung entspricht nicht 
der Meinung des Landtags. 

Außerdem beantrage ich dazu namentliche Abstim­
mung. 

(Heiterkeit) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Die1hei ! 

Dlethel (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen, meine Herren! Ich stelle unter Bezugnahme 
auf § 70 der Geschäftsordnung fest, daß die Antwort 
der Staatsregierung voll der Meinung des Landtags 
entspricht. zweitens danke ich der Staatsregierung 
ausdrücklich für diese ausführliche, überzeugende 
und sachgerechte Argumentation. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich bitte Sie namens meiner Fraktion, diesen Antrag 
abzulehnen. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Die Fraktion DIE GRÜ­
NEN hat den Antrag gestellt: Die Antwort der Staats­
regierung entspricht nicht der Meinung des Land­
tags. Dazu ist der Gegenantrag gestellt worden, daß 
die Antwort der Staatsregierung entspricht. Ferner ist 
namentliche Abstimmung beantragt worden. Wer 
dein Antrag der GRÜNEN zustimmen will, stimmt mit 
Ja, wer ihn ablehnt, stimmt mit Nein. 

Ich bitte, die namentliche Abstimmung vorzubereiten 
und mit dem Namensaufruf zu beginnen. 

(Namensaufruf - Unruhe) 

- Darf ich bitten, daß etwas mehr Ruhe im Saal 
herrscht, weil der Namensaufruf sonst nicht gehört 
werden kann. 

(Fortsetzung des Namensaufrufs - Weitere 
Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

- Darf ich bitten, doch etwas mehr Ruhe im Saal ein­
kehren zu lassen! 

Ich bitte, mit dem Namensaufruf fortzufahren. 

(Fortsetzung des Namensaufrufs) 

' 

Die Sitzung wird zur Auszählung der Stimmen unter­
brochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 14 Uhr 56 
Minuten bis 15 Uhr 02 Minuten) 

Meine Damen, meine Herren! Ich gebe das Abstim­
mungsergebnis bekannt: Mit Ja stimmten 57 Mitglie­
der des Hohen Hauses, ein Mitglied enthielt sich der 
Stimme, 92 Abgeordnete stimmten mit Nein. Damit ist 
der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN ab g e 1 eh n t. 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten Säumer, Frau 
Sause, Senner, Brand! Max (Passau), Brand! Max 
(Cham), Frau Burkei, Engelhardt Walter, Franz, 
Franzke, Dr. Gantzer, Gausmann, Geisperger, Frau 
Haas, Frau Harrer, von Heckei, Hefele, Heinrich, He­
ring, Hollwich, Frau Jungfer, Kaiser Willi, Dr. Kestel, 
Knauer Walter, Frau König, Kolo, Langenberger, 
Leichtle, Loew, Dr. Magerl, Mehrlich, Frau Memme!, 
Moser, Müller Herbert, Müller Karl Heinz, Naumann, 
Nentwig, Frau Paulig, Frau Pausch-Gruber, Frau 
Psimmas, Frau Radermacher, Dr. Ritzer, Frau Rom­
berg, Frau Reihe, Frau Scheel, Schlosser, Schmitt 
Hilmar, Schramm, Schuhmann Otto, Sommerkorn, 
Starzmann, Straßer, Trapp, Warnecke, Frau Wax-Wör­
ner, Weber, Dr. Weiß Armin und Frau Windsperger. 

Mit Nein stimmten die Abgeordneten Asenbeck, 
Bauereisen, Beck, Frau Dr. Berghofer-Weichner, Frau 
Dr. Biebl, Böhm, Breitrainer, Brosch, Dandorfer, 
Daum, Diethei, Dobmeier, Dumann, Engelhard Rudolf, 
Eykmann, Falk, Fendt, Feneberg, Fickler, Dr. Fischer 
Max, Gabsteiger, Dr. Goppel, Frau Grabmair, Gross­
mann, Gruber, Gürteler, Dr. Haushofer, Heckei Dieter, 
Frau Hecker, Dr. Hillermeier, Hofmann, Dr. Huber Her­
bert, Ihle, Jaumann, Jetz, Kaiser GebhaFd, Kaul, Dr. 
Kempfler, Kiesl, Kling, Klinger, Knauer Christian, 
Kobler, Kuchenbaur, Dr. Lautenschläger, Lechner, 
Leeb, Leschanowsky, Loscher-Frühwald, Dr. Maier 
Christoph, Dr. Maischi, Maurer, Dr. Mayer Martin, Dr. 
Merkl, Meyer Albert, Michl, Miller, Mittermeier, Mös­
lein, Müller Willi, Nätscher, Neder, Dr. Peilwein, Pon­
nath, Freiherr von Redwitz, Dr. Richter, Ritter, Schön 
Gusli, Schön Karl, Dr. Sehesser, Frau Schweiger, 
Seehuber, Seitz, Sinner, Spitzner, Frau Stamm, Stein, 
Strehle, Edle von Traitteur, Traublinger, Urban, Voll­
kommer, Wallner, Welnhofer, Wengenmeier, Werk­
stetter, Widmann, Will, Wünsche, Frau Würdinger, 
Würth und Zenz. 

Mit Ich enthalte mich stimmte der Kollege Fichtner. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Zur Abgabe einer Er­
klärung nach § 139 unserer Geschäftsordnung erteile 
ich der Frau Abgeordneten Jungfer das Wort. 

Frau Jungfer (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte eine Erklärung zu meinem 
Abstimmungsverhalten geben. Ich habe nicht des­
halb dem zugestimmt, daß die Antwort des Herrn Mi­
nisters nicht der Meinung des Landtags entspricht, 
weil ich alles unterschreiben möchte, was hier heute 
in der Debatte gesagt worden ist, sondern deshalb, 
weil die Antwort des Herrn Staatsministers unbefrie­
digend, in weiten Teilen unsachlich war und in weiten 
Bereichen auch an der Sache vorbeiging. 
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Diese Erklärung gebe ich hier als die Meinung aller · 
Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion ab. 

(Abg. Leeb: Bis auf einen!) 

Erster Vizepräsident Mösl ein: Der letzte Satz war 
von der Geschäftsordnung nicht gedeckt, Frau Abge­
ordnete. 

Wir kommen zur A b s t i m m u n g über den Antrag 
der CSU-Fraktion, daB der Landtag der Meinung ist, 
die Beantwortung der Staatsregierung entspricht der 
Meinung des Landtags. Wer dem seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Danke. Bitte die Gegenstimmen! - Stimmenthaltung? 
- Bei einer Stimmenthaltung mit Mehrheit a n g e -
nommen. 

Tagesordnungspunkt 9 c ist damit erledigt. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 6: 

Einwendungen des Senats zum Gesetz zur Ände­
rung der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay­
ern (Drucksache 11/4632) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Verfassungs-, 
Rechts- und Kommunalfragen (Drucksache 11/4873) 
berichtet Herr Kollege Daum. Bitte, Herr Kollege, Sie 
haben das Wort! 

Daum (CSU), Berichters ta lt er: Herr Präsi­
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Ausschuß 
für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

hat sich in seiner letzten Sitzung mit den Einwendun­
gen des Senats befaBt. Der Senat hat sich nämlich in 
seiner Sitzung am 16. Dezember 1987 gegen das am 
15. Dezember 1967 beschlossene Gesetz gewandt 
und im wesentlichen die Einwendungen vorgebracht, 
die bereits bei der erstmaligen Gesetzesbehandlung 
zur Aussprache kamen. 

Als Berichterstatter habe ich darauf hinge­
wiesen, daB keine neuen Gesichtspunkte vorgetra­
gen worden seien, daB es sich hierbei auch nicht um 
eine Lex. Friedberg handle. Das Innenministerium sei 
bereits im Jahre 1953 im Rahmen einer Erhebung zur 
Erkenntnis gekommen, daß in Gemeinden mit mehr 
als 20000 Einwohnern, vor allem dort, wo es sich um 
einfache Verwaltungsverhältnisse handle, durchaus 
auf ein Rechnungsprüfungsamt verzichtet werden 
könne. 

Ich habe ferner darauf verwiesen, daB das Bayerische 
Staatsministerium des Innern zu gen Ausführungen in 
der spk sehr eingehend in sechs Punkten Stellung 
genommen habe. Deshalb sei nicht zu erkennen, · 
weshalb der Landtag das beschlossene Gesetz än­
dern sollte. 

Herr Kollege Hefele als Mit b er i c hier statte r 
hat im wesentlichen mit den gleichen Argumenten 
wie bereitS bei der ersten Behandlung im Ausschuß 
Stellung genommen. Ich darf auf seine Ausführun-
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gen verweisen, die er in diesem Zusammenhang hier 
im Hohen Haus zum Gesetzentwurf gemacht hat. 

Der Ausschuß kam schließlich zu der Erkenntnis, den 
Einwendungen nicht Rechnung zu tragen. Die Ent­
scheidung erfolgte mit elf Stimmen der CSU gegen 
sechs Stimmen der SPD. Ich bitte das Hohe Haus um 
sein Votum. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Ich bedanke mich für 
die Berichterstattung. Erste Wortmeldung, Abgeord­
neter Säumer! 

Bäumer (DIE GRÜNEN): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Über diesen Gesetzentwurf ist in 
diesem Hause und auch im Senat länger diskutiert 
worden. Wir hatten ihn hier schon einmal im Plenum: 
die Argumente sind im wesentlichen ausgetauscht. 

Ein Problem hat dieser Gesetzentwurf deutlich ge­
macht: Aufgrund eines Einze~alls - bei allem Respekt 
vor Ihnen, Herr Kollege Fendt, da kann ich nicht um­
hin; deswegen wird er eben Lex Friedberg genannt -
soll die Gemeindeordnung geändert werden. Das ist 
es ja auch, was den Senat dazu bewogen hat zu sa­
gen: Das kommt nicht in Frage: dafür gibt es keine 
Rechtfertigung. 

Welche Gründe werden für die Änderung angeführt? 
Es wird gesagt, es gelte, im kommunalen Bereich zu 
einer Vereinheitlichung zu kommen, und man wolle 
das Selbstverwaltungsrecht stärken. Meine Damen 
und Herren, wie man mit einem Gesetzentwurf, der 
letztlich dazu führt, daß in bestimmten Kommunen 
keine kommunalen Rechnungsprüfungsämter mehr 
da sind, das Selbstverwaltungsrecht stärken will, 
bleibt mir ein Rätsel. 

(Abg. Fendt: Die sollen selbst entscheiden!) 

- Natürlich sagen Sie, daß die Kommunen darüber 
entscheiden können, was sie tun wollen. Wenn sie 
sich aber dazu entscheiden, dieses Recht abzuge­
ben, dann haben sie es auf Dauer abgegeben, und es 
ist weg. Damit geben sie - das haben wir in anderen 
Bereichen auch - Teile ihrer bisherigen Kompetenz 
zwar freiwillig ab, aber mit der Folge, daß sie hinter­
her von anderen staatlichen Institutionen oder von 
sonstigen Rechnungsprüfungsämtern abhängig wer­
den, die das übernehmen. Darin kann man überhaupt 
keine Stärkung des Selbstverwaltungsrechts sehen, 
sondern im Ergebnis eine Schwächung. 

Ein noch größeres Problem ergibt sich allerdings dar­
aus, daB die Staatsregierung im Rechtsausschuß ar­
gumentiert hat, es handle sich schon deswegen nicht 
um eine Lex Friedberg, weil das schon seit 1983 so 
praktiziert worden sei und man schon damals über­
legt habe, das Gesetz zu ändern. Jetzt stellt sich also 
nachträglich heraus, daß vier Jahre lang, jedenfalls in 
Friedb.erg, ganz offen gesetzeswidrig gehandelt wor­
den ist. Die Gemeindeordnung schreibt vor, daß für 
Gemeinden ab 20000 Einwohnern ein kommunales 
Rechnungsprüfungsamt bestehen muB. 

In ihrer Souveränität hat die Exekutive gesagt: Das in­
teressiert uns nicht, was im Gesetz drinsteht - viel­
leicht ist das auch in anderen Bereichen noch so; 
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aber das wollen wir jetzt nicht vertiefen -, das prakti­
zieren wir in Friedberg mal anders. Da gab es viel­
leicht einen gewissen Ärger, möglicherweise mit dem 
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes, oder was auch 
immer der Hintergrund sein mag. 

(Abg. Fendt: Lauter Märchen!) 

- Nein, das ist Faktum. Herr Kollege Fendt, ich muß 
Sie da wirklich auch persönlich ansprechen. Sie sit­
zen doch mit im Bayerischen Verfassungsgerichts­
hof. Sie können doch nicht sehenden Auges sagen, 
das sei in Ordnung, wenn die Exekutive über vier 
Jahre hinweg gegen bestehende Gesetze verstößt 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

und nachträglich dann sagt: Das haben wir gemacht, 
weil das in Friedberg so gewollt war. Wenn Gesetze 
noch Gültigkeit haben sollen, dann muß doc~ wohl 
gerade die Exekutive diese Gesetze anwenden. Wenn 
sie etwas anderes wollte, hätte sie schon 1983 einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes einbrin­
gen können. 

Die Argumente, die gegen die Gesetzesänderung 
sprechen, sind hinreichend dargelegt. Das, was am 
bedenklichsten stimmt, ist, wie gesagt, daß hier jah­
relang gegen Gesetz unci Recht verstoßen worden 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Nächste Wortmeldung 
Herr Abgeordneter Hefele. Bitte, Herr Kollege! 

Helele (SPD): Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich darf mich kurz und sachlich 
fassen, nachdem das Thema ja nicht neu ist. Neu war 
für mich persönlich aber, daß man den Einwendungen 
des Senats offensichtlich nicht zu folgen geneigt ist. 
Sicherlich wird man dann auch in der sich anschlie­
ßenden Abstimmung dementsprechend votieren. 
Meine Fraktion hat diesen Beschluß von Anfang an 
sehr kritisch durchleuchtet und im Vorfeld der Bera­
tungen bereits abgelehnt. 

Neben dem Senat, der völlig zu Recht die Meinung 
vertritt, Gesetze nur bei dringender Notwendigkeit zu 
ändern, und überhaupt keinen Handlungsbedarf 
sieht, sprach sich der Bayerische Städtetag durch 
seinen Vorsitzenden, den Otierbürgermeister Deimer 
aus Landshut, bekanntlich ein Parteifreund von Ihnen, 
ganz entschieden gegen die geplante Änderung aus. 
In den Reigen der Gegner der geplanten Änderungen 
trat unter anderem auch der Bund der Steuerzahler 
mit dem Argument, man hege den Verdacht, daß eine 
konzertierte Aktion der Vetternwirtschaft zu einem 
Mißbrauch führen könne. Dies sagt eine Organisation, 
die schon aus ihrem Zweck heraus stets den Abbau 
öffentlicher Verwaltung fordert. In Gesprächen mit 
Vertretern des Landkreistages wurden ebenfalls Be­
denken gegen die vorgesehene Änderung laut. 

Interessant ist in dem Zusammenhang die Stellung­
nahme der Gewerkschaft kommunaler Beamter und 

' 

Arbeitnehmer ZGB Komba. Dieser Verband sprach 
sich klar gegen die sogenannte „Fendtsche Novelle 
der Gemeindeordnung" aus. In einem Schreiben an 
Ihren Fraktionsvorsitzenden - meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der CSU, ich gehe davon aus, 
daß Sie dieses Schreiben kennen - ersuchte der Ver­
band, „nicht länger Initiativen zur Schwächung der 
Rechnungsprüfungsämter zu unterstützen, die letzt­
lich zwar einzelnen nutzen mögen, jedoch weder der 
kommunalen Selbstverwaltung noch der Allgemein­
heit nützen". Der Verband macht darauf aufmerksam, 
daß Vorteil und Bedeutung dieser Rechnungsprü­
fungsämter weniger in der nachträglichen Feststel­
lung von Mängeln als vielmehr in der vorsorglichen, 
rechtzeitigen Vermeidung derselben liege, weshalb 
„nur eingerichtete Rechnungsprüfungsämter in grö­
ßeren Gemeinden auf Dauer eine wirtschaftliche, eine 
sparsame Verwaltungsführung zugunsten der Bür­
gerschaft gewährleisten". Diesen Ausführungen ist 
im Grunde nichts hinzuzufügen. 

Herr Kollege Fendt, Sie haben bei den Beratungen 
auf Verwaltungsvereinfachungen zugunsten der baye­
rischen Gemeinden hingewiesen. Sie finden dafür in 
uns Sozialdemokraten - ich schließe ausdrücklich die 
sozialdemokratischen Kommunalpolitiker in unserem 
lande ein - Mitstreiter. Das ist gar keine Frage; dazu 
stehen wir. Da können Sie auch mit uns rechnen. Wer 
heute einen Behördengang erledigen muß, stellt häu­
fig seine Ohnmacht gegenüber der Papierflut und der 
nicht mehr überschaubaren Bürokratie fest. Ein be­
stes Beispiel aus diesen Tagen sind wiederum die 
Klagen des Vorsitzenden des Bayerischen Städteta­
ges, des Oberbürgermeisters Deimer, der eine ver­
nichtende Kritik an dem neuen Baugesetzbuch geübt 
hat. Das so hochgelobte Jahrhundertwerk des Bau­
rechts erweise sich mehr denn je als ein Jahrhundert­
werk der gewachsenen Bürokratie. Ich zitiere den 
„Münchner Merkur" vom 27. Januar. Dort hat Herr 
Deimer in einem Interview gesagt: 

Dreiviertel aller Gesetze müssen von den Kommu­
nen vollzogen werden, unter der Staatsaufsicht 
selbstverständlich. Da schlaucht es uns dann ganz 
gewaltig; denn da sieht man deutlich, daß bei allem 
guten Willen in der Baugesetzgebung nur 
Schmarrn gemacht worden ist. 

Ich darf weiter zitieren: 

Da hat sich kaum ein Deut geändert, das Kind hat 
nur einen anderen Namen. Das neue Baugesetz­
buch ist in der Flächennutzungs_- und Bauleitpla­
nung unmöglich. Wir müssen Stunden Vorlesungen 
halten im Stadtrat. Das ist unglaublich. 

Ersparen Sie mir das Weitere; Sie können es selbst 
nachlesen. 

Meine Damen und Herren! Das ist im Grunde der 
springende Punkt. Man ist heute an Grenzen der Ver-

. waltung angelangt, wo es überhaupt nicht mehr 
durchschaubar ist. Hier wäre ein Ansatz, öffentliche 
Reglementierungen, Vorgaben bis ins kleinste Detail 
endlich bürgerfreundlich zu gestalten. 

(Zurufe von der CSU) 
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Eine Verwaltungsreform, wenigstens eine Verwal­
tungsvereinfachung ausgerechnet im Zentralnerv der 
Gemeinde, nämlich im Finanz- und Finanzkontrollbe­
reich vorzunehmen, heißt ja wohl, das Pferd von hin­
ten aufzuzäumen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb sind wir Sozialdemokraten in Übereinstim­
mung mit dem Bayerischen Senat, mit dem Bayeri­
schen Städtetag und auch mit dem Landkreisver­
band, sogar mit dem Bund der Steuerzahler, mit der 
Gewerkschaft der kommunalen Beamten und Arbeit­
nehmer --

(Abg. Fendt: Und der Gemeindetag? - Zuruf 
von der SPD: Fendt gegen den Rest der 

Welt!) 

- Ach, meine Damen und Herren, Sie wissen auch, 
daß 6,5 Millionen Bürger in unserem Land im Bayeri­
schen Städtetag organisiert sind. Das ist wohl das 
Gros der Städte und Gemeinden, die hier in Frage 
kommen. 

(Abg. Fendt: Es geht nicht um die Zahl der 
Bürger, sondern um die Zahl der 

Gemeinden!) 

- Herr Fendt, das wissen Sie doch selber. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch das 
Innenministerium zitieren. Im Ausschuß haben wir 
darüber diskutiert, auch wenn es natürlich gerne auf 
die Seite gewischt worden ist. Das Innenministerium 
hat sehr wohl in· seinem Gutachten für den Bayeri­
schen Senat vom Oktober 1985 große Bedenken ge­
äußert. Da kommt halt die Aussage zum Vorschein, 
daß keine Notwendigkeit bestehe, hier die Gemeinde­
ordnung zu ändern. 

Angesichts dieser breiten, einhelligen Verurteilung 
der vorgesehenen Änderung sollten Sie es sich über­
legen, verehrte Kolleginnen und Kollegen. Ich fürchte, 
Sie werden es nicht tun. Aber eines steht fest, in der 
Ausschußdiskussion ist das Stichwort gefallen: Was 
machen die schon? Da werden u. a. auch Erbsen ge­
zählt. W11nn jemand eine solche Formulierung ge­
braucht und meint, daß ein Rechnungsprüfungsamt 
Erbsenzählerei betreibe, dann hat er überhaupt keine 
Ahnung von den wirklichen Aufgaben. Das ist ein 
sachfremdes Argument. 

Lassen Sie mich schließen. Wir lehnen den vom Aus­
schuß für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfra­
gen beantragten Widerspruch gegen den Einspruch 
des Senats ab und stimmen in Übereinstimmung mit 
dem Senat gegen die Gesetzesänderung. 

(Beifall bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Als nächstem Redner 
erteile ich dem Herrn Abgeordneten Fendt das Wort. 

Fendt (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Allmählich kommt mir die Diskus-

' 

sion um diesen kleinen Änderungsvorschlag zur Ge­
meindeordnung wie ein Schießen auf Spatzen vor. 

(Widerspruch von der SPD) 

Was haben wir gewollt, als wir diesen Gesetzentwurf 
eingebracht haben? Wir wollten erreichen, daß die 
29 kreisangehörigen Gemeinden, die mehr als 20 000 
Einwohner haben, die gleichen Rechte wie die übri­
gen 98,5 Prozent aller 2100 kreisangehörigen Ge­
meinden erhalten, denen es freigestellt ist, darüber 
zu entscheiden, ob sie ein Rechnungsprüfungsamt 
wollen oder nicht. 

1,5 Prozent der kreisangehörigen Gemeinden sind 
per Gesetz gezwungen, ein Rechnungsprüfungsamt 
zu installieren. 

(Zuruf des Abg. von Heckei) 

Das war ein Grund, meine sehr verehrten Damen und 
Herren - ich werde noch andere Gründe anführen -. 
warum wir beantragt haben, für alle kreisangehörigen 
Gemeinden, auch für die 29 Gemeinden, das Selbst­
verwaltungsrecht in gleicher Weise anzuwenden, daß 
in eigener Zuständigkeit die Installierung eines Rech­
nungsprüfungsamtes bestimmt werden kann. 

Zur „Lex Friedberg", Herr Säumer! Wenn der Geset­
zesantrag eine „Lex Friedberg" wäre, hätten alle an­
deren Gemeinden, die kreisangehörig sind, bisher 
dieselbe Verpflichtung haben müssen wie die Stadt 
Friedberg. Es sind aber nur 29. Deswegen kann man 
nicht von einer „Lex Friedberg" reden. 

Ich sage Ihnen auch, wie sich das Ganze. entwickelt 
hat. Im Jahre 1983, nach der Gemeindereform, hat 
das Bayerische Staatsministerium des Innern im Ge­
spräch mit den kommunalen Spitzenverbänden und 
mit dem Kommunalen Prüfungsverband erstmals 
Überlegungen angestellt, die 20000-Einwohner­
Grenze in Artikel 104 der Gemeindeordnung zu strei­
chen. Es gab damals leider keine volle Übereinstim­
mung, und deswegen ist das Innenministerium im 
Juni 1984 hergegangen und hat durch eine Mitteilung 
an die Bezirksregierungen die Möglichkeit einge­
räumt, unter bestimmten Voraussetzungen Gem11in­
den mit über 20000 Einwohnern von der Pflicht, ein 
Rechnungsprüfungsamt führen zu müssen, zu ent­
binden. 

(Abg. Dr. Rothemund: Aber gesetzwidrig!) 

Das hat die Stadt Friedberg in Erfahrung gebracht, 
weil das ja öffentlich bekannt gemacht worden ist, 

(Abg. Dr. Rothemund: Gesetzwidrig!) 

und aufgrund dieser Mitteilung des Innenministe­
riums hat die Stadt Friedberg im Oktober 1984 den 
Antrag gestellt, von dieser Verpflichtung entbunden 
zu werden. 

Nun kommen Sie, Herr Säumer, mit Ihrer Meinung 
und sagen, das wäre gesetzwidrig gewesen! 

Aufgrund der Gespräche mit den kommunalen Spit­
zenverbänden - so bin ich wenigstens informiert -
war die Staatsverwaltung der Meinung, daß man im 
Lauf der folgenden Jahre die Gemeindeordnung in 
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diesem Sinn ändern müsse, wie wir sie heute ab­
schließend geändert wissen wollen. 

(Abg. Dr. Rothemund: Deswegen, weil Ihre 
Praxis gesetzwidrig war!) 

Im Vorgriff darauf hat die Innenverwaltung die Mög­
lichkeit eingeräumt - -

(Abg. Dr. Rothemund: Das ist reinster 
Rechtsbruch!) 

- Herr Dr. Rothemund, es wurde schon öfter, auch in 
Ihrem Sinn, im Vorgriff auf eine anstehende Gesetz­
gebung durch eine Entschließung der Verwaltung et­
was genehmigt, was hernach durch ein Gesetz abge­
segnet worden ist. 

(Abg. Dr. Rothemond: Rechtsbruch!) 

- Herr Kollege Rothemund, ich kann Ihnen Dutzende 
von Fällen nennen, 

(Abg. Dr. Rothemund: Nennen Sie sie mir!) 

in denen in den 21 Jahren, die ich hier in diesem Ho­
hen Hause bin, so verfahren worden ist. 

(Abg. Dr. Rothemund: Dann wird es Zeit, 
daß wir Anklage gegen die Staatsregierung 
wegen Rechtsbruchs erheben! -Weitere 

Zurufe von der SPD - Abg. Dr. Rothemund: 
Offenkundiger Rechtsbruch! Und Sie 

hocken im Verfassungsgerichtshof! Da 
passen Sie aber wirklich nicht hin! -Abg. 

Karl Heinz Müller: Kaum zu glauben!) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Langenberger? 

Langenberger (SPD): Herr Kollege Fendt, wenn das 
alles so klar wäre, wie Sie sagen, warum haben Sie 
dann in der letzten Legislaturperiode Ihren Gesetz­
entwurf, den Sie damals nach meiner Erinnerung 
auch schon eingebracht hatten, bei Ihren Freunden 
und wohl auch beim Ministerium nicht durchsetzen 

• können? Sonst hätten wir ja diese Lage schon. 

Fendt (CSU): Ich komme darauf noch zu sprechen, 
Herr Langenberger, Sie haben mich in meiner chro­
nologischen Darstellung des Sachverhalts unterbro­
chen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie ich be­
reits gesagt habe, hat im Oktober 1984 die Stadt 
Friedberg diesen Antrag gestellt. Dem Antrag wurde 
stattgegeben. Erst im Jahre 1985 habe ich den An­
trag eingebracht, daß der Artikel 104 der Bayerischen 
Gemeindeordnung in diesem Sinne geändert wird, 
wie er jetzt auf dem Tisch liegt. 

' 

(Abg. Dr. Rothemund: Warum brauchte er 
dann noch geändert zu werden, wenn das 

schon vorher Praxis war?) 

- Herr Rothemund, ich bin doch als Mitglied dieses 
Hohen Hauses verpflichtet, Gesetze dann einer Än­
derung zuzuführen, wenn ich es als notwendig 
erachte. Früher hat man das immer so gemacht, daß 
man die Staatsregierung beauftragt hat, einen Vor­
schlag zu einer Gesetzesänderung zu machen. 

(Abg. Diethei: So ist es!) 

Ich habe mich halt als Mitglied dieses Hohen Hauses 
bewogen gefühlt, selbst einen Gesetzentwurf einzu­
bringen, weil ich gesehen habe, daß die Legalisierung 
des Ganzen erforderlich ist. 

(Heiterkeit und demonstrativer Beifall bei der 
SPD und den GRÜNEN) 

- Selbstverständlich, und weil ich vor allen Dingen ein 
einheitliches Recht für alle kreisangehörigen Gemein­
den in der Gemeindeordnung verankert wissen 
wollte. Daran gehen Sie immer vorbei, meine sehr 
verehrten Damen und Herren von der Opposition! 

Ich habe gestern mit einem Senator gesprochen, der 
mich im Hause besucht und mir gesagt hat: Diese 
20 000-Einwohner-Grenze, die seit 1935 existiert, 
hätte längst abgeschafft gehört. Und wenn wir im Se­
nat richtig informiert worden wären, so hat mir dieser 
Senator gesagt, hätten wir uns wahrscheinlich nicht 
in dieser Weise gegen Ihren Gesetzentwurf gestellt. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD, u. a. Abg. 
Dr. Ritzer) 

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren! Ich darf 
noch etwas sagen, weil Sie den Bund der Steuerzah­
ler angesprochen haben, Herr Hefele. Der Bund der 
Steuerzahler hat in seiner Stellungnahme, die von ir­
gendeiner, ich weiß nicht welcher Organisation erbe­
ten worden ist 

(Abg. Hefele: Nicht von uns!) 

- das weiß ich -, die Meinung vertreten, daß es keine 
Prüfung mehr gebe, wenn der Artikel 104 geändert 
würde, wie ich es vorgeschlagen habe. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wir haben immer noch 
die örtliche Rechnungsprüfung, wir haben die Rech­
nungsprüfung der Rechtsaufsichtsbehörde, und wir 
haben den überörtlich tätigen Kommunalen Prüfungs­
verband, der die Haushaltsrechnungen aller Gemein­
den prüft. Ich frage mich, können wir nicht auf eine 
vierte Prüfung verzichten, wenn immer noch drei In­
stanzen die Gemeindekassen und die Abwicklung der 
Finanzgeschäfte in den Gemeinden überprüfen und 
überwachen? 

(Zustimmung des Abg. Diethei - Ironischer 
Zuruf des Abg. von Heckei: Die 

Staatskanzlei hat er vergessen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf 
nochmals wiederholen, es gibt keine „Lex Fried­
berg", Herr Säumer, unter einer Lex verstehe ich et­
was Einmaliges und Außergewöhnliches. 

(Zuruf von der SPD) 

Wenn es Rechnungsprüfungsämter in allen Gemein­
den geben müßte und ich für Friedberg eine Sonder­
regelung verlangen würde, hätten Sie mit Ihrer Aus-
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sage recht. Aber ich verlange keine Sonderregelung, 
sondern die Bereinigung einer besonderen Verpflich­
tung für nur 29 Gemeinden im Freistaat Bayern. Alle 
anderen haben nach der bisherigen Praxis in eigener 
Verantwortung das Recht besessen, darüber zu ent­
scheiden, ob man ein Rechnungsprüfungsamt 
braucht oder nicht. 

Eines möchte ich noch sagen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren: Die bisherige gesetzliche Rege­
lung ist im Jahre 1935 in die seinerzeitige Gemeinde­
ordnung aufgenommen worden. 

(Abg. Dr. Rothemund: Doch in einem ganz 
anderen Sinn!) 

Sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß das gemeind­
liche Prüfungswesen nach 53 Jahren seit seiner Ein­
führung im Jahre 1935 nicht mehr in der Weise ange­
wandt werden kann, wie es damals der Fall war? 
Wenn man heute mit modernen technischen Mitteln 
die Kameralistik, die Haushaltsführung, die Finanz­
wirtschaft unserer Gemeinden betreibt, braucht man 
nicht noch gemeindeeigene Prüfungsämter, die zu­
dem mit der geringstmöglichen Personalausstattung 
und den erforderlichen Sachausgaben mindestens 
120000 bis 150000 Mark kosten. Für diese Ausgaben 
sollte sich einmal der Bund der Steuerzahler interes­
sieren 

(Zustimmung von der CSU) 

und fragen, ob man diese Gelder nicht für andere, 
sinnvollere Prüfungszwecke verwenden könnte. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich bitte Sie ganz herzlich, meine sehr verehrten Da­
men und Herren, den Einwendungen des Senats 
nicht Rechnung zu tragen. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vlzeprlsldent Mösleln: Weitere Wortmeldun­
gen liegen mir nicht vor. Wir kommen zur A b s t i m -
m u n g. Die Ausschüsse empfehlen, den Einwendun­
gen des Senats nicht Rechnung zu tragen. Wer dem 
zustimmen wiN, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gege~stimmen bitte ich anzuzeigen! - Ersteres war 
die Mehrheit. Stimmenthaltungen? - Keine. 

(Abg. Moser, zur CSU zeigend: Doch, da ist 
eine!) 

- Bei einer Stimmenthaltung ist so b e s c h 1 o s s e n. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 7a: 

Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts­
hofs vom 30. November 1987 betreffend Antrag des 
Herrn Schmid, München, auf FeststellUng der Ver­
fassungswidrigkeit des Artikels 26 Absatz 2 der Ge­
meindeordnung für den Freistaat Bayern In der Fas­
sung dar Bekmlntmachung vom 26. Oktober 1982 
(BayRS 2020-1-1-1), des § 1 Absatz 1~ der Verord­
nung über die amtliche Bekanntmachung gernelnd­
llcher Satzungen und von Rechtsvorschriften der 
Verwaltungsgemeinschaften vom 19. Januar 1983 

1 

(GVBI S. 14), des Artlkels 10 Absatz 1 der Verwal­
tungsgemeinschaftsordnung für den Freistaat Bay­
ern 1. d. F. der Bekanntmachung vom 26. Okto­
ber 1982 (GVBI S. 965), des Artikels 20 Absatz 2 und 
des Artikels 21 Absatz 2 der Landkreisordnung für 
den Freistaat Bayern 1. d. F. der Bekanntmachung 
vom 26. Oktober 1982 (BayRS 2020-3-1-1) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Verfassungs-, 
Rechts- und Kommunalfragen (Drucksache 11/4962) 
berichtet der Herr Kollege Urban. Er hat das Wort. 

Urban (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen hat sich 
mit diesem· Schreiben beschäftigt und folgende ein­
stimmige Beschlußempfehlung gefaßt: 

1. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 

II. Es wird Abweisung der Klage beantragt. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeord­
nete Kiesl bestimmt. 

IV. Auf mündliche Verhandlung wird verzichtet. 

Dankeschön. 

Zweiter Vizepräsident Dr. Rothemund: Wortmeldun­
gen sehe ich keine. Wir kommen zur A b s t i m -
m u n g. Wer der Beschlußempfehlung des Ausschus­
ses für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Danke. Die Gegenprobe l - Stimmenthaltungen? - Bei 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN mit 
Mehrheit b e s c h 1 o s s e n. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 7 b: 

Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts­
hofs vom 06. 08. 1987 betreffend Antrag 

1. der Aktion Funk und Fernsehen (AFF) e. V., Ba- · 
den-Baden, · 

2. des Herrn Lessenthin, Erlangen, 

3. der Frau Lessenthln, Erlangen, 
4. des Herrn Dr. Llppacher, Bad Wörishofen-Stock­

helm, 

auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
1. des § 17 Absatz 1 des Staatsvertrages über die 

Errichtung der Anstalt des öffentlichen Rechts 
„:zweites Deutsches Fernsehen" 1. d. F. des Baye­
rischen Zustlmmungsgesetzes vom 16. 07. 1962 
(GVBI S. 111), 

2. des § 16 der Satzung der Anstalt des öffentlichen 
Rechts „zweites Deutsches Fernsehen" 1. d. F. 
der Bekanntmachung Im Bayerischen Staatsan­
zeiger 1962, Nr. 51/52, S. 3 (Drucksachen 11/3237, 
3635) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Verfassungs-, 
Rechts- und Kommunalfragen (Drucksache 11/5132) 
berichtet der Herr Kollege Warnacke. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Warnecke (SPD), Berichterstatter: Herr Prä­
sident, meine Damen und Herren Kollegen! Diese Po-
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pularklage einer juristischen Person mit Sitz in Köln. 
vertreten durch einen Bürger aus Baden-Baden, und 
dreier natürlicher Personen aus Erlangen hat im Se­
nat und im Rechtsausschuß zu längeren Diskussio­
nen geführt. 
Ziel der Popularklage ist, 

1. den § 17 Absatz 1 des Staatsvertrages zur Errich­
tung des ZDF für nichtig zu erklären, 

2. den Ministerpräsidenten zu verpflichten, den ZDF-
Staatsvertrag zu kündigen. 

Die Popularkläger werfen dem ZDF-Staatsvertrag in 
der angegriffenen Bestimmung einen Verstoß gegen 
den Artikel 111 a Absatz 2 Satz 3 der Bayerischen 
Verfassung vor. Diese Vorschrift besagt, daß dem 
Kontrollorgan der Rundfunkanstalten nach bayeri­
schem Recht nicht mehr als maximal ein Drittel Ver­
treter der Staatsregierung, des Landtags und Senats 
angehören dürfen. Im ZDF-Staatsvertrag, der durch 
das Zustimmungsgesetz dieses Landtags von 1962 
zu bayerischem Recht transformiert wurde, ist vorge­
sehen, daB immerhin vier der neun Verwaltungsrats, 
mitglieder des ZDF staats- oder regierungsnah sind. 
Sie sind vom Bund oder von den Länderregierungen 
zu bestellen. Insoweit sei das Maximalverhältnis von 
einem Drittel staatsnaher Vertreter in diesem Kon­
trollorgan verletzt. 

Die Frage war nun, was die Z u 1 ä s s i g k e i t der 
Anträge betraf, ob die Exekutive, hier also der Mini­
sterpräsident, durch eine Popularklage zu einem 
Handeln verpflichtet werden kann. Wir haben das mit 
dem Argument verneint, daß eine Popularklage eine 
Normenkontrollklage ist, also nur ein Gesetz angrei­
fen, nicht aber die Exekutive zu einem Handeln zwin­
gen kann. 

Soweit wir die Popularklage für zulässig ansahen, ha­
ben wir sie aber für u n b e g r ü n d et erachtet. Wir 
haben argumentiert, daß wir 1972/73, als wir hier im 
Hause über die Einfügung des Artikels 111 a in die 
Bayerische Verfassung diskutierten, übereinstim­
mend die Meinung vertreten haben, daß der Wortlaut 
des Artikels, der dann durch Volksentscheid 1973 in 
die Bayerische Verfassung aufgenommen wurde, das 
Verhältnis zum ZDF-Staatsvertrag nicht betrifft. Der 
Artikel 111 a beziehe sich also nicht auf das per 
Staatsvertrag gegründete ZDF. Aus diesem Grund 
bestand zwischen SPD und CSU im Ausschuß Einmü­
tigkeit, die Popularklage, soweit sie zulässig war, für 
unbegründet zu halten. 

Im Rechtsausschuß wurde gegen die Stimme des 
Vertreters der GRÜNEN, ansonsten einstimmig, fol­
gendes beschlossen: 

1. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 

II. Es wird die Abweisung der Klage beantragt. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeord­
nete Warnecke bestellt. 

Zweiter Vlzeprisldent Dr. Rothemund: Wortmeldun­
gen sehe ich keine. Wir kommen zur Abs tim -
m u n g. Wer der Beschlußempfehlung des Ausschus-

' 

ses für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen! - Gegenstim­
men aus der Fraktion DIE GRÜNEN. Stimmenthaltun­
gen? - Mit Mehrheit so b e s c h 1 o s s e n. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 10: 

Antrag der Abgeordneten Heinrich, Kolo und ande­
rer betreffend Fortbildung der Betrlebsbeauttragten 
für Immissionsschutz, Wasser, Abfall (Drucksache 
1111258) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Landesent­
wicklung und Umweltfragen (Drucksache 11/3430) 
berichtet der Herr Kollege Dr. Ritzer. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Dr. Rltzer (SPD), Berichterstatter : Herr Prä­
sident, meine Damen und Herren! Der aufgerufene 
Antrag wurde in der 23. Sitzung des Ausschusses für 
Landesentwicklung und Umweltfragen am 24. Sep­
tember letzten Jahres beraten. Mitberichterstatter 
war Kollege Hölzl. Der Antrag der SPD hat zum Ziel, 
daß regelmäßige Beratungs- und Fortbildungsveran­
staltungen für die Betriebsbeauftragten für Abfall, Im­
missionsschutz und Wasser durchgeführt werden. 

1 c h habe in der Berichterstattung darauf hingeführt, 
daß eine solche Intensivierung der Zusammenarbeit 
der staatlichen Seiten mit den Umweltbeauftragten 
der Betriebe wünschenswert sei. Zwar bestehe ein 
gutes Angebot an Veranstaltungen durch die l,.andes­
gewerbeanstalt, den TÜV und andere Institutionen, 
aber die Teilnahme an diesen Veranstaltungen lasse 
zu wünschen übrig. 

In der Regel werden solche Veranstaltungen von den 
Betriebsbeauftragten wahrgenommen, die ihre Auf­
gaben ohnehin sehr ernst nehmen. Viele kleinere Be­
triebe können und wollen es sich nicht leisten, ihre 
Betriebsbeauftragten auf solche Seminare oder Ver­
anstaltungen zu schicken. Ich konnte außerdem dar­
auf hinweisen, daß sich der Bayerische Landkreisver­
band in diesem Zusammenhang für eine Fortbil­
dungspflicht der Betriebsbeauftragten ausgespro­
chen hat. 

Herr ·Kollege H ö 1z1 hat als Mitberichterstatter 
ebenfalls das bereits vorhandene gute Angebot her­
angezogen, um darzulegen, daß kein Bedarf für eine 
solche Initiative bestehe. Eine Teilnahmepflicht, 
meinte er, sei nicht angebracht. Die öffentlich bedien­
steten Betriebsbeauftragten, etwa in der Abwasser­
wirtschaft, seien ohnehin zur Fortbildung verpflichtet. 
Private Betriebe würden in ausreichendem Maße auf 
diese Veranstaltungen hingewiesen. 

Der Vertreter der Staatsregierung war 
auch der Meinung, die Fortbildung sei Auftrag der 
Verbände und der Industrie- und Handelskammern, 
nicht aber des Staates. Unser Hinweis darauf, daß es 
in zahlreichen Berufen, etwa. bei den Ärzten, Fortbil­
dungspflicht gebe, verfing ebenfalls nicht. 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der CSU \l_egen 
die Stimmen von SPD und der Fraktion DIE GRUNEN 
abgelehnt. 
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zweiter Vlzepriisldent Dr. Rothemund: Wortmeldun­
gen sehe ich keine. Wir kommen zur Ab s t i m -
m u n g. Die Ausschüsse empfehlen die Ablehnung. 
Wer entgegen dieser Empfehlung der Ausschüsse für 
die Annahme des Antrags ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Fraktion der SPD und DIE GRÜ­
NEN. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen! - Die 
Fraktion der CSU. Stimmenthaltungen? - Keine. Der 
Antrag ist hiermit a b g e 1 e h n t. 

Ich rufe auf Tag e so r d n u n g s p u n kt 11 : 

Antrag der Abgeordneten Schramm, Bause und 
Fraktion betreffend Verbesserung von während des 
Manövers „Cerbon Archer'' Im Raum MltteHranken 
aufgetretenen Sicherheits- und Informationsmän­
geln Im Zusenvnenhang mit Pershlng-2-Übungen für 
die Zukunft (Drucksache 111340) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Sicherheitsfra­
gen (Drucksache 11/2233) berichtet der Herr Kollege 
Dr. Gantzer. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Gantzer (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte au­
ßerhalb der Tagesordnung die Gelegenheit nutzen, 
Ihnen auf diesem Wege mitzuteilen, daB ich heute 
vormittag in der Frauenklinik meiner Frau geholfen 
habe, ein Kind zur Welt zu bringen. Es ist ein Sohn." 

(Beifall) 

Zweiter Vlzeprisldent Dr. Rothemund: Herr Kollege 
Dr. Gantzer, Sie können den Beifall als Glückwunsch 
des Hohen Hauses werten. 

(Beifall) 

Dr. Gantzer (SPD), Berichterstatter•): Meine 
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Darf ich dieser Mitteilung mit allem Respekt Ihnen ge­
genüber formal noch hinzufügen: Nach dieser Ple­
numswoche können Sie alle mit dem Gefühl nach 
Hause fahren, daß mindestens ein Mitglied dieses 
Hauses in dieser Woche etwas geschafft hat, was 
Hand und Fuß hat. 

(Heiterkeit) · 

Wir sollten das alle öfter tun. 
' Meine Damen und Herren! Ich möchte damit zur Be-

richterstattung über den Antrag Drucksache 11/340 
der Abgeordneten Schramm, Bause und Fraktion DIE 
GRÜNEN betreffend Verbesserung von während des 
Manövers „Cafbon Archer" im Raum Mittelfranken 
aufgetretenen Sicherheits- und Informationsmängeln 
im Zusammenhang mit Pershing-2-Übungen für die 
Zukunft kommen. 

Der Inhalt des Antrags, der aus sieben Punkten be­
steht, geht praktisch aus der Überschrift hervor. Er 
wurde im Sicherheitsausschuß behandelt, der diese 
Fragen sehr konkret auf den Einzelfall bezogen be­
handelt hat. Der Antrag wurde außerdem im Aus­
schuß für Verfassungs-, Rechts- und Kommunaltra­
gen und im Ausschuß für Bundesangelegenheiten 
und Europatragen, allerdings mehr abstrakt, behan-

·) unkorrigiert 

' 

delt. Zugrunde liegt das Manöver „Carbon Archer" im 
Herbst 1986. 

Die CSU sah in diesem Antrag einen weiteren Ver­
such der GRÜNEN, Aktionen und Forderungen der 
Friedensliste in das bayerische Parlament zu tragen, 
die Bevölkerung zu verunsichern und die Verteidi­
gungsbereitschaft zu schwächen. 

Die SPD sah konkrete Gefährdungen beim Manöver 
„Carbon Archer" nicht, wohl aber in der allgemein 
ungeklärten Situation amerikanischer Informations­
politik und auch bei der Absicherung der betroffenen 
Bevölkerung. 

Der Antrag ist in allen drei Ausschüssen mit den 
Stimmen der CSU abgelehnt worden. 

zweiter Vizepräsident Dr. Rothemund: Wortmeldun­
gen? - Herr Kollege Dr. Gantzer, bitte! 

Dr. Gantzer (SPD) •j: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich möchte drei Anmerkungen zu diesem 
Antrag machen. Es geht um die Grundlinie, die aus 
diesem Antrag hervorgeht. Wir sind nicht ganz damit 
einverstanden, wie dieser Antrag In den Ausschüssen 
abgelehnt worden ist, vor allem, weil wir weitere Infor­
mationen bekommen haben, die es als gerechtfertigt 
erscheinen lassen, dem Antrag zuzustimmen. 

E. r s t e n s. Die örtliche Abgeordnete Frau Martini in 
Neu-Ulm hat sich an den dort zuständigen Leiter und 
Führer der Raketeneinheit Neu-Ulm, Herrn General 
Wien, gewandt und ihn gefragt, wie es denn mit der 
Gefährdung durch diese Raketen sei. Der General hat 
ihr erklären müssen, daß schon allein der Brand einer 
Raketenstufe nicht zu löschen sei. Man könne sich 
nur schnellstens in Sicherheit bringen. Hinzu kommt, 
daß er nicht ausschließen konnte, daß in der Zukunft 
irgendwann einmal bei Übungen, obwohl es jetzt 
nach Aussagen der Amerikaner nicht der Fall war, tat­
sächlich Atomsprengköpfe transportiert werden. 

Meine Damen und Herren! Dies sehen wir schon als 
so schwerwiegend an, daß wir der Ansicht sind, daß 
es nicht angehen kann, daß Amerikaner auf unseren 
Straßen einfach munter herumkutschieren, ohne In­
formationen zu liefern. 

Z w e i t e n s. Weiterhin spielt eine Rolle, daß in fast 
denselben Ausschüssen Anträge zu Gefahrguttrans­
porten gelaufen sind. Sie wissen, daß diese Anträge 
alle einstimmig beschlossen wurden. Wir haben ge­
sagt, daß wir dann, wenn Benzin oder andere gefährli­
che Stoffe transportiert werden, besondere Sicher­
heitsmaßnahmen treffen müssen. Es ist nicht einzu­
sehen, wenn für diese Transporte schon Sicherheits­
maßnahmen ergriffen werden, warum das nicht erst 
recht gelten soll, wenn Raketen transportiert werden, 
die unter Umständen auch Atomsprengköpfe mit sich 
führen können. 

D r i t t e n s. Ich weise auf die Problematik amerikani­
scher Informationspolitik hin. Ich weise darauf hin, 
daß zum Beispiel die Bundeswehr das geradezu bei­
spielhaft macht. Immer, wenn ein Manöver läuft, im-

") unkorrigiert 
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mer wenn etwas stattfindet, auch in einer kleinen Ge­
meinde, ist die Bundeswehr sich nicht schade genug, 
persönlich zum Bürgermeister zu gehen, diesen zu 
informieren und klarzustellen, was dort abläuft. Dies 
ist leider bei den Amerikanem nicht der Fall. 

Ich kann ein konkretes Beispiel anführen: Es gibt hier 
in Oberbayern zum Beispiel einen kleineren amerika­
nischen Stützpunkt, wo die Amerikaner sich sogar 
weigern, der Bundeswehr zu sagen, was dort stattfin­
det. 

Ich bin der Meinung, daß dies einfach nicht mehr hin­
nehmbar ist. Wir sind nicht mehr besetzt, wir sind 
kein besetztes Land mehr. Wir sind Verbündete zu­
sammen in der NATO, und ich bin der Meinung, daß 
auch für die NATO-Verbündeten deswegen die Pflicht 
zur Information gegeben ist. Wir sollten daher diesem 
Antrag zustimmen. Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Dr. Rothemund: Nächster 
Redner ist der Herr Kollege Schramm. Bitte, Herr Kol­
lege! 

Schramm (DIE GRÜNEN): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Vielleicht fragen Sie sich oder auch 
mich: Was wollen denn die GRÜNEN noch mit die­
sem Antrag vom Januar 1987? Die Pershing-2-Rake­
ten kommen doch nach dem INF-Vertrag jetzt in die 
Schrottpresse. Dazu zwei Anmerkungen: 

Erstens. Der Abbau der Raketen wird sich über 
drei Jahre hinziehen. 

Z w e i t e n s. Es gibt eindeutige Äußerungen der zu­
ständigen amerikanischen Stelle, daß bis zum Abbau 
der letzten Rakete weiter geübt werden muß. Die Ge­
fährdung wird sich noch über wenigstens drei Jahre 
hinziehen. 

Zu den Punkten 1,2und6desAntrages 

- durchgehende Begleitung eines jeden Konvois 
durch Polizeifahrzeuge und Rettungsfahrzeuge mit 
Sonderrechten anzuordnen; 

- •Begleitung aller Pershing-2-Raketentransporte 
durch ein Strahlenmeßfahrzeug zur Identifizierung 
mitgeführter Atomsprengköpfe, um begleitenden 
Beamten bei unvorhergesehenen Vorfällen die 
Möglichkeit zu umsichtigem und notwendigem 
Handeln zu geben, anzuordnen; 

- umfassende Information der zuständigen Verwal­
tungen und der betroffenen Bevölkerung anzuord­
nen; 

möchte ich folgendes ausführen; ich habe nur eine 
vollkommen unvollständige Liste von Pershing-Unfäl­
len vorliegen. Ich zitiere: 

Bereits 1980 gerät der Treibsatz einer Pershing-1 
A-Rakete 

es geht also nicht um den Spreng-, sondem um den 
Treibsatz -

1 

bei Sechselberg in Brand, weil die Bremsen des 
Transporters heißgelaufen waren. Augenzeugen 
berichteten, daß die dabei entwickelte Hitze so 
groß gewesen sei, daß Metallteile buchstäblich ver­
dampft seien. 

Am 2. November 1983 fährt um 9 Uhr ein Pershing­
Transporter in einen Obstgarten, weil die Bremsen 
versagen. Gegen Mittag zerschlägt die Kardan­
welle eines anderen Pershing-Transporters wieder 
wegen Versagens der Bremsen einen PKW in 
Waldprechtsweiler. Anschließend wird der gesamte 
Ortsteil evakuiert. 

Im September 1984 kippt auf einem schmalen 
Waldweg bei Lorch, der von der Forstverwaltung 
wegen starker Regenfälle gesperrt war, ein Per­
shing-Transporter um. Die Rakete zerbricht. Ein 
fast gleicher Vorfall vor wenigen Wochen bei Heil­
bronn. 

Ein weiterer Unfall bei Landsberg/Lech mit einer 
Pershing-1 A-Rakete, bei dein durch ungeschickte 
Handhabung eines Kranes der scharfe Atom­
sprengkopf abreißt und aus 30 cm Höhe auf eine 
Arbeitsplattform aufschlägt. 

Jetzt zitiere ich eine Zeitungsmeldung: 

Am 12. Januar 1985 sind auf dem US-Militärge­
lände in Heilbronn/Waldheide drei amerikanische 
Soldaten getötet und 16 schwer verletzt worden, 
als in einem Wartungszeit der Antrieb der ersten 
Stufe einer Pershing-2-Rakete Feuer fing und aus­
brannte. Das Militärgelände wurde sofort abge­
sperrt. Fotografen durften auch außerhalb des Zau-
nes keine Aufnahmen machen. · 

Ich habe Berichte von Feuerwehrleuten vorliegen, die 
dort eingesetzt waren und gesagt haben, daß ganze 
Löcher in den Betonboden eingebrannt waren, tiefe 
Löcher von über ein Meter Tiefe. 

Ich betone ausdrücklich, daß es mir um die schnelle 
und umsichtige Hilfe für die Bevölkerung geht. Die 
Amerikaner haben beispielsweise in Waldprechtswei­
ler ganz deutlich bewiesen, daß sie für Menschen und 
Material selbst'gut sorgen, aber eben nur für ihre Mili­
tärangehörigen und für ihre Geräte. 

Die Pu n kt e 2, 3, 4 und 5 des Antrages möchte ich 
noch einmal kurz zitieren: 

2. Begleitung aller Pershing-2-Raketentransporte 
durch ein StrahlenmeBfahrzeug zur Identifizie­
rung mitgeführter Atomsprengköpfe, um beglei­
tenden Beamten bei unvorhergesehenen Vorfäl­
len die Möglichkeit zu umsichtigem und notwen­
digem Handeln zu geben, anzuordnen; 

3. Alarmbereitschaft für Feuerwehr und Rettungs­
wesen in den betroffenen Gebieten anzuordnen; 

4. sich im Bundesrat dafür einzusetzen, daß 

a) die Sperrung des Luftraumes für alle Luft­
fahrzeuge wegen der bestehenden Unfallge­
fahr (Absturz oder Kollision von Luftfahrzeu­
gen) angeordnet wird; 
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b) die Sperrung der jeweils benutzten Straßen­
abschnitte veranlaßt wird; 

5. soweit noch nicht vorhanden, Katastrophen­
schutzpläne für alle Ortschaften innerhalb der 
Pershing-2-Manövergebiete und des Wirkungs­
bereichs eines etwaigen Unfalls mit Atom­
sprengköpfen zu erstellen. 

Zu diesen Punkten einen kurzen Hinweis: 

In der Presseeinladung 1986 anläßlich des Manövers 
in Katterbach, um das es in diesem Antrag geht, wur­
den die Landräte nicht nur darüber informiert, daß 
beim „Carbon Archer"-Manöver 1986 mit Spreng­
kopfattrappen geübt werde, was natürlich beruhigend 
war, sondern es ist dort auch ganz ausdrücklich für 
die Zukunft nicht ganz ausgeschlossen worden, daß 
echte Sprengköpfe mitgeführt werden können, was 
auch völlig logisch ist, weil dieses Waffensystem dar­
auf beruht, daß schnell von Punkten aus reagiert wird, 
die dem potentiellen Gegner nicht bekannt sein sol­
len. Es kann also gar nicht anders sein, daß im Kri­
senfall diese Raketen auch mit scharfen Atomspreng­
köpfen bestückt sein müssen. Dies ist also für die Zu­
kunft nicht ausgeschlossen worden. 

Zu Punkt 6 des Antrags noch einen zusätzlichen 
Satz: Natürlich erfolgt eine allgemeine Information 
der zuständigen örtlichen Behörden, aber welcher 
Bürgermeister assoziiert schon die 56. Artilleriebri­
gade der US-Annee auf Anhieb mit Pershing-2-Rake­
ten? Ich meine, daß es schon einen sehr grundlegen­
den Unterschied gibt zwischen Übungen von Panzer­
grenadieren und dem Herumjonglieren oder Rangie­
ren von atomaren Mittelstreckenraketen 80 Meter 
hinter dem letzten Grundstück im Wald von kleinen 
Orten, wie schon geschehen. Ich kann Ihnen jeden­
falls von der Verblüffung des Bürgermeisters von 
Zirndorf berichten, als die Pershing-Konvois auf ein­
mal auf seinem Gemeindegebiet standen. Der Bevöl­
kerung ging es nicht anders. Jedenfalls finde ich es 
sehr aufschlußreich, wenn sich Streifenwagenbeamte 
von Mitgliedern der Friedensbewegung den Weg zei­
gen lassen müssen, um die Pershing-2-Stellungen zu 
finden. 

Ein Wort noch zur Informationspolitik der US-Armee 
in der Bundesrepublik oder insgesamt im Ausland: 

Es'gibt vieles, worüber die US-Armee hier in der Bun­
desrepublik Auskünfte verweigert, o,bwohl die glei­
chen Auskünfte oder die gleichen Angaben in den 
USA jederzeit und öffentlich zu erhalten sind. Ich 
finde, das ist eine Farce und eine Mißachtung der ge­
samten Bevölkerung der Bundesrepublik, wenn die 
US-Armee Auskünfte, die über Freunde in den USA 
jederzeit öffentlich zu erhalten sind - ich betone das 
ausdrücklich, vollkommen öffentlich -, hier in der 
Bundesrepublik sogar mir als Abgeordnetem klar ver­
weigert werden. Ich halte das für eine unmögliche 
Haltung der US-Armee. Wir sollten darüber wirklich 
einmal ernsthaft diskutieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) . 

In diesem Zusammenhang möchte ich zu dem Punkt, 
den auch Kollege Gantzer schon angesprochen hat, 

' 

noch etwas sagen. In der gleichen Sitzung, in der im 
Ausschuß für Bundes- und Europaangelegenheiten 
dieser Antrag beraten wurde, wurde auch eine ganze 
Reihe von Anträgen zur Verbesserung der Bestim­
mungen über Gefahrguttransporte behandelt. Diese 
Anträge sind im Ausschuß wie später hier im Plenum 
alle einstimmig angenommen worden, während die­
ser Antrag zu ungleich gefährlicheren Transporten, 
darüber sollten wir uns doch einig sein, daß Treibsatz 
wie Sprengsatz ungleich gefährlichere Dinge sind als 
das, worüber wir bei den Gefahrguttransporten ge­
sprochen haben, hier von der Parlamentsmehrheit 
abgelehnt wird. Davon muß ich nach den Ausschuß­
empfehlungen ausgehen. 

Ist denn wirklich die Sicherheit der bayerischen Be­
völkerung vor Gefahrgut beim Transport abhängig 
von politischer Opportunität? Wir möchten jedenfalls 
mit diesem Antrag den Schutz für die Menschen die­
ses Landes erhöhen. Deshalb bitte ich Sie um Zu­
stimmung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweiter Vizepräsident Dr. Rothemund: Nächste 
Wortmeldung Herr Kollege Leeb ! 

Leeb (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Der hier zur Beratung anste­
hende Antrag der Fraktion der GRÜNEN ist ein weite­
res typisches Beispiel dafür, daß die GRÜNEN jede 
Gelegenheit wahrnehmen, um Sand in das Getriebe 
notwendiger Verteidigungsbemühungen zu streuen. 

(Beifall bei der CSU) 

Lassen Sie mich das belegen: 

Im Zusammenhang mit dem Auslöser dieses Antra­
ges, dem Manöver „Carbon Archer'', sagt die Haus­
postille der GRÜNEN, die „taz": 

Aufgabe der Friedensbewegung und Aufgabe auch 
der GRÜNEN muß es sein, diese Manöver zu ver­
folgen, zu beobachten, zu hindern und zu stören. 

Genau diesem Anliegen dient der Antrag der GRÜ­
NEN. 

Meine Damen und Herren, dieser Antrag geht im übri­
gen von absolut unzutreffenden Voraussetzungen 
aus. Er suggeriert nämlich den unbefangenen Lesern, 
es würden hier in der Weltgeschichte Atomspreng­
köpfe herumkutschiert. Genau dieser Ausgangspunkt 
ist aber falsch. 

Die Staatsregierung hat schon auf eine Schriftliche 
Anfrage des Kollegen Langenberger im November 
1986 darauf hingewiesen, daß zu derartigen Übungen 
nukleare Gefechtsköpfe weder transportiert noch ge­
lagert worden sind. Das Gegenteil wird aber von den 
Antragstellern unterstellt. Aufgabe solcher Manöver 
ist es lediglich, Fahrzeuge in Stellung zu bringen, zu 
tarnen und die Abschußraketen militärisch zu führen. 
Scharfe Munition oder Atomsprengköpfe sind hierfür 
keineswegs erforderlich. Mit Rücksicht darauf be­
steht auch nicht das geringste Bedürfnis dafür, die 
Bevölkerung dadurch zu beunruhigen, daß man ei­
nem jeden militärischen Konvoi irgendwelche Polizei-
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und Rettungsfahrzeuge beigibt. Damit würde lediglich 
etwas getan, was zu einer Verunsicherung der Bevöl­
kerung führt und absolut .überflüssig ist. 

zweiter Vizepräsident Dr. Rothemund: 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Schramm? - Bitte, Herr Kollege Schramm! 

Gestatten. 
Kollegen 

Schramm (DIE GRÜNEN): Herr Kollege Leeb, gehen 
Sie mit mir darin einig, daß die Formulierung „nicht 
erforderlich" nicht ausschließt, daß scharfe Spreng­
sätze mitgeführt werden? 

Leeb (CSU): Bislang muß ich nach dem Informations­
stand, der sich auch aus den Ausschußberatungen 
ergibt, davon ausgehen, daß zu keinem Zeitpunkt und 
in keinem Falle zu militärischen Übungen scharfe Ge­
fechtsköpfe mitgeführt worden sind. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch ei­
nige Anmerkungen machen. In den Ausschüssen ist 
detailliert darauf hingewiesen worden, daß das, was 
hier verlangt worden ist, eigentlich entbehrlich ist. 
Wieso soll man, wenn keine Gefechtsköpfe mitge­
führt werden, vom Landtag her den Auftrag geben, 
daß derartigen Konvois Strahlenmeßfahrzeuge beige­
geben werden? Wieso soll man eine Alarmbereit­
schaft für Feuerwehr und Rettungswesen anordnen, 
wenn wir in dem betroffenen Gebiet ohnehin den Ka­
tastrophenschutz als stehende Organisation mit ent­
sprechend vorgegebenen Hilfsfristen haben? War11m 
soll ausgerechnet für militärische Konvois der Luft­
raum gesperrt werden? Müßte man nicht gleiches 
verlangen für jeden Tankwagen, der Benzin oder 
Heizöl durch die Gegend kutschiert, die mitunter we­
sentlich gefährlicher sind? 

Was die Informationspolitik anl'lelangt, auch die Infor­
mationspolitik der Amerikaner: Ich bin Stimmkreisab­
geordneter einer Stadt, in der eine ganze amerikani­
sche Brigade stationiert ist. Die Beziehungen zwi­
schen den Amerikanern und den deutschen Behör­
den und auch zur Öffentlichkeit sind weitestgehend 
ungetrübt. Es wird jede Gemeinde von bevorstehen­
den Übungen unterrichtet, selbst dann, wenn die 
Üb,ung lediglich in Kompaniestärke durchgeführt 
wird. Hier von irgendwelchen Defiziten zu reden ist 
meines Erachtens nicht angebracht. 

Soweit nun Herr Schramm und auch Herr Gantzer auf 
unsere Stellungnahme zu Anträgen hingewiesen ha­
ben, die sogenannte Gefahrguttransporte auf öffentli­
chen Straßen betreffen, darf ich darauf hinweisen, 
daß doch ein recht erheblicher Unterschied besteht 
zu dem Thema hier, das Herr Schramm und seine 
Fraktion auf die Tagesordnung gebracht haben. Der 
Unterschied besteht darin, daß gefährliche Güter wie 
beispielsweise Benzin und Chemikalien im Grunde 
genommen von jedem privaten Fuhrunternehmer, so-­
weit er die Voraussetzungen erfüllt, befördert werden 
können. 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Kollegen Langenberger? 

' 

Langenberger (SPD): Kollege Leeb, es ist Ihnen aber 
schon bekannt, daß auch Bürgermeister und ein 
Landrat - ich weiß nicht, ob es nicht mehrere gewe­
sen sind - sich von den Amerikanern nicht genügend 
informiert gefühlt haben. Es handelt sich zumindest 
um den Bürgermeister und den Landrat der CSU. 

Leeb (CSU): Wobei, Herr Kollege Langenberger, ich 
Ihnen erwidern darf, daß diese Kommunalpolitiker, die 
Sie ansprechen, nach den mir vorliegenden Unterla­
gen von absolut unzutreffenden Prämissen ausge­
gangen sind, nämlich von der falschen Prämisse, es 
würden Atomsprengköpfe durch die Gegend gefah­
ren. 

Lassen Sie mich noch ganz kurz etwas zu dem Unter­
schied zwischen militärischen Transporten einerseits 
und privaten Gefahrguttransporten andererseits sa­
gen. Ich sagte bereits, jeder, der bestimmte Mindest­
voraussetzungen erfüllt, darf im zivilen Bereich Ge­
fahrgüter transportieren. Aber es besteht doch ein 
gewaltiger Unterschied zwischen privaten Speditio­
nen einerseits und militärischen Transporten anderer­
seits, die unter öffentlicher Verantwortung durchge­
führt werden. 

Diejenigen, die im militärischen Bereich mit gefährli­
chen Gütern umzugehen haben, werden unter der 
strengen Aufsicht des Staates tätig; die Aufsicht des 
Staates ist sehr rigide. Jeder, der im militärischen Be­
reich mit derartigen Dingen umzugehen hat, muß 
ganz bestimmte Sicherheitsvorkehrungen beachten, 
die permanent überprüft werden, während diejenigen, 
die im privaten Bereich als Spediteure tätig werden, 
sich lediglich gelegentlichen Kontrollen aussetzen 
müssen. 

(Abg. Dr. Kestel: Wieso hat es 
Transportunfälle gegeben?) 

Im übrigen gehe ich davon aus, daß gerade im militä­
rischen Bereich die Sicherheitsvorschriften so streng 
sind, daß man für den Regelfall Gefährdungen aus­
schließen kann. Ich meine, die in der Bundesrepublik 
Deutschland getroffenen Vorsorgemaßnahmen für 
die Hilfe bei Unfallgefahren reichen absolut aus, um 
auch die Risiken auffangen zu können, die hier von 
Herrn Schramm und seinen Mitstreitern beschworen 
worden sind. Wir sollten diesen Antrag ablehnen, 
denn. was hier wirklich gewollt wird, ist etwas anderes 
als das, was die Antragsteller vorgeben. Sie denken 
zwar vordergründig und laut über die Sicherheit der 
Bevölkerung nach; in Wirklichkeit wollen sie aber not­
wendige Verteidigungsbemühungen unterminieren. 
Da machen wir nicht mit! 

(Beifall bei der CSU - Abg. Schramm: Ich 
möchte eine Erklärung abgeben!) 

Präsident Dr. Heubl: Bitte sehr! 

Schramm (DIE GRÜNEN): Ich möchte Ihren Vorwurf 
ganz deutlich zurückweisen. Herr Leeb, das stimmt 
so nicht. Sie können uns und mir als Mitantragsteller 
nicht Dinge unterstellen, die mit diesem Antrag nicht 
intendiert sind. Sie vermuten etwas, was Sie mit 
nichts beweisen können. Sie haben hier auch keinen 
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Beleg dafür vorgelegt, auch wenn Sie gesagt haben, 
Sie wollten es tun. Ich habe darauf gewartet, es kam 
aber nichts. 

Zurück zur Gefährdung durch die Transporte. Herr 
Leeb, selbst wenn keine atomaren Sprengköpfe mit­
geführt werden, ist der Treibsatz der Rakete ungleich 
gefährlicher als jeder Inhalt eines Tanklastwagens. 
Halten Sie sich bitte vor Augen, was an Zerstörungs­
kraft in diesen Raketen enthalten ist. Ein solcher Ra­
ketentreibsatz hat sich auf der Waldheide in Heil­
bronn unkontrolliert entzündet. Nach Aussagen der 
Feuerwehrleute, die dort gearbeitet haben, ist es ein 
Glück gewesen, daß der Ausstoß des Raketentreib­
satzes am Kran so geneigt war, daß er nach 20 Me­
tern auf dem Boden aufgeschlagen ist. Wenn er 
waagrecht oder nach oben geneigt gewesen wäre, 
wäre ein Bereich von mehr als 100 Metern gefährdet 
gewesen. 

(Abg. Leeb: Da kommen einem· ja die 
Tränen, wenn man das hört!) 

Deshalb kann man wirklich von Glück sagen, daß das 
damals mit drei Toten und 16 Sphwerverletzten relativ 
„glimpflich" ausgegangen ist, auch wenn man fast 
nicht von „glimpflich" sprechen kann. In unmittelba­
rer Nähe, gut 100 Meter entfernt, sind gefechtsbe­
reite Pershing-2-Raketen in dieser QRA-Stellung ge­
standen, die sich auch auf der .Waldheide befindet. 
Wäre der Feuerstrahl in diese Richtung gegangen, 
hätten wir mit einer größeren Katastrophe rechnen 
müssen. Dann wäre nämlich unter Umständen das in 
den Sprengköpfen befindliche .Plutonium zwar nicht 
explodiert, aber freigesetzt worden. 

(Widerspruch des Abg. Dr. Manfred Weiß) 

Ein Gebiet im Umkreis von 30 Kilometern wäre für ei­
nige Millionen Jahre vergiftet worden. 

(Lachen bei der CSU -Abg. Leeb: Sie 
übertreffen in Ihrem Szenario ja noch 

Professor Weiß!) 

- Ich möchte Ihr Lachen so deuten, daß Sie offen­
sichtlich nicht wissen, um welche Stoffe es hier geht. 
In diesEll! Sprengköpfen befindet sich Plutonium, 

(Abg. Dr. Manfred Weiß: Es waren 
überhaupt keine dabei!) 

und dies ist einer der giftigsten Stoffe überhaupt, die 
wir kennen. Dieser Stoff wäre freigesetzt worden -
ich spreche nicht von Explosion, sondern nur von 
Freisetzung. 

(Abg. Dr. Manfred Weiß: Ein Stoff, der nicht 
dabei ist, kann doch nicht freigesetzt 

werden!) 

- Herr Weiß, ich halte Sie für einen Experten auf die­
sem Gebiet. Tun Sie doch nicht so, als würden in 
QRA-Stellungen keine scharfen Raketen in Bereit­
schaft gehalten. Sie wissen doch ganz genau, daß die 
QRA-Stellungen, um diese Strategie durchzuführen, 
mit scharfen Raketen bestückt sein müssen. 

' 

(Abg. Kalo: Jetzt hat er den Weiß 
überschätzt!) 

Wenn diese Raketen aufgerichtet sind, dann sind sie 
im Einsatz und dann sind auch scharfe Sprengköpfe 
drauf. Da brauchen wir uns doch nichts vorzuma­
chen. 

(Abg. Dr. Manfred Weiß: Sind sie nicht! -
Abg. Fendt: Wir haben die Vorlesung schon 

einmal gehört!) 

- Gut, ich ende hier. Es hat keinen Sinn, denn hier 
steht Behauptung gegen Behauptung. Danke. 

Präsident Dr. Heubl: Meine Damen, meine Herren! 
Wortmeldung liegt mir keine vor. Wir kommen zur 
A b s t i m m u n g. Von den Ausschüssen wird die Ab­
lehnung des Antrags vorgeschlagen. Wer entgegen 
dieser Empfehlung für die Annahme ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Bitte die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Der Antrag ist mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Ich rufe auf Pu n kt 12 der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Dr. Braun und anderer 
betraffend Entwicklung eines Schulmilch-Automa­
ten („Stählerne Kuh" für Schulen) und Modellversu­
che zu dassen Einsatz (Drucksache 11/1275) 

Die Beschlußempfehlungen der Ausschüsse wurden 
ohne Gegenstimmen gefaßt. Eine Berichterstattung 
entfällt. Mit dem Antrag wird die Staatsregierung er­
sucht, den Einsatz von Milchautomaten der neuesten 
Entwicklung - „Stählerne Kuh" für Schulen -' als Pi­
lotprojekt zu erproben und zu fördern. 

Wortmeldungen sehe ich keine. Wir kommen zur 
Abstimmung. Die Ausschüsse empfehlen die 
Neufassung des Antrags. Wer dem zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Bitte die Gegen­
probe! - Stimmenthaltungen? - Einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 13 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Wax-Wömer und anderer 
und Fraktion betreffend Programm zur umwelt­
freundllchari Lagerung von Wlrtschattsdünger 
(Drucksache 11/1397) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Ernährung und 
Landwirtschaft (Drucksache 11 /3489) berichtet die 
Frau Abgeordnete Paulig. 

Frau Peullg (DIE GRÜNEN), Berichters tat t e -
r in: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der 
Antrag vom April 1987, mit dem das Programm zur 
umweltfreundlichen Lagerung von Wirtschaftsdünger 
fortgesetzt und darüber hinaus auch die Bezuschus­
sung für die Lagerung von Festmist beantragt wird, 
wurde in der Sitzung des Landwirtschaftsausschus­
ses am 29. September behandelt. Berichterstatterin 
war ich, Mitberichterstatter Herr Gruber. 
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1 c h wies auf die ökologischen Vorteile des Festmist­
verfahrens hin und seine wirtschaftliche Notwendig­
keit für manche Bauern. 

Der M i t b e r i c h t e r statte r erklärte im wesentli­
chen, daß die Festmistanlagen bereits über die Jau­
chegruben gefördert werden. In die Diskussion schal­
tete sich auch noch Herr K n au er ein. 

Der Antrag wurde bei einer Gegenstimme, nämlich 
meiner, und zwei Enthaltungen aus den Reihen der 
SPD abgelehnt. 

(Worterteilung zum Redebeitrag durch Wink 
des amtierenden Präsidenten) 

Frau Paullg (DIE GRÜNEN): Die Beratungen zu unse­
rem Antrag im Landwirtschafts- und auch im Umwelt­
ausschuß haben ganz deutlich gezeigt, daß ökolo­
gisch orientierte Entscheidungen nicht die Stärke der 
CSU sind, dort fehlen sie schlicht gesagt, und daß 
auch das Abstimmungsverhalten der SPD sich nicht 
durch gro6e Überzeugung auszeichnet. Das muß 
man leider feststellen. Obwohl es ein ganz simpler 
Antrag ist, der keine neuen Haushaltsmittel erfordert, 
der einem ökologischen landwirtschaftlichen Verfah­
ren, nämlich der Festmiststallhaltung und -düngung, 
einige wirtschaftliche Hilfen bieten soll, waren Sie 
nicht bereit, sich zu einer Zustimmung zu entschlie­
ßen. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Wir behalten uns 
unsere eigene Meinung schon vor!) 

- So ganz eindeutig war die Meinung in der SPD halt 
nicht. Es wire schön gewesen, wenn es sich herum­
gesprochen hätte, daß es eine vernünftige Sache ist. 

Wie Sie alle wissen, sind die Belastungen und Schädi­
gungen durch Gülleausbringung für den Naturhaus­
halt nicht zu unterschätzen. Dies waren auch die 
Gründe, warum die Staatsregierung sich für die Ein­
richtung des sogenannten Gülleprogramms ent-. 
schlossen hat, das eine durchaus vernünftige Maß­
nahme ist, der wir gerne zustimmen. 

(Abg. Dr. Fischer: Na also!) 

Wir haben im ersten Teil unseres Antrages die Fort­
schreibung dieses Programmes gefordert; sie ist in­
zwischen erfolgt. Der zweite Teil, auch auf Festmist­
verfahren auszudehnen, wurde leider nicht berück­
sichtigt. Sie wissen, daß gerade Festmist ökologische 
Vorteile gegenüber dem Gülleverfahren hat, zum ei­
nen langsamere Abgabe des Stickstoffs, die sich 
über Jahre hinauszögert und verbesserte Abgabe be­
deutet, zum anderen Verbesserung des Bodens, auf 
leichten Böden erhöhte Wasserspeicherfähigkeit, auf 
schweren Böden eine Lockerung, auch eine schnel­
lere Durchlüftung und Erwärmung, und die Nährstoffe 
sind insgesamt besser gebunden. 

Ebenso muß auf die Luftbelastung verwiesen werden, 
denn bei der Gülleausbringung werden sehr hohe 
Stickstoff- und Ammoniakmengen an die Luft freige­
setzt. Beim Festmist ist dies nicht der Fall. 

Es gibt nun ausreichend Bauern, die Interesse an der 
Beibehaltung dieses Entmistungsverfahrens · haben, 

' 

die aber auch daran interessiert sind, dieses Verfah­
ren zu mechanisieren und zu verbessern. Es gibt 
auch eine Reihe von Betrieben, die vom ökologisch 
ungünstigen Gülleverfahren abrücken wollen, die wie­
der tiergerechte Ställe einrichten und eine boden­
und pflanzengerechtere Düngung einführen wollen. 
Gerade für diese Bauern wäre dieses Programm sehr 
vernünftig. Im „Merkblatt über die sachgemäße Lage­
rung und Ausbringung von Wirtschaftsdünger in der 
Landwirtschaft unter Berücksichtigung des Gewäs­
serschutzes" ist zu lesen, .daß eine befestigte und 
dichte Bodenplatte mit einer Umfassung an drei Sei­
ten erforderlich ist, darüber hinaus ist ein Ladeplatz 
notwendig, um die Sache wirtschaftlich zu gestalten. 
Wenn Sie nun immer argumentieren, daß dies über 
die Förderung der Jauchegrube aus dem Güllepro­
gramm geschehe, so gibt es dazu ganz einfache Re­
chenbeispiele: Wenn ich von 20 GV ausgehe, dann 
brauche ich eine Jauchegrube von etwa 70 Kubik. 
Wenn ich nun diesen Anfall an Festmist auf der Jau­
chegrube ablagern will, wie Sie es immer vorschla­
gen, dann bräuchte ich dafür einen Durchmesser von 
acht Metern. Eine solche Grube kostet dann etwa 
25 000 DM. Wenn ich aber eine sinnvolle Jauche­
grube mit beispielsweise sechs Metern Durchmesser 
anlege, dann sind die Kosten halb so hoch, aber es 
fehlt der Lagerplatz. Dieses Argument zieht also ein­
fach nicht. Wenn Sie auf das Agrarkreditprogramm 
verweisen, um die Mechanisierung zu fördern, dann 
müssen dazu erst einmal 13 000 DM investiert wer­
den, um für die Landwirte eine Zinsentlastung zu er­
halten. Darin sind aber immer noch nicht Seilzuganla­
gen, Schubstangenentmistung oder Zusätze für Hof­
fahrzeuge enthalten. All dies wäre notwendig für ein 
sinnvolles Festmistverfahren im Betrieb. . 

Manchmal verweisen Sie dann noch auf die arbeits­
wirtschaftlichen Belastungen, die mit dem Festmist­
verfahren verbunden sind. Sie wissen aber ganz ge­
nau, wenn das ein Bauer so will und beibehalten 
möchte, dann sollte man ihm diese Entscheidung 
auch lassen, statt sich als der Klügere aufzuspielen. 

Es bleibt festzustellen, daß Sie sich nicht entschlie­
ßen konnten, hier den ökologischen Verbesserungen 
zum Schutze der Böden und des Wassers zuzustim­
men. Sie waren auch nicht bereit, die wirtschaftliche 
Förderung für kleine und mittlere Betriebe zu verstär­
ken, und Sie sind eigentlich auch kein Freund der 
Selbständigkeit und Selbstentscheidung der Bauern. 
Trotzdem bitte ich Sie jetzt um Zustimmung zu die­
sem Antrag. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat Herr Kollege 
Mehrlich. 

(Abg. Gruber! Nein, der Gruber!) 

- Nein, Herr Kollege Mehrlich hat sich gemeldet. Herr 
Kollege, Sie sind der nächste. Sie kommen bestimmt 
dran. 

Mehrllch (SPD): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen ,und Herren! Kallle Frage, Frau Kollegin Pau­
lig, daß das Festmistverfahren gegenüber der Gülle, 
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dem Flüssigmistverfahren also, ökologisch vorteilhaft 
ist. Ich meine aber, Ihr Antrag ist völlig ungeeignet, 
Festmistverfahren in stärkerem Maße zu fördern als 
bisher. Nur dann hätte er einen Sinn. Die Annahme Ih­
res Antrags würde nämlich bedeuten, daß die lange 
Liste beim Gülleprogramm noch länger würde, weil 
aus diesem Topf dann auch Festmistverfahren geför­
dert werden könnten. Die Antragsliste würde also län­
ger, mit der Folge, daß gerade die Anträge für jene 
Güllegruben, die zu klein sind und wegen des höhe­
ren Viehbestandes oder aus .anderen Gründen erwei­
tert werden müBten, auf die lange Bank geschoben 
werden. Ihr Antragsziel würde damit ins Gegenteil 
verkehrt. 

Ihr Antrag wäre also nur sinnvoll, wenn er darauf ab­
zielen würde, über das Gülleprogramm stärker als 
bisher über den Agrarkredit auch das Festmistverfah­
ren zu fördern. Dann hätten Sie aber auch die Auf­
stockung des Gülleprogrammes beantragen müssen. 

(Zuruf der Frau Abg. Paulig) 

Schon heute reicht dieses Programm nicht aus. Un­
abhängig davon, glaube ich, müssen wir auch den 
Landwirten eine Arbeitserleichterung zukommen las­
sen. Sie wissen doch sicher aus eigener Erfahrung 
oder eigener Anschauung, wie schwierig, arbeitsin­
tensiv und mühselig die Arbeiten sind, die übrigens 
vor allem von Frauen verrichtet werden. Wie mühselig 
ist es also, einen Stall nach dem Festmistverfahren zu 
entmisten. 

(Fortgesetzte Zurufe der Frau Abg. Paulig) 

Aus diesen Gründen werden wir Sozialdemokraten 
Ihren Antrag leider ablehnen müssen. 

(Abg. Diethei: Leider!) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat Herr Kollege Gru­
ber! 

Gruber (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Der aufgerufene Antrag ist in drei Landtags­
ausschüssen beraten und von allen drei Ausschüs­
sen abgelehnt worden. 

(Frau Abg. Paulig: Das macht die Ablehnung 
nicht vernünftiger!) 

Selbst der Ausschuß für Landesentwicklung und Um­
weltfragen hat diesen Antrag abgelehnt. 

Das Programm zur umweltfreundlichen Lagerung von 
Wirtschaftsdünger wird weitergeführt. Darin sind wir 
uns einig. Damit ist also der erste Halbsatz des An­
trags bereits erledigt. 

(Fortgesetzte Zurufe der Frau Abg. Paulig) 

Ich muß noch einmal feststellen, was ich bereits im 
Ausschuß gesagt habe: Jauchegruben mit befahrba­
rer Abdeckung, auf der Festmist lagert, werden in 
gleicher Höhe gefördert wie Güllegruben. Damit ist 
also auch dieses Antragsbegehren erledigt, Frau Kol­
legin Paulig. Die Einrichtung*>n Entmistungsanlagen 
im Festmistverfahren wird sowo.hl im Rahmen des 

' 

Bayerischen Agrarkredits als auch im Einzelbetriebli­
chen Förderungsprogramm gefördert. Sie wissen, 
Frau Kollegin Paulig, eine Doppelförderung ist nicht 
möglich. Wenn wir hier also Ihrem Wunsch nachkä­
men, würde andererseits die Zinsverbilligung für die­
jenigen Landwirte entfallen, die das Festmistverfah­
ren praktizieren. Weil sich eine Doppelförderung aus­
schließt, empfehlen wir die Ablehnung des Antrags. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Meine Damen, meine Herren! 
Wir kommen zur Abstimmung. Die Ausschüsse 
empfehlen die Ablehnung des Antrags. Wer entgegen 
dieser Empfehlung für die Annahme ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Bitte die Gegenstimmen! -
Stimmenthaltungen? - Der Antrag ist mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Ich rufe auf Punkt 14 der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Franz und anderer betref­
fend Massentierhaltung - Änderung des Landespla­
nungsgesetzes (Drucksache 11/1460) 

Über die Beratungen des Ausschusses für Ernährung 
und Landwirtschaft (Drucksache 11/3488) berichtet 
Herr Abgeordneter Knauer. 

Knauer Walter (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
In der 31. Sitzung des Ausschusses für Ernährung 
und Landwirtschaft wurde der Antrag Drucksache 11 I 
1460 am 29. September 1987 beraten. Es ist einer von 
fünf Anträgen, die sich mit der Massentierhaltung be­
fassen; er betrifft die Änderung des Landesplanungs­
gesetzes. Berichterstatter war ich, Mitberichterstatter 
Kollege Willi Müller. 

Der M i t b e r i c h t e r statt e r meinte, er sehe 
keine zwingende Notwendigkeit, im Sinne des An­
trags in das Bayerische Landesplanungsgesetz ein­
zugreifen. Eben habe man einen hilfreichen Grund­
satz zum Bundesraumordnungsgesetz beschlossen, 
welches normenhierarchisch über dem Bayerischen 
Landesplanungsgesetz stehe. Gelinge es, das Bun­
desraumordnungsgesetz entsprechend zu ändern, 
gelte der gleiche Grundsatz auch für das Landespla­
nungsgesetz, so daß dessen Änderung dann nicht 
mehr erforderlich sei. 

Frau Kollegin Pa u 1 i g meinte, im Landesplanungs­
gesetz seien detailliert 15 Punkte aufgeführt, Punkt 
zehn betreffe die natürlichen Ertragsbedingungen, 
die in der Land- und Forstwirtschaft zu verbessern 
seien. Hier könnte die Bindung an den Umweltaspekt 
durchaus ihren Platz finden. 

Als B e r i c h t e r statt e r führte ich aus, die 
Staatsregierung möge durch die Vorlage einer No­
velle das Bayerische Landesplanungsgesetz in sei­
nem Artikel 2 in der Weise ergänzen, daß in Würdi­
gung sowohl der agrarstrukturellen Belange als auch 
der Umweltaspekte und der regionalen Agrarstruktur 
bei der Genehmigung von Massentierhaltung der 
land- und forstwirtschaftlich genutzte Boden als Kul­
turland erhalten bleibe. Weiter führte ich aus, vor al-
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lern möge der Begriff der Strukturverbesserung in Ar­
tikel 2 neu und genauer definiert werden. Es könne 
nicht angehen, daß unter diesen Begriff auch noch 
ein ständiges Expandieren bis hin zu Tierfabriken 
falle. Hierzu bedürfe es aber einer Neuformulierung 
des Landesplanungsgesetzes. 

Die Abstimmung zeigte folgendes Ergebnis: Mit elf 
Stimmen der CSU gegen die Stimmen der SPD und 
der Vertreterin der GRÜNEN wurde der Antrag abge­
lehnt: 

Präsident Dr. Heubl: Bitte sehr, Herr Kollege! 

Frenz (SPD): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wie bereits ausgeführt, war der 
aufgerufene Antrag Bestandteil eines Antragspaketes 
vom vorigen Jahr mit dem Ziel der Begrenzung der 
Massentierhaltung, der Sicherung der bäuerlichen 
Existenzen und von Forderungen insbesondere an 
den Bund und die EG sowie nach Novellierung unse­
res eigenen Landesplanungsgesetzes. 

Ich behaupte: Wer nicht bereit ist, die Grundlagen zu 
ändern, der nimmt in Kauf, daß die Sicherung einer 
bäuerlich strukturierten Landwirtschaft, die Siche­
rung möglichst vieler landwirtschaftlicher Arbeits­
plätze, die Erhaltung funktionsfähiger ländlicher 
Räume, ein verantwortungsvoller Umgang mit dem 
Naturhaushall und letztlich die Sicherung und Ver­
besserung der Qualität unserer Lebensmittel länger­
fristig verlorengehen bzw. im D-Zug-Tempo weiter 
vernichtet wird, wie dies in vi~len Teilen der Bundes­
republik gegenwärtig schon der Fall ist. 

In den Ausschüssen haben Sie letztlich den aufgeru­
fenen Antrag abgelehnt, nachdem Sie vorher einer 
Novellierung des Bundesbaugesetzes zur Beseiti­
gung der Prlvilegierung bei Bestandsüberschreitung 
gemäß dem Landtagsbeschluß vom Juli 1984, aber 
auch der teilweisen Änderung des Raumordnungsge­
setzes hinsichtlich der flächengebundenen bäuerli­
chen Landwirtschaft, die besonders zu schützen sei, 
zugestimmt hatten; letztere hatten Sie allerdings un­
ter dem für das Raumordnungsverfahren gewichtigen 
Gesichtspunkt der Würdigung agrarstruktureller Be­
lange abgelehnt. 

' 
Mit Ihrer Ablehnung damals im Ausschuß stehen Sie 
zwisc;henzeitlich auch im Widerspruch zu einer Aus­
sage, die vor wenigen Tagen von der Staatsregierung 
auf eine Schriftliche Anfrage hierzu gemacht worden 
ist, auf die ich noch eingehen werde. 

Ich meine aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß es nicht nur darum gehen kann, beim 
Bund und bei der EG Änderungen zu beantragen. 
Vielmehr müßten wir in gleicher Weise auch im eige­
nen Land mit positiven Beispielen vorangehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Solche positiven Möglichkeiten sind uns im Landes­
entwicklungsprogramm aufgrund des Landespla­
nungsgesetzes insbesondere durch Umsetzung dann 
auch in der Regionalplanung gegeben. Der Grund Ih­
rer Ablehnung, daß allein die normative Kraft der Er-

' 

gänzung des Bundesraumordnungsgesetzes ausrei­
chen würde, ist zu bezweifeln. 

Ich darf im Detail zur inhaltlichen Begründung der 
notwendigen Ergänzung in Artikel 2 des Landespla­
nungsgesetzes kurz noch folgende Gedanken anfü­
gen: 

E r s t e n s. Der Erhalt des landwirtschaftlich genutz­
ten Bodens als Kulturlandschaft ist, das ist unstreitig, 
durch die zunehmende Massentierhaltung und die 
damit verbundenen Luft-, Wasser-, Boden- und Na­
turbelastungen nicht mehr gewährleistet. 

Z w e i t e n s. Bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen, und das trifft zweifellos für jede große 
Massentierhaltung zu, ist den Erfordernissen der 
Wasserwirtschaft und den Belangen eines geordne­
ten Wasserhaushalts Rechnung zu tragen. Insbeson­
dere soll und muß die Versorgung der Bevölkerung 
mit Wasser in ausreichender Menge und Güte nitrat­
und von sonstigen Schadstoffen frei und ohne Fern­
verbünde gewährleistet sein. Ich verweise auf Ziffer 4. 

D r i t t e n s. Zugleich ist die in der Agrarverfassung 
aus dem Jahre 1955 verankerte Verbesserung der 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse für die Be­
völkerung im ländlichen Raum, die auf einem breiten 
Fundament von Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetrie­
ben aufbaut, durch diese Entwicklung stark gefähr­
det. 

V i e r t e n s. Letztlich ist eine weitere Gefährdung un­
streitig im Bereich der kommunalen Infrastruktur vie­
ler Dörfer für die Zukunft erkennbar. Und deshalb 
meinen wir, daß die notwendige Ergänzung auch in 
diesem Landesplanungsgesetz erforderlich ist. 

Lassen Sie mich zum Abschluß den Widerspruch auf­
zeigen zu der neuerlichen Meinung, wie sie von der 
Staatsregierung am 5. Januar dargestellt worden ist. 
Dem sind Sie in den Ausschußberatungen aufgeses­
sen. Deshalb sollten Sie hier und heute noch eine 
Kurskorrektur vornehmen und Ihr Ausschußverhalten 
ändern. Auf Seite 3 der Anfrage des Kollegen Sinner 
auf Drucksache 11/4483 ist ausgeführt, daß zur Si­
cherung der flächengebundenen bäuerlichen Land­
wirtschaft und im Interesse des Umweltschutzes, des 
Boden-, Gewässer- und Immissionsschutzes usw. die 
Staatsregierung folgende Beschlüsse gefaßt hat: 

1. Es sind alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um 
neue Vorhaben der Massentierhaltung zu verhin­
dern und darüber hinaus bestehende Massentier­
haltungen nicht mehr zu erweitern, sondern in Zu­
kunft abzubauen. 

Das ist, wie ich meine, zwar ein löblicher Vorsatz, 
aber bei über 600 solchen Betrieben, die die Be­
standsgrenzen von 1984 bereits überschreiten, ist in 
der Praxis das Gegenteil der Fall. 

2. Das Landesentwicklungsprogramm ist 'durch ein 
möglichst konkretes Ziel zu ergänzen, das geeig­
net ist, die flächengebundene bäuerliche Landwirt­
schaft im besonderen Maße zu unterstützen. 

Das ist letztlich aus dem Landesplanungsgesetz ab­
geleitet. 
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3. Das Raumordnungsrecht des Bundes und des 
Landes ist entsprechend zu novellieren. 

Genau diese Novellierung haben wir beantragt, aber 
genau diese Novellierung im Landesbereich wird 
durch Ihr Verhalten abgelehnt. Deshalb meine ich als 
Fazit: Wer nicht bereit ist, neben der notwendigen Er­
gänzung des Bundesraumordnungsgesetzes auch 
das Bayerische Landesplanungsgesetz, die Landes­
entwicklungs- und Regionalpläne zu ändern, verliert 
seine Glaubwürdigkeit, Sicherung der bäuerlichen 
Landwirtschaft und Verhinderung von industriellen 
Massentierhaltungen ernsthaft zu wollen. Mit Ihrem 
Abstimmungsverhalten, wie Sie es bisher dokumen­
tiert haben, haben Sie dies auch nachhaltig unterstri­
chen. Deshalb darf ich nochmals sehr herzlich an die 
Fraktionsführung der CSU appellieren, die Entschei­
dung auszusetzen und diesen Antrag noch einmal an 
die Fraktion zurückzunehmen. Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Abgeord­
nete Müller! 

Müller Willi (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Es gibt überhaupt keinen 
Zweifel: 

Das Ziel der CSU-Agrarpolitik ist die Erhaltung der 
bäuerlichen Landwirtschaft und die Erhaltung einer 
flächengebundenen Veredelungsproduktion. Das ha­
ben wir immer deutlich gemacht, auch mit konkreter 
Politik. 

Derzeit ist ein Gesetz in der Diskussion, das darauf 
abzielt, die Struktur der bäuerlichen Landwirtschaft 
zu erhalten. Ferner haben wir im Zuge der Beratun­
gen Ihrer Anträge einen Antrag verabschiedet, in dem 
die Staatsregierung aufgefordert wird, beim Bund 
darauf hinzuwirken, daß in das Raumordnungsgesetz 
des Bundes folgende Formulierung mit aufgenom­
men wird: die flächengebundene bäuerliche Landwirt­
schaft im besonderen Maße zu schützen, um ausge­
übter Landwirtschaft Vorrang vor anderen Formen zu 
geben. Genau das war der Grund der Ablehnung die­
ses von Ihnen nun zitierten Antrags. 

• 
Wir sind der Meinung, daß Leitlinien im Bundesraum-
ordnungsgesetz auch für die Landesplanung gelten. 
Was im Bundesrecht geregelt ist, muß nicht extra 
auch landesrechtlich geregelt werden. Im übrigen 
verweise ich darauf, daß wir in dieser agrarstrukturel­
len Frage den Versuch unternehmen müssen. auch 
im Interesse der bayerischen Landwirtschaft eine 
bundeseinheitliche Lösung zu finden. 

Wir befinden uns in keiner Weise im Widerspruch zur 
Glaubwürdigkeit unserer Politik. Wir setzen nach wie 
vor auf die bäuer1iche Landwirtschaft, und wir haben 
dies mit dem Gesetz und dem verabschiedeten An­
trag auf Drucksache 11/1401 dokumentiert. Ich bitte 
deshalb, den Antrag, der soeben vom Kollegen Franz 
vertreten worden ist, abzulehnen. 

Präsident Dr. Heubl: Herr Kollege Starzmann ! 

' 

Starzmann (SPD): Herr Präsident, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Der Kollege Müller hat offen­
sichtlich dem Kollegen Franz nicht zugehört. Herr 
Franz hat das Angebot gemacht, diesen Antrag noch 
einmal zurückzustellen, da offensichtlich in der 
Staatsregierung und der CSU zweierlei Meinungen zu 
diesem Thema herrschen. Die Anfrage des Kollegen 
Sinner, was veranlaßt sei, um die Massentierhaltung 
zu reduzieren, wurde von der Staatsregierung ein­
deutig dahin beantwortet, daß es notwendig sei, das 
Raumordnungsrecht des Bundes zu novellieren. Sie 
haben darauf hingewiesen, daß wir das gemeinsam 
auf unseren Antrag hin im Landwirtschaftsausschuß 
beschlossen haben. Dort haben Sie dann argumen­
tiert: Wenn wir das Recht des Bundes ändern, bedarf 
es keiner Rechtsänderung im Landesplanungsrecht 
mehr. Aber die Staatsregierung antwortet dem Kolle­
gen Sinner: Um der Massentierhaltung entgegenzu­
wirken, sei es auch notwendig, das Raumordnungs­
recht des La n d es entsprechend zu novellieren. 
Genau um diesen Punkt geht es hier: um die Novellie­
rung des Landesraumordnungsrechtes mit dem Ziel, 
der Massentierhaltung Einhalt zu gebieten. 

In der Agrarpolitik müssen Sie sich immer wieder vor­
halten lassen, daß Sie sich einerseits verbal zu Zielen 
wie etwa Einschränkung der Massentierhaltung be­
kennen, aber sich auf der anderen Seite Ihrer Verant­
wortung entziehen, wenn es dann einmal konkret 
werden sollte. Sie gehen so weit, in Rechtsbereichen, 
die wir nicht unmittelbar beeinflussen können, weil es 
sich um Bundesrecht handelt, einer Aufforderung an 
den Bund zuzustimmen, so und so zu handeln. So­
bald wir aber an einen Punkt kommen, wo hier in Bay­
ern gehandelt werden kann und muß, sagen Sie: Da­
mit wollen wir nichts zu tun haben. Die Staatsregie­
rung ist offensichtlich schon einen Schritt weiter, 
schlägt eine Rechtsänderung vor, aber Sie sind nicht 
bereit, ihr zu folgen. 

Deswegen unser Antrag. Stellen wir diesen Antrag 
doch zurück! Wir haben ja Zeit; wir haben noch an­
dere Anträge zum gleichen Thema. Befassen Sie sich 
noch einmal damit, stimmen Sie die Haltung von 
CSU-Fraktion und Staatsregierung miteinander ab 
und entscheiden Sie, ob Sie etwas Wirksames gegen 
die Massentierhaltung tun oder nicht. Dann befinden 
wir hier über den Antrag. Sie brüsten sich mit einem 
Gesetzentwurf, der zur Beschränkung der Massen­
tierhaltung vorgesehen ist. Dessen Diskussion war 
schon sehr weit fortgeschritten, aber jetzt traut sich 
kaum mehr jemand, über ihn zu reden. Sie müßten 
einmal den Mut aufbringen und mit. diesem Gesetz­
entwurf belegen, daß Sie in Bayern, wo wir Entschei­
dungsbefugnis haben, einen Schritt in die richtige 
Richtung gehen wollen. Sonst könnten Sie sich im­
mer wieder herausreden. 

Ich darf wiederholen: Wir stellen den Antrag, den vor­
liegenden 'Antrag zurückzuverweisen in die Aus­
schüsse, damit Sie die Gelegenheit bekommen, über­
all mit gleicher Zunge zu reden. Das ist doch mensch­
lich schön von uns! 

(Beifall bei der SPD) 
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Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege 
Diethei! 

Dlethel (CSU): .Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Meines ·Erachtens ist es gute Übung in die­
sem Hause, einem Antrag einer Fraktion auf Zurück­
stellung eines Antrags zu entsprechen. Wir wider­
sprechen nicht. 

Präsident Dr. Heubl: Ich gehe davon aus, daß der An­
trag z u r ü c kg e s t e 11 t ist. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 15: 

Antrag der Abgeordneten Heinrich, Kolo und ande­
rer betreffend Entsorgung von Sonderabfällen; 
Wartezeiten (Drucksache 11/1679) 

Die BeschluBempfehlungen der Ausschüsse wurden 
einstimmig gefaßt. Die Berichterstattung entfällt. Mit 
dem Antrag wird die Staatsregierung aufgefordert, zu 
prüfen, ob über die von der Gesellschaft zur Beseiti­
gung von Sondermüll in Bayern bereits eingeleiteten 
Maßnahmen hinaus durch organisatorisch-technische 
Maßnahmen Wartezeiten bei der Annahme von Son­
derabfällen weiter reduziert oder verhindert werden 
können. 
Wortmeldung liegt mir keine vor. Wir kommen zur 
Abstimmung. Die Ausschüsse empfehlen die 
Neufassung des Antrags. Wer dem zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Bitte die Gegen­
probe! - Stimmenthaltung? - E i n s t i m m i g so be­
schlossen. 

Ich bitte, sich bei Abstimmungen auf die Abstimmung 
zu konzentrieren. Das gilt auch für Mitglieder der 
Staatsregierung, Herr Staatssekretär! 

Ich rufe auf Punkt 16 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Rudolf Engelhard, Breit­
reiner, Seehuber und anderer betreffend elnheltll­
che ForstpollUk In der Europäischen Gemelnschelt 
(Dru~ksache 11/1799) 
Die Beschlußempfehlungen der Ausschüsse sind 
wieder einstimmig. Die Berichterstattung entfällt. Mit 
dem Antrag wird die Staatsregierung gebeten, Be­
strebungen zur Vereinheitlichung der Forstpolitik auf 
EG-Ebene entschieden entgegenzutreten und sich 
dafür einzusetzen, daß forstpolitische Maßnahmen 
der EG-Kommission auf Schutz der Wälder vor Im­
missionen, Aufforstung aus agrarpolitischen Erwä­
gungen und Forschungsvorhaben beschränk1 blei­
ben. 

Wir kommen zur A b s t i m m u n g. Die Ausschüsse 
empfehlen die Neufassung des Antrags. Wer dem zu­
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Bitte die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -. Einst im -
m i g so beschlossen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 17: 
Antreg des Abgeordneten Starzmann und anderer 
betreffend Anclerung der Miichquotenkürzung bei 
Zupechtung (Drucksache 11/1831) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Ernährung und 
Landwirt~chaft (Drucksache 11/4199) berichtet Herr 
Kollege Herbert Müller. 

1 

Müller Herbert (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß 
für Ernährung und Landwirtschaft hat sich in seiner 
37. Sitzung am 25. November 1987 mit diesem Thema 
befaßt. Es ging um die Änderung der Milchquotenkür­
zung bei Zupachtung. Ich darf die Berichterstattung 
sehr kurz fassen, da es anschließend eine Ausspra­
che geben wird. 

Der Antrag ist mit den Stimmen der CSU gegen die 
Stimmen der SPD abgelehnt worden. 

Präsident Dr. Heubl: Danke sehr. Zu Wort hat sich 
gemeldet der Herr Kollege Seitz. Sie auch? - Bitte 
sehr! 

Müller Herbert (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Antrag hat das Ziel, eine 
eigentlich bereits vorhandene Staffelung der Kürzung 
bei Zupacht von Milchquoten etwas zu differenzieren. 
Im Moment werden bei einer Übertragung gepachte­
ter Milchquoten bis zu 300 000 kg pro Jahr 20 Pro­
zent abgezogen. Ab 300 000 kg werden 80 Prozent 
abgezogen. Der Abzug ist zur Zeit also gestaffelt. 

Ziel unseres Antrages ist es, diese für unsere Be­
griffe wenig gerechte und sinnvolle Staffelung zu än­
dern. Das kommt den bayerischen Interessen beson­
ders entgegen, da 60 Prozent aller bayerischen Milch­
erzeuger weniger als 60 000 kg Milch im Jahr produ­
zieren. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Deshalb wäre es sinnvoll, wenn gerade diese Gruppe, 
die für uns .in Bayern besonders wichtig ist, generell 
bis 60 000 kg von einem Abzug freigestellt würde. Wir 
sind der Meinung, daß die Freistellung gerade dieser 
Gruppe von Landwirten von einem Abzug sinnvoller 
ist, als ihnen hinterher die Milchmenge, die man jetzt 
abzieht, möglicherweise im Rahmen eines Sozialpro­
gramms wieder zuzuteilen. Deshalb halten wir es für 
richtig, wenn bis 60 000 kg inklusive der übertragenen 
Milchmeng~n kein Abzug vorgenommen wird. 

Unser Antrag hat eine struk1urelle Seite. Je nachdem, 
wie die bestehenden Möglichkeiten ausgeformt wer­
den, wird sich diese oder jene Seite stärker entwik­
keln. 

Sie wissen sicherlich noch alle, daß Kiechle voriges 
Jahr einen generellen Abzug von 80 Prozent wollte. 
Daraufhin erhob sich großer Protest, zu Recht wohl 
auch aus Bayern, weil hier die kleinere Struktur we­
sentlich härter betroffen gewesen wäre. Bei Betrie­
ben unter 300 000 kg ging Kiechle daraufhin wieder 
zurück auf einen Abzug von 20 Prozent. Ein gewisses 
Verständnis scheint doch dafür da zu sein, daß je­
mand, der breitere Schultern hat, etwas mehr tragen 
kann als jemand, der schmälere. Schultern hat. 

Aber zurück zu dem Hinweis, daß der Antrag eine be­
stimmte Struktur fordert. In diesem Zusammenhang 
muß ich kurz etwas zum Agrarbericht 1988 sa­
gen: 

Darin kommt Minister K i e c h 1 e zu dem Ergebnis, 
daß eine zunehmende Zahl von Hofaufgaben zu ver­
zeichnen ist. Weiter sagt er, entscheidend für die Zu-
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kunft werde vor allem die Konkurrenzfähigkeit sein, 
die, wie er feststellt, im Norden größer sei als im Sü­
den, also in Bayern. Bei großen Betrieben, wiederum 
im Norden, sei sie auch besser als bei kleinen Betrie­
ben, also votwiegend im Süden. Wenn wir die richti­
gen Schlüsse aus diesem Bericht und aus unserer Si­
tuation ziehen, kann das doch nur heißen, daß wir 
nach Strukturen suchen müssen, die dem Struktur­
wandel ein Ende setzen, der auf dem Rücken der 
bayerischen Bauern ausgetragen wird. Das Ist im 
Grunde genommen mit ein Schritt auf diesem Weg. 

Mir ist klar, daß der Antrag keine Umwälzung bedeu­
tet; aber ich weiß, daß er ein Schritt in die richtige 
Richtung wäre. 

Kiechle fährt fort: 

Die Folgen eines zunehmenden Strukturwandels 
werden vor allem personalintensive Betriebe tref­
fen. 

Das sind wiederum mehr die Betriebe in Bayern. 

In diesem jahr mußten nahezu 30 000 Betriebe aufge­
ben. Die Zahl der Betriebe ist von etwa 710 000 auf 
680 000 zurückgegangen. Dazu kann man eigentlich 
nur sagen: Sie schaffen mit Ihrer Agrarpolitik im 
Grunde genommen die Voraussetzungen dafür, daß 
nur noch die Großbetriebe überleben können. Zu­
hause in Bayern sagen Sie genau das Gegenteil; da 
reden Sie noch von der bäuerlichen Landwirtschaft. 
Wenn der Weg, den Sie damit unterstützen, weiter 
beschritten wird, brauchen wir bald nicht mehr über 
Agrarpolitik und über bäuerliche Landwirtschaft in 
Bayern zu reden, denn dann sind diese Betriebe weg 
vom Fenster. 

Uns wird bei. diesem Antrag vorgehalten: Jetzt wollt 
ihr schon wieder eine Änderung. Es .sollte doch end­
lich Ruhe in uniere Dörfer kommen. - Ich darf Ihnen 
zu dem Vorwurf sagen, daß die Milchgarantiemen­
gen-Verordnung schon sechs- oder siebenmal geän­
dert worden ist:-Das macht mir auch gar nichts aus, 
Wenn es immer besser würde, hätte ich ja nichts da­
gegen. Im übrigen bedauere ich, daß eine andere Re­
gelung, nämlich die Härtefallregelung, noch über­
haupt Aich! geindert worden ist, denn da stecken 
nun wirklich Ungerechtigkeiten drin. Sie reden auch 
immer davon, daß sie ungerecht sei. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich würde mir da mehr Freude an Veränderungen 
wünschen. Diese Gesetze haben eine Änderung ei­
gentlich dringend notwendig. 

Der zweite Verhalt lautet, daß es Mitnahmeeffekte 
gebe. Viele Landwirte, die im Grunde genommen gar 
nicht von der Milch abhängig seien, würden von unse­
rem Vorschlag profitieren. Das stimmt sogar; das ist 
richtig. Wir waren aber in diesem Hause bei der 
Milchgarantiemengen-Verordnung gemeinsamer Mei­
nung. Zuerst nat die SPD und dann mit etwas Verzö­
gerung die CSU den Antrag eingebracht, der jeweils 
einstimmig beschlossen worden ist, daß die Refe­
renzmenge in jedem Fall bis zu 60 000 Kilo von jedem 
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Abzug freizubleiben hat. Auch dort hätte man von 
Mitnahmeeffekten reden müssen, so daß das hier 
nicht als Gegenargument vorgebracht werden kann. 
Deshalb bin ich der Meinung, daß dieses Argument 
hier keine Rolle spielt. 

Im Grunde genommen geht es darum, daß wir endlich 
bereit sein sollten, von Bayern aus die Handlungs­
spielräume zu nutzen, die wir tatsächlich haben. Da 
steht nämlich keine böse Europa- oder EG-Kommis­
sion irgendwie im Wege, sondern das können wir na­
tional regeln. Wir können zum Beispiel national re­
geln, daß kleinere Bauern besser gestellt werden als 
größere; das ist möglich. Wenn ich „kleinere" sage, 
dann meine ich die bayerische Struktur, und wenn ich 
„größere" sage, dann meine ich die Struktur, um 
Kiechle zu zitieren, im Norden Deutschlands. 

Kiechle selbst geht von einer Staffelung aus. Meine 
Damen und Herren, wenn die Staffelung nach oben 
hin sinnvoll ist, dann ist auch eine Staffelung nach un­
ten sinnvoll. Das bedeutet, nach unten von einem Ab­
zug freizustellen und damit kleinere Bauern zu entla­
sten. 

Sie bringen in diesem Zusammenhang oft das Argu­
ment von der Solidarität im Dorf. Mir scheint das ein 
ganz wichtiges Argument zu sein. Eine Anzahl von 
großen, leistungsfähigen Landwirten in Bayern - da­
von gibt es Gott sei Dank noch eine ganze Reihe -
drängt uns direkt und sagt, und das sollten Sie positiv 
werten: Tut doch endlich auch etwas für die Kleinbau­
ern! Unsere Bauern sind Gott sei Dank noch so soli­
darisch, daß sie nicht darauf hoffen, daß ein anderer 
Kleiner eingeht, sondern sie wollen, daß diese Bauern 
ihren Betrieb weiterführen können. Gerade unter die­
sem Aspekt wäre es sinnvoll, diesem Antrag zuzu­
stimmen. 

Der Vorsitzende der Landwirtschaftskammer in 
Schleswig-Holstein, Dr. Jochimsen, sagte, dem kann 
ich mich nur voll anschließen, diese Wegelagererge­
bühr, so nen"nt er sie, müsse vor allem für die kleinen 
Bauern weg. Ich hoffe, Sie werden diesem Antrag zu­
stimmen. Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat Herr Kollege 
Seitz! 

Seltz (CSU): Herr Präsident, meine Damen urid Her­
ren! Ehe ich auf den Antrag eingehe, möchte ich ein 
paar kurze Anmerkungen zu dem machen, was Kol­
lege Müller gesagt hat. 

Bei aller Notwendigkeit, den eigenen Handlungsspiel­
raum in Bayern zu nützen - und er wird im Rahmen 
der gesetzlichen Möglichkeiten genutzt; ich erinnere 
nur an die Milchzuteilung aus dem bayerischen Kon­
tingent für besondere Härtefälle, die in der Vergan­
genheit nicht geregelt waren -, sind wir in der Frage 
möglicher Differenzierungen des Abzugs bei Quoten­
übertragungen an die Milchmengenverordnung des 
Bundes gebunden. Ich glaube, daß es deshalb wenig 
Sinn hat, sich darüber zu unterhalten, eine eigene 
bayerische Staffelung für die Fälle vorzusehen - ich 
weiß gar nicht, ob wir separat die Zustimmung bekä-
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men: ich möchte dahinter ein Fragezeichen setzen -, 
in denen über Pacht, Kauf oder Verkauf von Grund 
und Boden Milchquoten übertragen werden. Darum 
geht es bei dem vorliegenden Antrag. Wir sollten uns 
da schon auf rechtlichem Boden bewegen. 

Was die strukturelle Seite anbetrifft: Mit der Milch­
quote sollte man überhaupt keine Strukturpolitik be­
treiben. Das Denken in Richtung Strukturpolitik hat 
bereits dazu geführt, daß die Milchquote eine eigen­
tumsähnliche Funktion erhält 

(Frau Abg. Paulig: Übertragung durch 
Heirat!) 

mit der Konsequenz, daß Grund und Boden mit Milch 
höher bewertet wird als Grund und Boden ohne 
Milch, dessen Wert weit absinkt .. 

(Abg. Hofmann: Mit welchem Recht?) 

- Ja, mit welchem Recht? Die Milchquote ist ja 1983 
mit Wirkung für 1984 aufgrund der Anlieferung 
1981/1983 festgesetzt worden. 

Präsident Dr. Heubl: Herr Kollege, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Frau Kollegin Paulig? 

Seltz (CSU): Wenn ich den Satz zu Ende gesprochen 
habe. 

Die Schwierigkeiten in der Vergangenheit haben sich 
dann ergeben, wenn es um die Höhe der Milchquote, 
um die Anwendung der Härteregelung und um all die 
Fragen ging. 

Frau Kollegin, nun haben Sie das Wort! 

Frau Paullg (D1E GRÜNEN): Wie verstehen Sie in die­
sem Zusammenhang das Begehren der CSU, die 
Milchquote sogar bei Heirat als Mitgift mitzugeben? 
Da werten Sie die Milchquote ja noch mehr auf. 

Seltz (CSU): Wir sehen in der Milchquotenübertra­
gung als Mitgift bei Heirat absolut einen Vorgang der 
Übertragung innerhalb der Familie, wie von Vater auf 
Sohn oder von Vater auf Tochter. Der Gesetzgeber 
sieht hierbei auch keinen 20prozentigen Einbehalt bei 
der Milchquote vor. Wir sehen bei der Übertragung 
bei Heirat, wenn ein Bauer nur Töchter hat, in etwa 
den gleichen Vorgang wie bei der Übertragung bei 
Hofübergang. 

Ich meine also, wir sollten mit der sirukturellen Seite 
hier vorsichtig sein. 

Herr Kollege Müller, meine Damen und Herren hier im 
Haus! Die Milchquotenregelung mit nationalen Quo­
ten, übertragen auf die Hofquote, auf den einzelnen, 
war in ihrer Anwendung und Auswirkung ein Schutz 
für die bäuerliche Landwirtschaft und für die kleine­
ren Milcherzeuger. Wenn man die Entwicklung der 
Milchproduktion in Europa sieht und die Diskussion 
darüber verfolgt, wie günstige Standorte die künftige 
Milchproduktion für sich reklamieren, dann ist klar, 
daß mit Sicherheit für die Landwirte, die Sie und wir 
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im besonderen meinen, weniger Milch und weniger 
Chancen gesichert und garantiert werden sollen: dar­
über gibt es keinen Zweifel. Die letzte holländische 
Studie über die Molkereistruktur und die Milch im 
Jahr 2000 besagt, daß nur noch in günstigen und kü­
stennahen Standorten - Normandie, Holland, Nord­
deutschland, Dänemark - Milch im Jahr 2000 zu su­
chen sei, nicht in Bayern. 

(Abg. Herbert Müller: Im Allgäu schon!) 

Bei der europäischen Entwicklung muß man sagen, 
daß Bundesminister Kiechle mit der Milchquotenre­
gelung in der Form auch. eine Lex - weil heute schon 
davon gesprochen wurde - für die Betriebe geschaf­
fen hat, die im europäischen Wettbewerb weitaus 
größere Schwierigkeiten haben, als gemeinhin ange­
nommen wird. 

Nun in aller gebotenen Kürze zu dem Antrag, der die 
Übertragung von Milchquoten zum Inhalt hat: Er 
wurde von der CSU in den Ausschüssen abgelehnt, 
weil es, ich habe bereits darauf hingewiesen, seit 
April 1987 geltendes Bundesrecht ist, daß der Staat 
bei Quotenübertragung 20 Prozent der Quote einbe­
hält, bei Übertragungen auf Betriebe mit über 300000 
Kilogramm Milch Jahresquote 80 Prozent der Quote. 

Kollege Müller hat darauf hingewiesen, daß die Bun­
desregierung vorgesehen hat, grundsätzlich 80 Pro­
zent bei Übertragungen einzuziehen. Das hat zu Wi­
derstand und großer Kritik geführt. Die Bundesregie­
rung wollte damit die im Rahmen der Härtezuteilung 
zu viel ausgegebene Quote, bekanntlich 850000 Ton­
nen, schneller abbauen. Der Vorschlag hätte in jedem 
Fall innerhalb der Landwirtschaft und in~erhalb der 
Betriebe, die nach unserer Meinung eine Aufstok­
kung brauchen, zu unnötigen und nicht vertretbaren 
Härten geführt. 

Daraufhin hat eine Bund-Länder-Abstimmung statt­
gefunden. Bayern und Rheinland-Pfalz haben sich für 
eine Staffelung des Abzugs verwendet. Dieser Vor­
schlag der Staffelung hat keine Mehrheit gefunden. 
Danach hat Nordrhein-Westfalen vorgeschlagen, bei 
Betrieben mit über 300 000 Litern acht Prozent abzu­
ziehen. Dieser Vorschlag ist mehrheitlich angenom­
men worden. Einen nachträglichen Alleingang halte 
ich für wenig aussichtsreich und nicht sinnvoll. 

Eine erneute Änderung der Quotenübertragung nach 
einem Jahr, Herr Kollege Müller, nachdem Sie gesagt 
haben, die MGV sei schon so oft geändert worden, 
daß es auf eine weitere Änderung auch nicht an­
komme, halte ich nicht für richtig und angebracht, 
und zwar aus folgenden Gründen: 

Es ist bekannt, daß die EG zur Zeit eine flexiblere Hand­
habung der Quotenregelung diskutiert und in Aus­
sicht stellt, so z.B. bei der Übertragung von Milch­
quoten auf das darauffolgende Jahr - hier herrscht, 
glaube ich, Übereinstimmung - und auch bei der 
Übertragung von Quoten ohne Flächen und mit mehr 
Spielraum innerhalb des Molkereieinzugsgebietes. 

. Diese im Raum stehenden Absichten sind zu begrü­
ßen: sie beinhalten eine flexiblere Handhabung der 
Quotenregelung. Von daher ist es also nicht ange-



3280 Bayerl•cher Landtag · 11. Wahlperiode Plenarprotokoll 11/49 v. 04.02.88 

(Seitz [CSU]) 

bracht, vorab eine Änderung im Sinne des SPD-An­
trags vorzunehmen. 

Im übrigen ist einem Großteil des Anliegens Rech­
nung getragen mit dem Einbehalt von 80 Prozent bei 
größeren Betrieben. Es wäre sicherlich wünschens­
wert, wenn der Einbehalt überhaupt abgeschafft wer­
den könnte, wie einiges andere auch, beispielsweise 
die Mitverantwortungsabgabe. Da sind wir auf einer 
Ebene, aber das ist derzeit ja nicht zu diskutieren. 

Eine Staffelung im Sinne Ihres Antrags würde zweifel­
los Nebenerwerbsbetriebe begünstigen, würde klei- . 
nere Milchbetriebe in der Übertragung begünstigen, 
die eine Alternative oder auch keine Alternative 
haben. Wir sind uns einig, daß man wieder differenzie­
ren müßte. Betriebe, die eine Alternative haben, müß­
ten einen Abzug im Interesse der gesamten Bundes­
Milchgarantiemengen-Verordnung erhalten. Sie se­
hen, welche Schwierigkeiten man mit dem Antrag 
wiederum hervorrufen würde. 

Zum Schluß möchte ich Ihnen nicht vorenthalten, ich 
habe mir die Zahlen besorgt, daß seit Inkrafttreten 
der jetzigen Regelung auf Bundesebene insgesamt 

. ganze 54000 t Milch übertragen worden sind, von de­
nen der Bund 20 bzw. 80 Prozent einbehalten hat -
eine verschwindend geringe Menge. 

Nachdem es mir im Vorfeld nicht gelungen ist, insbe­
sondere den Kollegen Müller von den Nachteilen zu 
überzeugen, die bei der Verwirklichung dessen ent­
stünden, was im Antrag gefordert wird - gelegentlich 
gelingt es mir, aber hier ist es mir nicht vollständig 
gelungen -, sehe ich keine andere Möglichkeit, als 
Sie darum zu bitten, den Antrag in der Form, wie er 
hier vorliegt, abzulehnen. 

(Beifa" bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Weitere Wortmeldun­
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur A b s t i m -
m u n g. Von den Ausschüssen wird die Ablehnung 
empfohlen. Wer entgegen dieser Empfehlung für die 
Annahme des Antrags ist, den bitte ich um das Hand­
zeichen. - Die Gegenstimmen! - Das ist die Mehrheit. 
Stimmenthaltungen? - Bei einer Stimmenthaltung so 
beschlossen. Damit ist der Antrag ab g e 1 e h n t. 

Ich rufe auf Tage s o r d n u n g s p u n kt 18: 

Antrag der Abpordneten Dandorfer, Dr. Rost, Otto 
Meyer und anderer betreffend Amtsbezeichnungen 
„Fachlehrer, Fechoberlehrer, Fechstudlenret" 
(Drucksache 11/1843) 

Die Beschlußempfehlungen der Ausschüsse wurden 
einstimmig gefaßt; die Berichterstattung entfällt. Mit 
dem Antrag wird die Staatsregierung ersucht. darauf 
hinzuwirken, daß bei den Fachlehrern des beruflichen 
Schulwesens die Amtsbezeichnungen wieder einge­
führt werden können. 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Der Aus­
schuß tür kulturpolitische Fragen empfiehlt die unver­
änderte Annahme des Antrags, der Ausschuß für Fra-
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gen des öffentlichen Dienstes stimmt mit der Maß­
gabe zu, daß das Wort „ob" durch das Wort „daß" 
ersetzt wird. Wer dem Antrag mit dieser Änderung 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenstimmen? - Keine. Stimmenthaltungen? -
Auch keine. E i n s t i m m i g so beschlossen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 19: 

Antrag des Abgeordneten Dlnglrelter und anderer 
betreffend anfallendes Oberflächenwasser an der 
Autobahn A 8 Chiemsee-Bereich (Drucksache 
11/2077) 

Die Beschlußempfehlungen der Ausschüsse wurden 
ohne Gegenstimmen gefaßt; damit <!ntfällt die Be­
richterstattung. Mit dem Antrag wird die Staatsregie­
rung ersucht zu prüfen, ob an der Autobahn A 8 im 
Chiemsee-Bereich und in vergleichbaren Fällen das 
dort aniallende Oberflächenwasser über neu zu 
schaffende Rückhaltebecken in den See geleitet wer­
den kann. 

Gibt es Wortmeldungen? - Nein. Dann kommen wir 
zur Ab s t i m m u n g. Die Ausschüsse empfehlen die 
unveränderte Annahme des Antrags. Wer dem zu­
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Keine. Stimmenthaltungen? -
Auch keine. Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 20 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Freller, Loscher-Früh­
wald, Georg Rosenbauer und anderer betreffend 
Solar- statt Batterlerechnar an den Schulen (Druck­
sache 11 /2126) 

Auch hier wurden die Beschlußempfehlungen der 
Ausschüsse einstimmig gefaßt. Damit entfällt die Be­
richterstattung. Die Staatsregierung wird mit dem An­
trag ersucht zu prüfen. ob künftig an den Schulen bei 
Neuanschaffung von Taschenrechnern bevorzugt Ge­
räte mit Solarzellen empfohlen werden sollen. 

Gibt es Wortmeldungen? - Nein. Dann kommen wir 
zur A b s t i m m u n g. Während die Ausschüsse für 
kulturpolitische Fragen, für Landesentwicklung und 

. Umweltfragen und für Wirtschaft und Verkehr dem 
Antrag unverändert zustimmen, schlägt der Aus­
schuß für Staatshaushalt und Finanztragen eine Neu­
fassung des Antrags vor. Wer dieser Neufassung, 
ausgedruckt auf Drucksache 11/4920, zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen­
stimmen? - Keine. Stimmenthaltungen? - Auch 
keine. E i n s t i m m i g so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 21 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Scheel, Prof. Dr. Armln 
Weiß betreffend Bericht über die Chromverseuchung 
durch die Rrma Hunger In Lohr am Main (Drucksa­
che 11/2151) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Landesent­
wicklung und Umweltfragen (Drucksache 11/3771) 
berichtet der Herr Abgeordnete Professor Weiß. Herr 
Abgeordneter, Sie haben das Wort! 
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Dr. Weiß Armin (DIE GRÜNEN)'), Bericht­
erstatter: Herr Präsident, meine Damen und Her­
ren! Grundlage des Antrags ist eine Verseuchung von 
Grundwasser und Boden durch Chromat. Mit dem 
Antrag wird die Staatsregierung aufgefordert, über 
das Ausmaß der Verunreinigung in Wasser und Bo­
den, über ·das vorgelegte Sanierungskonzept des 
Gerling-Instituts für Schadensforschung und Scha­
densverhütung in Köln sowie über die zeitliche Ab­
folge der Sanierungsarbeiten zu berichten. 

Der Antrag wurde am 29. Oktober 1987 im Ausschuß 
für Landesentwicklung und Umweltfragen behandelt. 
Mitberichterstatter war der Herr Abgeordnete Sinner, 
Berichterstatter war ich. 

Der B e r i c h t e r s t alte r hat ausgeführt, daß die 
Behebung des Schadens finanziell durch den 
Gerling-Konzern abgesichert sei, weil die Firma Hun-

. ger dort versichert gewesen sei. Mit der Begutach­
tung und Vorschlägen für die Art der Schadensbehe­
bung sei die 100prozentige Gerling-Tochter Gerling­
Institut für Schadensforschung und Schadensverhü­
tung beauftragt worden. Er sprach die Vermutung 
aus, daß hier unter Umständen nicht das wirkungs­
vollste, sondern das billigste Sanierungsverfahren ge­
wählt werden sollte. 

Der Mitberichterstatter, Herr S i n n e r, hat dazu 
ausgeführt, daß es zu diesem Problem schon meh­
rere Schriftliche Anfragen gegeben habe, daß ein 
Bußgeldverfahren eingeleitet worden sei und daß zu 
dem Gutachten auch das Landesamt für Wasserwirt­
schaft und das Wasserwirtschaftsamt Würzburg ge­
hört worden seien. 

Der Abgeordnete M e h r 1 i c h hat darauf hingewie­
sen, daß er schon 1986 einen.Brief an den Umweltmi­
nister und an den Ministerpräsidenten geschrieben 
habe, in dem er um einen Bericht im Ausschuß gebe­
ten habe. Diese Forderung sei aber nicht erfüllt wor­
den. Nach den Mitteilungen des Abgeordneten Mehr­
lich hat die Firma eine Strafe in Höhe von 125000 DM 
durch Strafbefehl erhalten und auch akzeptiert. 

Der Vertreter der Staatsregierung hat 
auf das Sanierungsgutachten des Gerling-Konzerns 
hingewiesen und betont, daß dieses vom Landesamt 
für Wasserwirtschaft in München und vom Wasser­
wirtschaft9amt in Würzburg geprüft und mit Aus­
nahme einiger abweichender Punkte auch akzeptiert 
worden sei. 

Er hat auch darauf hingewiesen, daß das gesamte 
Unternehmen Pilotcharakter habe, weil es noch keine 
großen Erfahrungen dieser Art gebe. 

In dieser Diskussion wurde ernstlich darauf hingewie­
sen, daß das vorgeschlagene Verfahren, das Chrom 
aus dem Boden nicht zu entfernen, sondern in eine 
andere chemische Form zu überführen, bedenklich 
und nicht hinreichend erfolgreich wäre. 

In der Abstimmung wurde der Antrag mit den Stim­
men der CSU gegen die Stimmen der SPD und der 
GRÜNEN abgelehnt. Danke schön. 

•) unkorrigiert 
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Erster Vizepräsident Mösleln: Danke für die Bericht­
erstattung. Erste Wortmeldung Frau Abgeordnete 
Scheel. Bitte! 

Frau Scheel (DIE GRÜNEN): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich möchte kurz die Situation be­
schreiben. Es ist zwar schon in einigen Anfragen zur 
Situation selbst Stellung genommen worden, aber um 
die Diskussion einzuleiten, ist es vielleicht ganz wich­
tig. 

In der Firma Hunger in Lohr kam es mindestens seit 
1965, also seit über 20 Jahren, immer wieder zu 
schweren Verstößen gegen Umwelt- und Gewässer­
schutzbestimmungen sowie gegen Arbeitsschutzbe­
stimmungen. Ich sage deswegen „mindestens", weil 
1965 eine Wasserverseuchung entdeckt wurde; es 
kann sein, daß die Verseuchung schon in den Jahren 
vorher stattgefunden hatte, allerdings gegebenenfalls 
leider nicht entdeckt wurde. Das Brauchwasser und 
der Boden sind von hohen Chromkonzentrationen 
und auch mit Chlorkohlenwasserstoffen verseucht. In 
diesem Zusammenhang sind jahrelang fehlende Kon­
trollen, Verzögerungen von seilen der Firma und 
- das muß ich in diesem Zusammenhang auch einmal 
ganz klar sagen - eine Rückendeckung durch den 
Bürgermeister von Lohr zu verzeichnen, der selbst 
seit 1979 von den Chromeinleitungen in den Main ge­
wußt hat bzw. auch darüber informiert war, daß eine 
Grundwasserverseuchung mit Chromatchrom im Um­
feld des betreffenden Firmengeländes vorlag und der 
durch sein Schweigen und vor allem seine Untätigkeit 
der Umweltvergiftung Vorschub geleistet hat. Soviel 
an die Adresse des Bürgermeisters der Stadt Lohr! 

(Abg. Neder: Woher wissen Sie denn das?) 

- Das ha.be ich Pressemitteilungen und Interviews mit 
dem Bürgermeister entnommen. Ich kann es Ihnen 
zeigen, und Sie können es nachlesen. 

1982 wurde bei der Stadt eine erneute Chrompanne 
im Stammwerk aktenkundig, ohne daß die Verwaltung 
einschließlich der Staatsregierung und die Bürger 
und Bürgerinnen ausreichend darüber in Kenntnis 
gesetzt wurden. Wenn dies geschehen wäre, hätte 
man eventuell eine Katastrophe - ich sage bewußt in 
diesem Zusammenhang Katastrophe; ich sehe es in 
diesem Fall so -, die im Februar 1985 stattfand, ver­
hindern können, als noch einmal große Mengen von 
Chrom in die städtische Kläranlage und in den Main 
gelangten, weil die vorher von seilen der Ämter 
- Wasserwirtschaftsamt, Landratsamt - ausgespro­
chenen Au11agen von der Firma nicht vollzogen wor­
den sind. Der Firmeninhaber, Herr Hunger, ist vor ei­
nigen Monaten zu 125000 Mark Geldstrafe verurteilt 
worden, die er jetzt wohl auch zu zahlen hat. 

Auch Umweltminister Dick hat sich Ende des Jahres 
1986 in Lohr aufgehalten und dort in diesem Zusam­
menhang vor der Presse geäußert, daß man von sei­
len des Umweltministeriums offen in die Diskussion 
gehen und alle auftretenden Zweifel beseitigen wolle. 

(Zuruf des Abg. Sinner) 

Wenn man sich anschaut, wie das Gerichtsverfahren 
gelau1en ist, und wenn man sich anschaut, wie die 
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Antworten der Staatsregierung auf unsere Anfragen 
ausgefallen sind, komme ich zu der Aussage, daß es 
wohl weder im Gerichtsverfahren noch von seiten der 
Staatsregierung gewünscht war, daß das Zusammen­
spiel, das jahrelang zwischen der Firmenleitung, der 
Stadtverwaltung von Lohr, dem Wasserwirtschafts­
amt, den Baubehörden und der Gewerbeaufsicht 
stattgefunden hat, auch in personeller Hinsicht, auf­
gedeckt wird. Denn erst die Kooperation innerhalb 
dieses gesamten Ämterkomplexes ermöglichte die 
Jahre dauernde, immer wieder auftretende Boden­
und Wasserverseuchung sowie die von mir vorhin 
auch schon angesprochene gesundheitliche Beein­
trächtigung der Arbeitnehmer. 

Die Konsequenz ist die, daß die verantwortlichen Be­
amten und auch die Politiker nicht zur Rechenschaft 
gezogen werden. Es werden Mängel ver:tuscht, es 
werden Fehler heruntergespielt. Ich denke, daß dies 
nicht zu den Charakteristika eines Beamten in einem 
solchen Amt oder eines Umweltministers gehören 
dürfte. 

Wir haben unseren Antrag gestellt, weil die Anfragen, 
die wir an die Steatsregierung gestellt hatten, unzu­
reichend, widersprüchlich oder überhaupt nicht be­
antwortet worden sind. Ich nenne Ihnen ein Beispiel: 
Die Abwasserbehandlungsanlage soll seit Mai 1983 
ordnungsgemäß arbeiten; dennoch kam es im Fe­
bruar 1985 und im März 1986 zu schweren Störun­
gen; deren Ursache sieht die Staatsregierung ledig­
lich in der unzulänglichen Wartung durch das Perso­
nal. Es ist jedoch so, daß die Anlage in einer Weise 
angelegt ist, daß es durch undichte Abwasserkanäle 
zu Umweltschädigungen kommen mußte. Man kann 
dies also nicht dem Personal in die Schuhe schieben, 
sondern die Verantwortung liegt hier ganz klar bei der. 
Firmenleitung, die nicht in der Lage war und, wohl 
aus finanziellen Gründen, so nehme ich an, auch nicht 
diese Anlage· auf einen Stand der TechniJ< bringen 
wollte, um solche Gefährdungen auszuschließen. 

Das Gewerbeaufsichtsamt Würzburg sah laut Aus­
sage der Staatsregierung in den lelz1en Jahren keine 
Verletzung der Arbeitsschutzbestimmungen. Aller­
dings sctJreibt die Staatsregierung in ihrer Antwort, 
zwei oder eineinhalb Seiten weiter, „daß erforderliche 
Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten bereits 
veranlaßt wurden und nachträglich verfolgt" werden. 
Ich frage mich: Wenn keine Verletzung der Arbeits­
schutzbestimmungen vorlag, warum eine solche Ant­
wort, daß nachträglich Maßnahmen ergriffen werden? 
Das ist ein Widerspruch in sich. Ich würde bitten, daß 
das Staatsministerium dazu auch noch einmal Stel­
lung nimmt. 

Nun zum Gutachten! Die Firma Hunger Hydraulik KG 
bekam vom Landratsamt Main-Spessart die Anord­
nung, datiert vom 15. April 1986, ein Gutachten be­
züglich der Chromverseuchung erstellen zu lassen. Als 
Frist dafür wurde der 31. Juli 1986 gesetzt. Diese Frist 
verstrich unbeachtet, weshalb man eine Verlängerung 
bis zum 1. Oktober desselben Jahres gewährte. 
Schließlich wurde das Gutachten am 29. September 
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1986 fertiggestellt. Von der Firma Hunger beauftragt, 
dieses Gutachten zu erstellen, wurde das Gerling-In­
stitut, das dem Gerling-Konzern angehört. In diesem 
Zusammenhang wäre anzusprechen, daß die Firma 
Gerling mit der Firma Sandoz verbunden ist. Die Lö­
sung, die von diesem Institut vorgeschlagen wird, be­
steht in einer Fixierung durch Injektion von Reduk­
tionsmitteln, nämlich Eisensulfat. Professor Weiß hat 
es schon angesprochen; das ist die billigste Lösung 
und bringt das Chrom nicht vollständig aus dem Bo­
den. 

(Abg. Sinner: Die billigste Methode? Das 
wissen Sie doch gar nicht!) 

- Natürlich weiß ich das; ich habe mich informiert! 
Was erzählen Sie mir denn da, Herr Sinner! 

Es gibt unter den Sanierungsvorschlägen noch eine 
andere Methode, und zwar die Wasseraufbereitung 
durch Neutralisationsanlagen, Pumpen und Spülen. 
Man muß aber dazu sagen, es gibt für beide Verfah­
ren noch keine endgültige Beschreibung. 

(Abg. Sinner: Noch keine endgültige 
Kostenaussage!) 

- Die Kosten sind fixiert für beide! Es ist jedoch in 
den Verhandlungen klargeworden, daß die zweite, für 
besser erachtete Lösung kostenträchtiger ist und 
deswegen wohl die erstere gewählt wurde. 

Es wurde auch ein Elnat-Versuch durchgeführt, um 
festzustellen, in welchem Maß das im Bodenmaterial 
enthaltene Chrom durch wäßrige Lösungen ausge­
laugt wird. Der Befund lautet; ich zitiere: „ ... geht das 
im Boden enthaltene Chrom vollständig und sehr 
schnell in Lösung und es läßt erwarten, daß das ge­
samte im Boden vorliegende Chrom im laufe der Zeit 
ins Grundwasser gelangt". Dort ist es bis jetzt noch 
nicht, es ist lediglich im Brauchwasser der benach­
barten Anlage und auf dem Gelände selbst. 

Die Firma Hunger hat sich bis heute, um es einmal 
mild auszudrücken, noch nicht in der Lage gesehen, 
diese Sanierung vorzunehmen. Uns ist bekannt, daß 
mit der Sanierung, obwohl sie im Herbst vergangenen 
Jahres mit der Begründung,. wegen des Grundwas­
serstromes sei sie zu diesem Zeitpunkt sehr positiv 
durchzuführen, noch nicht begonnen worden ist. Das 
läßt vermuten, daß die Firma Hunger die Sanierung 
noch weiter hinausziehen will, und die Staatsregie­
rung, zumindest erscheint es mir so, weil der Antrag 
ja abgelehnt wurde, ist nicht bestrebt, dem zu wider­
sprechen. 

Weiter ist anzuführen, daß in diesem Bereich nicht 
nur eine Chromvergiftung vorliegt, sondern es lagern 
dort auch noch andere Stoffe, so z.B. Trafo- und Hy­
drauliköle, Lösungsmittel, Tetrachlorethylen, Tetra­
chlorethan, Säuren, Natronlauge, Zinkphosphat, Na­
triumbisulfid und Natriumhydrogensulfid. In den ver­
gangenen Jahren wurde dort auch eine Verseuchung 
mit Chlorkohlenwasserstoffen festgestellt. Die Firma 
Hunger hat bereits im März 1987 pressewirksam an­
gekündigt, man sei in der Lage, die Herausnahme der 
Chlorkohlenwasserstoffe aus dem Boden sofort in 
das Sanierungskonzept einzubeziehen. Auch diesbe-
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züglich ist bis heute nichts geschehen, und es bleibt 
die Frage offen, wie die Firma damit weiter umgehen 
will. 

Ich sage noch einmal klipp und klar: Die Bayerische 
Staatsregierung und das Umweltministerium trugen 
mit zum Hinauszögern eines Sanierungskonzeptes 
bei, obwohl die in den Boden eingedrungenen Chro­
matverbindungen wasserlöslich sind und in kurzer 
Zeit in das Grundwasser gelangen können. 

Man fragt sich, wenn man an einem solchen Punkt 
der Recherchen angelangt ist, warum eine halbher­
zige und unzulängliche Durchführung von Verordnun­
gen und Gesetzen von den beteiligten Ämtern immer 
wieder toleriert wird, auf der anderen Seite aber 
Atomkraftgegner dauernd verfolgt werden; warum ei­
nerseits die Behörden im Zusammenhang mit der 
Volkszählung sehr stark agieren, aber andererseits, 
wenn es um die Umwelt geht, überhaupt kein Inter­
esse zeigen, etwas zu tun. 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von der CSU, wenn dieser 
Antrag heute hier abgelehnt wird, bedeutet das, daß 

- erstens die Rolle der verantwortlichen Behörden 
und die Gesetzesbrüche in großem Umfang weiter 
vertuscht bleiben - ich nehme dann an, daß es an­
scheinend Im Interesse der Bayerischen Staatsre­
gierung liegt, Umweltzerstörer und solche, die die­
sen indirekt Beihilfe leisten, in Schutz zu nehmen; 

- zweitens der Zusammenhang der Firma Hunger mit 
dem Gerling-Institut nicht diskutiert wird - hierzu 
besteht anscheinend von Ihrer Seite auch kein In­
formationsbedarf; ich kann mir erklären, warum; 

- drittens Sie eine Erklärung verweigern, warum das 
Hinauszögern des Sanierungskonzeptes von der 
Regierung mitgetragen wird - wie gesagt, bis 
heute ist damit noch nicht begonnen worden. 

Wenn ich dall alles zusammennehme, zeigt es mir 
wieder einmal, wie unfähig die Staatsregierung ist, da­
für zu sorgen, daß in Industriebetrieben Kontrollen 
durchgeführt werden. Das beweist, wie wichtig es ist, 
daß DIE GRÜNEN im Landtag sind, damit diese The­
men überhaupt einmal hier auf den nsch kommen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erstar Vlzeprleldent Möeleln: Als nächstem Redner 
erteile ich dem Abgeordneten Mehrlich das Wort. 

Mehrllch (SPD): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Eine Bemerkung, Kollegin 
Scheel, zu Ihrem Schlußsatz: 

Schon lange, bevor die GRÜNEN diesem Hohen 
Hause angehörten, habe ich den Umweltminister, die 
beiden damaligen UmweltausschuBvorsitzenden, den 
Ministerpräsidenten und über zwei Schmtliche Anfra­
gen die Staatsregierung und den Landtag mit diesem 
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Problem konfrontiert. Diese Aussage hätten Sie sich 
also sparen können. 

(Beifall bei der SPD) 

In der Tat beschäftigt dieser Umweltskandal, die 
Chromverseuchung durch die Hydraulikfirma Hunger 
in Lohr am Main, den Landkreis Main-Spessart und 
darüber hinaus seit gut drei Jahren die Öffentlichkeit. 
Ein Journalist, der damals einwandfrei und hieb- und 
stichtfest recherchierend diese Geschichte ans Ta­
geslicht gebracht hatte, hat dafür einen Journalisten­
preis erhalten mit der Folge, daß er jetzt zum Leiter 
einer Redaktion im badischen Wertheim berufen wor­
den ist. 

(Abg. Sinner: Ein Preis der 
Konrad-Adenauer-Stiftung!) 

Ich habe damals in meinem Brief an Umweltminister 
Dick die verheerenden Chromwerte angesprochen. 
Es wurde im Erdreich ein Chromwert von 1430 Milli­
gramm festgestellt. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Herr Kollege, gestat­
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Sin­
ner? 

Mehrllch (SPD): - Sofort. Die Belastung des Grund­
wassers lag bei 74 Milligramm pro Liter. In einem sie­
benseitigen Brief der Obersten Baubehörde, unter­
schrieben von Herrn Orbig, wurden diese verheeren­
den Extremwerte bestätigt. 

Bitte schön, Herr Kollege Sinner! 

Slnner (CSU): Herr Kollege Mehrlich, stimmen Sie mir 
zu, daß der Journalist für seine hervorragende Arbeit 
einen Preis der Konrad-Adenauer-Stiftung erhalten 
hat? 

Mehrllch (SPD): Ich brauche Ihnen nicht zuzustim­
men, aber ich sage, daß es richtig ist, daß der Redak­
teur, Herr Konrad, in der Tat einen Preis der Konrad­
Adenauer-Stiftung erhalten hat. Das sollte Sie eigent­
lich verpflichten, dafür zu sorgen, daß alle Tatsachen 
an die Öffentlichkeit gelangen. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Sinner: Haben 
Sie ihn vorgeschlagen?) 

- Ich werde Herrn Konrad sicher nicht für einen Preis 
der Konrad-Adenauer-Stiftung vorschlagen. Uns ist 
aber bekannt, daß sehr oft - erst in den jüngsten Ta­
gen wieder dokumentiert - zwischen der CSU und 
der CDU ein großer Spalt existiert. Dies ist ja nicht 
neu. 

Wie weit sind wir in diesem Landtag eigentlich ge­
kommen, daß die CSU-Mehrheitsfraktion noch nicht 
einmal bereit ist, einem Antrag zuzustimmen, der ei­
nen Bericht über die Situation und gleichzeitig eine 
deutliche zeitliche Fixierung der Sanierungsab­
schnitte fordert? Da drängt sich in der Tat der Ver­
dacht auf, daß es hier eine Kumpanei zwischen den 
Behörden, der Staatsregierung und der CSU-Mehr­
heitsfraktion gibt. 
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Ich zitiere das „Lohrer Echo" vom 11. Juli 1987: 

Bei der Strafzumessung 

- 125000 DM Strafe für die Firma Hunger, die sie 
auch akzeptiert hat -

mußte gewiß auch berücksichtigt werden, daß die 
Behörden dem Unternehmen die jahrelange Ge­
wässerverschmutzung eigentlich leicht gemacht 
haben. 

Ich nehme von diesem Vorwurf ausdrücklich die Was­
serschutzpolizei in Lohr am Main au$. Weiter heißt es 
in diesem Zeitungsbericht: 

Die Gerichtsverhandlung in Gemünden 

- Sitz des Amtsgerichts -

hätte Aufklärung über die Mitschuld der Behörden 
am Lohrer Umweltskandal bringen können. 

Genau dies ist der springende Punkt. Durch die Ak­
zeptierung der Strafzumessung wurde eine Verhand­
lung unmöglich gemacht. Weil Sie nicht bereit sind, 
die Karten offen auf den Tisch zu legen, erheben wir 
den Vorwurf der Kumpanei, obwohl Umweltminister . 
Dick bei seinem·- ich nehme an, von Ihnen, Herr Kol­
lege Sinner, initiierten - Besuch in Lohr gesagt hat, 
der Fall sei schlimm genug und er dürfte nicht herun­
tergespielt werden. 

Ich fordere Sie auf: Folgen Sie den Worten Ihres Mini­
sters und stimmen Sie diesem Antrag zu! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich sprach 
davon, daß dieser Skandal seit drei Jahren die Öffent­
lichkeit beschäftigt. Heute vor einer oder 1 '/, Stun­
den fand zu diesem Thema im Landratsamt Main­
Spessart in Karlstadt eine Pressekonferenz statt, die 
vom Landrat des Landkreises.abgehalten wurde. Dort 
wurde auch bekannt, daß das Landratsamt wollte, 
das ist lobend zu erwähnen, daß diesem Bescheid zur 
Sanierung bis zum 30. November auch Folge gelei­
stet wird. 

Gegen diesen Bescheid hat die Firma Hunger, der 
übrigens• der Kollege Sinner in der Diskussion im 
Landtagsausschuß erhebliche kriminelle Energie atte­
stiert hat, ich trete seinem Urteil ausdrücklich bei, 

(Abg. Sinner: Kriminelle Energie!) 

Widerspruch eingelegt. Die Firma ist nicht klüger ge­
worden. Sie setzt nach wie vor auf Verzögerung. Sie 
hat nämlich gegen diesen Bescheid am 16. Dezember 
1987 Widerspruch eingelegt. 

Das Landratsamt hat zwar Sofortvollzug angeordnet, 
aber das Verwaltungsgericht hat dem Einspruch der 
Firma am 21. Januar 1988 stattgegeben. 

(Abg. Sinner: Warum wohl? - Zurufe von der 
SPD: Warum wohl?) 

Über diese zugegebenermaßen legalen juristischen 
Tricks der Firma wird die Anordnung des Sofortvoll­
zugs des Landratsamts ausgehebelt. Ausgehebelt 
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wurde auch das ausgesprochene Zwangsgeld über 
10000 DM. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es kommt 
aber noch dicker: Das Gerling-Institut - die Firma 
Hunger ist beim Gerling-Konzern versichert - hat 
jetzt ein fünftes Zwischengutachten vorgelegt, das 
zur Zeit vom Wasserwirtschaftsamt Würzburg geprüft 
wird. Die Firma setzt offensichtlich auch mit Hilfe 
dieses Instituts auf Zeitgewinn. Sie wartet auf die 
nächsten Hochwässer. Sie wartet, bis neue Werte 
festgestellt werden mit der Folge, daß auch alte Sa­
nierungsvorschriften nicht beachtet werden und alte 
Abhilfemaßnahmen wahrscheinlich nicht mehr durch­
geführt werden können. Die Firma Hunger zielt nach 
wie vor mit Unterstützung von vielen Seiten ·auf Zeit­
gewinn. 

Ich bestätige ausdrücklich, was Frau Kollegin Scheel 
sagte, daß nämlich nicht nur Chlorkohlenwasser­
stoffe, sondern auch halogenierte Chlorkohlenwas­
serstoffe gefunden worden sind. Die kriminelle Ener­
gie des Unternehmens hat offensichtlich ihr Ende 
noch nicht gefunden. 

Wenn Sie sich in der Tat nicht des Vorwurfs der Ver­
tuschung aussetzen wollen, dann stimmen Sie die­
sem Antrag zu, es sei denn, Sie hätten noch Leichen 
im Keller, die Sie nicht ans Tageslicht kommen lassen 
wollen, meine Damen und Herren von der CSU. 

(Beifall bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Ich hoffe, letzteres 
war eine scherzhafte Bemerkung und keine Unter­
stellung, Herr Kollege. 

Als nächster hat der Herr Abgeordnete Sinner das 
Wort! 

Slnner (CSU): Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Mit seinem Schlußsatz hat der 
Kollege Mehrlich wohl bewiesen, daß es ihm weniger 
um Information, sondern mehr um Agitation geht. 

(Beifall bei der CSU) 

Ich kann bestätigen, das habe ich auch im Ausschuß 
getan, daß hier ein Unternehmer 

(Zuruf des Abg. Kolo) 

über Jahre hinweg Auflagen der Behörden nicht ein­
gehalten hat, daß immer wieder neue Auflagen ge­
macht worden sind und daß schließlich, als überhaupt 
nichts mehr half, der Staatsanwalt diesen Fall an sich 
gezogen und dieses Verfahren durchgezogen hat 
und der Unternehmer mit einem Strafbefehl von 
125000 DM aus diesem Verfahren herausgegangen 
ist. · 

Herr Kollege Mehrlich, ich verstehe nicht, woraus Sie 
Vorwürfe gegen die Behörden ableiten. Wenn solche 
Vorwürfe berechtigt gewesen wären, hätte der 
Staatsanwalt Messer, der nicht umsonst in ganz Un­
terfranken für seine intensive Verfolgung von Bürger­
meistern bekannt ist, hier mit Sicherheit genauso zu­
gegriffen wie in allen anderen Fällen. Man kann sich 
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nicht einfach hier herstellen und sagen, da wird etwas 
vertuscht, da sind Leichen im Keller. Der Staatsan­
walt hatte den gesamten Komplex vom Anfang bis 
zum Ende in der Hand mit dem Ergebnis eines Straf-

. befehls über 125000 DM. Hierbei handelt es sich um 
den höchsten Strafbefehl, den das Amtsgericht Ge­
münden unter Richter Hubauer je erteilt hat. Da stel­
len Sie sich hierher und sagen, da wird vertuscht und 
da werden Behörden der Klüngelei mit Unternehmern 
beschuldigt. 

(Zurufe des Abg. Mehr1ich und der Frau 
Abg. Scheel) 

Das ist kein Stil, in dem Sie hier vorgehen. Wenn Sie 
behaupten, die Staatsregierung sei nicht bereit, zu 
unterrichten, darf ich Sie darauf hinweisen, daß im 
Ausschuß selbst der Vertreter der Staatsregierung 
über den jetzigen Stand der Sanierungsmaßnahmen 
berichtet hat. 

Dieser Stand der Sanierungsmaßnahmen ist nur von 
einem bestimmten Tag her zu erfassen, er ändert 
sich, weil die Sanierungsmaßnahmen fortschreiten. 
Sie wissen genau, daß das ein Pilotprojekt ist, das 
vom Landesamt für Wasserwirtschaft und vom Was­
serwirtschaftsamt in Würzburg begleitet wird. 

Wenn Sie sich hier herstellen und sagen, da wird 
nicht die Wahrheit ans Licht gerückt, und im gleichen 
Atemzug erwähnen, daß Landrat Grein heute nach­
mittag eine Pressekonferenz zu diesem Thema gehal­
ten und die Presse genau über den jetzigen Stand in­
formiert hat, frage ich, wer denn sonst die Presse 
zuerst hätte informieren sollen als der zuständige Be­
hördenleiter, der im Augenblick Herr des Verfahrens 
ist und dieses Verfahren in der Hand hat. Wenn Sie 
Informationen wollen, dann können Sie jederzeit 
diese Informationen beim Landratsamt bekommen. 

Was ist jetzt Sache bezüglich des Sanierungskon­
zepts? Sie sprechen immer vom Verursacherprinzip. 
Herr Kollege Mehr1ich und Frau Kollegin Scheel, wer 
soll denn den Schaden beseitigen? Der Unternehmer 
soll ihn beseitigen, also muß der Unternehmer auch 
ein Konzept und eine Finanzierung vorlegen, die we­
sentlich höher sein wird als das Bußgeld, das er jetzt 
erhalten hat. Er muß schließlich dieses Konzept von 
den Behörden genehmigen lassen. · 

(Frau Abg. Scheel: Das ist sein Problem!) 

Die Auflage der Behörden, des Landesamtes für 
Wasserwirtschaft und des Wasserwirtschaftsamtes, 
ist, daß die Schadstoffe, die im Boden vorhanden 
sind, aus dem Boden wieder entfernt werden müs­
sen. 

Erster Vlzeprialdent Möaleln: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Scheel? 

Frau Scheel (DIE GRÜNEN): Herr Kollege, stimmen 
Sie mir zu, daß das von der Firma Gerling vorgelegte 
Sanierungskonzept von den Behörden bereits als Sa­
nierungskonzept akzeptiert wurde und daß die Firma 
versprochen hat, die Sanierung im Herbst einzuleiten, 
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und daß es sehr seltsam ist, daß jetzt ein fünftes Gut­
achten vorgelegt wird? 

Slnner (CSU): Ich stimme Ihnen insoweit zu, als das 
Landratsamt nach dem Bericht der Staatsregierung 
im Ausschuß der Firma bis zum Oktober die Auflage 
machen wollte, die Sanierung im Herbst einzuleiten. 
Dieser Bescheid war mit einem Zwangsgeld von 
10000 DM versehen. Es hat sich inzwischen aber ein 
neuer Stand ergeben. Deswegen fand auch die Pres­
sekonferenz des Landrates statt. Es war wegen des 
hohen Grundwasserstandes und des Grundwasser­
abflusses nicht möglich, zu diesem Zeitpunkt die Sa­
nierung durchzuführen. 

(Zuruf der Frau Abg. Scheel) 

Der neueste Stand ist, daß diese Sanierung bis zum 
August 1988 nach den Vorstellungen und nach den 
Auflagen, die nicht der Gerling-Konzern, sondern das 
Landesamt für Wasserwirtschaft, das Wasserwirt­
schaftsamt und das Landratsamt Main-Spessart ge­
macht haben, durchgeführt werden muß. 

(Zuruf des Abg. Mehrlich) 

Das Verwaltungsgericht Würzburg hat 

(Abg. Karl Heinz Müller: Den Sofortvollzug 
ausgesetzt!) 

- genau - den Sofortvollzug ausgesetzt. Ich habe 
eben erklärt, aus welchem Grunde, weil zum damali­
gen Zeitpunkt der Grundwasserstand so hoch war, 
daß die Sanierungsmaßnahme nicht durchzuführen 
war. Es wäre doch Unsinn, eine Sanierungsmaß­
nahme durchzuführen und damit weitere Grundwas­
serbereiche in Mitleidenschaft zu ziehen. . 

Der neueste Stand ist, da nützt Ihre ganze Aufregung 
nichts, Herr Kolo, daß die Sanierungsmaßnahmen bis 
zum August 1988 durchgeführt werden, wenn der 
Grundwasserstand so tief ist, daß diese Maßnahmen 
auch durchzuführen sind. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Herr Kollege, gestat­
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Mehr­
lich? 

Slnner (CSU): Wenn es notwendig ist und der Aufklä­
rung dient, gerne. 

Mehrllch (SPD): In der Tat. Herr Kollege Sinner, 
möchten Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß das glei­
che Verwaltungsgericht, das den Sofortvollzug aus­
gesetzt hat, dem Einspruch der Firma Hunger bis 
zum 1. August 1988 stattgegeben hat. Wenn ich rich­
tig interpretiere, dann müßten die Sanierungsmaßnah­
men eigentlich erst danach eingeleitet werden und 
nicht bis zum 1. August abgeschlossen sein. 

Wie gesagt, das war der Hauptgrund meiner Mel­
dung. Dies ist eine Maßnahme des Verwaltungsge­
richts und nicht des Landesamtes für Wasserwirt­
schaft. 

Slnner (CSU): Ich habe das eigentlich nicht als Frage 
verstanden. Das war eine Feststellung. Das Landrats­
amt hat inzwischen Beschwerde beim VGH gegen 
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den Beschluß des Verwaltungsgerichts eingelegt. Au­
ßerdem ist in einer Besprechung am Landesamt für 
Wasserwirtschaft am 29. Januar das Konzept noch 
einmal durchdiskutiert worden. Das hätten Sie alles 
heute nachmittag auf der Pressekonferenz des Land­
rats erfahren können, weil im Augenblick eben das 
Landratsamt Herr des Verfahrens ist. Natürlich hätte 
das nicht in das Konzept der Debatte gepaßt, das 
gebe ich gerne zu. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die CSU­
Fraktion hat deshalb dem Antrag nicht zugestimmt, 
weil der gesamte Komplex schon in fünf Schriftlichen 
Anfragen behandelt wurde, weil der Staatsanwalt er­
mittelt hat und das Verfahren mit einem Strafbefehl 
abgeschlossen Ist, weil das Sanierungsgutachten 
vorliegt und weH wir der Meinung waren, daß nach 
Abschluß der Sanierung festgestellt werden muß, ob 
diese Sanierung Erfolg hat. Das ist die Aufgabe des 
Landtags festzustellen, wie nach erfolgter Sanierung 
der Bodenzustand aussieht und ob die Auflagen des 
Landesamtes und des Wasserwirtschaftsamtes ein­
gehalten worden sind. 

Ich bitte deshalb auch heute das Hohe Haus, diesen 
Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Weitere Wortmeldun­
gen? - Frau Scheel, Sie haben nochmals das Wort! 

Frau Scheel (DIE GRÜNEN): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ihre Ausführungen, Herr Kollege 
Sinner, zeigen mir, daß Sie wieder einmal krampfhaft 
versuchen, sich aus der Verantwortung zu ziehen. 
Wenn Sie sagen, heute mittag finde eine Pressekon­
ferenz statt und zuständig sei das Landratsamt, dann 
kommt bei mir die Vermutung auf: Haben Sie viel­
leicht das Landratsamt darüber informiert, daß der 
Antrag heute hier behandelt wird, um sich damit hier 
aus der Schlinge zu ziehen? 

Die Fraktion der GRÜNEN beantragt über diesen 
Punkt n~mentliche Abstimmung. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Weitere Wortmeldun­
gen liegen mir nicht vor. Wir kommen zur A b s t i m -
m u n g. Die Ausschüsse empfehlen die Ablehnung 
des Antrages. 

. Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie haben 
zwei Taschen mit Stimmkarten. Ich darf bitten, diese 
nicht durcheinander zu bringen und zunächst die Kar­
ten aus der blauen Mappe zu benutzen. Erst wenn 
diese verbraucht sind, benutzen Sie die Karten aus 
der orangefarbenen. Also bitte erst die Stimmkarten 
aus der blauen Stimmtasche nehmen, weil die Saal­
diener sonst in Schwierigkeiten kommen. 

Ich bitte, die namentliche Abstimmung vorzubereiten 
und mit dem Namensaufruf zu beginnen. 

(Namensaufruf) 

' 

Die Sitzung wird zum Zwecke der Auszählung der 
Stimmen unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Die Sitzung wird wie­
deraufgenommen. 

Ich gebe das Abstimmungsergebnis bekannt: Mit Ja 
stimmten 50, mit Nein 88 Abgeordnete, eine Enthal­
tung. Damit ist der Antrag ab g e 1 eh n t. 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten Frau Sause, Säu­
mer, Brandl Max (Cham), Brandl Max (Passau), Frau 
Burkei, Engelhardt Walter, Fichtner, Franz, Franzke, 
Gausmann, Frau Harrer, Frau Haas, von Heckei, He­
feie, Heinrich, Hering, Hiersemann, Hollwich, Frau 
Jungfer, Kaiser Willi, Dr. Kestel, Knauer Walter, Kolo, 
Frau König, Langenberger, Leichtle, Dr. Mager!, 
Mehrlich, Moser, Müller Herbert, Müller Karl Heinz, 
Nentwig, Frau Paulig, Frau Pausch-Gruber, Frau 
Psimmas, Frau Radermacher, Frau Romberg, Frau 
Rothe, Dr. Rothemund, Frau Scheel, Schlosser, 
Schramm, Schuhmann Otto, Sommerkorn, Starz­
mann, Straßer, Trapp, Frau Wax-Wörner, Weber, Dr. 
Weiß Armin. 

Mit Nein stimmten die Abgeordneten Asenbeck, 
Bauereisen, Beck, Frau Dr. Biebl, Böhm, Breitrainer, 
Brosch, Dandorfer, Daum, Diethei, Dinglreiter, Dob­
meier, Dumann, Engelhard Rudolf, Falk, Fendt, Fene­
berg, Fickler, Dr. Fischer, Gabsteiger, Glück Alois, Dr. 
Goppel, Frau Grabmair, Grossmann, Gruber, Gürte­
ler, Dr. Haushofer, Frau Hecker, Heiler, Hofmann, Hu­
ber Herbert (Landshut), Jaumann, Jetz, Kaiser Geb­
hard, Dr. Kempfler, Kiesl, Kling, Klinger, Knauer Chri­
stian, Kobler, Kuchenbaur, Lang, Dr. Lautenschläger, 
Lechner, Leeb, Leschanowsky, Dr. Maischi, Maurer, 
Dr. Maier Christoph, Dr. Merkl, Meyer Albert, Michl, 
Mittermeier, Möslein, Müller Willi, Nätscher, Neder, 
Dr. Pollwein, Ponnath, von Redwitz, Dr. Richter, Rit­
ter, Dr. Rose~bauer, Schmid Albert, Schön Gusli, 
Schön Karl, Dr. Schosser, Frau Schweiger, Seehuber, 
Seitz, Sinner, Spitzner, Frau Stamm, Strahle, Tandler, 
Edle von Traitteur, Traublinger, Urban, Wallner, Dr. 
Weiß Manfred, Welnhofer, Wengenmeier, Werksteller, 
Widmann, Will, Wünsche, Frau Würdinger und Würth. 

Mit Ich enthalte mich stimmte der Abgeordnete Hek­
kel Dieter. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Ich rufe auf Punkt 
22 der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Heinrich und anderer be­
treffend ßichenhafle Geschwlndlgl\eltsbegrenzung 
In Wohngebieten ,,Zone Tempo 30" (Drucl\sache 
11/2243) 

Über die Beratungen des Ausschusses für Wirtschaft 
und Verkehr (Drucksache 11/3396) berichtet anstelle 
des Herrn Kollegen Dr. Seebauer Frau Kollegin Har­
rer. 

Frau Harrer (SPD), Berichte rsta tte r in: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Antrag 
wurde am 24. September 1987 im Wirtschaftsaus-
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schuß behandelt. Berichterstatter war Dr. Seebauer, 
Mitberichterstatter Herr Dinglreiter. 

Der Antrag fordert die Staatsregierung auf, bei der 
Bundesregierung und im Bundesrat dahingehend tä­
tig zu werden, daß die bis 1989 befristete und damit 
nur versuchsweise eingeführte flächenhafte Ge­
schwindigkeitsbegrenzung in Wohngebieten in der 
Form „Zone Tempo 30" vom Bundesgesetzgeber 
endgültig gesetzlich verankert wird, damit auch nach­
haltige Investitionen der Kommunen als straßenbauli­
che Begleitmaßnahmen wie Aufpflasterungen, Fahr­
bahnverengungen, Bepflanzungl!n etc. sinnvoll und 
vertretbar werden. 

Im Ausschuß wurde darauf verwiesen, daß einige Ge­
meinden im Münchner Umland, die sehr schnell ge­
wachsen seien, eine Verkehrsbelastung von 15000 
bis 20000 Fahrzeugen pro Tag auf ihren Durchgangs­
straßen ertragen müßten. Dies sei auf Dauer nicht 
mehr vertretbar. Deshalb müsse dringend etwas ge­
tan werden. 

Wir diskutierten eine ganze Zeit. Am Schluß wurde 
der Antrag mit den Stimmen der CSU gegen die Stim­
men von SPD und GRÜNEN abgelehnt. Ich bitte um 
Ihr Votum. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Viel~n Dank für die 
Berichterstattung. Wortmeldungen keine. Wir kom­
men zur Abstimmung. Die Ausschüsse empfeh­
len die Ablehnung. Wer entgegen dieser Empfehlung 
für die Annahme des Antrags ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Gegenstimmen bitte ich anzuzei­
gen! - Das Ist die Mehrheit. Stimmenthaltungen? -
Keine. Damit ist der Antrag ab e 1 e h n t. 

Ich rufe auf Punkt 23 der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Knauer und anderer be­
tralfend Unterrichtsbefreiungen für Veranstaltun­
gen für staatsbürgerllche Biidung (Drucksache 
11/2247) 

Über die Beratungen des Ausschusses für kulturpoli­
tische Fragen (Drucksache 11/4594) berichtet Herr 
Dr. Manfred Schuhmann. 

Dr. Schuhmann Manfred (SPD), Berichters tat~ 
t er : Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die­
ser Antrag der SPD-Fraktion müßte eigentlich Offene 
Türen einrennen, weil es sogar schon interfraktionelle 
Anträge gegeben hat, die politische Bildung gerade 
für Schüler weiterführender Schulen anzuheben. Den­
noch war im Ausschuß die Haltung der CSU-Fraktion 
ablehnend, weil der Mitberichterstatter die Meinung 
vertrat, man könne bei der politischen Bildung nicht 
genauso wie beim Sport verfahren, wo die Richtlinien 
bekanntlich geändert worden seien. Ferner wurde ar­
gumentiert, daß Schüler Ferien hätten und deshalb 
gegenüber den Jugendlichen, die einem Beruf nach­
gehen, ohnehin im Vorteil seien. 

Die SPD-Fraktion argumentierte anders und vertrat 
die Meinung, daB eine Angleichung zwischen den Ju­
gendlichen, die einem Beruf nachgehen, und den 

1 

Schülern weiterführender Schulen dahingehend statt­
finden könnte, nachdem die meisten Bildungsträger 
Wochenendseminare durchführen, daß Schüler dafür 
einen schulfreien Tag erhalten. Soweit die Berichter­
stattung. 

Der SPD-Antrag wurde mit den Stimmen der CSU ab­
gelehnt. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Ich bedanke mich für 
die Berichterstattung. 

Wortmeldung Herr Abgeordneter Knauer. Bitte sehr, 
Sie haben das Wort! 

Knauer Walter (SPD): Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Nachdem sich der Be­
richterstatter schon sehr ausführlich geäußert hat, 
noch ganz kurz einige Anmerkµngen. 

Ich habe diesen Antrag deshalb gestellt, weil zwei 
Gymnasiasten, die an einer Fahrt zum Landtag teil­
nehmen wollten, eine Absage von ihrem Direktor er­
halten haben. Ich hatte darüber einmal mit Herrn Mini­
ster Zehetmair gesprochen, und er hatte eigentlich 
ein offenes Ohr für ein solches Anliegen. Nun kommt 
die Ablehnung durch den Kulturpolitischen Aus­
schuß. 

Ich frage mich, warum Sportveranstaltungen eigent­
lich wichtiger sind als die staatsbürgerliche Bildung? 
Was soll dabei erreicht werden? Junge Menschen ab 
dem 16. Lebensjahr sollen die Möglichkeit erhalten: 
an gesellschaftspolitischen Seminaren teilzunehmen. 
Von mir aus kann das erweitert werden auf Landtags- . 
fahrten oder, um Ihnen von der CSU entgegenzukom­
men, auch darauf, daß jemand, der Delegierter ist, an 
einem CSU-Landesparteitag oder Bundesparteitag 
teilnehmen kann. 

Tatsache, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ist doch, daß der Sozialkundeunterricht in den Schu­
len häufig an der Praxis vorbeigeht. Deshalb ist die­
ses Angebot einmal einen Versuch wert, unsere 
Schulen für die Praxis zu öffnen. Es wird doch nicht 
so sein, daß durch ein solches Angebot jetzt massen­
weise junge Leute von den Schulen zu derartigen 
Veranstaltungen gehen werden. 

Wir beklagen immer wieder das Desinteresse der Ju­
gend an allen politischen Angelegenheiten. Bei den 
Jungwählern verzeichnen wir die schlechteste Wahl­
beteiligung, und zu den politischen Parteien fühlen 
sich kaum junge Menschen hingezogen. Man kann 
fast sagen, sie haben einen Frust, vor allem ein völlig 
negatives Bild von politischen Parteien. Ich meine, 
dieser Entwicklung müssen wir ein bißchen entge­
gensteuern. Das ist die Aufgabe aller politischen 
Gruppierungen auch hier in diesem Hause. Es gibt 
doch nicht nur Kiel und die Landesbank mit dem Wie­
nerwald-Zeug, sondern es gibt neben Negativem 
auch sehr viel Positives im politischen Bereich zu ver­
mitteln. Da sollten wir antreten. Wir wollen durch die­
ses Angebot Interesse wecken, um einen mündigen 
und kritischen jungen Bürger heranzuziehen. Wir wol­
len nicht den Kuscher und Opportunisten. 
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Manchmal habe ich den Eindruck, daß es in unserer 
Gesellschaft Leute gibt, die den politisch geschulten, 
gebildeten und engagierten jungen Menschen ein 
bißchen fürchten. Wenn das der Fall sein sollte, wäre 
es eigentlich um die Fortentwicklung unserer Gesell­
schaft schlecht bestellt. 

Ich bitte die CSU-Fraktion noch einmal, über ihr Ab­
stimmungsverhalten nachzudenken und ihre Ableh­
nung im Kulturpolitischen Ausschuß in eine positive 
Entscheidung hier umzumünzen. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister für Unterricht und Kultus! 

Staatsminister Zehetmalr: Herr Präsident, Hohes 
Haus! Damit kein falscher Eindruck entsteht, der An­
trag hat zum Inhalt, daß Schüler auf Antrag für einen 
Tag vom Schulunterricht befreit werden, um an Ver­
anstaltungen für staatsbürgerliche Bildung teilneh­
men zu können. 

Erstens ist es unstrittig, daß wir zu Sportveranstaltun­
gen nur Spitzensportlern einmal freigeben, also einer 
ganz geringen Zahl. 

(Abg. Dr. Manfred Schuhmann: Siehe 
Berchtesgaden!) 

- Nein, nein. Das war ein Schulwandertag, Herr Dr. 
Schuhmann. Ich darf gleich sagen, daß das jederzeit 
möglich ist. Darauf komme ich noch. 

(Abg. Dr. Manfred Schuhmann: So? Im 
Fernsehen wurde durchgegeben, daß alle 

Schulen freihaben!) 

- Gut. Aber wenn Ihnen der Minister sagt, daß es ein 
Schulwandertag war, dann nehmen Sie das bitte so 
hin. Ich habe ausdrücklich begrüßt, daß vom Volks­
schulbereich, Realschulbereich und Gymnasialbe­
reich, nachdem man wußte, daß die europäischen 
Rennrodelmeisterschaften stattfinden, der Tag, über 
den man ja jederzeit verfügen konnte, so gelegt 
wurde, daß die Schüler - 2000 übrigens - hingehen 
konnten, für die es ein großes Erlebnis war, zumal ein 
Deutscher auch noch Europameister wurde an dem 
Tag, an dem sie dort waren. Das ist doch auch schön. 

(Zuruf des Abg. Langenberger) 

- Wir müssen ja nicht immer verlieren, Herr Langen­
berger. Wir dürfen ja auch im Sport mal wieder gewin­
nen. Das ist ja was Schönes. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Langenberger: 
Dabeisein ist doch auch wichtig!) 

- Wir sind oft genug dabei, aber gelegentlich könnten 
wir ja schließlich auch ganz vorne mit dabeisein. Sie 
wollen es doch sonst auch immer. Dem Minister wür­
den Sie sicher vorwerfen, wenn wir nur Schlechtes 
brächten, und für den Sport bin ich halt mit zuständig. 

Ich darf dann als Zweites sagen, wenn jemand bei 
Parteitagen Delegierter ist, bekommt er bei uns frei. 
Das haben wir immer so gehandhabt. 
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Das Drille allerdings, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ist die Schulzeitregelung, wonach von 
366 Tagen des Jahres an 186 Tagen Unterricht statt­
findet. Das ist alles. Also es bleibt genug Zeit, daß 
sich jemand politisch betätigen kann. 

Herr Abgeordneter Knauer, was ich damals gesagt 
habe, halte ich aufrecht: Man muß nicht nur nach 
Bonn fahren. Ich begrüße es, wenn als schulische 
Veranstaltung auch einmal eine Fahrt zum Bayeri­
schen Landtag stattfindet. Das ist ja von dem Antrag 
nicht berührt, so daß im Grunde dem Anliegen, dem 
ich ja entspreche, Rechnung getragen ist. Aber einen 
Tag freizugeben, meine Damen und Herren, da bitte 
ich Sie zu sehen, daß wir genug Freizeit für jeden ha­
ben, der sich staatsbürgerlich betätigen will und soll. 
Deshalb sollten wir von unserem ohnehin geringen 
Kontingent nicht noch zusätzlich etwas wegstrei­
chen. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Wir kommen zur A b -
s t i m m u n g. Der Ausschuß für kulturpolitische Fra­
gen empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer entge­
gen dieser Empfehlung für die Annahme ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Die Opposition. Gegen­
stimmen bitte ich anzuzeigen! - Die Fraktion der 
CSU. Stimmenthaltungen? - Keine. Damit ist der An­
trag abgelehnt. 

Ich rufe auf P u n kt 24 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Jungfer und anderer be­
treffend Förderung einer umfassenden Berufsorien­
tierung von Mädchen (Drucksache 11 /2248) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Sozial-, Ge­
sundheits- und Familienpolitik (Drucksache 11 /3287) 
berichtet Frau Kollegin Pausch-Gruber. 

Frau Pausch-Gruber (SPD), Berichters tat t e -
r i n : Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der 
Ausschuß hat am 24. September über den genannten 
Antrag beraten. Die Argumente wurden relativ breit 
und in der gewohnten Polarisierung ausgetauscht. Im 
Ergebnis waren die CSU-Abgeordneten der Meinung, 
daß alles in Bayern bestens sei, während SPD und 
GRÜNE glaubten, daß man bezüglich der speziellen 
Förderung hinsichtlich der Berufsorientierung noch 
viel machen müsse. 

' 
.Schließlich lehnte der Ausschuß den Antrag mit den 
Stimmen der CSU gegen die Stimmen der SPD und 
der GRÜNEN ab. Ich bitte das Hohe Haus, die Ent­
scheidung des Ausschusses wegen besserer Ein­
sicht zu revidieren. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Wortmeldungen? -
Frau Kollegin Jungfer! 

Frau Jungfer (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich finde e.s ausgesprochen bedauer­
lich, daß die CSU-Fraktion diesen Antrag ablehnt. Das 
zeigt ganz deutlich, daß Sie überall dort, wo man et­
was tun könnte, um die Gleichstellung der Ge­
schlechter voranzubringen, doch nichts tun. Das ein-
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zige Argument für die Ablehnung ist nachgerade lä­
cherlich, daß nämlich eine Zustimmung zu diesem 
Antrag bedeuten würde, daß die Staatsregierung in 
diesem Bereich noch nichts getan hat. Das haben wir 
mitnichten unterstellt; das steht auch nicht in diesem 
Antrag. 

Uns allen muB aber klar sein, daB nach wie vor ein er­
heblicher Nachholbedarf da ist, das Berufsspektrum 
von Mädchen zu erweitern. Nach wie vor versuchen 
zwei Drittel aler Mädchen, gerade in 15 Berufe hinein­
zukommen - von über 400. Es ist noch viel zu tun. Wir 
wissen alle, daß die Berufsorientierung, also bevor 
man noch im Beruf Fuß faßt, von der Schule ganz ent­
scheidend mitgeprägt wird. 

Ich möchte noch einen anderen Gedanken bringen, 
um deutlich zu machen, daß in unseren Schulen noch 
ganz Erhebliches zu tun ist. Die koedukative Schule 
war ein ganz wichtiger Schritt im Kampf um die Mäd­
chenbildung, um die bessere Ausbildung von Frauen. 
Aber sie bietet heute noch itnmer keine optimale Ent­
wicklung der Neigungen und Fähigkeiten von Mäd­
chen. Es gibt doch ganz erheblich zu denken, daß die 
Hälfte aller Ingenieurstudentinnen - es sind ohnehin 
wenig genug unter den Frauen, die derartige Studien­
gänge bei uns ergreifen - aus Mädchengymnasien 
kommen, die nur einen verschwindenden Prozentsatz 
der Gymnasien ausmachen, an denen auch Mädchen 
ausgebildet werden. Umgekehrt sind in der DDR, wo­
bei ich nicht sagen will, daß die DDR besonders vor­
bildlich sei, 40 Prozent aller Informatiker Frauen. Das 
heißt, es mu8 auch Möglichkeiten geben, schneller 
aus diesen traditionellen Rollen herauszukommen als 
bisher. Da stimmt irgend etwas bei uns noch nicht. 
Da ist noch viel zu tun. Niemand wird das abstreiten. 
Ich weiß wirklich nicht, und ich bitte Sie, sich das 
doch einmal zu überlegen, warum Sie diesem harmlo­
sen Antrag nicht zustimmen können, der eigentlich 
nichts weiter möchte, als daß das Kultusministerium 
sich das zu einer besonderen Aufgabe macht. 

Erster Vlzeprialdent Möslein: Als nächstem Redner 
erteile ich dem Abgeordneten Rudolf Engelhard das 
Wort. Bitte, Herr Kollege! 

• 
Engelhard Rudo~ (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Liebe Kollegin 
Pausch-Gruber, In der Aussprache im Sozialpoliti­
schen Ausschuß gab es speziell bei diesem Antrag 
keine große Polarisation. Wir hakeln uns zwar hin und 
wieder ganz gern, aber in dem Punkt Förderung von 
Mädchen und Frauen in gewerblich-technischen Be­
rufen gibt es von der Zielsetzung her zwischen CSU 
und SPD keine großen Unterschiede. 

Sie wollen mit dem Antrag Drucksache 11 /2248 die 
Staatsregierung nochmals auffordern, dafür Sorge zu 
tragen, daß Mädchen und junge Frauen während der 
Schulzeit Gelegenheit erhalten, sich intensiv über die 
gesamte Breite des Berufsspektrums zu informieren. 
Wie gesagt, in der Zielsetzung stimmen wir durchaus 
überein. 

' 

Heute bemühen sich nach wie vor 75 Prozent der 
Mädchen, in 15 Berufen, in der Regel den herkömmli­
chen Frauenberufen, unterzukommen. Dabei sind von 
den 420 angebotenen anerkannten Ausbildungsberu­
fen etwa 400 gena~sogut für Mädchen und Frauen 
geeignet. 

(Zuruf von der SPD: Und was ist der 
Unterschied?) 

- Der Unterschied besteht unserer Meinung nach 
darin, daß die Bemühungen, die dieses Haus und die 
Staatsregierung seit geraumer Zeit gezeitigt haben, 
auch Ihre Wirkung zeigen. Ich möchte nur auf den Be­
schluß des Bayerischen Landtags vom 17. Juli 1984 
hinweisen, mit dem zwei Anträge der SPD und der 
CSU gemeinsam verabschiedet worden sind, sowie 
auf den Beschluß des Bayerischen Landtags vom 
22. Juli 1986 über die Gleichstellung und Förderung 
von Mädchen und Frauen im privatwirtschaftlichen Er­
werbsleben, der einstimmig angenommen wurde. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, machen Sie sich die 
auch mal, im Landtagsamt nachzusehen, was auf­
grund dieses Beschlusses geschehen ist. Die Bayeri­
sche Staatsregierung hat uns auf 29 Seiten mitgeteilt, 
was sie im Vollzug dieser Beschlüsse alles getan hat. 
Ich möchte Ihnen nur einige Dinge vortragen, um die 
Diskussion nicht allzu weit in die Länge zu ziehen: 

Schulaufklärende Beratung: Die Lehrer wurden be­
auftragt, sowohl in Einzelgesprächen wie in Informa­
tionsveranstaltungen alle Erziehungsberechtigten auf 
die Möglichkeiten für Mädchen und junge Frauen in 
gewerblich-technischen Berufen hinzuweisen. Solche 
Veranstaltungen wurden für die Jahrgangsstufen 4 
und 6 der Grundschulen, für die Jahrgangsstufe 9 der 
Realschulen und für die Stufen 9 und 10 der Gymna­
sien zur Pflicht gemacht. Das Thema „Ausbildung von 
Mädchen" wurde ausdrücklich in die Dienstbespre­
chung der Beratungslehrer an Volksschulen usw. auf­
genommen. Die Volksschulen müssen Tage der offe­
nen Tür an der Berufsschule vornehmen. Die Berufs­
beratung wird in die Schulen geholt. 

Wir sind der Meinung, daß es mit Beratung allein nicht 
geht. Man muß die Grundeinstellung der Mädchen für 
gewerblich-technische Berufe wecken. Deshalb wur­
den die Beratungslehrer an den Realschulen ange­
wiesen, bei der Schullaufbahnberatung auf die Wahl­
pflichtfächergruppe 1, den mathematisch-naturwis­
senschaftlich-technischen Bereich, besonders hinzu­
weisen. Der Werkunterricht an den Grundschulen 
wurde verstärkt. An den Gymnasien wurde der Werk­
unterricht ebenfalls verstärkt. Das Bayerische Staats­
ministerium für Arbeit und Sozialordnung hat eine 
Broschüre erstellt „Mädchen in gewerblich-techni­
schen Berufen", die seit 1979 an allen Grund- und 
Hauptschulen und seit 1986 auch an den Realschulen 
verteilt wird. 

Dann gab es eine gemeinsame, ich möchte fast 
schon sagen konzertierte, Aktion mit den Hand­
werkskammern und Handwerksbetrieben. Das Baye­
rische Staatsmin~rium für Arbeit und Sozialord­
nung hat 34000 BWiebe zweimal angeschrieben und 
auf das Problem aJrmerksam gemacht. Die Kammern 
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für Wirtschaft und die Arbeitsverwaltung haben Infor­
mationsveranstaltungen durchgeführt. Zusammen mit 
der Audi AG in Ingolstadt wurden eineinhalbtägige 
Seminare für Betriebe veranstaltet, die bisher noch 
keine Erfahrung mit Mädchen in gewerblich-techni­
schen Berufen hatten, sowie für Berufsberater und 
Beratungslehrer. Der Studienkreis Schule und Wirt­
schaft in Bayern hat sich mit dem Problem befaßt. In 
Zusammenarbeit mit den beruflichen Fortbildungs­
zentren der bayerischen Arbeitgeber wurde für Mäd­
chen, die noch keinen Ausbildungsberuf gefunden 
hatten, eine Motivierungsphase eingeführt: Diese 
Mädchen können sich bis zu zwei Wochen lang inten­
siv mit diesem Problembereich befassen. 

Die Gewerkschaften haben sich ebenfalls für den 
Problembereich stark gemacht. 

Zusammenfassend kann man feststellen, daß diese 
konzentrierten Bemühungen auch zum Erfolg geführt 
haben. Die Anteile weiblicher Beschäftigter und Aus­
zubildender in bestimmten Berufsbereichen haben 
sich vervielfacht. Vor zehn Jahren gab es 0,2 Prozent 
Dreherinnen - ein typischer männlicher Beruf-, heute 
sind es 4,2 Prozent. 

(Zuruf der Frau Abg. Pausch-Gruber) 

Der Anteil der Lackiererinnen ist von ein Prozent auf 
sechs Prozent gestiegen, der der Feinmechanikerin­
nen von 0,5 Prozent auf 8,3 Prozent. Ich könnte die 
Beispiele fortsetzen hinsichtlich Konditoreien, Bäcke­
reien, Malereien, Lackierereien, Feinmechanikerhand­
werk usw. 

Das Problem, vor dem wir nach wie vor stehen und an 
dem wir, wie die vielfältigen Maßnahmen zeigen, 
heute doch erfolgreich arbeiten, ist, die Mädchen und 
jungen Frauen - 56 Prozent unserer Lehrstellenbe­
werber sind voljährig, also über 18 Jahre alt - per­
sönlich davon zu überzeugen, daB sie in diesem ge­
werblich-technischen Bereich ihren Lebensberuf fin­
den können. Diese innere Überzeugung können wir 
nicht durch ständig neue Maßnahmen vermitteln, son­
dern es genügt, wenn die bereits laufenden Maßnah­
men konsequent weitergeführt werden. 

Ich möqhte trotzdem noch einen Ausblick auf die Zu­
kunft wagen. Die Lehrstellensituation in Bayern ist die 
beste in der ganzen Bundesrepublik, ja In ganz Eu­
ropa. Die Mädchen haben also wieder zunehmend 
Möglichkeiten, in ihren angestammten Berufen unter­
zukommen. Auch hier zeigt sich - das weiß ich aus 
eigener Erfahrung; ich bin unseren Damen und den 
jungen Burschen sehr behilflich, Lehrstellen zu finden 
-, daß die Mädchen zunehmend Interesse daran ha­
ben, wieder in die Berufe mit weißem Kragen, in das 
Büro, in die Praxen als Arzthelferinnen und Rechtsan­
waltsgehilfinnen zu gehen. 

Das Interesse der Wirtschaft ist aber genau entge­
gengesetzt. Denn in vielen Bereichen, gerade in den 
gewerblich-technischen Berufen, werden die Lehr­
stellensuchenden knapp. Die Wiftschaft ist bereit, 
Mädchen und junge Frauen auf2itlnehmen. Aber die 
Mädchen wollen sich von uns nicht in diese Bereiche 
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drängen lassen. Ich frage Sie, ob wir die Mädchen 
trotz der vielen Maßnahmen, die schon durchgeführt 
werden, drängen sollen. Denn unser oberstes Prinzip 
ist, daß jeder für sich entscheiden muß, welchen Be­
ruf er für richtig erachtet. 

(Beifall bei der CSU) 

In der Tendenz stimmen wir überein. Aber wir sind 
der Auffassung, damit möchte ich zum Schluß kom­
men, daß die zahlreichen Maßnahmen, die Sie auf 
29 Seiten im Landtagsamt nachlesen können, genug 
sind und daB wir nicht noch zusätzliche Maßnahmen 
durchzuführen brauchen. 

Es gibt im übrigen noch den Beschluß des Bayeri­
schen Landtags auf Drucksache 10/2487, wonach ein 
Betriebspraktikum von ein bis zwei Wochen Dauer in 
der 8. und 9. Klasse der Hauptschule verpflichtend 
durchzuführen ist. Damit ist auch der dritte Punkt Ih­
res Antrags längst erledigt. - Ich bedanke mich für 
die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Wir kommen zur Ab -
stimm u n g. Die Ausschüsse empfehlen die Ableh­
nung des Antrages. Wer entgegen dieser Empfehlung 
für die Annahme ist, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Gegenstimmen? - Das ist die Mehrheit. 
Stimmenthaltungen? - Keine. Der Antrag ist ab g e -
lehnt. 

Ich rufe auf Punkt 25 der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Schultz betreffend Ände­
·rung der Rlchtllnlen für die Förderung elnzelbetrleb­
llcher lnvestltlonen In der Land- und Forstwirtschaft 
(Drucksache 11/2253) 

Die Beschlußempfehlungen der Ausschüsse wurden 
einstimmig gefaßt. Damit enlfäUt die Berichterstat­
tung. Mit dem Antrag wird die Staatsregierung er­
sucht zu prüfen, ob die Richtlinien des Staatsministe­
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten für 
die Förderung einzelbetrieblicher Investitionen in der 
Land- und Forstwirtschaft dahingehend geändert 
werden können, daß auch Hofübernehmer gefördert 
werden können, die allein oder mit dem Ehegatten 
den elterlichen Betrieb langfristig gepachtet haben. 

Gibt es Wortmeldungen?· - Nein. Wir kommen zur 
A b s t i m m u n g. Die Ausschüsse empfehlen eine 
Neufassung des Antrags. Wer dieser Neufassung auf 
Drucksache 11/4203 zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Keine. Stimm­
enthaltungen? - Keine. E i n s t i m m i g so beschlos­
sen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 26: 

Antrag der Abgeordneten Dandorfer, Eykmann, Dr. 
Rost und anderer betreffend Klassenlehrerprlnzlp 
(Drucksache 11 /2265) 

Die Beschlußfassung des'Ausschusses für kulturpoli­
tische Fragen wurde einstimmig gefaßt. Damit entfällt 
die Berichterstattung. Mit dem Antrag wird die 
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Staatsregierung aufgefordert, auch bei den Sonder­
schulen das Klassenlehrerprinzip zu berücksichtigen. 

Wortmeldungen? - Keine. Wir kommen zur Ab -
s t i m m u n g. Der Ausschuß für kulturpolitische Fra­
gen empfiehlt Zustimmung. Wer diesem Votum bei­
treten will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge­
genstimmen? - Keine. Stimmenthaltungen? - Keine. 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 27 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten Bause und anderer und 
Fraktion betreffend Entsorgung von Altlasten bei 
Querzblchl/Landkrels Bad Tölz-Wolfratshausen 
(Drucksache 11/2302) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Landesent­
wicklung und Umweltfragen (Drucksache 11 /3778) 
berichtet der Herr Abgeordnete Professor Weiß. Herr 
Dr. Weiß, Sie haben das Wort! 

Dr. Weiß Armin (DIE GRÜNEN)•), Berichter­
s 1 a t t er: Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Der Antrag wurde am 29. Oktober im Ausschuß für 
Landesentwicklung und Umweltfragen behandelt. Es 
handelt sich um ein Grundstück im Landkreis Bad 
Tölz, auf dem viele Jahre eine Kühlerfabrik betrieben 
wurde. Im Zusammenhang mit diesem Betrieb wur­
den das Grundwasser und der Boden massiv mit 
Chlorkohlenwasserstoff, aber auch mit Schwermetal­
len und wahrscheinlich mit Fluorkohlenwasserstoffen 
verseucht. Auf dem Grundstück soll eine Abfallsor­
tier- und Kompostieranlage mit integrierter Reststoff­
deponie errichtet werden. 

Der Mitbericllterstatter, der Abgeordnete H ö 1 z 1 , 
hat darauf hingewiesen, daß das Raumordnungsver­
fahren für diesas Vorhaben mit einer positiven Bewer­
tung abgeschlossen wurde. Oie Sanierungsarbeiten 
für die Entfemung der Chlorkohlenwasserstoffe wur­
den nach Aussagen des Mitberichterstatters bereits 
im Jahre 1986 begonnen und fortgeführt. Es werden 
Boden-Luft-Absaugungen über Bohrungen gemacht 
und Injektionen von Druckluft über mehrere Lanzen. 
Die L,uft wird über Aktivkohlefilter gereinigt. Das Ver­
fahren soll erfolgreich sein. 

Der Antrag hat die Aussetzung des Planfeststellungs­
verfahrens bis zu einem Bericht der Staatsregierung 
über das Sanierungskonzept und die Bewertung die­
ses Konzepts durch die Gutachter zum Inhalt. 

Der Mitberichterstatter war der Ansicht, daß die Sa· 
nierung ohne weiteres weitergehen könne, auch 
wenn die Gebäude errichtet würden. Er hat deshalb 
die Ablehnung vorgeschlagen. 

Der Vertreter der Staatsregierung hat 
darauf hingewiesen, daß die Fachbehörden insge­
samt, insbesondere das Wasserwirtschaftsamt, betei­
ligt gewesen seien. Auch ein Ingenieurbüro sei einge­
schaltet worden. Eine lückenlose Dokumentation sei 
erstellt worden. 

") unkorrigtert 

1 

In der Abstimmung wurde der Antrag mit den Stim­
men der CSU gegen die Stimmen der GRÜNEN bei 
Enthaltung der SPD abgelehnt. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Danke für die Bericht­
erstattung. In der Aussprache haben Sie das Wort. 
Ich erteile es.Ihnen. Bitte sehr! 

Dr. Weiß Armin (DIE GRÜNEN)•): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Es handelt sich um einen 
sehr schwerwiegenden Fall einer Boden- und Was­
serverseuchung mit Chlorkohlenwasserstoff. 

In der wissenschaftlichen Welt ist stark umstritten, 
wieweit das geplante Reinigungsverfahren zu einem 
hinreichenden Erfolg führt. Das Planfeststellungsver­

. fahren soll nun im März abgeschlossen werden. 
Wenn dann mit der Versiegelung des Bodens, der Er­
richtung von Betonplatten usw. begonnen wird, ist es 
fraglich, ob eine weitere Sanierung des gesamten Ge­
bietes überhaupt noch möglich sein wird. 

Aus diesem Grund meine ich, daß unser Antrag wohl 
berechtigt ist, den Abschluß des Planfeststellungs­
verfahrens hinauszuschieben, und daß die Staatsre­
gierung über das gesamte Sanierungskonzept und 
über den Erfolg der bisher durchgeführten Sanierung 
berichtet. Es sieht nämlich so aus, als würden sich 
die bisherigen Prognosen nicht realisieren lassen. 
Das Sanierungsverfahren soll nach den jetzigen Infor­
mationen noch weit bis in das Jahr 1989 fortgesetzt 
werden. 

Das bedeutet, daß die Verseuchung sehr viel weiter­
gehender und tiefer sein muß und einen größeren 
Raum erfaßt haben muß als nach der ursprünglichen 
gutachtlichen Stellungnahme der Firma G · & E Um­
welttechnologie in Aachen. 

Nun ist in der Zwischenzeit bekannt geworden, daß 
Chlorkohlenwasserstoffe auch Beton durchdringen, 
daß sie persistent sind, sich chemisch in Boden und 
Wasser nicht zersetzen, so daß hier besondere Pro­
bleme auftreten. Eine Berichterstattung wäre deshalb 
sinnvoll, auch im Interesse der betroffenen Bevölke­
rung. 

Etwas Besonderes kommt hier noch hinzu: Der Land­
kreis hat sich eine Stellungnahme erarbeiten lassen, 
nach der unter Umständen einer der Vorsitzenden 
der sich mit diesem Problem beschäftigenden Bür­
gerinitiative, der gleichzeitig Kreisrat ist, von den Si!· 
zungen zu diesem Problem ausgeschlossen werden 
sollte, weil er dabei eventuell Informationen erhält, die 
in einem Gerichtsverfahren oder sonstwie für die Ar­
beit der Bürgerinitiative verwertet werden könnten. 
Das heißt, er vertritt sozusagen eine betroffene Grup­
pierung. 

Wenn Sie sich überlegen, welch ein demokratisches 
Grundverständnis das eigentlich ausdrückt, dann ist 
es um so wichtiger, daß hier wirklich erst einmal be­
richtet wird. Das muß ja keine große Zeitverzögerung 
bedeuten. Wenn Sie die früheren Hinweise ernstneh­
men, daß die Verwaltungsgerichte überlastet sind 
und Überlastung vermieden werden sollte, dann ist es 
doch. wesantlich, die Bürger erst einmal zu inforrnie-

·i unkonigilrt 
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ren, damit sie wirklich den Wissensstand haben, der 
sie entscheiden lä6t, ob sie noch weiter gegen das 
Projekt vorgehen oder nicht. Aus diesem Grund 
meine ich, daß Sie unserem Antrag zustimmen soll­
ten. Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Nächste Wortmeldung 
Abgeordneter Hölzl. Bitte, Herr Kollege, Sie haben 
das Wort! 

Hölzl (CSU): Herr Präsident, verehrte Damen und 
Herren! Ich darf aus der Berichterstattung wied!lrho­
len: 

Es geht tatsächlich um die Errichtung einer Abfallsor­
tier- und Kompostieranlage mit integrierter Reststoff­
deponie bei Quarzbichl für den Landkreis Bad Tölz/ 
Wolfratshausen. Da stellt sich die Frage, Herr Profes­
sor Weiß, um gleich auf Ihre letzte Forderung einzu­
gehen, ob wir es uns im Interesse der Bevölkerung 
leisten können, noch weitere Berichte, ·noch weitere 
Informationen, noch weitere Aussagen anzufordern, 
uns vortragen zu lassen, um dann jeden Tag neu und 
bei jedem Bericht neu zur Kenntnis nehmen zu müs­
sen, daß Sie alles bezweifeln, keiner Aussage glau­
ben und weiterhin Ihre Horrorgemälde, das sind es 
vielfach, an die Wand malen, um die Bevölkerung wei-

. ter zu verunsichern. 

Wie ist die Reali1ät? Lassen Sie mich die Fakten ein­
mal im einzelnen darstellen, weil es zur Klärung des 
Sachverhalts und natürlich auch zur Bewertung Ihrer 
Aussagen hier l.A'ld im Ausschuß vonnöten ist 

Der Landkreis Bad Tölz/Wo~ratshausen hat am 
25. Juni 1985 die Einleitung eines Raumordnungsver­
fahrens für dieses Objekt beantragt. Wie üblich, sind 
über 40 Stellen der unterschiedlichsten Kategorie am 
Verfahren beteiligt gewesen. 

Bereits am 17. Dezember 1985, also nach etwa sechs 
Monaten, wurde für den ersten Bereich nach landes­
planerischer Begutachtung eine positive Beurteilung 
abgegeben. Für den zweiten Teil, die integrierte Rest­
stoffdeppnie, wurde am 17. März 1986 die positive 
landesplanerische Beurteilung abgegeben. Beide lan­
desplanerischen Beurteilungen wurden im übrigen. 
mit einzelnen Maßgaben versehen, damit eben die 
Vereinbarkeit dieser Einrichtung mit den Belangen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege ge­
währleistet wird. 

Die Bedenken der Bürgerinitiative wurden sowohl von 
uns als auch von den beteiligten Stellen ernst genom­
men. Das erkennt man auch daran, daß die Regierung 
von Oberbayern die Einwendungen der Bürgerinitia­
tive als sogenannte Tatsache, die auf sonstige Weise 
bekannt wurde, in das Raumordnungsverfahren ein­
bezogen hat, obwohl sie dazu nicht verpflichtet ge­
wesen wäre. 

Fest steht a11ch, und das nach einem langen, sachge­
rechten und umfassenden AbwägungsprozeB, daß 
die Einwendungen der Bürgerinitiative keine neuen 
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wesentlichen Gesichtspunkte erbracht haben, die für 
eine andersartige landesplanerische Beurteilung aus­
schlaggebend gewesen wären. Insbesondere ist es 
falsch, wenn behauptet wird, der Wert der Landschaft 
an sich wäre hier nicht ausreichend gewürdigt wor­
den. 

Nun stellt sich also die Frage, ob man es hinnehmen 
kann, daß die von allen gemeinsam immer drängen­
der erhobene politische Forderung, die Müllbeseiti­
gung in allen Regionen zu ordnen und zu sichern, 
noch länger im unklaren bleiben kann. Wir würden na­
türlich bei unserem Einsatz für umweltpolitische Be­
lange sehr wohl einen Zeitverlust hinnehmen, wenn 
die gesamte Situation wirklich so gravierend, so be­
denklich, so gefährlich wäre. 

Um dies hier im Hohen Hause doch einmal etwas ver­
tieft darzustellen, dart ich auf die von Ihnen darge­
stellie CKW-Verseuchung des Bodens, nach Ihrer 
Meinung des Grundwassers, eingehen. Vorweg 
möchte ich noch kurz betonen, daß zum Zwecke der 
Errichtung der Anlage natürlich am 20. Januar 1987 
ein Planfeststellungsverfahren eingeleitet wurde. 

Nun zu dem Grundstück, um das es geht: Das 
Grundstück ist ein Gewerbegrundstück, ein ehemali­
ges Betriebsgelände einer Firma, die Kühler ausge­
schlachtet und verwertet hat. Um allen Eventualitäten 
vorzubeugen, möchte ich von vornherein feststellen, 
daß es nicht um ein Biotop, ein Landschaftsschutzge­
biet oder sonst hochwertiges Gelände geht, sondern 
um ein bislang schon industriell genutztes Gebiet. 
Jetzt kommt der entscheidende Faktor: Bereits im 
Dezember 1985 wurde im Zuge der Bereinigung eines 
Ölschadensfalles auf diesem Betriebsgelände festge­
stellt, daß tatsächlich eine Verseuchung des Bodens 
während und nach dem Zweiten Weltkrieg durch Fett­
lösungsmittel eingetreten sein mußte, weil man da­
mals für die Fettreinigung Tetrachlorethylen oder Tri­
chlorethylen verwendet hat. 

Jetz1 muß ich leider - wegen der fortgeschrittenen 
Zeit ist es bedauerlich; aber ich halte es für zwingend 
geboten - die bisherigen Maßnahmen erläutern. Im 
Einvernehmen mit dem Wasserwirtschaftsamt und 
natürlich dem Landratsamt wurde durch Boden-Lufl­
Messungen sowie durch Boden- und Wasseruntersu­
chungen an 42 Meßpunkten sowie durch fünf bis zu 
40 m tiefe Bohrungen erkundet, welche Sanierungs­
maßnahmen eingeleitet werden müßten. Weil Sie er­
neut den Versuch unternommen haben, die beteilig­
ten Sachverständigen und Gutachter als parteiisch 
und, wohl nicht ausreichend neutral hinzustellen, 
weise ich ausdrücklich darauf hin, daß diese Untersu­
chungen von öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen durchgeführt wurden. Die Folge 
der Untersuchungen war, daß die verunreinigten Bo­
denstandorte sehr eng eingegrenz1 werden konnten. 
Bereits etwa 10 m von den Schadensschwerpunkten 
entfernt nimmt die Kontamination nahezu generell um 
·mehr als das 1000fache ab. · 

Hinzu kommt, daß die Verunreinigung des anstehen­
den oberflächennahen Grundwassers eng auf die 
Schadensherde begrenzt ist. Ein etwa 55 m entfern­
ter Grundwasserbeobachtungspegel weist aufgrund 
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mehrfacher Überprüfungen keinerlei Belastungen 
durch Tri und Per auf. Dies verdeutlicht Ihre maßlose 
Übertreibung der Darstellung der Sachverhalte. Ein 
nennenswerter Transport von CKW durch oberflä­
chennahes Grundwasser findet, das steht fest, in­
folge des schwer durchlässigen Tons nicht statt. Be­
lastungen durch Schwermetalle konnten überhaupt 
nicht nachgewiesen werden. 

Ich komme nun zu der Frage, welche Sanierungsmaß­
nahmen eingeleitet wurden. Nachdem keine genauen 
Unterlagen über den Verlauf von Kanalrohren und an­
deren unterirdischen Verbindungen vorhanden wa­
ren, hat man das gesamte Dränage- und Kanalsystem 
vollständig gekappt und abgedichtet, um ein unkon­
trolliertes Ablauten in den Teich vor der Loisach zu 
verhindern. Um den Teich wurde ein Ringkanal ver­
legt. In den Teich wurde darüber hinaus ein 
Belüftungssystem installiert. 

Ich frage Sie, Herr Professor Weiß: Was wollen Sie 
eigentlich noch mehr? Ich ermahne Sie, wenn ich ein­
mal diesen Ausdruck gebrauchen darf, sich nicht 
dauernd wie in vielen anderen Fällen auch auf die 
Welt der Wissenschaft und auf angeblich vorhandene 
Erkenntnisse -zu berufen. Sie nennen nie ein Institut, 
nie einen Namen. Nie sind diese Dinge überprüfbar. 

Seit März 1986 laufen die Sanierungsmaßnahmen. 
Felgende Sanierungseinheiten wurden schrittweise 
installiert: Boden-Luft-Absaugung in den Bohrungen 
sowie bei Lanzen im Bereich der ehemaligen Tri­
Waschanlage, Injektion von Druckluft über mehrere 
Lanzen bei der Tri-Waschanlage in den gesamten 
kontaminierten Bereich, Injektion von Druckluft in den 
Tiefbereich der Bohrung beim Umschlagplatz Alt-Tri 
und Förderung von Grundwasser in den betreffenden 
Bohrungen. Die abgesaugte Bodenluft wird über Ak­
tivkohlefilter gereinigt. Die Sanierungen verlaufen stö­
rungsfrei. 

In 14tägigen Mes5ungen werden diese Maßnahmen 
analytisch überwacht. Hervorzuheben ist, daß durch 
diese Maßnahmen vom Juni 1986 bis Juni 1987 rund 
1,43 t Tri und Per aus dem Boden abgesaugt wurden. 
Die Umgebung der Keller-Tri-Waschanlage kann be­
reits' als weitgehend saniert betrachtet werden. Jetzt 
kommt der entscheidende Faktor, Herr Weiß: Die 
Konzentration der abgesaugten Bodenluft ging hier 
von maximal 4500 µg/1 auf derzeit 10 µg/I zurück. 
Auch das hier geförderte Grundwasser weist mit der­
zeit ca. 12 µg/I nur noch einen um den Faktor 10000 
niedrigeren Wert als bei einer Messung im Juni 1986 
auf. 

Das heißt doch für den Kundigen und vor allem denje­
nigen, der objektiv urteilen will, daß seit der Einleitung 
der Sanierungsmaßnahmen die Konzentrationen je 
nach Bohrung von maximal knapp 50000 µg/I auf un­
ter 20 µg/I zurückgegangen sind. 

Jetzt wurde In einem 50 m entfernten oberflächenna­
hen Grundwasserbeobachtungspegel kein CKW fest­
gestellt. Im übrigen fördern die Wasserversorgungen 
des Ortes Penzberg und der angrenzenden Gemein-
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den ihr Grundwasser aus völlig anderen Boden­
schichten. 

Endresultat: Die Untersuchungen und Überprüfun­
gen, die durch vereidigte Sachverständige erfolgen, 
zeigim, daß die Sanierungsmaßnahmen sinnvoll, wir­
kungsvoll und so ablaufen, daß eine Gefährdung we­
der des Bodens noch der angrenzenden Bevölkerung 
zu befürchten ist. 

Zum zweiten erfolgen selbstverständlich im Rahmen 
des Planfeststellungsverfahrens, das noch zum Ab­
schluß zu bringen ist, entsprechende Festlegungen 
über die weitere Fortführung und die Beendigung der 
Sanierungsarbeiten. 

Ich glaube, daß diese umfassende Sachdarstellung, 
die notwendig war, erwiesen hat, daß es im Interesse 
der raschen Verwirklichung einer geordneten und ge­
sicherten Müllentsorgung für den Landkreis Bad 
Tölz/Wolfratshausen einschließlich der Berücksichti­
gung der notwendigen Sanierung dieses Gebietes 
nicht sinnvoll ist, einen erneuten Aufschub des Plan­
feststellungsverfahrens aufgrund Ihres erst im Juni 
1987 vorgelegten Antrags zu beschließen. Wir wollen 
uns gerade bei einem so schwierigen Thema an die 
Realität halten. Wir wehren uns dagegen, daß immer 
wieder und auch heute wieder der Versuch unter­
nommen wird, nur mit Emotionen, mit Behauptungen 
und Aussagen, die in diesem Augenblick nicht ge­
prüft werden können oder im Gegensatz zu meinen 
nachgewiesenen Darstellungen nicht gesichert sind, 
vorzugehen. Wir wollen auch keine Horrorgemälde an 
die Wand malen lassen. Wir wehren uns gegen Ihre 
Angststrategien und die permanente Verunsicherung 
der Bevölkerung. Ich bitte deshalb darum, ~iesen An­
trag der GRÜNEN abzulehnen. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Nächste Wortmeldung 
der Herr Abgeordnete Professor Weiß! 

Dr. Weiß Armin (DIE GRÜNEN)'): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Herr Kollege Hölzl, ich 
muß leider einige Ihrer Aussagen korrigieren. Der 
Lehrstuhl für ökologische Chemie an der Techni­
schen Universität München hat am 16. März 1987 
Wasserproben untersucht. Dabei war der Gehalt an 
Trichlorethylen in einer Probe 1000 Prozent dessen, 
was für Trinkwasser zulässig wäre. Nun handelte es 
sich zwar um Grundwasser, aber immerhin waren es 
1000 Prozent des zulässigen Wertes. Auch war Te­
trachlorethylen in erheblicher Menge vorhanden. Das 
ist eindeutig von einem lnstttut nachgewiesen wor­
den. 

Unter den Wasserfachleuten ist heute ganz eindeutig 
klar, daß Chlorkohlenwasserstoffe auch Beton durch­
dringen und es dabei nur eine kurze Verzögerung 
gibt. Daher bietet die Ringkanalisation gegen die 
chlorierten Kohlenwasserstoffe keinerlei Schutz. Das 
kommt auch in der Trinl<Wasser-Verordnung darin 
zum Ausdruck, daß etwa bei Chlorkohlenwasserstof­
fen das Schutzgebiet bis dorthin, wo Chlorkohlen­
wasserstoffe sind, ausgedehnt werden muß, weil sie 

• ) unkorrigtert 
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im Boden nicht zerstört werden. infolgedessen ist 
hier ein großes Problem vorhanden. 

Ich wehre mich gegen das, was Sie hier sagen. Ich 
finde es fast verleumderisch, wenn Sie sagen, wir 
würden verhetzen. Es geht doch nur darum, daß der 
Antrag --

(Abg. Hölzl: Dieses Wort habe ich nicht 
gebraucht!) 

- Sie haben gesagt, wir würden Panikmache betrei­
ben. 

(Zurufe von der CSU: Das stimmt ja auch!) 

Es geht ja nur um einen Bericht. Der Antrag zielt dar­
auf ab, daß ein Bericht gegeben wird. Der Antrag ent­
hält keine Panikmache und keine· Hetzerei. Was wir 
fordem, ist eine Information der Öffentlichkeit. Daß 
hier versucht werden soll, etwas zu verheimlichen, 
geht aus der Studie hervor, die der Kreistag hat an­
stellen lassen und die besagt, daß evtl. der Kreisrat 
Manfred Fleischer von den Sitzungen ausgeschlos­
sen wird, weil sonst die Bürgerinitiative Informationen 
erhalten würde,. die sie evtl. anderweitig verwenden 
könnte. Das ist die ganz entscheidende Sache: Es 
geht um die Information. Wenn man Informationen zu­
rückzuhalten versucht, wenn man etwas zu verheimli­
chen sucht, ist der Verdacht berechtigt, daß etwas 
vorhanden ist, was verheimlicht werden soll. Das ist 
das Entscheidende, und deshalb meine ich, sollte un­
serem Antrag stattgegeben werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erster Vlzeprä81dent Mösleln: Weitere Wortmeldun­
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Vor der Abstimmung erteile ich das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung für die Fraktion der SPD nach § 139 
Absatz 1 der Geschäftsordnung der Frau Abgeordne­
ten Harrer. Bitte, Frau Kollegin! 

Frau Herrer (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich nehme für meine Fraktion § 139 Absatz 1 
in Answuch und erkläre, warum wir uns zu diesem 
Antrag der Stimme enthalten. 

Es ist wirklich so, daß die Sanierungsmaßnahmen 
sehr zügig vorankommen und wir im Kreistag, dessen 
Mitglied ich bin, alle Monate schriftliche und mündli­
che Informationen kriegen, wieweit es vorangeht. 

(Abg. Beck und Abg. Dobmeier: Also alle 
Kreistagsmitglieder!) 

- Dazu sage ich noch etwas! 

Wir, auch wir von der SPD, wollen, daß die Arbeiten 
so intensiv vorgenommen werden, daß nichts im Bo­
den bleibt. Man könnte noch einmal ein zweistündi­
ges Referat halten, wie das vor sich geht. 

Wir wollen uns deswegen der Stimme enthalten, liebe 
Freunde, weil wir Im Landkreis Bad Tölz/Wolfratshau­
sen einen Mülltourismus haben, ich kann es nicht 
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mehr anders sagen, so schlimm wie in keinem Land­
kreis. 

(Vereinzelter Widerspruch) 

Wir müssen miteinander daran arbeiten, damit nicht 
gebremst wird; das Raumordnungsverfahren muß ab­
geschlossen werden. 

Nur noch eines: Herr Weiß, Sie sind nicht ganz infor­
miert. In der letzten Kreistagssitzung am Mittwoch 
wurde festgestellt, daß der Herr Fleischer wohlweis­
lich an allen Sitzungen teilnehmen kann. 

(Abgc Hölzl: Hört, hört!) 

Das war ein vorschnelles Urteil meines Landrats. 

(Be~all bei der SPD und bei Angeordneten 
der CSU - Abg. Hölzl: Typisch Weiß!) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Wir kommen zur Ab -
s tim m.u n g. Von den Ausschüssen wird Ablehnung 
vorgeschlagen. 

(Wortmeldung des Abg. Dr. Armin Weiß -
Unruhe - Zurufe von der CSU: Wir sind in 

der Abstimmung!) 

- Wir sind in der Abstimmung, Herr Abgeordneter 
Weiß! 

(Zurufe von der CSU) 

Sie können nach der Abstimmung nach § 139 
Absatz 2 eine Erklärung abgeben. 

Wer entgegen der Empfehlung der Ausschüsse für 
die Annahme ist, den bitte ich -um das Handzeichen. -
Das ist die Fraktion DIE GRÜNEN. Wer stimmt dage­
gen? - Die Fraktion der CSU. Wer enthält sich der 
Stimme? - Die Fraktion der SPD. Damit ist der Antrag 
abgelehnt. 

Ich erteile Ihnen das Wort nach § 139 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung! 

(Zurufe von der CSU -Abg. Hölzl: Aber bloß 
eine Erklärung zur Abstimmung, keine neue 

Diskussion!) 

Dr. Weiß Armin (DIE GRÜNEN): Ich weise hiermit auf 
einen Schriftsatz hin, Datum Bad Tölz, 25.01.1988, 
mit der Überschrm „Ausschluß des Kreistagsmitglie­
des --

Erster Vizepräsident Mösleln: Herr Abgeordneter, 
Sie können eine Erklärung nach § 139 Absatz 2 abge­
ben - -

(Widerspruch des Abg. Dr. Armin Weiß) 

- Sie wollen nach § 110 das Wort? Das ist etwas an­
deres. Sie wollen richtigstellen, daß ein Angr~. der 
gegen Sie erhoben wurde, nicht stimmt; diesen 
möchten Sie zurückweisen. Bitte! 

Dr. Weiß Armin (DIE GRÜNEN): Ich wiederhole: Ich 
weise auf einen Schrmsatz hin: Bad Tölz, 25.01.1988, 
Überschrift: Ausschluß des Kreistagsmitgliedes Flei­
scher wegen persönlicher Beteiligung. Das wollte ich 
richtigstellen. 

(Anhaltende Zurufe von der CSU) 
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Erster Vizepräsident Mösleln: Ich rufe jetzt auf 
P u n k t 28 der Tagesordnung : 

Antreg der Abgeordneten Max Brendl (Chem) und 
anderer betreffend Gewährung von Ausglelchszeh­
lungen für Mldtlerhelter (Drucksache 11/2377) 

Über die Beratung im Ausschu8 für Ernährung und 
Landwirtschaft (Drucksache 11 /3781) berichtet der 
Herr Kollege Brand!. 

Brendl (Cham) (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
übernehme die Berichterstattung für den Kollegen 
Knauer, weil dieser dringend nach Hause mu8te. 

(Lebhafte Zurufe von der CSU, u.a.: Wir 
auch! - Glocke des Präsidenten) 

Der Antrag auf Drucksache 11 /2377 betreffend Ge­
währung von Ausgleichszahlungen für Wildtierhalter 
wurde in der 36. Sitzung des Ausschusses für Ernäh­
rung und Landwirtschaft am 28. Oktober 1987 be­
handelt. Berichterstatter war der Kollege Knauer, Mit­
berichterstatter der Kollege Willi Müller. 

Mitberichterstatter Willi M ü 11 e r meinte, daß Aus­
gleichszahlungen für Flächen, auf denen keine Wild­
tiere gehalten werden, den Landwirten ohnehin be­
reits gewährt werden, vertrat .außerdem die Auffas­
sung, daß die Förderung vorwiegend adeligen Groß­
grundbesitzern zugute käme und sah sich deshalb für 
seine Fraktion außerstande, die Zustimmung zu ertei­
len. 

Als Berichterstatter führte der Kollege K n au e r 
aus, da8 die Bundesländer Nordrhein-Westfalen und 
Baden-Württemberg bereits diese Ausgleichszahlung 
gewähren und dies ohne weiteres möglich wäre, weil 
die Gewährung den Brüsseler Vorschriften nicht wi­
derspreche. 

Erster Vlzeprileldent Mösleln: Danke für die Bericht­
erstattung. Sie haben auch das Wort als erster Red­
ner in der Aussprache. 

Brendl (Cham) (SPD): Herr Präsident, verehrte Kolle­
ginnen und Kollegen! In der gestrigen Aussprache 
zur Interpellation „Bayern und Europa" wurden auch 
die Ziele der künftigen Agrarpolitik debattiert. Die 
Redner aller Fraktionen waren sich darin einig, daß es 
erstens darum geht, Überschüsse abzubauen, zwei­
tens da8 mehr Rücksicht auf Natur und Umwelt ge­
nommen werden muß und drittens der Erhalt der 
bäuerlichen Landwirtschaft im Vordergrund zu stehen 
hat. Diese Ziele werden auch im Jahrhundertvertrag 
des Bayerischen Ministerpräsidenten angesprochen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir ernst­
haft diese Ziele erreichen wollen, müssen wir von 
einer intensiven Landbewirtschaftung zu einer exten­
siven Bewirtschaftung übergehen 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

und dem bäuerlichen Betrieb eine Überlebenschance 
geben. In der Praxis bedeutet dies, da8 der außeror­
dentlich starke Konzentrationsprozeß, der sich in der 
Land\yirtschaft in den letzten Jahren abgespielt hat, 
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nicht fortgesetzt werden darf, ja dem entgegenge­
wirkt werden muß, denn nur so können wir sicherstel­
len, daß die Landwirtschaft aus der Fläche nicht ver­
schwindet. Es gilt also zu verhindern, daß landwirt­
schaftliche Produkte künftig in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Bayern auf Dauer nur noch an 
kostenmäßig optimierten Standorten und in kosten­
mäßig optimierten Betrieben hergestellt werden. Wir 
dürfen die Landwirtschaft nicht einfach wie irgend­
einen anderen unrentablen, subventionsbedürftigen 
und subventionsabhängigen Wirtschaftszweig be­
handeln, sondern müssen alles daransetzen, um ein 
weiteres Sterben in großem Ausmaß zu verhindern. 
Dies bedeutet, daß wir neben Extensivierungsmaß­
nahmen und Existenzsicherungsprogrammen auch 
für Alterr\ativen dankbar sein müssen, die eben nicht 
zu einem Rückzug der Landwirtschaft aus der Fläche 
führen. 

Eine solche Alternative stellt z. B. punktuell die Um­
wandlung bisher intensiv genutzter landwirtschaftli­
cher Flächen· in extensiv genutzte Wildtierhaltung dar. 

(Abg. Willi Müller: Damwildhaltung!) 

Wildtierhalter entziehen erstens der Milchproduktion 
Futterflächen und tragen damit indirekt zum Abbau 
und zur Verminderung der Überschüsse bei. Sie set­
zen zweitens keine künstlichen Dünger ein, verwen­
den weder Unkrautvernichtungsmittel noch Pflanzen­
schutzmittel, belasten also in gar keiner Weise den 
Boden und unser Grundwasser. Schließlich sorgen 
Wildtierhalter auch dafür, daß unsere Kulturlandschaft 
nicht verödet. Sie produzieren darüber hinaus 
Fleisch, das gebraucht wird, dessen Bedarf in der 
Bundesrepublik Deutschland nur zu 30 Prozent ge-
deckt werden kann. · 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist, so 
meine ich, schon mehr als merkwürdig und logisch 
eigentlich überhaupt nicht nachvollziehbar, daß wir 
Landwirten, die Überschüsse produzieren, die unse­
ren Zielsetzungen entgegenwirken, Ausgleichszah­
lungen gewähren und andererseits Landwirten, die in 
unserem Sinne produzieren, die keineswegs Über­
schüsse verursachen, Ausgleichszahlungen versagen 
wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eigentlich müßte es eine Selbstverständlichkeit sein, 
daß wir Wildtierhaltern in Berggebieten und in be­
nachteiligten Regionen nach den Bergbauern-Richtli­
nien Ausgleichszahlungen gewähren. Mit dieser Aus­
gleichszahlung könnte einmal die natürliche Benach­
teiligung ausgeglichen werden, und es würde damit 
ein Beitrag zur Aufrechterhaltung unserer Kulturland­
schaft geleistet werden, etwas, was wir eigentlich alle 
wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 
bei der Behandlung dieses Antrags im Agrarpoliti­
schen Ausschuß, überzeugt von dem ausgeprägten 
Gerechtigkeitssinn der CSU-Kollegen in diesem Aus­
schuß, keinen Augenblick daran gezwe~elt, da8 die­
ser Antrag auch die Zustimmung der CSU-Kollegen 
finden wird. Warum habe ich mir das gedacht? Weil 
sich zum einen die Forderung, die in diesem Antrag 
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erhoben wird, mit den agrarpolitischen Zielsetzungen 
der Staatsregierung deckt, weil zum anderen die Ge­
währung dieser Ausgleichszahlungen im Einklang mit 
den Vorschriften Brüssels steht - Nordrhein-Westfa­
len und Baden-Württemberg gewähren bereits diese 
Ausgleichszahlungen - und weil ich schließlich die 
seitens des Kollegen Müller angeführte Begründung, 
die Förderung komme in erster Linie den Großagra­
riern und den adeligen Großgrundbesitzern zugute, 
keineswegs gelten lassen kann. Wenn man nämlich 
die Zusammensetzung der Mitgliedschaft dieses Ver­
bandes näher betrachtet, stellt man fest, daß über 
80 Prozent aller Mitglieder kleine und mittlere Land­
wirte sind, die 70 Prozent der landwirtschaftlichen 
Flächen bewirtschaften. 

Wir ärgern uns r,nanchmal zu Recht darüber, daß die 
EG-Kommissare immer mehr Kompetenzen an sich 
ziehen wollen. Im Jahrhundertvertrag spricht der Herr 
Ministerpräsident davon, daß Brüssel mit Reglemen­
tierungssucht und Dirigismusbesessenheit gleichzu­
setzen sei; es ist auch von zentralistischen Gänge­
leien die Rede. Gerade Sie, meine verehrten Kollegin­
nen und Kollegen, erwecken bei öffentlichen Diskus­
sionen nicht selten den Eindruck, daß es den Bauern 
nur deshalb so schlecht geht, weil „die da oben in 
Brüssel" - Bonn wird seit einigen Jahren von Ihnen 
verständlicherweise ausgespart - unfähig und unwil­
lens seien zu helfen. 

Brüssel wird zum Prügelknaben gemacht, Sie zeigen 
sich enttäuscht, beschweren sich über den eingeeng­
ten Entscheidungsspielraum und kritisieren den poli­
tischen Machthunger der EG-Kommissare. Ausge­
rechnet dort aber, wo die Verantwortlichkeiten und 
die Zuständigkeiten in Bayern liegen, nämlich bei Ih­
nen, ist die CSU-Fraktion nicht in der Lage, den gege­
benen Spielraum zugunsten der betroffenen Land­
wirte auszuschöpfen. 

(Zustimmung von der SPD) 

Bei einem solchen Verhalten dürfen wir uns keines­
wegs darüber wundem, wenn die betroffene bäuerli­
che Bevölkerung die Glaubwürdigkeit der CSU-Agrar­
politik in Frage stellt und ihre Ernsthaftigkeit anzwei­
felt. Herl Kollege Gruber, passen Sie auf, denn jetzt 
kommt etwa Neues, was auch Sie noch nicht wissen: 
Der Staatsminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Herr Nüsse!, scheint in dieser Frage anderer 
Auffassung zu sein als Sie und Ihre Kollegen im 
Agrarausschuß. Er hat nämlich in einem Gespräch 
dem Landesvorsitzenden zugesichert, daß die Aus­
gleichszahlungen gewährt werden. Ich habe gestern 
mit dem Landesgeschäftsführer ein Gespräch ge­
führt, um mich z1,1 vergewissern, ob dies stimmt; er 
hat es mir bestätigt. Wenn dem schon so ist, wären 
Sie gut beraten, die im Ausschuß getroffene Ent­
scheidung noch einmal zu überdenken. Das wäre mit 
Sicherheit von Vorteil, weil damit nach außen doku­
mentiert werden könnte, daß Sie bereit sind, mit Ih­
rem Minister an einem Strang zu ziehen, wenn es 
darum geht, den Landwirten zu helfen. Sie würden 
damit gleichzeitig zum Ausdruck bringen, daß Sie für 
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mehr Gerechtigkeit in der Behandlung der Landwirte 
eintreten. 

(Zustimmung von der SPD) 

Sie würden damit auch beweisen, daß sich die Bevöl­
kerung auf das, was Minister sagen, verlassen kann. 
Es kam ja, das wissen der Kollege Dr. Max Fischer 
und auch Sie, Herr Gruber, sehr gut, schon öfter vor, 
daß Minister oder Staatssekretäre dieses Kabinetts 
Äußerungen getan haben, die sie später korrigieren 
mußten. Es gibt nichts Schlimmeres, als die Bevölke­
rung durch leichtfertige Äußerungen zu enttäuschen. 
Gerade deswegen wären Sie, so meine ich, gut bera­
ten, wenn Sie unserem vorliegenden Antrag zustim­
men. 

(Beifall bei der SPD) 

Darüber hinaus könnten Sie mit Ihrer Zustimmung 
auch beweisen, daß Sie die diskriminierende Situation 
der betroffenen Landwirte ändern wollen und bereit 
sind, ihnen Ausgleichszahlungen zu gewähren, wie 
dies bereits in Nordrhein-Westfalen und in Baden­
Württemberg der Fall ist. Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Nächste Wortmel­
dung, Frau Paulig! 

Frau Paullg (DIE GRÜNEN): Kolleginnen und Kolle­
gen! Lassen Sie mich kurz· begründen, warum wir die­
sem Antrag nicht zustimmen, obwohl wir uns im Aus­
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
auch in einem Antrag zum Nachtragshaushalt für die 
sofortige Auszahlung der nun möglichen erhöhten 
Ausgleichszulage eingesetzt haben. 

Wir sehen im vorliegenden Fall keine Möglichkeit und 
Notwendigkeit, die Wildtierhaltung über die Aus­
gleichszulage zu fördern. Ich kann der Aussage des 
Kollegen Brand!, daß eine Förderung nach der EG­
Richtlinie möglich wäre, nicht zustimmen. Nach mei­
nen Informationen und soweit ich die EG-Verordnung 
vom 15. Juni 1987 verstehe, ist eine Förderung der 
Wildtierhaltung über die Ausgleichszulage nicht mög­
lich; vielleicht sind in Baden-Württemberg und in 
Nordrhein-Westfalen andere Fördermöglichkeiten ge­
funden worden. 

Wir meinen, daß wir den Fleischmarkt für Wildtiere, 
der im Moment ohnehin mehr als gesättigt ist, nicht 
weiter mit falschen finanziellen Anreizen ausstatten 
sollten. Es bringt den Bauern überhaupt nichts, wei­
ter auf den Ausbau des Wildtierfleischmarktes zu set­
zen. 

Wir haben auch aus Gründen des Tier- und Arten­
schutzes Bedenken. Wir meinen, daB es insbeson­
dere nötig wäre, endlich einmal die Abschußquoten 
für das Wild in den Bergw'ä!dern zu erhöhen, damit 
wieder ein vernünftiger Mischwald aufwachsen kann. 
Dann hätten die Berg- und Waldbauern eine Chance, 
wirtschaftliche Verbesserungen zu verlangen. Dies 
wäre darüber hinaus von gesamtwirtschaftlichem 
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Nutzen, Aus diesen Gründen sehen wir uns nicht in 
der Lage, dem Antrag zuzustimmen. 

Erster Vizepräsident Mösl ein: Nächste Wortmeldung. 
der Abgeordnete Willi Müller. Bitte, Herr Kollege! 

Müller Willi (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Oie Behauptung des Kolle­
gen Brandl, daß hier ein bayerischer Handlungsspiel­
raum ausgenutzt werden könne, ist falsch. Finanzie­
rung und Gewährung der Ausgleichszulage beruhen 
auf EG-rechtlichen Bestimmungen. In ihnen wird fest­
gelegt, daß die Ausgleichszulage einen Beitrag zur Si­
cherung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit in 
benachteiligten Gebieten leisten soll. Daraus geht 
hervor. daß sie den Bauern gewährt werden muß. Es 
wird bezweifelt, ob die Wildtierhaltung eine landwirt­
schaftliche Produktion oder eine bäuerliche Tätigkeit 
darstellt. Oie entscheidende Argumentation, die ich 
hier vortragen möchte, ist aber folgende: 

Auch ich bin der Meinung, daß die Ausgleichsleistun­
gen verbessert werden müssen, und zwar durch die 
Erhöhung der Erstattung auf 286 DM pro Hektar; das 
läßt die EG zu. Außerdem müssen alle Flächen einbe­
zogen werden. Das ist agrarpolitisch wesentlich wir­
kungsvoller als die Einbeziehung der wenigen Wild­
tierhalter. Deshalb plädiere ich für die Ablehnung des 
Antrags. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vlzeprislclent Mösleln: Weitere Wortmeldun­
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abs tim -
m u n g. Die Ausschüsse empfehlen die Ablehnung 
des Antrag&. Wer dagegen für die Annahme ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Das ist die Fraktion 
der SPD. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen! - Das 
ist die Mehrheit des Hauses. Der Antrag ist a b g e -
lehnt. 

(Abg. Hiersemann: CSU und GRÜNE 
gemeinsam gegen die Bauern!) 

Zur Geschiftsordnung erteile ich das Wort dem Vor­
sitzenden der Fraktion der SPD. Bitte, Herr Kollege 
Hiersemann! 

Hlersemann (SPD): Herr Präsident, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Ich bitte um die Abset­
zung des Tagesordnungspunktes 29, weil wir .hierzu 
in der Fraktion noch Beratungsbedarf haben. Das 
heißt, er käme in dieser Woche nicht mehr auf die Ta­
gesordnung. Die Antragsteller, die Fraktion DIE GRÜ­
NEN, sind einverstanden. 

Erster Vlzaprisldent Mösleln: Besteht Einverständ­
nis mit der Absetzung des Tagesordnungspunktes 
29? Wortmeldung dazu? - Der Fraktionsvorsitzende 
der CSU. Bitte, Herr Kollege Tandler! 

Tandler (CSU): Wenn wir schon einmal dabei sind, 
beantrage ich namens meiner Fraktion, auch den Ta­
gesordnungspunkt 56 abzusetzen, weil er in unserer 
Fraktion noch behandelt werden soll. Es handelt sich 
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um eine Eingabe, nicht um den Antrag einer Fraktion. 
Ich bitte, damit einverstanden zu sein. 

Erster Vizepräsident Mösleln: Auch damit besteht 
Einverständnis. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 30: 

Antrag der Abgeordneten Hlersemann, Max von 
Heckei, Loew und Fraktion betreffend Steuerreform 
(Drucksache 11/2574) 

Da die Beschlußempfehlungen der Ausschüsse ein­
stimmig sind, entfällt die Berichterstattung. Mit dem 
Antrag wird die Staatsregierung aufgefordert, an dem 
vom Ministerpräsidenten und vom Staatsminister der 
Finanzen vertretenen Standpunkt festzuhalten, im 
Bundesrat eine Kompensation der Steuerausfälle auf­
grund der Steuerreform über eine Mehrwertsteuerer­
höhung strikt abzulehnen. 

Wortmeldungen? - Keine. Wir kommen zur A b -
s t i m m u n g. Die Ausschüsse empfehlen die Neu­
fassung des Antrags. Ich verweise dazu auf die 
Drucksache 11 /3245. Wer dieser Neufassung zustim­
men will, den bitte ich um das Handzeichen! - Gegen­
stimmen? - Keine. 

(Abg. Hiersemann: Hier besteht doch 
Einstimmigkeit!) 

- Stimmenthaltungen? - Keine. Damit ist der Antrag 
einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 31: 

Antrag der Abgeordneten Slnner, Gruber, Hofmann 
und anderer betreffend Förderungsprogramm lnva­
stltlonen von Junglandwlrtan (Drucksache 11 /3036) 

Da die Beschlußfassungen auch hier einstimmig ge­
faßt sind, entfällt die Berichterstattung. Mit dem An­
trag wird die Staatsregierung ersucht zu prüfen, ob 
die Investitionsgrenze von 50000 D~ abgesenkt wer­
den kann. 

Wortmeldungen? - Keine. Wir kommen zur A b -
stimm u n g. Die Ausschüsse empfehlen die Zustim­
mung mit der Maßg.abe, daß nach dem Wort „ob" die 
Worte „die Investitionsgrenze von 50 000 DM abge­
senkt werden kann und ob" eingefügt werden. Wer 
dem Antrag mit dieser Ergänzung seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen! - Ge­
genstimmen? - Keine. Stimmenthaltungen? - Keine. 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf Tag eso rd nun gs p unkt 32: 

· Antrag der Abgeordneten Dr. Manfred Schuhmann, 
Schultz und anderer betreffend Bayerisches Armee­
museum (Drucksache 11 /3052) 

Über die Beratungen im Ausschuß für kulturpolitische 
Fragen (Drucksache 11/4984) berichtet der Herr Kol­
lege Dr. Manfred Schuhmann. 

Dr. Schuhmann Manfred (SPD), Berichters tat -
t e r: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Da 



3298 Bayer1ach8r Landtag . 11. Wahlperiode Plenarprotokoll 11/49 v. 04.02.88. 

(Dr. Schuhmann Manfred [SPD)) 

ich auch noch dazu sprechen werde, kann ich die Be­
richterstattung sehr kurz machen. 

Die SPD-Fraktion hat einen Antrag gestellt, der das 
Bayerische Armeemuseum in Ingolstadt betrifft und 
in dem die Staatsregierung aufgefordert wird, zu­
nächst Richtlinien zu erstellen und gewisse Schwer­
punkte bei der Sammlungs- und Ausstellungstätigkeit 
festzulegen. 

Anlaß waren eine in der dortigen Presse feierlich ge­
lobte Übergabe eines Starfighters und Gerüchte, daß 
auch Leo 2 im Anrollen sei und ähnliche Dinge mehr. 
Man stellte sich dabei die Frage, ob es die Aufgabe 
des Bayerischen Armeemuseums sein müsse, beste­
henden anderen Museen z.B. der Bundeswehr Kon­
kurrenz zu machen. 

Im zweiten Teil des Antrags wird die Staatsregierung 
aufgefordert, ein museumspädagogisches Konzept 
zu erarbeiten, weil wir der Meinung sind, daß gerade 
dieser sensible Bereich, der mit Waffen zu tun hat, 
wohl als erster eines derartigen Konzepts bedürfe. 

Im dritten Teil des Antrages wird die Staatsregierung 
aufgefordert, örtliche Lehrer damit zu betrauen, Füh­
rungen durch dieses Armeemuseum zu veranstalten, 
weil es sicher nicht sehr sinnvoll ist, wie es in der 
Broschüre des Armeemuseums heißt, daß bei Bedarf 
Wissenschaftler zur Verfügung stehen. Bei der Perso­
nalsituation ist dies erstens nicht möglich, und zwei­
tens ist es sicherlich besser, das Ganze für Schüler 
etwas schul- und schülergerecht aufzubereiten. 

Die CSU hat dem ersten Teil unter anderem mit der 
Begründung eine Absage erteilt, daß es für kein baye­
risches Staatsmuseum Richtlinien für Sammlungs­
und Ausstellungstätigkeit gebe. Die SPD hat darauf­
hin diesen Punkt zurückgezogen und nur die beiden 
anderen Punkte zur Diskussion gestellt und auch zur 
Abstimmung gebracht. Es war dabei ganz interes­
sant, daß auch der Herr des Ministeriums nicht 
wußte, wie weit eventuelle Vorbereitungen für ein 
ähnliches Konzept gediehen seien. Das hat offenbar 
einige Kc;illeginnen und Kollegen der CSU dazu bewo­
gen, mit dem Antragsteller zu stimmen, so daß am 
Schluß dem Antrag im Kulturpolitischen Ausschuß 
mit sieben Stimmen aus der SPD, den GRÜNEN und 
der CSU bei sechs Gegenstimmen aus der CSU und 
zwei Stimmenthaltungen entsprochen wurde. 

Erster Vlzeprisldent Mösleln: Vielen Dank für die 
Berichterstattung. Wortmeldungen dazu? -

(Abg. Dr. Schuhmann: Ja!) 

- Herr Kollege Schuhrnann, Sie möchten dazu spre­
chen? - Bitte, Sie haben das Wort! 

Dr. Schuhmann Manfred (SPD): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie gestat­
ten, daß ich noch ein paar vertiefende Ausführungen 
zu dieser Berichterstattung mache. 

' 

(Abg. Tandler: Es bleibt nichts anderes 
übrig, wir müssen es hinnehmen!) 

- Herr Tandler, ich hoffe, daß es auch für Sie interes­
sant wird. Ich hoffe vor allem auf Ihr Verständnis und 
daß Sie dem zustimmen können, was einige Ihrer Kol­
legen im Kulturpolitischen Ausschuß schon getan ha­
ben. 

Es ist unstreitig, daß die Museumspädagogik in Bay­
ern eine führende Rolle einnimmt. Ebenso unstreitig 
ist, das wird von allen Seiten betont, daß die Perso­
nalsituation so ist, daß hier noch zu. wenig getan wer­
den kann. Aus allen Bereichen und auch aus den Be­
reichen der Staatsregierung und des Ministeriums 
wird immer wieder betont, daß man es bedauern 
müsse, daß man hier noch nicht so weit sein könne, 
wie es wünschenswert wäre. Diese museumspädago­
gische Bewegung hat auch die Kommunen ergriffen. 
Es gibt fast kein Stadtmuseum mehr, wo nicht ähnli­
che Bestrebungen irri Gang sind. 

Meine Damen und Herren von der CSU! Ich appelliere 
an Sie, doch dafür Verständnis zu haben, daß ein Ar­
meemuseum, in dem Waffen ausgestellt werden, ein 
sehr sensibler Bereich ist und daß es dort sicher not­
wendig ist. eine museumspädagogische Konzeption 
zu erarbeiten. Ich glaube, daß Sie mit mir darin über­
einstimmen: Es kann nicht so sein, daß jetzt in die­
sem schönen Bayerischen Armeemuseum - wir wa­
ren uns auch darüber einig, daß die Leute, die dort tä­
tig sind, sehr rührig und engagiert sind; hier hat es 
keinen Widerspruch gegeben - peu a peu eine mo­
derne Waffe nach der anderen kommentarlos aufge­
stellt wird. Es ist hier dringend geboten, gerade für 
unsere Jugendlichen etwas zu tun. Bis jetzt sind 
diese Dinge ohne irgendeine Erklärung, ohne irgend­
welche Handreichungen ausgestellt. Ich finde das 
sehr schade. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich hoffe, 
daß Sie dafür Verständnis haben, daß es dringend 
notwendig ist, für diesen Bereich ein museumspäd­
agogisches Konzept zu erarbeiten. 

(Beif""ll bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär Dr. Goppel ! 

Staatssekretir Dr. Goppel: Herr Präsident, Hohes 
Haus, Herr Kollege Schuhmann! Der Kulturpolitische 
Ausschuß hat in der von Ihnen angegebenen Sitzung 
den Antrag verändert, weil man aufgrund Ihres Vortra­
ges dort noch nicht alle Sachkenntnis haben konnte. 
Zu diesem Zeitpunkt war nicht abgefragt, daß das 
Museumspädagogische Zentrum und das Armeemu­
seum längst gemeinsam in einem Kuratorium Zusam­
menarbeit pflegen. Dort war auch noch nicht bekannt, 
daß es bereits Vorgespräche in einer größeren An­
zahl gegeben hat und gibt, in denen an einem mu­
seumspädagogischen Konzept gearbeitet wird, an 
denen auch das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus beteiftgt war. Ihre Besorgnis, daß wir in diesem 
Bereich von seiten der Verw&ltung nicht genug täten, 
kann zumindest nicht so angenommen werden. Wir 
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haben eine Situation, die das museumspädagogische 
Konzept im Werden sieht. 

Insofern ist der erste Teil Ihres Antrags aus der Sicht 
des Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst 
ausdrücklich nicht erforderlich. Zum zweiten Teil, in 
dem Sie einen Prüfungsantrag· stellen, der das Staats­
ministerium für Unterricht und Kultus betrifft, hat 
mich Herr Staatsminister Zehetmair ausdrücklich 
dazu ermächtigt und beauftragt, Ihnen zu sagen, daß 
auch die dort verlangte Zusammenarbeit schon statt­
findet, im Ausbau befindlich ist, so daß sich der An­
trag jedenfalls aus der Sicht der Staatsregierung er­
übrigen würde. Vielen Dank! 

(Befall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Es liegen keine weite­
ren Wortmeklungen vor. Wir kommen zur Ab s t i m -
m u n g. Der Ausschuß für kulturpolitische Fragen 
empfiehlt die Neufassung des Antrags. 

(Zurufe von der CSU) 

- Es ist kein neuer Antrag gestellt. 

(Abg. Tandler meldet sich zu Wort) 

- Wir sind zwar in der Abstimmung, aber bitte, Herr 
Fraktionsvorsitzender! 

(Ah ! bei den GRÜNEN) 

Tandler (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Man wird ja noch die Möglichkeit haben, von 
der Geschäftsordnung Gebrauch zu machen und das 
Abstimmungsverhalten einer Fraktion darzustellen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nicht in der 
Abstimmung!) 

- Das wird wohl noch gestattet sein. 

(Frau Abg. König: Nicht den Präsidenten 
kritisieren!) 

Unsere Fraktion wird gegen diesen Antrag stimmen, 
weil nach der Erklärung des Staatssekretärs Dr. Gop­
pel für den Antrag kein Anlaß mehr besteht. 

'(Beifall bei der CSU-Abg. Hiersemann: Wir 
sprechen auch zur Geschäftsordnung! -
Frau Abg. Christa Meier meldet sich zu 

Wort) 

Erster Vlzeprisldent Mösleln: Die SPD gibt auch 
eine Erklärung zur Abstimmung. Bitte, Frau Kollegin 
Meier! 

Frau Meier Christa (SPD): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Die Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Kulturpolitischen Ausschuß müssen ehrlich­
keitshalber zugeben, daß wir des öfteren über An­
träge der CSU abgestimmt und auch zugestimmt ha­
ben, obwohl diese Anträge schon innerhalb der 
Staatsregierung auf dem Wege waren. Dann hat es 
geheißen, „weiterhin verstärkt darauf hinzuwirken", 
daB ein Konzept entwickelt oder durchgeführt wird. 

1 

(Abg. Tandler: Formulieren Sie den Antrag 
um!) 

Deshalb schlage ich Ihnen vor: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. weiterhin darauf hinzuwirken, für das Bayerische 
Armeemuseum ein museumspädagogisches 
Konzept zu erarbeiten, 

2. außerdem zu prüfen, ob die pädagogische Be­
treuung von Schulklassen durch Lehrer aller 
Schularten aus Ingolstadt mitübernommen wer­
den kann. 

Das sind nämlich die Anträge der CSU, die wir sonst 
immer so verabschieden. 

(Beifall bei der SPD -Abg. Hiersemann: 
Diesen Antrag stellt die SPD-Fraktion zur 

Abstimmung!) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Es besteht Einver­
ständnis, daß nun über diesen Abänderungsantrag, 
wie er eben vorgetragen wurde, abgestimmt wird. 
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen 
bitte ich anzuzeigen! - Stimmenthaltungen? - Bei sie­
ben Stimmenthaltungen aus den Reihen der CSU so 
b e s c h 1 o s s e n. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 33: 

Antreg der Abgeordneten Trepp und anderer betref­
fend Freistellung der Hauptschüler des 9. Schüler­
jahrgangs vom Unterricht (Drucksache 11/3191) 

Die Beschlußfassung des Ausschusses für kulturpoli­
tische Fragen ist einstimmig. Damit entfällt die Be­
richterstattung. Mit dem Antrag wird die Staatsregie­
rung gebeten zu prüfen, ob die Schülerinnen und 
Schüler der Abschlußklassen aller Schularten nach 
beendeter Prüfung bis zur Aushändigung der Ab­
schlußzeugnisse vom Unterricht freigestellt werden 
können. 

Dazu gibt es keine Wortmeldung. Wir kommen zur 
A b s t i m m u n g. Der Ausschuß für kulturpolitische 
Fragen empfiehlt die Neulassung des Antrages 
(DrucKsache 11/4593). Wer dem zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen! -
Keine. Stimmenthaltungen? - Auch keine. E i n -
s t i m m i g so beschlossen. 

Ich rufe auf zur gemeinsamen Aussprache die Ta -
ge so rd nun g s punkte 34, 35 und 36: 

Antrag der Abgeordneten Tandler, Dlethel, Hölzl 
und anderer und Fraktion betreffend örtliche Ver­
kehrsslcherheltabeaultragte (Drucksache 11/3196) 

Antrag der Abgeordneten Tandler, Dlethel, Hölzl 
und ~ und Fraktion betreffend Schulwegsl­
cherhelt; Verkehrsunterricht Im Prlmirberelch 
(Drucksache 11 /3197) 

Antrag der Abgeordneten Tandler, Dlethel, Hölzl 
und anderer und Fraktion betreffend Behandlung 
verkehrsslcherheltsbedeutsarner Themen durch die 
Medien (Drucksache 11/3199) 
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Antrag der Abgeordneten Werkstetter, Hölzl, Dr. 
Manfred Weiß betreffend verstirkte Behandlung 
verkehrsslcherheltabedeutsamer Themen bei den 
Rundfunkanstalten (Druckuche 11/1474) 

Über die Beratungen zum Antrag auf Drucksache 
11/3196 im AusschuB für Wirtschaft und Verkehr 
(Drucksache 11 /3419) berichtet Herr Kollege Strahle. 

(Abg. Hiersemann: Wir verzichten!) 

- Es wird verzlehtet. ·Die Beschlußfassung zum An­
trag auf Drucksache 11/3197 wurde ohne Gegenstim­
men gefaBt. Damit entfällt die Berichterstattung. Mit 
dem Antrag wird vorgeschlagen, der Verkehrsunter­
richt im Primärbereich sollte in geeigneter Weise wei­
ter intensiviert -rden. 

Die Beschlüsse zu den Anträgen auf Drucksachen 
11/3199 und 11/1474 sind einstimmig gefaßt; damit 
entfällt auch hier die Berichterstattung. Mit den Anträ­
gen wird die Staatsregierung gebeten, bei den Me­
dien, insbesondere den Rundfunkanstalten und den 
privaten Anbietern, auf eine verstärkte Behandlung 
verkehrssicherheltsbedeutsamer Themen hinzuwir­
ken. 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Wortmel­
dungen dazu gibt es keine. Die Aussprache ist ge­
schlossen. Wir kommen zur A b s t i m m u n g. Dazu 
werden die Tagesordnungspunkte wieder getrennt. 

ich lasse abstimmen über den Antrag auf D r u c k -
sache 11/3198. Die Ausschüsse empfehlen die un­
veränderte Ann#lme. Wer dem zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Keine. Enthaltungen? - Auch keine. E i n s t i m m i g 
so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung zum Antrag auf 
Drucksache 11/3197. Auch hier empfehlen die 
Ausschüsse unveränderte Annahme des Antrages. 
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Hand­
zeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Auch hier e i n s tim m i g so beschlossen. 

Ich lasse abstimmen über die Anträge auf den 
Druck'sachen 11/3199.und 11/1474. Hier emp­
fehlen die Ausschüsse eine gemeinsame neue Fas­
sung der Antrige, ausgedruckt auf Drucksache 
11 /3398. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Keine. Stimm­
enthaltungen? - Keine. Auch hier e i n s t i m m i g so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 37: 

Antrag der Abgeordneten Brosch, Kllnger, Meder 
betreffend Beklmplung der Varroetose (Drucksa­
che 11 /3239) 

Über die Beratung im Ausschuß für Ernährung und 
Landwirtsehaft (Drucksache 11 /4311) berichtet Herr 
Kollege Kobler. 

(Zuruf von der CSU: Er verzichtet!) 

' 

Wortmeldungen dazu? - Keine. Dann kommen wir zur 
Abs t i m m u n g. Die Ausschüsse empfehlen die un­
veränderte Annahme des Antrags. Wer dem zustim­
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen­
stimmen? - Die Fraktion der GRÜNEN. Stimmenthal­
tungen? - Keine. Mit Mehrheit so bes c h 1 o s s e n. 

Zu einer Erklärung nach § 139 der Geschäftsordnung 
Frau Abgeordnete Scheel. Sie haben das Wort! 

Frau Scheel (DIE GRÜNEN): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich möchte hier zur Abstimmung 
erklären, warum wir uns diesem Antrag nicht - -

Erster Vlzeprisldent Mösleln: Frau Kollegin, Sie kön­
nen jetzt nur tür sich eine Erklärung abgeben. Die Er­
klärung für die Fraktion hätten Sie vor der Abstim­
mung abgeben müssen. 

Frau Scheel (DIE GRÜNEN): Ich und meine - -

Erstar Vlzeprisldent Mösleln: Nein, Frau Kollegin, 
Sie dürien nur für sich eine Erklärung abgeben. 

Frau Scheel (DIE GRÜNEN): Also, ich lehne diesen 
Antrag der CSU ab. Jetzt ist es korrekt. ich lerne es 
auch noch, Sie merken es schon. 

Ich lehne diesen Antrag ab, weil das Mittel Foibex VA 
neu wieder bedenkenlos mit in diese Bekämpfungs­
maBnahmen einfließt. Das habe. ich das letztemal 
schon gesagt, Sie haben das immer noch nicht ver­
standen. 

(Heiterkeit bei der CSU) 

Auch der Vorsitzende des Bayerischen lmkerverban­
des sah sehr große Probleme durch falsche Anwen­
dung dieses Mittels, weil die einzelnen Imker oftmals 
so schlecht informiert worden sind, daB die falsche 
Anwendung dieses Mittels zu Rückständen im Wachs 
und im Honig geführt hat. Wir unterstützen zwar, daB 
die Varroatose bekämpft wird, aber nicht mit dem Mit­
tel Folbex VA neu, sondern höchstens mit dem Mittel 
Perizin oder anderen Methoden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erster Vizepräsident Mösl ein: Ich rufe auf T a g e s -
ordnungspunkt 38: 

Antrag der Abgeordneten Dandorfer, Dr. Vogele, 
Kaul und anderer betreffend Lehrpline der Haupt­
schulen (Drucksache 1113506) 

Die Beschlußfassung der Ausschüsse wurde ohne 
Gegenstimmen gefaßt. Die Berichterstattung entfällt 
damit. Mit dem Antrag wird die Staatsregierung auf­
gefordert, die Lehrplän~ der Hauptschulen, Berufs­
schulen, Berufsaufbauschulen. und Fachoberschulen 
im Rahmen der Neukonzeption zur Aufwertung der 
Hauptschulen und der beruflichen Bildung daraufhin 
zu überprüfen, inwieweit Lehrpläne der genannten 
Schularten noch besser als bisher aufeinander abge­
stimmt werden können. 

Wortmeldungen dazu? - Keine. Wir kommen zur 
Ab s t i m m u n g. Die Ausschüsse empfehlen die un-
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veränderte Annahme. Wer dem zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Enthaltungen? - Bei zwei Stimmenthaltungen so b e -
s c h 1 o s se n. 

Erster Vlzeprlsldent Mösleln: Ich rufe auf T a g e s -
ordnungspunkt 41: 

Drlngllchkeltsentrag der Abgeordneten Hlerse­
mann, Otto Schuhmann, Flchtner und and- und 
Fraktion betreffend Aufhebung des lnvestltlonszula­
geng-tzes (Drucksache 11/3967) 

Über die Beratungen im Ausschuß für Wirtschaft und 
Verkehr (Drucksache 11/4335) berichtet der Herr 
Kollege Brandl (Passau). Ist der Berichterstatter nicht 
da? Wird auf die Berichterstattung verzichtet? -

Wir kommen zur Aussprache. Wortmeldung dazu, 
Herr Abgeordneter Otto Schuhmann! 

Schuhmann Otto (SPD): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Bei der Finanzierung der Steuerre­
form ist diese Bundesregierung nach derselben Me­
thode vorgegangen, die sie auch bei der Steuerre­
form selbst angewandt hat, nämlich Umverteilung 
vom Schwächeren zum Stärkeren. 

Die Beseitigung der Investitionszulage ist ein Muster­
beispiel dafür.· Damit dies bei den Betroffenen nicht 
so auffällt, wird noch schnell ein Zuckerl gegeben. 
Dies ist in diesem F,all der Streichung der Investitions­
zulage mit 1,6 Milli'arden DM eine Erhöhung der Ge­
meinschaftsmittel um 500 Millionen DM. 

1,5 Prozent der Subventionen sind Regionalmittel. 
Hier werden jetzt 50 Prozent der Mittel gestrichen, im 
Gegensatz zu den großen Brocken der Wirtschafts­
subventionen, die tatsächlich hohe Beträge umfas­
sen. Da hat man keine einzige Mark gestrichen. Man 
ist nach dem Motto verfahren, die Schweinshaxe für 
die Starken, den Senf für die Schwächeren, und auch 
den Senf will man noch etwas verringern. 

(Beifall bei der SPD) 

Da dieses Thema der CSU unangenehm ist, ist man 
eifrig bemüht, diese negative Entwicklung durch eine 
umfangreiche Vernebelungstaktik zu verstecken. Mit 
dem Argument, Unternehmen vor ihrer Konkurrenz 
zu schützen, hat man in diesem Bereich immer eine 
sehr verwirrende Informationspolitik betrieben. Aus 
diesem Grunde ist es auch sehr schwierig, hier öf­
fentlich zugängliche Informationen zu erhalten. 

(Unruhe) 

- Ich bitte, etwas ruhiger zu sein, man hört sich ja sel­
ber nicht mehr, so laut wird hier geredet. 

(Abg. Bauereisen: Otto, du mußt laut reden! 
- Abg. Oobmeier: Ausgerechnet der 

Schuhmann, der Schreier vom Dienst! -
Weitere Zurufe von der CSU - Glocke des 

Präsidenten) 

Von der CSU wird argumentiert, die Streichung der 
Investitionszulage habe nur geringe finanzielle Aus­
wirkungen, so Staatsminister von Waldenfels in Bam-

' 

berg. Bei der Streichung der Investitionszulage ver­
liere Bayern etwa 60 bis 80 Millionen DM, dafür könne 
man aber wesentliche Bewegungsfreiheit bei anderen 
Förderungsmaßnahmen erreichen. 

Tatsache ist aber nach dem Grenzlandbericht, daß für 
Bayern im Jahre 1985 95 Millionen DM Gemein­
schaftszuschüsse und 238 Millionen DM Investitions­
zulagen bzw. Bescheinigungen nach dem lnvesti­
tionszulagengesetz erteilt worden sind. Das heißt, die 
Gemeinschaftszuschüsse betragen 95 Millionen DM 
zu 238 Millionen DM Investitionszulage. 1986 sahen 
die Zahlen folgendermaßen aus: Gemeinschaftszu­
schüsse 115 Millionen DM, Investitionszulagen 906 
Millionen DM, ein Verhältnis also fast von 1: 9. Dabei 
muß man noch wissen, daß die Zuschüsse versteuer­
bar sind und die Zulage steuerfrei ist. Wer hier von ei­
nem Verlust von 60 bis 80 Millionen DM spricht, hat 
entweder keine Ahnung oder betreibt bewußt Verne­
belung. 

(Beifall bei der SPD) 

Für Oberfranken sehen die Zahlen folgendermaßen 
aus: 80 Millionen DM Zulage, 44 Millionen DM Zu­
schüsse. Wenn man den Steueranteil abzieht, ist das 
Verhältnis 80: 20 Millionen DM oder 1 : 4. 

Ein weiteres Argument: Die Investitionszulage fließt 
vorrangig den Großbetrieben zu. Wenn man die Zah­
len von 1985 bis Mitte 1987 heranzieht, haben nach 
Informationen des Bundeswirtschaftsministeriums 
die Betriebe mit 1 bis 49 Beschäftigten 35,6 Prozent 
der Zulagen erhalten, die Betriebe mit 50 bis 499 Be­
schäftigten 34, 7 Prozent der Zulagen und die Be­
triebe mit über 500 Beschäftigten, da kann man si­
cher auch noch nicht von Großbetrieben sprechen, 
ganze 29,ß Prozent. 

Das heißt, diese Zulage ist gerade ein Förderinstru­
ment für Klein- und Mittelbetriebe. Ich frage mich, wo 
im Grenzland oder in strukturschwachen Gebieten 
Großbetriebe sind, die diese Investitionszulage in An­
spruch nehmen sollen. Es gibt sie nicht! Nennen Sie 
mir doch einmal einen Großbetrieb, der im bayeri­
schen Grenzland vorhanden ist. Die können Sie an ei­
ner Hand abzählen. 

(Abg. Dr. Kestel: An einem Finger!) 

Ein weiteres Argument, das hier gebracht wird, ist, 
daß die Investitionszulage für das Zonenrandgebiet 
nur eine geringe Bedeutung hat. Nach den Zahlen 
des Bundeswirtschaftsministeriums von 1985 bis 
Mitte 1987 sind 49 Prozent der Bescheinigungen für 
Investitionszulage an Unternehmen im Zonenrandge­
biet gegeben worden und 51 Prozent an die übrigen 
Fördergebiete. Das heißt, zur Hälfte sind diese Inve­
stitionszulagen ins Grenzland gegangen, und dies 
zeigt deutlich, welche Bedeutung sie für das Grenz­
land haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Durch die Erhöhung der GA-Mittel um 500 Millionen 
DM und die Festlegung, daß 30 Prozent davon ins Zo­
nenrandgebiet fließen, versucht' man, die Unterneh­
mer zu beruhigen. Man sieht schon an den 50 Pro­
zent Zulagen, die ins Zonenrandgebiet fließen, 
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(Schuhmann Otto [SPD]) 

daß diese 30 Prozent auf jeden Fall kein Ersatz sein 
können. 

(Abg. Hiersemann meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Wenn ich diese 500 Millionen DM einmal aufteile in 
den Teil, der zur lnfrastrukturförderung herangezo­
gen wird, nämlich ein Drittel, dann bleiben 330 Millio­
nen DM für die Wirtschaftsförderung übrig. Wenn ich 
30 Prozent davon nehme, sind dies ganze 99 Millio­
nen DM. Davon fallen dann genau 30 Millionen DM auf 
Bayem. Wenn ich bedenke, daß 1986 der Betrag für 
die Investitionszulage für Bayern 906 Millionen DM 
betragen hat, dann frage ich mich, wo hier ein Ersatz 
geschaffen wurde. Das ist ganz einfach der Versuch, 
uns für dumm zu verkaufen. 

Erster Vlzeprisldent Mösleln: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Hiersemann? 

Hlersemann (SPD): Herr Kollege Schuhmann, hätten 
Sie angesichts des Geräuschpegels die Freundlich­
keit, die Mitglieder des Hohen Hauses darauf hinzu­
weisen, daß ich empfehlen würde, der Rede zuzuhö­
ren, damit sie dann auch wissen, was sie in namentli­
cher Abstimmung ablehnen? 

(Abg. Back: Wenn Sie uns noch einmal für 
so dumm halten, stimmen wir dagegen! -

Weitere Zurufe von der CSU) 

Schuhmann Otto (SPD): Herr Kollege Beck, wenn die 
Zonenrandpolitiker der CSU diese Informationen hät­
ten und wüßten, was hier auf das Zonenrandgebiet an 
Verlusten zukommt, würden sie ganz anders reden 
und auch ganz anders handeln. 

(Abg. Willi Müller meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Ein weiteres Argument in diesem Zusammenhang: Es 
wird gesagt, wir können die Aufhebung der Investi­
tionszulage hinnehmen, da die Regionalförderung al­
ler Fördergebiete betroffen ist. 

Erster Vlzeprileldent Mösleln: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Mül­
ler? 

Schuhmann Otto (SPD): Lassen Sie mich den Ge­
danken zu Ende führen, dann kann er sie stellen. 

Wir könnten also die Aufhebung der Investitionszu­
lage hinnehmen, weil die Prioritäten innerhalb der 
Fördergebiete erhalten bleiben. Das stimmt! Nur, die 
Förderung der Ballungsgebiete und auch die sekto­
rale Förderung sind voll erhalten geblieben, während 
die Regionalförderung erheblich gekürzt worden ist. 
Was der Wirtschaft vor allem in Ballungsgebieten 
über Direktsubventionen zuließt, ist geblieben bzw. 
wird wahrscheinlich sogar in den nächsten Jahren 
noch erhöht. ZWar bleibt die Rangfolge Berlin, Zonen­
rand und strukturschwache Gebiete immer noch er­
halten, aber an die schwächsten Gebiete wird in Zu­
kunft weniger verteilt. So, Herr Kollege! 

' 

Müller Willi (CSU): Herr Kollege Schuhmann, würden 
Sie mir darin zustimmen, daß ein Großteil der lnvesti-

. tionszulagen nicht in das Zonenrandgebiet, sondern, 
soweit es sich um die Investitionszulage für Innova­
tionen und für rationellen Energieeinsatz handelt, in 
die Ballungsräume fließt, und würden Sie mir auch 
darin zustimmen, daB lhr Antrag so formuliert ist, daß 
er nicht allein das Zonenrandgebiet, sondern alle In-

. vestitionszulagen einschließt? 

Schuhmann Otto (SPD): Herr Kollege, ich stimme Ih­
nen zu, daß ein Teil nicht ins Zonenrandgebiet fließt, 
aber es geht hier für Bayern um 906 Millionen DM für 
das Jahr 1986, wovon allein zirka 300 Millionen DM ins 
Zonenrandgebiet fließen. 300 Millionen DM sind doch 
kein lächerlicher Betrag, sondern die entscheidende 
Förderung für das Zonenrandgebiet. 

(Be~all bei der SPD) 

Meine Damen und Herren! Ich darf hier eine Stellung­
nahme des Abgeordneten Dr. Fischer verlesen, 
der ich nur zustimmen kann. Ich zitiere wörtlich mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten: 

Breiten Raum widmete der Abgeordnete Dr. Fi­
scher in seinen Ausführungen der aktuellen struk­
turpolitischen Standortbestimmung, nachdem sich 
die Lage heute gegenüber dem Vorjahr stark ver­
ändert darstellt. Neben der konjunkturellen Tal­
fahrt, die erfahrungsgemäß die standortungünsti­
gen Fördergebiete besonders hart Ir~. sieht der 
Abgeordnete Dr. Fischer die größte Gefahr in der 
grobschlächtigen und undifferenzierten Reaktion 
der Bundesregierung auf die gegenwärtige Haus­
haltssituation. 

(Be~all bei der SPD) 

Abgeordneter Dr. Fischer: Es steht außer Zweifel, 
daß der Bund sparen und seine zerrütteten Finan­
zen konsolidieren muß. Die Frage ist jedoch, ob 
dies nicht anders geht als mit einem finanzpoliti­
schen Rundschlag ohne Rücksicht auf konjunktur­
politische und grenzlandpolitische Erfordernisse. 

Diesen Aussagen kann man nur zustimmen. 

(Abg. Dr. Fischer: Wann habe ich das 
gesagt?) 

Ich muB mich allerdings kurz verbessern, denn diese 
Aussage hat nicht der Abgeordnete Dr. Fischer, son­
dern der Staatssekretär Dr. Fischer gemacht, und 
zwar am 13. März 1981, als er den Grenzlandbericht 
vorgestent hat. Die heutige Situation ist aber die­
selbe, weshalb seine Aussage .genauso zutrifft. Ich 
kann diese Aussagen nur unterschreiben. 

(Zurufe bei der CSU - Beifall bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Gestatten Sie eine 
weitere Zusatzfrage des Herm Abgeordneten He­
ring? 

Hering (SPD): Herr Kollege Schuhmann, ist Ihnen der 
scharfe Protest des !HK-Vorsitzenden von Oberfran­
ken bekannt? Wenn ja, würden Sie das auch dem 
Kollegen Willi Müller mitteilen? 
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Schuhm111111 Otto (SPD): Ich war erfreut über diese 
Aussage des !HK-Präsidenten von Oberfranken. Nur 
wäre es mir lieber gewesen, wenn dies sofort ge­
schehen wäre und nicht erst nach einem Leitartikel in 
der „Frankenpost". Hier hätten die IHKs schon sehr 
viel eher die Pflicht gehabt, ihrer Aufgabe nachzu­
kommen, nämlich die Interessen ihrer Mitglieder zu 
vertreten. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren! Ich meine, daß diese Auf­
hebung der Investitionszulage die Regionalförderung 
im Zonenrandgebiet, aber auch in den strukturschwa­
chen Gebieten entscheidend schwächt, da über 50 
Prozent der Mittel gestrichen werden. Wer sich in Zu­
kunft noch Vertreter des Grenzlandes und unserer 
strukturschwachen Gebiete nennen will, wer dies von 
sich noch behauptet, für den gibt es nur eine einzige 
Alternative, nämlich diesem Versuch, die Grenzland­
förderung zu zerstören, denn nichts weiter ist diese 
Aufhebung, schärfstens entgegenzutreten, jeden 
möglichen Widerstand dagegen zu erheben und zu 
versuchen, daB dieses Aus für die Zonenrandförde­
rung sowie für die Förderung der strukturschwachen 
Gebiete noch verhindert wird. 

(Starker Beifall bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Nächste Wortmeldung 
Herr Abgeordneter Tandler! 

Tandler (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die CSU-Fraktion könnte diesem 
Antrag zustimmen, wenn die Antragsteller mit folgen­
der Formulierung einverstanden wären: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, darauf hin­
zuwirken, daB die Förderung der Investitionen im 
Zonenrandgebiet erhalten bleibt. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Möaleln: Es erhebt sich, wie ich 
sehe, gegen diese Umformulierung kein Einwand. 
Wortmeldungen dazu? Herr Abgeordneter von Hek­
kel ! 

von Heckei (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Wenn die CSU-Fraktion darauf hinweist, daB 
nicht alle Investitionshilfen nach diesem Gesetz ins 
Grenzland fließen, dann mag das ja richtig sein. Sie 
weisen aber gleichzeitig darauf hin, daB ein Teil abge­
zweigt wird für andere Investitionen im Bereich der 
Energieeinsparung. Genau das ist einer der Haupt­
punkte unserer Bemühungen im Bayerischen Land­
tag, wenn es darum geht, Energieeinsparung tatsäch­
lich in die Praxis umzusetzen, also nicht nur die Lip­
pen zu spitien und dann nicht zu pferren. Aus diesem 
Grunde ist es völlig unsinnig zu verlangen, daB wir die 
Kürzung der Bundeszuschüsse in einem der sinnvoll­
sten Bereiche der Zuschußgewährung hier akzeptie­
ren. 

Deshalb bitte ich, auch diesem Vorschlag, er mag gut 
gemeint sein, nicht zuzustimmen. 

( Berrall bei der SPD) 

' 

Erster Vizepräsident Mösleln: Wortmeldung, Herr 
Abgeordneter Hiersemann ! 

Hlersernann (SPD): Herr Präsident, meine sehr ge­
ehrten . Damen und Herren! Ich weiß durchaus den 
Versuch des Herrn Kollegen Tandler zu schätzen, zu 
einer gemeinsamen Linie zu kommen. Das entspricht 
ja wohl in etwa auch dem, was wir gestern in Rich­
tung Brüssel, aber auch in Richtung Bonn zusammen 
diskutiert haben, daß es nämlich Dinge gibt, bei de­
nen es darauf ankommt, daß dieses Haus und der 
Freistaat Bayern über Fraktionsgrenzen hinweg mit 
einer Stimme sprechen. Auf der anderen Seite muß 
man natürlich sehen, daß die vom Kollegen Tandler 
vorgeschlagene Formulierung eine starke qualitative 
Veränderung dieses Antrages darstellt, 

(Beifall bei der SPD) 

denn unser Antrag, über den wir reden, betrifft 
schlicht Rechtsansprüche, die bisher bestanden ha­
ben, 

( Berrall bei der SPD) 

während sich Ihr Antrag weitgehend im freiwilligen 
Bereich bewegt. Dennoch will ich das jetzt nicht mit 
einem glatten Nein oder Ja beantworten. Ihr Umfor­
mulierungsvorschlag ist heute auf den Tisch gekom­
men, und im Interesse einer möglichen Gemeinsam­
keit beantrage ich deshalb, diesen Tagesordnungs­
punkt in die Ausschüsse zurückzuverweisen und dort 
über Ihren Vorschlag zu diskutieren. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Mösleln: Damit besteht E i n -
ver s t ä n d n i s. 

Vom Herrn Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr 
wurde ich gebeten zu prüfen und fragen zu lassen, 
ob wir heute noch die Tagesordnungs­
p u n kt e 45 und 46 behandeln können. 

(Ja! bei der CSU -Abg. Hiersemann meldet 
sich zu Wort) 

- Herr Kollege Hiersemann, Sie haben das Wort! 

Hlersemann (SPD): Herr Präsident, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Es hat Einigkeit in dem 
Haus bestanden, jedenfalls wurde mir das signalisiert, 
als Kollege Tandler und ich sowie andere von der 
Rundfunkratssitzung zurückkamen, daß die heutige 
Sitzung zwischen 19.00 und 20.00 Uhr beendet und 
morgen weitergetagt werden soll. 

Wenn wir nun heute noch die zwei Tagesordnungs­
punkte, die die Maxhütte betreffen, anhängen sollen, 
dann halte ich das für eine unwürdige Behandlung ei­
nes Themas, das Tausende von Kumpels über Mo­
nate hinweg bedrückt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich verstehe auf der anderen Seite durchaus die Ter­
minzwänge des Herrn Ministers, die mir durch den 
Kollegen Tandler dargestellt worden sind. Ich erkläre 
deshalb vom Rednerpult aus, und Frau Kollegin Pau­
lig hat dies vorhin auch für die GRÜNEN zugesagt, 
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(Hiersemann [SPD)) 

daß dann, wenn der Tagesordnungspunkt morgen 
aufgerufen wird und Herr Minister Jaumann nicht an­
wesend sein kann, dies von uns nicht gerügt werden 
wird, zumal ja der Staatssekretär Ihres Ministeriums 
anwesend ist. Ich bitte darum, diesen Punkt erst mor­
gen zu beh~ndeln. 

(Beifall bei der SPD) 

1 

Erster Vizepräsident Mösleln: Dem wird nicht wi­
dersprochen. 

Dann schließe ich jetzt die Sitzung. Fortsetzung mor­
gen um 9 Uhr. 

(Schluß der Sitzung: 19 Uhr 38 Minuten) 



Anlage 

Beantwortung 
der Interpellation der Abgeordneten Bause, 

Psimmas und Fraktion DIE GRÜNEN, Drucksache 11/3883 
„Gewalt gegen Frauen und Mädchen" 

Interpellation 
der Abgeordneten Bause, Psimmas und Fraktion 
DIE GRÜNEN , 

Gewalt gegen Frauen und Mädchen 

Im Sommer 1986 hat das Europäische Parlament die 
Entschließl.Slg „Gewalt gegen Frauen" (A2-44/86, als 
Bundestagsdrucksache: 10/5846 mit großer Mehrheit 
beschlossen. In dieser Entschließung werden die viel­
fältigen Ursachen und Erscheinungsformen von Ge­
walt gegen Frauen und Mädchen benannt und die na­
tionalen Regierungen zu Gegenmaßnahmen aufge­
fordert. 

In einer den speziellen Forderungen vorausgeschick­
ten Grundsatzerklärung führt das Europäische Parla­
ment sinngemäß aus, daß in allen europäischen Län­
dern Mädchen und Frauen verschiedenen spezifi­
schen Formen von Gewalt ausgesetzt seien, die ihre 
Freiheit, ihre Würde und ihr Recht auf Selbstbestim­
mung verlelzen. Diese Verletzungen dürften nicht le­
diglich als zufälRge pathologische Störungen der Be­
ziehung zwischen Individuen - Frauen und Männern~ 
angesehen werden, sondern müßten als Ausdruck 
patriarchaler Strukturen gewertet werden. Gewalt ge­
gen Frauen und Mädchen beruhe auf einem Geflecht 
ökohomischer Abhängigkeit von Frauen und Mäd­
chen als Folge der geschlechtshierarchischen Ar­
beitsteilung. Diese sei dabei eine - allerdings ent­
scheidende - Ursache der ungleichen Machtvertei­
lung zwischen Frauen und Männern. Die herrschende 
strukturelle Gewalt drücke sich auf der Erschei­
nungsebene in psychischer und physischer Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen aus. 

Sie vermittle sich Frauen und Mädchen ihr ganzes Le­
ben hindurch als Ohnmachts- und Benachteiligungs­
erlebnis sowie in vielen Fällen als körperliche und 
seeHsche Mißhandlung. 

Da viele der vom Europäischen Parlament geforder­
ten Maßnahmen zum Bereich „Gewalt gegen Frauen" 
in die Zuständigkeit der Bundesländer fallen, richten 
wir die folgende Interpellation an die Bayerische 
Staatsregierung: 

' 

Frauen und Männer sind nach dem Grundgesetz und 
der Verfassung des Freistaates Bayern gleichgestellt. 
Dennoch hat sich an der gesellschaftlichen Realität 
der Benachteiligung der Frauen und Mädchen, die 
sich bis hin zu latenter und offener Gewalt manife­
stiert, in den letzten Jahrzehnten wenig geändert, ja 
sie hat sich in den letzten Jahren durch die Ver­
schlechterung der politisch-ökonomischen Rahmen­
bedingungen verschärft. 

Das Ausmaß der offenen und unterschwelligen Ge­
walt gegen Frauen wird nach wie vor nur ungern zur 
Kenntnis genommen. Mißhandelte Frauen werden 
vielfach diskriminiert und alleingelassen, vergewal­
tigte Frauen der „Mittäterschaft" verdächtigt und ein­
geschüchtert .. 

Jährlich erstatten laut Bundeskriminalstatistik ca. 
10000 Frauen Anzeige wegen außerehelicher Verge­
waltigung oder sexueller Nötigung. Die Dunkelziffer, 
d. h. die Zahl der vergewaltigten Frauen, die keine An­
zeige erstatten, ist zehn- bis zwanzigmal so hoch. 

Diese enorme Dunkelziffer resultiert vor allem daraus, 
daß nicht nur die Vergewaltigung selbst, sondern 
häufig auch der Weg von der Anzeige über den Pro­
zeß bis zur Urteilsverkündung als Ausdruck der struk­
turellen Gewalt in dieser Gesellschaft angesehen 
werden muß. Die nach allen Erfahrungen berechtigte 
Angst ohnehin traumatisierter Vergewaltigun_gspfer 
vor offenen oder kaschierten Vorurteilen der Öffent­
lichkeit, vor der Prozeßsituation und vor den Reaktio­
nen in Familie und Freundeskreis verhindern nahezu 
zuverlässig die Anzeige ·eines Gewaltverbrechens. 

Es muß Ziel staatlichen Handelns sein, das Ausmaß 
familiärer und außerfamiliärer Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen zu verringern, die Dunkelziffer zu sen­

.ken und den Opfern in menschlicher und rechtsstaat­
licher Solidarität zu begegnen. 

Im Rahmen der vielfältigen Gewaltformen gegen 
Frauen und Mädchen erscheint die sexuelle Gewalt 
zum einen als der massivste Ausdruck und zugleich 
die Spitze des Eisberges, zum anderen als die am 
meisten tabuisierte Form der Gewalt. Diese Interpel­
lation legt deshalb;den Schwerpunkt auf die sexuelle 
Gewalt gegen Fratlen und Mädchen. 
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1.0. Gewalt In der Famllle 

In unserer Gesellschaft wird Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen in vie~acher Form ausgeübt. Gewaltan­
wendung wird offensichtlich in den brutalen Formen 
von Tötung, Mißhandlung, Vergewaltigung, zeigt sich 
aber ebenso in subtiler Feindseligkeit wie frauen­
feindlicher Literatur, Pornograpie und Degradie­
rung der Frau als Sexualobjekt in den öffentlichen 
Medien. 

Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist nicht etwa, 
was ein einzelner Mann einer einzelnen Frau antut, 
sondern ist Resultat der gesamtgesellschaftlichen 
Verachtung der Frau. 

Bevor eine Frau ins Frauenhaus geht, hat sie schon 
mehrere Versuche unternommen, ihre Situation zu 
ändern. Sie hat ihre Ehe/Beziehung als zerstörerisch 
erlebt, sie ist gezwungen wegzugehen, um sich und 
ihre Kinder zu retten. Sie hat psychische und/oder 
physische Gewalt durch ihren Ehemann/Freund er­
fahren. 

Typische Beispiele für psychische Gewalt gegen 
Frauen sind z.B. ständige Vorwürfe, negative Kritik 
bis zur verbalen Abwertung ihrer Person, ihres Den­
kens und Handelns. Dies bewirkt eine so massive 
psychische Belastung, die das Selbstwertgefühl der 
Frau und ihre psychische Ganzheit stört bzw. zer­
stört. Die Auswirkungen permanenten Abwertens 
sind desto schlimmer, je angewiesener die Frau auf 
die Beziehung zum Mann ist und je stärker sie die ge­
sellschaftlichen Werte von Ehe, Familie internalisiert 
hat. 

Psychische Gewaltanwendung gegen Frauen ist häu­
fig mit physischer verbunden. In der Auseinanderset­
zung wird die Aggression des Mannes an der Frau 
abreagiert. Mit dieser körperlichen Machtdemonstra­
tion soll die psychische Gewalt verstärkt werden und 
die Frau gefll!jg gemacht werden. Neben den körper­
lichen, gesundheitlichen Schäden, die Frauen durch 
physische G-.Jtanwendung erfahren, sind die psy­
chischen Auswirkungen· nicht zu übersehen. Frauen 
werden dadurch völlig unsicher gemacht, leiden unter 
verschiedenen Angstsymptomen, verinnerlichen die 
Macht des Mannes und die Geringschätzung der ei­
generi Person, damit verbunden ist ein Gefühl der 
Wehrlosigkeit, des Unvermögens aus der krankma­
chenden Situation auszubrechen. 

An den physischen Auswirkungen haben betroffene 
Frauen häufig lange zu leiden. Bleibende Schäden 
(Atembeschwerden durch Naseneinbrüche, innere 
Verletzungen durch Schläge in den Bauch) sind keine 
Seltenheit 

Der Bereich der sexuellen Gewalt ist der am meisten 
tabuisierte der Gewalterfahrungen der Frauen. Es 
kann allerdings davon ausgegangen werden, daß se­
xuelle Gewalt weitestgehend mit den anderen For­
men von Gewalt verbunden ist. Frauen sprechen dar­
über meist erst nach langem Aufarbeiten ihrer ge­
samten Mißhandlungserfahrung. 

Vor diesem Hintergrund fragen ,wir die Staatsregie-
rung: ,. 

' 

1.1 Gibt es in Bayern ein gezieltes Beratungs- und 
Therapieangebot für Frauen, die in ihrem Le­
bens- und/oder Familienzusammenhang von 
Gewalt bedroht sind? 

a) Wie lange arbeiten die einzelnen Gruppen 
bereits zu diesem Thema? 

b) Wie werden die Einrichtungen gefördert? 

c) Wer sind ihre Träger? 

1.2 Ist die Staatsregierung der Meinung, daß die 
bereits existierenden Hilfen für mißhandelte 
Frauen qualitativ und quantitativ ausreichen? 

1.3 Worin sieht die Staatsregierung die Leistungen 
in Konzept und Praxis autonomer Frauenhäuser 
als Hilfsangebot für Frauen und deren Kinder? 

a) Gibt es Eingriffe in die Konzepte, wenn ja, 
warum? 

b) Wie wirken sich diese Eingriffe aus? 

1.4 Gibt es in Bayern ein spezielles Nachbetreu­
ungsangebot für Frauen, die vorübergehend im 
Frauenhaus Unterkunft und Beratung suchen 
mußten? 

1.5 Sieht die Staatsregierung die Gefahr, daß die Pri­
vatheit von Ehe und Familie dazu mißbraucht wird, 
die Gewalttätigkeiten des Mannes zu decken? 

a) In wie vielen Fällen wurde die Polizei zu so­
genannten „Familienstreitigkeiten" gerufen? 

b) In wie vielen Fällen wurde in welcher Art zum 
Schutze der Frau eingegriffen? 

1.6 Welche Schutzmöglichkeiten für Frauen werden 
von der Staatsregierung in Erwägung gezogen, 
wenn psychische oder physische Bedrohung 
auch nach einer Trennung nicht aufhört? 

1.7 Wird die Staatsregierung dafür Sorge tragen, 
die Finanzierung von Frauenhäusern so zu ge­
stalten, daß Frauen darüber, daß sie diese Hilfs­
angebote wahrnehmen, keine Nachteile erlei­
den? 

1.8 Welche anderen Möglichkeiten gibt es für 
Frauen, die Beziehung zu einem gewalttätigen 
Mann zu beenden, ohne selbst zu fliehen, ihre 
Wohnung, ihr Eigentum zu verlassen und sich 
(meist mit Kindern) in einen völlig ungesicher­
ten und ungewissen Neuanfang zu begeben? 

1.9 Was hindert die Staatsregierung, die Initiative 
auf Streichung des Wortes „außerehelich" im 
§ 177, 178 StGB zu unterstützen? 

1.10 Hat die Staatsregierung darüber Kenntn[s, wie 
Gewaltstrui<turen auf die Kinder wirken? 

a) Welche Lernmodelle werden Kindern, Ju­
gendlichen gegeben, um selbst andere Be­
ziehungen leben zu können? 

b) Wie gehen Kindergärten, Schulen und an­
dere mit pädagogischen Aufgaben befaßte 
Institutionen mit dem Phänomen Gewalt in 
Ehe/Familie um? 



3 

1.11 Welche Möglichkeiten werden alleinerziehen- 2.4 
den Müttern bei einem beruflichen Neueinstieg 
gegeben? Wie werden die Probleme der Kin­
derbetreuung der Alleinerziehenden gelöst? 

Sieht die Staatsregierung die Notwendigkeit zur 
Einrichtung von Beratungsangeboten als Prä­
ventivmaßnahme? 

a) Wenn nein, warum nicht? 

2.0 Gewalt gegen Mädchen 

Mädchen, die sexuell mißbraucht werden, unterliegen 
einem mehrfachen Gewaltverhältnis zu ihrem Miß­
braucher: dem der Generation, (zwischen Erwachse­
nen und Kindern) dem verwandtschaftlichen (Vater 
und Tochter usw.) und dem zwischen den Ge­
schlechtern (Mann und Frau). Nirgendwo sind die 
Machtverhältnisse. die emotionale Verstrickung und 
Abhängigkeit der Betroffenen deutlicher als beim se-, 
xuellen Mißbrauch von Mädphen. 

Der sexuelle Mißbrauch von Mädchen bleibt kein Pro­
blem der Kindheit. Mit den Auswirkungen dieser Ge­
walterfahrung müssen Frauen als Erwachsene weiter­
leben. sei es mit anhaltender Angst, Schuld- oder 
Schamgefühlen. einem gebrochenen Verhältnis zur 
Sexualität oder mit dem jede Lebensfreude ersticken­
den Gefühl, keine Persönlichkeit· zu haben. die eige­
nen Bedürfnisse oder die eigenen Grenzen nicht zu 
kennen bzw. nie welche haben zu dürfen. Frauen blei­
ben damit auch als Erwachsene sexuell ausbeutbar. 
im Alltag unterdrückbar. ' 

Oft werden sie zu Müttern. die nicht in der Lage sind, 
ihre Töchter vor Mißbrauch zu schützen. Solange sie 
ihre eigenen Schmerzen und Verletzungen nicht 
wahrnehmen dürfen. können sie die der Töchter nicht 
nachfühlen.und verhindern. 

Ein· Sich'Fügen in das vorbereitete Frauenschicksal 
kann nur durch das Aussprechen und das Verarbei­
ten, das Aufbegehren und den Zorn auf die Lebens­
bedingungen von Frauen und Mädchen verhindert 
werden. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir: 

2.1 

2.2 

2.3 

1 

Über welche Erkenntnisse verfügt die Staatsre­
gierung in bezug auf den sexuellen Mißbrauch 
von Mädchen durch 

a) Familienangehörige wie Väter. Brüder. Onkel, 
Großväter oder Stiefväter 

b) in bezug auf Bekannte, Freunde, Lehrer , 
Nachbarn 

c) in bezug auf Fremde? 

Wie sieht die Staatsregierung das Problem se­
xueller und anderer gewalttätiger Übergriffe auf 
Mädchen im Freizeitbereich (z.B. in Jugendfrei­
zeitheimen. Jugendzentren, Sportgruppen und 
kommerziellen Angeboten wie Diskotheken 
etc.)? 

Auf welche Art und Weise fließen Erkenntnisse 
über den sexuellen Mißbrauch von Mädchen in 
der Familie in Aufklärungskampagnen mit ein? 

a) Welche davon sind der Staatsregierung be­
kannt? 

b) Welche davon für Bayern in Planung? 

2.5 

2.6 

2.7 

2.8 

b) Wenn ja, welche Konzepte liegen vor? 

c) Wird die Staatsregierung auf die Zusammen­
arbeit mit autonomen Frauengruppen hinwir­
ken, die auf diesem Gebiet zum Teil seit vie­
len Jahren arbeiten? 

Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregie­
rung, den Aufbau von selbstverwalteten mit ei­
nem „ganzheitlichen" Konzept (Vorsorge, 
Nachbetreuung) ausgestattete Mädchenhäuser 
zu unterstützen und langfristig finanziell abzusi­
chern? 

Wie viele Mädchenwohngemeinschaften für se­
xuell mißbrauchte oder gefährdete Mädchen 
existieren in Bayern? · 

a) Wer sind ihre Träger? 

b) Hält die Staatsregierung diese Zahl für aus­
reichend? 

Wie steht die Staatsregierung zu der Forderung 
autonomer Frauengruppen („Notrufe für verge­
waltigte Frauen und Mädchen". z.B. IMMA (In­
itiative Münchner Mädchenarbeit) und Wildwas­
ser), Informationsveranstaltungen in Schulen 
und städt. Jugendzentren durchzuführen, um 
über sexuelle Belästigung und Gewalt aufzuklä­
ren? 

Ist die Staatsregierung bereit, Beratungslehre­
rinnen. die in Zusammenarbeit mit autonomen 
Frauengruppen ausgebildet werden, an Schu­
len als Ansprechpartnerinnen für Schülerinnen. 
die in Schule und/oder Elternhaus sexuelle Ge­
walt erfahren, einzusetzen? 

2.9 Ab wann und in welcher Höhe wird die Staats­
regierung Mittel zur Durchführung von Selbst­
verteidigungskursen für Mädchen (Wen-Do), 
welche ausschließlich von darin ausgebildeten 
Trainerinnen vermittelt werden dürfen, zur Ver­
fügung stellen? 

2.10 Was wird die Staatsregierung tun, um analog zu 
Punkt 2.9 Gesprächsgruppen für Jungen zur 
Erziehung zur Gewaltlosigkeit Mädchen und 
Frauen gegenüber finanziell und ideell zu unter­
stützen? 

3.0 Gewalt gegen Frauen am Arbeitsplatz 

- Wenn eine Frau nachts nicht mehr auf die Straße 
geht. dann wissen alle, daß der Grund darin liegt, 
daß sie Angst hat. auf eben dieser Straße belästigt, 
überfallen oder gar vergewaltigt zu werden. 

- Wenn eine Frau nicht alleine in eine 1$'.neipe geht. 
ist der Grund ebenfalls oft Angst. 

- Wenn eine Frau nachts ni«*t U-Bahn fährt, sondern 
Taxi, dann wissen inzwischen alle, daß ihre Angst 
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vor Belästigung und vor Überfällen in öffentlichen 
Verkehrsmitteln berechtigt ist. 

Nur wenn eine Frau plötzlich nicht mehr an ihren Ar­
beitsplatz zurückkehren will, denken alle nur noch, 
daß sie sich um ihre Kinder, um ihre Familie kümmern 
will. 

Die Bedrohung der Frauen am Arbeitsplatz durch Be­
lästigung spielt bisher eine noch viel zu geringe Rolle 
in der Diskussion, aus welchen Gründen Arbeits­
plätze von Frauen verloren gehen, und warum Frauen 
in der patriarchalen Gesellschaft beruflich nicht vor­
ankommen, oder warum sie allzu schnell bereit sind, 
bei zusätzlichen Belastungen den Arbeisplatz zu kün-
digen. · 

Nach einer Umfrage hat über die Hälfte der Frauen 
schon einmal in irgendeiner Form sexuelle Belästi­
gungen am Arbeitsplatz erlebt. Aber nur in den bru­
talsten Fällen, und oft erst nach der Kündigung, ha­
ben sie sich zu einem Prozeß durchgerungen. Lieber 
nehmen sie Unerträgliches hin, als den Arbeitsplatz 
aufs Spiel zu setzen. 

Beklagt sich die Frau beim vorgesetzten im Betrieb, 
dann verschlimmert sich oft ihre Situation. Ihr Ar­
beitspensum wird erhöht, es folgt eine negative Lei­
stungsbeurteilung und unfaire Kritik. Schon ist der 
„Karriereknick" da. Also lassen sie sich in der großen 
Mehrheit noch immer lieber demütig.en, als gegen un­
erwünschte Avancen, widerliche Zoten oder gegen 
die herablassende Vertraulichkeit männlicher Kolle­
gen offensiv vorzugehen. 

Wir fragen die Staatsregierung: 

3.1 Welcher Art sind und welches Ausmaß haben 
nach Kenntnis der Staatsregierung sexuelle Be­
lästigungen von Mädchen und Frauen am Ar­
beitsplatz in der freien Wirtschaft und im öffent­
lichen Dienst im Land Bayern? 

3.2 

3.3 

3.4 

Besitz! die Staatsregierung Erkenntnisse dar­
über, in welchem Umfang im öffentlichen Dienst 
Männer in leitenden Positionen von ihnen unter­
geordneten Arbeitnehmerinnen wegen sexuel­
ler Belästigung unter Ausnutzung der mit ihrer 
Ppsition verbundenen direkten und indirekten 
Machtmittel (Einfluß auf Beförderung), Gehalts­
höhe, Arbeitsplatzgestaltung, Kündigung etc.) 
angezeigt worden sind? 

a) Bei der Polizei? 

b) Bei der zuständigen Dienststelle 

c) Welche Konsequenzen hatte dies für den Be-
lästiger, die Belästigte? 

Wie steht die Staatsregierung zu der Einrich­
tung von „Beschwerdebüros" für Frauen und 
Mädchen im Falle von sexueller Belästigung am 
Arbeitsplatz? 

Ist die Staatsregierung bereit, sich um eine 
strafrechtliche Definition des. Tatbestands der 
sexuellen Belästigung zu bemühen, damit die 
Opfer solcher Zudringlichkeiten eine klare 
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Grundlage haben, auf der sie Anzeige erstatten 
können? 

a) Sind der Staatsregierung diesbezügliche Er­
fahrungen aus den USA bekannt? 

3.5 Wird sich die Staatsregierung dafür einsetzen, 
zu prüfen, inwieweit in den einzelnen Arbeitsbe­
reichen rechtliche Bestimmungen eingeführt 
werden sollten, um sexuellen Belästigungen be­
gegnen zu können? 

3.6 Sind der Staatsregierung die Kosten im Sozial­
versicherungssystem, die durch Krankheits­
oder Fehlzeiten entstehen, die auf sexuelle Er­
pressung am Arbeitsplatz zurückzuführen sind 
(psychosomatische Krankheiten, Neurosen 
usw.), in Bayern bekannt? 

4.0 Gewalt gegen lesbische Frauen und Mädchen 

Sexistische Herrschaftsstrukturen und das daraus re­
sultierende Macht- und Unterdrückungsverhalten zwi­
schen den Geschlechtern lassen Frauen nur wenig 
Raum, sich außerhalb der zugelassenen und gesell­
schaftlich geforderten Formen und Vorstellungen von 
weiblicher Identität frei zu entfalten. 

In diesem Zusammenhang stellen lesbische Frauen 
eine der größten Herausforderungen für unsere Ge­
sellschaft dar, weil sie Männern zumindestens im Pri­
vatbereich nicht mehr zur Verfügung stehen. 

In der männlichen Gesellschaft gibt es deshalb in be­
zug auf lesbische Lebensformen spezifische Formen 
der Gewaltanwendung. Frauen sollen als Instrument 
männlicher Wünsche und Vorstellungen funktionie­
ren. D. h. auch, daß weibliche Sexualität zum einen, 
männlichen Vorstellungen und den vorherrschenden 
männlichen Sexualpraktiken entsprechen soll, zum 
anderen, wird sie hinsichtlich ihrer Zweckbestimmung 
Fortpflanzung definiert. 

Lesbische Frauen und Mädchen sind in allen Lebens­
bereichen einer doppelten Benachteiligung ausge­
setzt. Als Frauen und als Lesben. 

Lesbische Beziehungen und Lebensgemeinschaften 
als selbstverständliche Alternative zu heterosexuellen 
Beziehungen und von Männern unabhängigen weibli­
chen Existenz sind in einer männlichen Gesellschaft 
nicht anerkannt. Sie werden ignoriert, lächerlich ge­
macht, aber auch diskriminiert und verfolgt. 

In diesem Zusammenhang fragen wir die Staatsregie­
rung: 

4.1 

4.2 

Welche Arten der Diskriminierung von lesbi­
schen Frauen und Mädchen sind der Staats­
regierung in den Bereichen: Erziehungs- und 
Ausbildungswesen, Arbeitswelt, Gesundheits­
wesen, Medien, Rechtssprechung, Wissen­
schaft, Forschung und Kultur bekannt? 

Welche Maßnahmen und Einflußmöglichkeiten 
zur Bekämpfung der Diskriminierung von lesbi­
schen Frauen und Mädchen zur Anerkennung 
der Würde und des gleichen Rechtes lesbi­
scher Lebensgemeinschaften ergreift und sieht 
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die Staatsregierung. Sieht sie die Nol>l(endig­
keit einer Änderung des geltenden Rechts im 
Hinblick auf die fundamentale Gleichwertigkeit 
aller frei gewählten Lebensgemeinschaften? 

a) Arbeitsrecht (AFG, Berücksichtigung lesbi­
scher Lebensgemeinschaften bei Verset­
zung, Arbeitsvermittlung, Trennungszulage, 
... ) 

b) Ausländerrecht (Einreise-, Aufenthalts- und 
Arbeitserlaubnis für lesbische Frauen) 

c) Familienrecht (Sorgerecht, Adoptionsrecht, 
Erbrecht) 

d) Steuerrecht 

e) Wiedergutmachung an Geschädigten der 
NS-Justiz, die offiziell oder inoffiziell auf­
grund ihres Lesbischseins inhaftiert waren. 

Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung 
hinsichtlich einer vorurteilsfreien und gleichwer­
tigen Darstellung lesbischer Beziehungen und 
lesbischer Sexualität im Erziehungs- und Aus­
bildungsbereich? 

4.4 Inwieweit trägt die Staatsregierung dafür Sorge, 
daß Homosexualität aus den medizinisch-psy­
chologisch-psychiatrischen Krankheitsklassifi­
kationen gestrichen wird? 

4.5 Fördert die Staatsregierung die Einrichtung von 
Beratungsstellen von und für Lesben bzw. un­
terstützt sie bereits vorhandene? 

a) Wenn nein, warum nicht? 

4.6 Wie sichert die Staatsregierung das Recht auf 
selbstbestimmte Lebensweise und Sexualität 
von Lesben in Alters-. Behinderten- und Wohn­
heimen? 

4.7 Sieht die Staatsregierung Möglichkeiten, zur 
Mitwirkung und Mitarbeit lesbischer Frauen in 
Gremien wie Rundfunkrat, Medienrat, Landes­
frauenausschuß u. a.? Wenn ja, welche? Wenn 
nein, warum nicht? 

4.8 Ist der Staatsregierung bekannt, ob eine Öff-
' nung der Medien für lesbenspezifische Sendun­

gen und Inhalte unter Mitbestimmung und Mit­
wirkung lesbischer Frauen (Rundfunkrat oder 
Medienrat) vorgesehen ist? 

a) Ist die Staatsregierung bereit, Konzepte zu 
erarbeiten, um einer diskriminierenden Dar­
stellung von Lesben in den Medien entge­
genzuwirken und einen Beitrag zur Gleich­
stellung lesbischer Beziehungen zu leisten? 
Wenn nein, warum nicht? 

4.9 Befürwortet die Staatsregierung die Aufnahme 
lesbischer Aktions-. Emanzipations- und 
Selbsthilfegruppen in die Liste der Vereinigun­
gen mit förderungswürdigen Zwecken und Zie­
len als Voraussetzung zur Erlangung der Ge-
meinnützigkeit? · 

a) Wenn nein, warum nicht? 
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b) Sind der Staatsregierung in diesem Zusam­
menhang Beispiele bekannt, daß o. g. Grup­
pen die Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
im Sinne der Abgabenordnung verwehrt 
wurde? 

4.10 Fördert die Staatsregierung wissenschaftliche 
und kulturelle Projekte, die sich um die Darstel­
lung und Erforschung weiblicher Homosexuali­
tät bemühen und geeignet sind, die Stigmatisie­
rung des Lesbisch-Seins und die Nichtexistenz 
lesbischer Frauen im öffentlichen Bewußtsein 
zu beseitigen? 

4.11 Plant die Staatsregierung die Erweiterung des 
Aufgabenkatalogs der bereits bestehenden 
Gleichstellungsstellen bezüglich der Gleichstel­
lung lesbischer Frauen und Mädchen? Wenn 
nein, warum nicht? 

4.12 Hat die Staatsregierung Kenntnisse über die 
Existenz sogenannter „rosa Listen" bezüglich 
lesbischer Frauen, wird sich die Staatsregie­
rung gegebenenfalls für die Beseitigung dieser 
Listen einsetzen? 

5.0 a-alt gagan ausliindlscha Frauan und Mäd-
chen 

1,5 Millionen Immigrantinnen leben derzeit in der 
BRD. Sie kamen alle als angeworbene Arbeitskräfte, 
polrtische Flüchtlinge oder im Rahmen der Familien­
zusammenführung. Ein Großteil von ihnen hat kein ei­
genständiges Aufenthaltsrecht und keine eigene Auf­
enthaltserlaubnis, sondern sie gelten als Anhängsel 
ihrer Ehemänner oder Väter. 

Für diese Frauen bedeutet Trennung, Scheidung oder 
der Tod des Partners. daß der „Zweck des Aufent­
halts" .verwirkt ist. Dies heißt in vielen Fällen, konkret 
bedroht zu sein von Ausweisung oder Abschiebung, 
insbesondere dann, wenn die Frauen Sozialhilfe be­
ziehen. 

Die Ausländergesetzgebung verweigert ihnen heute 
diese eigenständige, vom Mann unabhängige Exi­
stenz. 

Wir fragen die Staatsregierung: 

5.1 Sieht die Staatsregierung die Notwendigkeit, 
den aufenthaltsrechtlichen Status von ausländi­
schen Frauen und Mädchen zu verbessern, so 
daß diese sich ohne Ausweisungsgefahr von ih­
ren (mißhandelnden) Männern trennen können? 

5.2 Trifft es auch für Bayern zu, daß die Selbst­
mordrate unter ausländischen Mädchen beson­
ders hoch liegt? 

a) Wie hoch liegt die Selbstmordrate bei gleich­
altrigen deutschen Mädchen? 

b) Wie sehen die Vergleichszahlen in anderen 
Bundesländern aus? 

c) Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregie­
rung, ausländischen Mädchen gezielte Hilfe­
stellungen angesichts der gegen sie gerich-
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5.4 

teten Gewalt zu geben (z.B. durch Einrich­
tungen von betreuten Wohngruppen, spezifi­
sches Beratungsangebot)? 

d) Welche Gruppen und Initiativen in Bayern ha­
ben ein Beratungs- und Freizeitangebot spe­
ziell für ausländische Frauen und Mädchen? 

e) Werden diese Gruppen staatlich finanziert? 
Wenn ja, in welcher Höhe? 

f) Wer sind die Träger dieser Gruppen? 

Sind der Staatsregierung Zahlen über ausge­
wiesene Ausländerinnen bekannt, bei denen 
der Ausweisungsgrund auf Trennung, Schei­
dung oder Tod des Partners zurückzuführen 
war/ist? 

a) Wie viele dieser ausgewiesenen Frauen be­
zogen Sozialhilfe? 

5.5 Wie steht die Staatsregierung zu der Forde­
rung, geschlechtsspezifische Verfolgung als 
Asylgrund anzuerkennen? 

6.0 Prostitution 

Die patriarchale Gesellschaft erzeugt und braucht 
Prostitution, wirft deren Vorhandensein aber wie­
derum den Prostituierten vor. 

Aufgrund dieser Doppelmoral werden einerseits Pro­
stituierte diskriminiert, andererseits die Ursachen der 
Prostitution verschleiert und außerachtgelassen. Au­
ßerdem ergibt sich damit die Einteilung der Frauen in 
die Kategorie „Heilige" oder „Hure", wovon alle 
Frauen, nicht nur Prostituierte betroffen sind. 

Der Wunsch nach einer Gesellschaft, die käuflichen 
Geschlechtsverkehr nicht mehr nötig hat, darf nicht 
zu einer Vertuschung der realen Ausbeutungs- und 
Gewaltverhältnisse, unter denen Prostijuierte leben, 
führen. Ebensowenig darf dieses Ziel auf dem Rük­
ken und zu Lasten der betroffenen Frauen ausgetra­
gen werden. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir: 

6.1 Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung 
über die Diskriminierung von Prostituierten und 
Clie Gewalt gegen diese? 

a) Von den Freiern ausgehend? 

b) Von den Zuhältern ausgehend? 

c) Vom Staat ausgehend? 

d) Von der Gesellschaft ausgehend? 

6.2 Welche Diskriminierung erfahren dagegen 
Freier? 

6.3 Worin sieht die Staatsregierung die Ursachen 
für die Prostitution? 

6.4 Glaubt die Staatsregierung in der Erschwerung 
der Bedingungen für Prostituierte die gesell­
schaftlichen Ursachen für Prostitution zu be­
kämpfen? 

6.5 Sieht die Staatsregierung einen Zusammen­
hang zwischen sexuellem Mißbrauch in der 

' 

6.6 

6.7 

6.8 

6.9 

Kindheit und späterer Tätigkeit als Prosti­
tuierte? 

Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregie­
rung, die Sperrbezirksverordnungen in bayeri-
schen Städten aufzuheben? 

In welchen bayerischen Städten gibt es Stra­
Benstrich und andere Formen der Prostitution? 

Sieht die Staatsregierung Möglichkeiten, die 
der Forderung von Prostituierten nach der Ein-
richtung von „Kommunalen Bordellen" (Selbst­
verwaltete, zuhälterfreie Bordelle) in Bayern zu 
erfüllen? 

a) Wenn ja, welche? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Wie weit ist die „Möblierung" des Straßen­
strichs vorangeschritten? 

a) An welchen offiziell ausgewiesenen Straßen 
gibt es Alarmsäulen, Telefonzellen, WC­
Häuschen, Unterstände und eine ausrei­
chende Beleuchtung? 

b) Was gedenkt die Staatsregierung in die 
Wege zu leiten, um die noch nicht ausgestat­
teten Straßenzüge zu bestücken? 

c) In welchem Zeitraum werden die Einrichtun­
gen installiert werden? 

6.10 Warum sieht die Staatsregierung eine Notwen­
digkeit, Wohnwagenprostitution mit den damit 
verbundenen Toleranzzonen zu verbieten bzw. 
einzuschränken? 

6.11 Wie steht die Staatsregierung zu der Tatsache, 
daß die Prostituierten an den offiziellen Stra­
ßenstrichen zwar „anbahnen" dürfen, aber kei­
nen „Stichplatz" haben? 

6.12 Ist der Staatsregierung bekannt, in welcher 
Höhe und wo die von den Prostituierten ent­
richteten Geldstrafen bzw. Bußgelder hinflie­
ßen? 

6.13 Ist der Staatsregierung die Höhe der Summe 
der von den Prostituierten entrichteten Steuern 
bekannt? 

6.14 Wie beurteilt die Staatsregierung die Forderung 
nach sozialer Absicherung (Rentenversiche­
rung, Krankenversicherung) der Prostituierten? 

6.15 Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregie­
rung, Prostituierten gegebenenfalls Hilfe zum 
Ausstieg anzubieten? 

- Materieller Art (Lohnfortzahhmgen, Umschu­
lungsangebote) 

- in Form von Projektförderung 

- Wohnungen für Prostituierte, Wohngruppen 
usw. 

- Selbsthilfegruppen (Um einen möglichen 
Ausstieg vorzubereiten) 

- Kommunikationszentren für Prostituierte und 
Nichtprostituierte 



6.16 Ist der Staatsregierung bekannt, wie Art. 297 
EGStGB (Verbot der Prostitution) gehandhabt 
wird? 

a) Wie erklärt sich die Differenzierung zwischen 
Art. 297 Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 EGStGB? 

b) Sind der Staatsregierung Ausnahmen bei der 
Handhabung der Ziffern 1 und 2 bekannt? 7.3 

c) Wenn ja, wo und aus welchen Gründen 
wurde eine solche Ausnahmeregelung er­
teilt? 

6.17 Wie kann sich die Staatsregierung eine Be­
kämpfung der Ursachen der Prostitution als In-
stitution vorstellen? 7.4 

7 .0 Sextourismus und Frauenhandel 

Der Sextourismus in die Dritte Welt und der Heirats­
handel mit Frauen aus diesen Ländern ist trotz der, 
nach Verlautbarung der offiziellen Delegation, „erfolg­
reichen Beendigung" der UNO-Frauendekade 1985, 
ein sich immer mehr weltweit durchsetzendes Phäno­
men„moderner" kolonialer Herrschaft über „fremde" 
Frauen - sei es in Form des Massentourismus vor der 
exotischen Kulisse südostasiatischer oder afrikani­
scher Badeorte, oder in bundesdeutschen Wohn­
und Schlafzimmern. 

In vielen Fällen, der z.B. aus Thailand nach Europa 
kommenden „Eheemigrantinnen" haben wir es mit ei­
ner „modernen" Form des Menschenhandels zu tun, 
der fundamental gegen jede Vorstellung von Men­
schenwürde verstößt. 

So kann sich ein Mann eine Frau aussuchen, „auf 
Probe" mitnehmen, nach einer bestimmten Zeit wie­
der zurückgeben. Eine Frau kann mehrfach zum „Te­
sten" vermietet und anschließend als Ehefrau ver­
kauft werden. Die „Ware" kommt außer in den oben 
genannten Ländern mittlerweile auch aus Ghana und 
der Dominikanischen Republik. Auch Polinnen sind 
auf dem „Markt", und dieser expandiert. 

Wir fragen die Staatsregierung: 

7.1 Sind nach Ansicht der Staatsregierung Sextou­
rismus und Frauenhandel als Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen zu betrachten? 

a) Falls ja, wie beurteilt sie das Ausmaß dieser 
„Branchen"? 

b) Sieht die Staatsregierung Handlungsbedarf 
und -möglichkeiten zur Eindämmung von 
Sextourismus und Frauenhandel? 

7 .2 Plant die Staatsregierung die Initiierung oder 
Förderung von Maßnahmen zur Unterstützung 
(Beratung, Schutz, Rechtshilfe) der betroffenen 
Frauen? 

1 

a) In Form von Entwicklungshilfe, um Frauen 
wirtschaftlich unabhängig von Prostition zu 
machen? 

b) Finanzielle Unterstützung für Initiativen, wel­
che vor Ort über die Praktiken deutscher 
Heiratsvermittlungsinstitute informieren? 

1i<•. 

7.5 

7.6 

7.7 

8.0 

8.1 

8.2 

8.3 
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c) Finanzielle Unterstützung von Selbsthilfe­
gruppen (AGISRA), die den bereits in der 
BRD lebenden und betroffenen Frauen 'Hilfe 
gewähren? 

d) Gibt es Beispiele derartiger Hilfsangebote 
aus anderen Bundesländern? 

Inwieweit sind der Staatsregierung Fälle von 
Zuhilfenahme der ansässigen deutschen Bot­
schaft in den jeweiligen Ländern für die Vermitt­
lung von Prostituierten bekannt? 

a) Wenn ja, was gedenkt die Staatsregierung 
gegen diese Fälle zu unternehmen? 

Ist der Staatsregierung die Anzahl der Heirats­
vermittlungsinstitute bekannt, welche sich auf 
den Handel mit Frauen, 

a) aus der „Drillen Welt"? 

b) aus Polen oder anderen osteuropäischen 
Ländern spezialisiert haben? 

Gibt es für die Staatsregierung einen rechtli­
chen Handlungsbedarf hinsichtlich der in 7.4a 
+ b genannten Heiratsvermittlungsinstitute? 

a) Wird die Staatsregierung über den Bundesrat 
auf eine Regelung hinwirken? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

c) Wenn ja, auf welche Art und Weise? 

liegen der Staatsregierung Erkenntnisse über 
Zivil-, Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren 
gegen sogenannte Heiratsvermittlungsinstitute 
vor? 

a) Falls keine derartigen Erkenntnisse vorlie­
gen, was wird die Staatsregierung unterneh­
men, um sich über die zivil-, straf- und ord­
nungswidrigkeitsrechtlidhe Relevanz der Tä­
tigkeit solcher Vermittlungsagenten zu infor­
mieren? 

b) In wie vielen Fällen kam es zu einer Verurtei-
lung? 

Ist der Staatsregierung die Selbstmordrate bei 
Frauen aus Dritte-Welt-Ländern oder osteuro­
päischen Ländern, die durch falsche Verspre­
chen nach Bayern gelockt wurden, bekannt? 

a) Ist der Staatsregierung der Fall Josefina 
Estrada aus Weiden bekannt? 

lnstltutloneller Umgang mit von Gewalt ba­
troffanen Frauen 

Welche Möglichkeiten sieht die Staatsregie­
rung, in Polizei- und Gerichtswesen der Tatsa­
che der Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
sensibler und angemessener zu begegnen? 

Wie steht die Staatsregierung zu der Forderung 
nach Einstellung von Frauen in die Schutzpo­
lizei, ohne gleichzeitige Stellenaufstockung? 

Ist der Staatsregierung bekannt, wie weit die 
angekündigte Aus- und Fortbildung von Polizei-
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beamten in Zusammenarbeit mit dem „Notruf" 8.6 
für vergewaltigte Frauen und Mädchen" fortge­
schritten ist? 

Wie steht die Staatsregierung zur Einrichtung 
eines Frauenkommissariats, wie es in anderen 
Ländern bereits existiert? 

8.4 Wie weit sind die gefaßten Aus- und Fortbil­
dungspläne bei den mit Gewalttaten gegen 
Frauen und Mädchen befa8ten Richtern und 
Staatsanwälten verwirklicht worden? 

8.5 Welche Möglichkeit sieht die Staatsregierung 
zur Einrichtung eines Sonderdezernats für 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim­
mung von Frauen und Mädchen? 

' 

8.7 Sieht die Staatsregierung die Notwendigkeit ei­
ner entsprechenden Aufschlüsselung der An­
zeigen, eingeleiteten Ermittlungsverfahren, Ver­
fahrenseinstellungen, Klageerhebungen und 
durch Urteil oder durch Einstellung zum Ab­
schluß gebrachten Verfahren, um Art und Aus­
maß der Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
besser zu erkennen? 
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Antwort der Staatsregierung 

Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist, darin stimmt 
die Staatsregierung mit der in der Begründung zur 
vorliegenden Interpellation zitierten Entschließung 
des Europäischen Parlaments vom 11. Juni 1986 
(Bundestags-Drucksache 10/5846) überein, ein ge­
wichtiges und ernstzunehmendes Thema. 

Die Staatsregierung verurteilt Gewalt, ob physisch 
oder psychisch, damit auch die Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen. Gewalt, vor allem sexuelle Gewalt, ver­
letzt die Würde der Frauen, ihr Recht auf Selbstbe­
stimmung und Integrität und widerspricht den Bemü­
hungen der Staatsregierung um die Gleichstellung 
von Frauen und Männern. 

Bei dem gestörten Verhältnis der GRÜNEN zur Ge­
walt und zum Rechtsstaat verwundert es nicht, daß 
sie ·in der Interpellation den Gewaltbegriff mißbrau­
chen. Sie belegen unterschiedslos alle gesellschaftli­
chen Erspheinungsformen, die nicht ihren Vorstellun­
gen entsprechen mit dem Begriff „Gewalt". Es ist 
z.B. nicht nachvollziehbar, wie die unterschiedliche 
Behandlung von Ausländern und Deutschen oder die 
Nichtanerkennung lesbischer Lebensgemeinschaften 
Anwendung von Gewalt sein sollen. 

Für das gestörte Verhältnis der GRÜNEN zur Gewalt­
tätigkeit gibt es eine Vielzahl von Belegen: 

- Dies beginnt schon bei prominenten, teilweise bis 
in die Parlamente gelangten Mitgliedern der GRÜ­
J:IEN, die in ihrem Werdegang sehr enge, sogar 
strafrechtlich geahndete Verbindungen zur prakti­
zierten Gewalt hatten. 

- Das geht weiter damit, daß die GRÜNEN, wie am 
02. 04. 87 geschehen, gegen Entschließungen des 
Deutschen Bundestags votieren, die jede Form 
von Gewalt verurteilen. 

Eine grüne Bundestagsabgeordnete, Frau 
Schmidt-Bott, erklärte aber im Plenum des Bun­
destages unter dem Beifall ihrer Fraktion: „Ja, wir 
ru1en au1 zu Gesetzesverletzungen, zu Rechts­
und Regelverletzungen und werden uns daran be­
teiligen ... denn unser Protest richtet sich gegen 
legal erlassene Gesetze „ . " 

- Umfragen belegen, daß bei den GRÜNEN und ih­
ren Parteigängern eine weit überdurchschnittliche 
Bereitschaft besteht, Gewalt als Mittel der politi-
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sehen Auseinandersetzung zu akzeptieren. Die Na­
men Wackersdorf, Brockdorf, Hamburg und Berlin 
belegen die Richtigkeit dieser Untersuchungen. 

- Es war immerhin die Bundesvorstandssprecherin 
der GRÜNEN, Jutta Ditfurth, die erst am 13. Okto­
ber vergangenen Jahres sich ganz offiziell au1 Vor­
standspapier der GRÜNEN mit terroristischen Ge­
walttätern solidarisierte und diesem unserem 
Rechtsstaat unterstellte, er brauchte und brauche 
wieder fast nichts so sehnsüchtig wie den Terror, 
den Schrecken. 

- Es waren die GRÜNEN, deren Vorstand sich nur 
wenige Wochen nach den Morden an den beiden 
Polizisten an der Startbahn-West, gegen den Mehr­
heitsbeschluß der eigenen Bundestagsfraktion 
wandte, keine Bündnisse mit militanten Gruppen 
einzugehen. 

- Es ist der Vorstand dieser Partei, der die Auffas­
sung vertritt, es müsse den Parteigremien vorbe­
halten bleiben, selbst zu entscheiden „wie an öko­
logischen und sozialen Brennpunkten Aktionen 
und Widerstand optimal und im Sinn grüner Zielset­
zung organisiert" werde. 

Die Staatsregierung sieht daher die Grünen nicht als 
geeignete Fragesteller an, um mit ihnen Themen aus 
dem Gesamtkomplex der Gewalt tiefergehend zu dis­
kutieren. Zudem geht ein großer Teil der Fragestel­
lungen der vorliegenden Interpellation der GRÜNEN 
an den wirklichen Problemen vorbei und wird diesem 
Thema in keiner We.ise gerecht. So liegen die z. T. im 
degoutanten Fachjargon der Szene formulierten Fra­
gestellungen zu den Themen „Lesben" und „Prosti­
tution" vieifach weit neben der ernstzunehmenden 
Problematik der Gewalt, vor allem der sexuellen Ge­
walt, gegen Frauen und Mädchen. 

Nicht wenige Fragen lassen sich auch nicht hinrei­
chend beantworten, da sie - ganz im Gegensatz zur 
sonstigen Haltung der GRÜNEN - staatliche Erhe­
bungen bis in den engsten Familienkreis erfordern 
würden. 

Einzelne Fragestellungen und Forderungen verraten 
überdies Wertbilder der GRÜNEN, von denen sich die 
Staatsregierung mit Entschiedenheit distanziert. So 
etwa die Forderung, „lesbische Beziehungen als 
selbstverständliche Alternative zu heterosexuellen 
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Beziehungen" zu sehen, oder gar die Zumutung, die 
Staatsregierung solle einen „Beitrag zur Gleichstel­
lung lesbischer Beziehungen" leisten. Die Staatsre­
gierung ist nicht bereit, auf einer solchen Ebene zu 
diskutieren. 

Insgesamt geben zahlreiche Fragestellungen ein 
Zerrbild der gesellschaftlichen Realität, vom Stellen­
wert der Frauen in unserer Gesellschaft, von den Be­
ziehungen zwischen Männern und Frauen, vom inner­
familiären Umgang der Ehepartner miteinander wie zu 
ihren Kindern und schließlich von den Sicherheitsrisi­
ken für die Frauen. Allein diese grünen Zerrbilder der 
Werte und gesellschaftlichen Realitäten erklären die 
teilweise abstrusen Fragestellungen. 

Es kann und soll nicht verkannt werden, daß es auch 
in unserer Gesellschaft zwischen den Geschlechtern, 
ja sogar zwischen den Generationen, Gewalt und 
speziell Gewalt auf sexuellem Gebiet gibt. Aber ein­
seitige Betrachtungsweisen, Verzerrungen, maßlose 
Übersteigerungen, helfen hier nicht weiter, sondern 
schaden nur. 

Oie GRÜNEN aber bauen den Popanz einer „gesell­
schaftlichen Verachtung der Frau" auf (1.0) und 
phantasieren von „sexistischen Herrschaftsstruktu­
ren" und einem „daraus resultierenden Macht- und 
Unterdrückungsverhältnis zwischen den Geschlech­
tern". Was im täglichen Leben die Ausnahme ist, wird 
zur Regel erklärt. Die GRÜNEN beweisen damit ein­
mal mehr, wie weit sie von jeder Realität entfernt 
sind. 

Tatsächlich aber sind Mädchen und Frauen heute, zu­
mindest weit überwiegend, nicht die verängstigten, 
hilf- und wehrlosen Opfer männlichen Herrschaftsan­
spruchs, wie sie die Interpellation der GRÜNEN be­
schreibt. Auch ist die Familie nicht die bevorzugte 
Brutstätte von Gewalt und Unterdrückung gegenüber 
Frauen und Kindern. Ebenso wenig leben die heuti­
gen Frauen und Mädchen in einem gesellschaftlichen 
Schreckens- und Gruselkabinett, in dem sie dauernd 
und von allen Seiten schutzlos Gewalt und sexuellen 
Übergriffen ausgeliefert sind. Gerade derartige, von 
den GRÜNEN immer und überall, z.B. in det Sicher­
heitspolitik, der Energiepolitik und auch hier in der 
Frauenpolitik exzessiv dargestellte Angstszenarien 
sind g~eignet, die Frauen zu verängstigen, einzu­
schüchtern und sie so tatsächlich eventueller Gewalt 
auszuliefern. Damit wird die Angstmacherei vor der 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen bewußt oder un­
bewußt selbst zum Instrument der Gewalt. 

Die Bayerische Staatsregierung lehnt dies mit Nach­
druck ab. 

Die Politik der-Staatsregierung beruht dagegen auf ei­
nem positiven Frauenbild, wie es den Vorstellungen 
des Grundgesetzes, der Würde und dem Selbstver­
ständnis wie dem Selbstbewußtsein der heutigen 
Frauen am besten gerecht wird. 

Die Politik der Staatsregierung fördert ein Verhältnis 
zwischen den Geschlechtern, das von gegenseitiger 
Achtung, Toleranz und eigenverantwortlicher Partner­
schaft getragen wird und nicht von Mißtrauen, Furcht 
und Schrecken. 
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Die Politik der Staatsregierung zielt auf der Basis der 
Wertentscheidung des Artikel 6 Grundgesetz auf eine 
Förderung und Unterstützung der Institution von Ehe 
und Familie und lehnt daher alle Versuche der GRÜ­
NEN und sonstiger linken Kräfte ab, andere, ja sogar 
gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften dieser 
gleichzustellen. 

Die Politik der Staatsregierung achtet und respektiert 
auch die individuelle Privat- und Intimsphäre, sowie 
die Entscheidungsfreiheit der Bürger, ob, wann und 
in welchem Umfang sie sich staatlicher Institutionen 
und deren Hi~sangeboten bedienen wollen. 

Die Politik der Staatsregierung schließlich war, ist und 
wird künftig noch verstärkt darauf ausgerichtet sein, 
Gewalt zwischen den Geschlechtern vorzubeugen, 
sie zu bekämpfen und betroffenen Frauen und Mäd­
chen weitmöglichen Schutz und Hilfe zukommen zu 
lassen. · 

Von diesen Grundsätzen ausgehend beantwortet die 
Bayerische Staatsregierung die in der Interpellation 
gestellten Fragen wie folgt: 

1.0 Gewalt in der Familie 

Nach der in diesem Abschnitt zum Ausdruck kom­
menden Meinung der GRÜNEN sind Ehe und Familie 
gerade dazu prädestiniert, die physische und psychi­
sche Gewaltanwendung gegen Frauen und letztlich 
deren „gesamtgesellschaftliche Verachtung" zu pro­
vozieren und dauerhaft zu festigen. Die Auswirkun­
gen dieses verhängnisvollen Prozesses seien umso 
schlimmer, „je stärker die Frau die gesellschaftlichen 
Werte von Ehe und Familie internalisiert hat"_ 

Hier wird deutlich, daß das Thema „Gewalt" nur als 
Vorwand benutzt wird, um gezielte Angriffe gegen 
Ehe und Familie zu richten. Die GRÜNEN möchten 
sich im Grunde der für sie lästigen Schranken des 
Art. 6 Abs. 1 GG entledigen, die Ehe und Familie un­
ter den besonderen Schutz des Staates stellen. Was 
als verfassungsrechtliche Lebensordnung garantiert 
und ganz überwiegend von der Bevölkerung bejaht 
und gelebt wird, wollen die GRÜNEN der individuellen 
Beliebigkeit und Willkür überlassen. Auf diesem 
Wege glaubt man für Lebensformen aller Art, bevor­
zugt für homosexuelle Gemeinschaften, die rechtli­
che und gesellschaftliche Gleichstellung gegenüber 
Ehe und Familie erreichen zu können. Auf gleicher Li­
nie liegt, daß die Programme der GRÜNEN nicht vor 
der Forderung nach totaler Freigabe der Abtreibung 
zurückschrecken, wohl wissend, daß damit ungebo­
rene Kinder, die wehrlosesten Mitglieder unserer Ge­
sellschaft, schutzlos der tödlichen Gewalt preisgege­
ben werden. 

Die Staatsregierung ist nicht bereit, eine derartige 
Diffamierung von Ehe und Familie, aber auch der brei­
ten Bevölkerung, hinzunehmen. Sie weist mit allem 
Nachdruck darauf hin, daß die Landtagsfraktion der 
GRÜNEN hier Positionen außerhalb der geltenden 
Rechtsordnung bezogen hat. Die Landtagsfraktion 
der GRÜNEN muß deshalb aufgefordert werden, auf 
den Boden des Grundgesetzes zurückzukehren. Erst 



dann sind die Voraussetzungen für eine ernsthafte 
und sachbezogene Diskussion gegeben. 

Die Staatsregierung dagegen sieht Ehe und Familie 
als Basis unseres Staates und Fundament unserer 
gemeinsamen christlich-abendländischen Kultur an. 
Grundgesetz und Bayerische Verfassung haben ihr 
eine zentrale Stellung eingeräumt, wie das der Über­
zeugung des ganz überwiegenden Teils unseres Vol­
kes entspricht. „Ehe und Familie sind die natürliche 
und sittliche Grundlage der menschlichen Gemein­
schaft und stehen unter dem besonderen Schutt des 
Staats" - so formuliert es Art. 124 der Bayerischen 
Verfassung. Die Staatsregierung trägt den Postulaten 
der Verfassung durch ihre Familien-, Frauen- und Ju­
gendpolitik voll Rechnung. 

Zu 1.1 a bis c: 

Für mißhandelt.e und vergewaltigte Frauen gibt es in 
Bayern derzeit 17 Zufluchtsstätten und 15 Beratungs­
stellen in Form von Notrufgruppen. Zehn Zufluchts­
stätten werden von Trägern der freien Wohlfahrts­
pflege und sieben von anderen Trägern geführt. Die 
Notrufgruppen werden ausschließlich von „autono­
men Vereinen" getragen. Die Zufluchtsstätten und 
Notrufgruppen entstanden in Bayern zwischen 1978 
und 1987. Zur Förderung der Zufluchtsstätten hat die 
Staatsregierung bereits in Lt. Drs. 11/3067 vom 
27. 08. 87 Stellung genommen, auf die .verwiesen 
wird. Notrufgruppen werden bisher nicht gefördert. 
Ab 1988 stehen im Staatshaushalt Mittel für Maßnah­
men zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen zur 
Verfügung. Darüber hinaus befassen sich in Bayern 
108 Erziehungsberatungsstellen, 92 Ehe- und Fami­
lienberatungsstellen, 31 Schwangerenberatungsstel­
len, 39 Drogen- und Suchtberatungsstellen und zahl­
reiche Sozialberatungsstellen mit Problemen der Ge­
walt in der Familie. 

Zu 1.2: 

Es ist Ziel der Staatsregierung, das Hilfsangebot für 
mißhandelte und vergewaltigte Frauen weiter zu ver­
bessern. 

zu 1.3: 

Das' Anliegen der autonomen Frauenhäuser besteht 
vor allem darin, auf das Problem der Gewalt gegen 
Frauen aufmerksam zu machen. Konzeptionell setzen 
sich die autonomen Frauenhäuser ausdrücklich par­
teilich für die mißhandelte Frau ein. 

Zu 1.3 a) und b) : Nein. 

zu 1.4: 

Ja. Alle Zufluchtsstätten bieten auch nach dem Aus­
zug aus der Einrichtung Beratung und Hilfe an. 

Zu 1.5: 

Die Staatsregierung hat hierfür keine Anhaltspunkte. 
In der Fragestellung kommt im übrigen eine pau­
schale Diskriminierung von Ehe und Familie zum Aus­
druck .. Dies wird zurückgewiesen. Art. 6 GG garan-

' 

~1 11 

tiert ein Abwehrrecht gegen Eingriffe des Staats in 
die Privatsphäre von Ehe und Familie. In bewußtem 
Gegensatz zu totalitären Staats- und Gesellschafts­
ordnungen bekennt sich das Grundgesetz zur Eigen­
ständigkeit und Selbstverantwortung des Menschen. 

Der Schutz des privaten Lebensbereichs steht aber 
einer Strafverfolgung oder zivilrechtlichen Sanktionen 
von Gewalttaten nicht entgegen. Die Staatsregierung 
ist der Auffassung, daß Gewalttätigkeiten auf allen 
Ebenen und in allen Bereichen bekämpft werden 
müssen und auch bekämpft werden. Die Handlungs­
weise der Polizei ist in erster Linie durch den Charak­
ter der Straftatbestände bestimmt. Ein Teil der in 
Frage kommenden Straftaten sind Delikte, die grund­
sätzlich nur auf Antrag des Betroffenen verfolgt wer­
den. Teilweise handelt es sich um Privatklagedelikte, 
bei denen die Staatsanwaltschaft nur dann Anklage 
erhebt, wenn dies im öffentlichen Interesse liegt. 

Zu 1.5a und b: 

Polizeiliche Einsätze bei Familienstreitigkeiten wer­
den zahlenmäßig nicht erfaßt. 

zu 1.6: 

Wenn Hilfe seitens der Familie oder Verwandtschaft 
bzw. des Freundeskreises nicht möglich ist, kann ei­
ner Frau angemessener Schutz in einer Zufluchts­
stätte gewährt werden. Die Polizei bietet keinen spe­
ziellen Personenschutz. 

Zu 1.7: 

Frauen, die eine Zufluchtsstätte in Anspruch nehmen, 
bringen die dafür entstehenden Kosten entweder aus 
Eigenmitteln oder durch Leistungen der Sozialhilfe 
auf. Aufgrund der bestehenden Gesetzeslage kann 
den jeweiligen Umständen des Einzelfalls in der So­
zialhilfe Rechnung getragen werden. 

Zu 1.8: 

Nach § 1361 b BGB kann ein Ehegatte die Zuweisung 
der Ehewohnung oder eines Teils davon ve"rlangen, 
wenn die Ehegatten getrennt leben oder einer der 
beiden die Trennung beabsichtigt, und wenn die 
Wohnungszuweisung notwendig ist, um eine schwere 
Härte zu vermeiden. Damit kann die Ehewohnung 
schon vor Abhängigkeit eines Scheidungsverfahrens 
in besonderen Härtefällen aufgeteilt oder einem Ehe­
gatten zugewiesen werden. 

Zu 1.9: 

Vergewaltigung und sexuelle Nötigung in der Ehe 
sind unter dem Gesichtspunkt der Nötigung und Kör­
perverletzung strafbar. Insofern besteht keine Straf­
barkeitslücke. Andererseits soll nicht in Zweifel gezo­
gen werden, daß sexuelle Gewalttaten in der Ehe 
rechtspolitische Beachtung erfordern. 

Die von der SPD und früher auch von den GRÜNEN 
vorgeschlagene Streichung der Worte „außerehelich" 
in den § 1 n. 178 StGB ist aber keine angemessene 
Lösung, um den Strafrechtsschutz bei Sexualdelikten 
in der Ehe zu verbessern. Eine solche Gesetzesände-
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rung würde die Schwierigkeiten im wesentlichen nur 
auf die Strafverfolgungsbehörden und Gerichte verla­
gern, ohne den betroffenen Frauen wirksam zu hel­
fen. 

Zu 1.10: 

Ja. Diese können Entwicklung und Persönlichkeit des 
Kindes prägen. Es besteht die Gefahr, daß von Ge­
walt bestimmte Handlungsmuster übernommen wer­
den bzw. daß die erlebte Gefahr- und Angstsituation 
die Entwicklung eines Vertrauens in menschliche Be­
ziehungen nachhaltig stört. 

Zu 1.10 a und b: 

Das Thema „Gewalt" wird in den Schulen behandelt. 
Leitlinien der Erziehungsarbeit in der Schule sind die 
obersten Bildungsziele der Bayerischen Verfassung 
(vgl. Art. 131 BV). Besonders zu erwähnen sind im 
Zusammenhang mit Erscheinungsformen der Gewalt 
die Ziele „Achtung vor der Würde des Menschen". 
„Selbstbeherrschung" und „Hilfsbereitschaft". Nach 
Art. 2 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie­
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) gehört es zu 
den Aufgaben der Schule, die Schülerinnen und 
Schüler zu Toleranz, friedlicher Gesinnung und Ach­
tung vor anderen Menschen zu erziehen. Damit ist 
durch Verfassung und Gesetz ein verbindlicher Rah­
men vorgegeben, der auch für die Behandlung des 
Themas „Gewalt" gilt. Die Lehrpläne der Unterrichts­
fächer Katholische Religionslehre. Evangelische Re­
ligionslehre, Ethik, Sexualkunde, Sozialkunde und Er­
ziehungskunde behandeln in verschiedenen Lernzie­
len, daß Konflikte friedlich gelöst werden sollen und 
Versöhnung immer wieder gesucht werden muß. Dies 
gilt für alle Schularten und für den Bereich der Kin­
dergärten. 

·zu1.11: 

Die Staatsregierung kennt die besonderen Probleme 
alleinerziehender Mütter im Zusammenhang mit ei­
nem beruflichen Neueinstieg. im Rahmen des AFG 
werden von dar Arbeitsverwaltung vielfältige Maßnah­
men zur beruflichen Fortbildung und Umschulung an­
geboten. Darüber hinaus werden landeseigene Unter­
stützungsprogramme angeboten. 

2.0 Gewalt gegen Mädchen 

Es ist das Anliegen der Bayer. Staatsregierung, min­
derjährigen Mädchen den besonderen Schutz der 
staatlichen Organe hinsichtlich ihrer körperlichen und 
seelischen Integrität zu gewähren. Dieser Schutz er­
fordert entsprechende moralische Werte und eine 
christliche und positive soziale Grundhaltung bei allen 
Mitbürgern. Pornographische Darstellungen. eine ver­
zerrende Wiedergabe der Einstellung der Männer im 
Umgang mit Mädchen und Frauen sind unter diesem 
Gesichtspunkt abzulehnen. Die GRÜNEN steilen sich 
selbst ins Abseits, wenn sie zum einen die zuneh­
mende Gewalt gegenüber Mädchen beklagen, zum 
anderen die Grundwerte in unserer Gesellschaft nicht 
mehr geiten lassen wollen. Die Familie als tragendes 

' 

Element genießt in ihren Vorstellungen vom Zusam­
menleben keine große Beachtung. Keine ihrer Fragen 
geht auf die positiven Aspekte der Familie ein. Das 
Zusammenleben von Mann und Frau in der Ehe hat 
für die GRÜNEN nur einen untergeordneten und vor­
übergehenden Charakter. ihre eigenen Einstellungen 
zum Problemkreis sexueller Beziehungen von Kin­
dern und Jugendlichen untereinander oder zu Er­
wachsenen sind äußerst bedenklich. Dies zeigen 
zahlreiche Wahlprogramme und Programmentwürfe 
der GRÜNEN. etwa aus Nordrhein-Westfalen, Bre­
men oder Hessen, die zum Schutz der Kinder und Ju­
gendlichen bestehende und bewährte Strafrechtsnor­
men ersatzlos streichen wollen. 

zu 2.1 : 

Laut polizeilicher Kriminalstatistik wurden in Bayern 
1986 folgende Fälle bekannt: 

Sexueller Mißbrauch von Kindern nach § 176 StGB 
weibliche Opfer insgesamt 1133 davon: 

a) familiäres Verhältnis zwischen Opfer 
und Täter in 

b) Bekanntschaft zwischen Opfer 
und Täter in 

c) landsmannschaftliche Verbundenheit in 
d) flüchtige Vorbeziehung in 
e) keine Vorbeziehung in 
f) Verbindung zwischen Opfer 

und Täter unbekannt in 

61 Fällen 

210 Fällen 
3 Fällen 

84 Fällen 
622 Fällen 

155 Fällen 

Sexueller Mißbrauch von Schutzbefohlenen 
gern. § 174 StGB 
weibliche Opfer insgesamt 1391 davon: 

a) familiäres Verhältnis zwischen Opfer 
und Täter in 

b) Bekanntschaft zwischen Opfer 
und Täter in 

c) landsmannschaftliche Verbundenheit in 
d) flüchtige Vorbeziehung in 
e) keine Vorbeziehung in 
f) Verbindung zwischen Opfer 

und Täter unbekannt in 

142 Fällen 

389 Fällen 
9 Fällen 

224 Fällen 
493 Fällen 

134 Fällen 

Aus dem Bereich der bayerischen Schulen sind nur 
sehr wenige Einzelfälle sexuellen Mißbrauchs von 
Mädchen durch Lehrer zu nennen. 

Zu 2.2: 

Polizeilichen Erkenntnissen zufolge treten Jugend­
freizeitheime. Diskotheken und Orte, die von Jugend­
lichen bevorzugt aufgesucht werden, durch eine ge­
wisse Delikthäufigkeit in den Blickpunkt. Gewaltde­
likte und strafbares sexuelles Verhalten spielen dabei 
jedoch keine hervorgehobene Rolle. Gerade in den 
Einrichtungen der Jugendarbeit ist durch die regel­
mäßige sozialpädagogische Betreuung sichergestellt, 
daß für Mädchen nachteilige Verhaltensweisen entge­
gengewirkt wird. 

Zu 2.3 a u n d b : 

Die Aufklärung von Jungen und Mädchen ist Be­
standteil der präventiven Jugendhilfe und -pflege. Es 



werden deshalb im örtlichen Bereich von den zustän­
digen Trägern zahlreiche Aktionen in eigener Verant­
wortung durchgeführt. Diese Bemühungen werden 
auch vom Bayerischen Landesjugendamt und vom 
Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozial­
ordnung unterstützt. 

Schulische Aufklärungskampagnen solcher Art sind 
nicht geplant. Es geht nicht an, in der Schule die Familie 
als Ort sexuellen Mißbrauchs darzustellen und Mäd­
chen mit einem verzerrten Vaterbild zu erschrecken. 

Die bayerische Polizei führt auf dem Gebiet der prä­
ventiven Verbrechensbekämpfung zusammen mit 
dem Bund ein gemeinsames kriminalpolizeiliches Vor­
beugungsprogramm (KPVP) durch, das auch auf die 
Gefahr des sexuellen Mißbrauchs aufmerksam macht. 

Zu 2.4 a bis c: 

Die Bayerische Staatsregierung bejaht die Notwen­
digkeit von Beratungsangeboten für sexuell miß­
brauchte Mädchen und deren Familien. Es ist Auf­
gabe der Jugendämter, die für ein gedeihliches Her­
anwachsen junger Menschen erforderlichen Maßnah­
men anzuregen und durchzuführen (Eltern- und Fami­
lienbildung, Familienarbeit). Präventiv wird das Pro­
blem des sexuellen Mißbrauchs von Mädchen auch in 
die Arbeit der Erziehungsberatungs- und der Ehe­
und Familienberatungsstellen miteinbezogen. Die kri­
minalpolizeilichen Beratungsstellen bieten fachkun­
dige Auskunft zur Verbrechensverhütung. Die fach­
lich zuständigen Staatsministerien stehen im Kontakt 
zu Frauengruppen, Notrufgruppen, u. a. mehr. 

Zu 2.5: 

Im Jugendhilfebereich werden bereits zahlreiche Ein­
richtungen vorgehalten, die Mädchen in Konflikt- und 
Krisensituationen beraten und betreuen können (Er­
ziehungs-, Jugend- und Familienberatungsstellen, 
Zufluchtsstiitten, Heime und Wohngemeinschaften 
für Mädchen). 

Zu 2.6: 

Mädchenwohngemeinschaften für sexuell miß­
brauchte oder gefährdete Mädchen existieren derzeit 
in Bayern nicht. Jedoch bieten Spezialeinrichtungen 
für ' gefährdete Mädchen wie z.B. therapeutische 
Wohngruppen, Heime zur Erziehungshilfe u.ä. die 
Möglichkeit für die Aufnahme sexuell mißbrauchter 
oder gefährdeter Mädchen. 

zu 2.7: 

Informationsveranstaltungen autonomer i:rauengrup­
pen in Schulen über „sexuelle Belästigung und Ge­
walt" lassen mögliche emotionale Auswirkungen au­
ßer Betracht und könnten den Mädchen ein völlig fal­
sches ·Bild zwischenmenschlicher Beziehungen und 
Ängste vermitteln. Sie sind daher abzulehnen. 

Die Entscheidung über die Durchführung solcher Ver­
anstaltungen in Jugendzentren/Jugendfreizeitstätten 
liegt ausschließlich bei den - kommunalen und freien 
- Trägern und den für die Programmgestaltung ver­
antwortlichen pädagogischen Mitarbeitern. 

' 
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Zu 2.8: 

Nein. Dazu besteht keine Veranlassung. 

Zu 2.9: 

Eine Förderung von Wen-Do Kursen im Rahmen der 
staatlichen Übungsleiterbezuschussung käme in Be­
tracht, falls Wen-Do in den Bayer.Landes-Sportver­
band bzw. einen seiner Fachverbände aufgenommen 
wäre. 

Zu 2.10: 

Die gesellschaftliche Situation der Mädchen und 
Frauen ist seit 1985 ein Schwerpunktthema der Ju­
gendarbeit in Bayern. Der Hauptausschuß des Bayeri­
schen Jugendrings hat dazu im März 1987 grundsätz­
liche Beschlüsse und Empfehlungen gefaßt. Das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus hat dies 
unterstützt und wird dies auch weiterhin tun. Die im 
Rahmen des Jugendprogramms der Bayerischen 
Staatsregierung zur Verfügung stehenden Mittel zur 
Förderung der Jugendarbeit, insbesondere zur För­
derung von Bildungs- und Fortbildungsmaßnahmen, 
schaffen dafür die notwendige finanzielle Grundlage. 
Mit Rücksicht auf die Autonomie der Träger können 
Inhalte und Gestaltungsformen der Jugendarbeit von 
staatlicher Seite nicht im einzelnen vorgeschrieben 
werden. 

3.0 G e w a 1 t g e g e n F r a u e n a m A r b e i t s -
platz 

Die Staatsregierung hält den Versuch der Grünen, die 
sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz als Hauptursa­
che für den „Karriereknick" von Frauen hinzustellen, · 
für verfehlt. Die Argumentation, Frauen seien „allzu 
schnell bereit, bei zusätzlichen Belastungen den Ar­
beitsplatz zu kündigen" - würden aber gleichzeitig 
„lieber Unerträgliches hinnehmen, als den Arbeits­
platz aufs Spiel zu setzen" ist. mehr als widersprüch­
lich. Aus den einzelnen Fragen spricht zumindest 
eine beträchtliche Unerfahrenheit im Bereich des Ar­
beitsmarktes und des normalen Arbeitslebens. Den 
Fragestellern müßte sonst bekannt sein, daß die ei­
gentlichen beruflichen Handikaps von Frauen noch 
immer in unzureichender beruflicher Qualifikation, 
eingeengter regionaler Mobilität, begrenzter Verein­
barkeit von Familie und Beruf und Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit wegen Erfüllung von Erziehungsauf­
gaben liegen. Die Praxis zeigt allerdings, daß junge 
Frauen als flexibler und leistungsorientierter als ihre 
männlichen Kollegen gelten und durchaus in der 
Lage sind, sich auf allen Gebieten durchzusetzen. Die 
Schablone der GRÜNEN vom angsterfüllten, ver­
schüchterten und unterjochten weiblichen Ge­
schlecht ist hier mit Sicherheit antiquiert und über­
holt. Selbst angebliche Erfahrungen aus den USA 
können den „grünen" Informationsrückstand nicht 
ausgleichen. Auch die Forderung der GRÜNEN, 
„sog. Beschwerdebüros" für Frauen einzurichten, um 
der sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz Herr zu 
werden, ist alles andere als neu. Zur Lösung dieses 
Problems wäre es effizienter, sich mit den Bestim­
mungen des Betriebsverfassungs- und des Personal-
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vertretungsgesetzes vertraut zu machen. Dort beste­
hen im Rahmen der Aufgabenstellung des Betriebs­
rats/Personalrats geeignete Möglichkeiten, eventuel­
len sexuellen Belästigungen wirksam zu begegnen, 
etwa durch weibliche Betriebsrats/Personalratsmit­
glieder als spezielle Ansprechpartnerinnen. Je mehr 
Frauen dem Betriebsrat/Personalrat angehören, 
umso intensiver werden auch Fraueninteressen wahr­
genommen. Die Staatsregierung hat deshalb in ihren 
Aufrufen zu den Betriebsratswahlen eine stärkere Be­
teiligung der Frauen bei Kandidatenaufstellung und 
Wahl gefordert. 

Zu 3.1: 

Der Staatsregierung liegen hierfür keine Erkenntnisse 
vor. 

Z u 3.2 a b i s c : Nein 

Zu 3.3: 

Die Staatsregierung hält die bestehenden strafrechtli­
chen (z.B. §§ 174 ff StGB), disziplinarrechtlichen, ar­
beitsschutzrechtlichen ( § 24 Jugendarbeitsschutzge­
setz, § 25 Berufsbildungsgesetz) und arbeitsrechtli­
chen (Betriebsverfassungs- und Personalratsvertre­
tungsgesetz) Sanktions- und Abwehrmöglichkeiten 
für ausreichend. 

Zu 3.4: 

In einem Urteil vom 15. Oktober 1987 hat der Bundes­
gerichtshof entschieden, daß gegen den Willen des 
Opfers vorgenommene sexualbezogene Handlungen, 
die nicht den Tatbestand eines Sexualdelikts erfüllen, 
dessen sozialen Achtungsanspruch verletzen und 
eine Beleidigur1g nach § 185 StGB darstellen. Durch 
diese Rechtsprechung sind frühere Entscheidungen, 
daß sexuelle Handlungen, bei denen der Tatbestand 
eines Sexualdelikts nicht vorliegt, straflos seien, 
überholt. Eine Strafbarkeitslücke besteht demnach 
nicht. 

tige Formulierungen entspringen einer wirren Ge-
. dankenwelt. Eines ist dazu deutlich zu sagen: Lesbi­
sche Beziehungen und Lebensgemeinschaften wer­
den für die Staatsregi_erung keinesfalls den Stellen­
wert einer Familie erhalten. 

Die Staatsregierung, die einen Großteil ihrer Politik 
der Stärkung der Familie widmet, die die Gleichstel­
lung von Mann und Frau in der Familie mit Nachdruck 
verwirklicht, die Möglichkeiten der partnerschaftli­
chen Aufteilung der Kindererziehung und der Er­
werbstätigkeit tür Mütter und Väter schafft, kann die 
in diesem Abschnitt der Interpellation zum Ausdruck 
kommenden Auffassungen nur als erschreckende 
Verzerrung der von unserer Verfassung geschützten 
Werte ansehen. 

Im übrigen sieht die Staatsregierung keinen konkre­
ten Zusammenhang zwischen der Problematik be­
stimmter Normabweichungen der weiblichen Sexuali­
tät und dem Thema der Interpellation „Gewalt gegen 
Mädchen und Frauen". Eine Beantwortung der Fra­
gen kann deshalb mit Ausnahme der Frage 4.2 e un­
terbleiben. 

Zu 4.2 e: 

Frauen, die während der NS-Zeit wegen ihrer Homo­
sexualität in Konzentrationslagern untergebracht wa­
ren, konnten grundsätzlich Ansprüche gegen die 
Bundesrepublik Deutschland nach § 5 des Allgemei­
nen Kriegsfolgengesetzes vom 5. Dezember 1957 
(BGBI 1 S. 17 47) geltend machen. Die Antragsfristen 
hierfür sind jedoch inzwischen abgelaufen. 

5.0 Gewalt gegen ausländische Frauen 
und Mädchen 

Was die Fragen im Abschnitt 5 der Interpellation zum 
Thema „Gewalt gegen Frauen und Mädchen" ver­
knüpft, ist nicht erkennbar. Auf die einleitenden Be­
merkungen auf den Seiten 1 und 2 wird hingewiesen. 
Im übrigen erwecken die Fragen den Eindruck, als 
gingen die Fragesteller davon aus, daß ausländische 

z u 3.4 a : Männer durchweg oder zumindest in sehr vielen Fäl-
len ihre Frauen mißhandeln. Eine solche Unterstel­

Diese Erfahrungen sind bekannt, aber nicht Übertrag- · lung, die in der Öffentlichkeit vorgetragen, ausländer­
bar. · feindliche Emotionen erweckt, muß entschieden zu­

' Zu 3.5: 

Die oben unter 3.3 genannten gesetzlichen Regelun­
gen erscheinen der Bayerischen Staatsregierung als 
ausreichend, um einer sexuellen Belästigung am Ar­
beitsplatz begegnen zu können. 

Z u 3.6 : Nein. 

4.0 G e w a 1 t g e g e n 1 e s b i s c h e F rau e n . 

rückgewiesen werden. Gerade die GRÜNEN, die bei 
vielen Gelegenheiten auf eine angebliche ausländer­
feindliche Tendenz in der Bundesrepublik hinweisen, 
verstärken durch solche tendenziösen Unterstellun­
gen latent vorhandene Emotionen gegen Ausländer. 
Solche Äußerungen unterstützen ausländerfeindliche 
Bestrebungen rechtsextremistischer Kreise, die 
ebenfalls ein Zerrbild von der ausländischen Familie 
verbreiten. ' 

und Mädchen Zu 5.1: 

Das in der Interpellation verwendete Vokabular ist 
kennzeichnend. So wird behauptet, daß „sexistische 
Herrschaftsstrukturen" in unserer Gesellschaft domi­
nieren würden, daß Frauen den Männern im Privatbe­
reich zur Verfügung stünden (Frau als Dingcharakter) 
und daß Frauen „als Instrument männlicher Wünsche 
und Vorstellungen" zu funktionieren hätten". Derar-

' 

Nach dem Ausländerge511tz besteht kein Unterschied 
In der rechtlichen Stellurlg von ausländischen Frauen 
und Männern; für die Erteilung der Aufenthaltserlaub­
nis an ausländische Frauen, wie an ausländische 
Männer, gelten die allgemeinen Grundsätze. Auslän­
dische Ehegatten, die ein Aufenthaltsrecht nur infolge 
der Ehe erlangt haben, müssen bei Wegfall dieses 



Aufenthaltsgrundes das Bundesgebiet wieder verlas­
sen. Ein weiterer Verblei.b darf durch Erteilung einer 
Aufenthaltsgenehmigung nur ermöglicht werden, 
wenn dem Betroffenen eine Rückkehr in die Heimat 
nicht mehr zugemutet werden kann und der Lebens­
unterhalt gesichert ist. Dieser Grundsatz gilt für aus­
ländische Frauen und für ausländische Männer in glei­
cher Weise. Einer Änderung des Ausländerrechts be­
darf es nicht; es besteht keine Veranlassung, den 
Daueraufenthalt in weiterem Umfang zuzulassen. 

Das Ausländerrecht trägt den Bedürfnissen der Be­
troffenen Rechnung. Hier besieht für die Staatsregie­
rung kein Handlungsbedarf. 

Z u 5.2 a u n d b : 

Anhaltspunkte dafür, daß die Selbstmordrate unter 
ausländischen Mädchen besonders hoch sei, beste­
hen nicht. Oie Selbstmordrate, das ist die auf 100000 
Personen der jeweiligen Bevölkerungsgruppe bezo­
gene Fallzahl, betrug 1986 in Bayern insgesamt bei 
den 10 bis 15jährigen Mädchen 0,4 (Ausländerinnen 
0,0) und bei den 15 bis 20jährigen Mädchen 4,0 (Aus­
länderinnen 11,5). Diese statistische Größe ist aller­
dings wenig aussagekräftig, zumal die absoluten Zah­
len äußerst niedrig sind und auch im jährlichen Ver­
gleich starken Schwankungen unterliegen. 

Weibliche 
Personen 
insgesamt 

Übersicht Selbst­
morde in Bayern 1986 
Deutsche Auslän­
(Rate) darinnen 

(Rate) 

730 (13,5) 15 (4,7) 

darunter Mädchen in den Altersgruppen 

Zum Vergleich: 1985 

Deutsche Auslän­
(Rate) darinnen 

(Rate) 

7'22 (13,4) '22 (7,1) 

10 bis 15 Jahre 1 (0,4) O (0,0) 1 (0,4) · o (0,0) 
15bis20Jahre 13(3,5) 3(11,5) 23(5,8) 1 (4,1) 

Vergleichszahlen anderer Bundesländer sind nicht bekannt. 

Zu 5.2 c bis f: 

Oie Sozialberatung von ausländischen Arbeitnehmern 
sowie ihrer Familienangehörigen wird durch die Ar­
beiterwohlfahrt, den Deutschen Caritasverband und 
das Diakonische Werk wahrgenommen. Sie schließt 
auch Hiltsangebote für Mädchen b~i gegen sie ge­
richteter Gewalt ein. Oie Arbeit der Sozialberatungs­
stellen wird durch zahlreiche Projekte, die auch 
Frauenaspekte beinhalten. ergänz1 und unterstütz1. 
Diese Projekte werden sowohl von den Wohlfahrts­
verbänden als auch von gemeinnützigen Initiativen 
getragen und teilweise von der jeweiligen Kommune 
und/oder dem Staatsministerium für Arbeit und So­
zialordnung gefördert. 

Zu 5.4: Nein 

Zu 5.5: 

Oie Staatsregierung sieht keine Veranlassung, den 
von der Rechtsprechung zu Art. 16 II S. 2 GG entwik­
kelten Flüchttingsbegriff zu erweitern. 

' 
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6.0 Prostitution 

Oie polemische Betrachtungsweise DER GRÜNEN 
über die Auswirkungen einer angeblich patriarchalen 
Gesellschaft ist nicht nachvollziehbar. 

Der Staat übt keine Gewalt gegen Prostituierte aus, 
wie die Interpellation glauben machen möchte. Es 
kann .aber auch nicht Au1gabe des Staates sein, die 
Prostitution selbst - also ein Handeln gegen die 
Menschenwürde - auch noch zu fördern und gar die 
Straßenprostitution, um einmal die Sprache der GRÜ­
NEN zu gebrauchea, bequem zu „möblieren". Im Mit­
telpunkt der Politik der Staatsregierung wird auch 
weiterhin die Familie als natürliche Lebensgemein­
schaft und Keimzelle einer freien Gesellschaft ste­
hen. 

Zu 6.1 und 6.2: 

Oie Bayerische Staatsregierung verfügt nicht über 
statistisches Material zur Gewalt gegen Prostituierte 
oder mögliche Diskriminierungen. 

Zu 6.3: 

Prostitution hat es, wie die Geschichte lehrt, zu allen 
Zeiten gegeben. Dementsprechend umfangreich sind 
die Publikationen. Oie möglichen oder tatsächlichen 
Ursachen der Prostitution werden dabei sehr unter­
schiedlich dargestellt. 

Zu 6.4: 

Die ordnungsrechtlichen und strafrechtlichen Ein­
schränkungen der Prostitution erfolgen aus Gründen 
des Jugendschutzes und der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung, nicht aber zur Bekämpfung der Ursa­
chen der Prostitution. Sinnvolle Maßnahmen gegen 
die Prostitution sind nach Meinung der Staatsregie­
rung vorrangig im Bereich individueller Hilfen für 
Frauen/Mädchen, die gefährdet sind, in die Prostitu­
tion abzugleiten bzw. für ausstiegswillige Prostituierte 
einzusetzen. 

Zu 6.5: 

Ein solcher Zusammenhang wird durch einschlägige 
Forschungen bestätigt. 

Zu 6.6: 

Oie Staatsregierung beabsichtigt nicht, die Sperrbe­
zirksverordnungen in bayerischen Städten aufzuhe­
ben. 

Zu 6.7: 

Der sog. Straßenstrich und die Häuserprostitution ist 
in Bayern in allen Gemeinden über 20000 Einwohner 
grundsätzlich nicht verboten. Etwas anderes gilt nur 
in Städten bis zu 50000 Einwohnern, für die die zu­
ständige Regierung eine entsprechende Sperrbe­
zirksverordnung erlassen hat. In diesen Sperrbezirks­
verordnungen kann der Straßenstrich gänz~ch, die 
Häuserprostitution in Gemeinden über 50000 Ein­
wohnern dagegen nur für bestimmte Teile des Ge­
meindegebiets verboten werden. 
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Die Sperrbezirksverordnungen weisen in den Städten 
München, Nürnberg, Würzburg, Augsburg und Re­
gensburg Toleranzzonen zur Ausübung der Straßen­
prostitution aus. 

Zu 6.8: 

Das Betreiben von Bordellen verstößt gegen die 
Strafvorschrift des§ 180a StGB. Die Staatsregierung 
ist derzeit nicht mit entsprechenden kommunalen 
Vorhaben befaßt. 

Z u 6.9 a b i s c : 

Es ist nicht Aufgabe des Staates, mit Steuermitteln 
für eine derartige „Möblierung" zu sorgen. 

Zu6.10: 

Die Wohnwagenprostitution wird in Bayern aus si­
cherheitsrechtlichen Gründen untersagt. 

zu 6.11 : 

Die Frage macht deutlich, mit welchen Themen und 
mit welcher Sprache DIE GRÜNEN die Staatsregie­
rung belästigen. Diese sieht keine Veranlassung, sich 
mit dieser Frage zu befassen. 

Zu 6.12: 

Geldstrafen, soweit sie von den Gerichten verhängt 
werden, fließen grundsätzlich in die Staatskasse. 
Geldbußen können bei Verfahrenseinstellungen nach 
§ 153 a StPO auch zugunsten gemeinnütziger Organi­
sationen ausgesprochen werden. Bußgelder nach 
dem Ordnungswidrigkeitsgesetz fließen in die Kassen 
der kreisfreien Städte oder der Landkreise. Eine Sta­
tistik über die Höhe der von den Gerichten verhäng­
ten Geldstrafen und der Bußgelder der Kreisverwal­
tungsbehörden ist nicht bekannt. 

Zu 6.13: Nein 

Zu 6.14: 

Die Ausübung der Prostitution begründet keine So­
zialversicherungspflicht. Es besteht allerdings die 
Möglichkeit, freiwillige Beiträge zur Rentenversiche­
rung und unter bestimmten Voraussetzungen zur 
Krankenversicherung zu entrichten. 

Zu 6.15: 

Die Bayerische Staatsregierung beurteilt das Bestre­
ben von Prostituierten auszusteigen, positiv. Hilfen 
können durch Umschulung, Leistungen nach dem 
Bundessozialhilfegesetz und aufgrund kommunaler 
Maßnahmenkonzepte gewährt werden. 

Zu 6.16 a bis c: 

§ 184a StGB stellt die Ausübung der verbotenen Pro­
stitution unter Strafe. Es handelt sich dabei um eine 
Blankettvorschrift, die ein Verbot durch den Erlaß 
einer Rechtsverordnung voraussetzt. Nach der Er­
mächtigungsgrundlage des Art. 297 Abs. 1 Nr. 1 
EGStGB kann die Landesregierung bei Gemeinden 

' 

bis zu 50000 Einwohnern die Prostitution für das 
ganze Gemeindegebiet verbieten. Bei Gemeinden 
über 20 000 Einwohnern kann sie die Prostitution für 
Teile des Gemeindegebietes verbieten. Die Bayeri­
sche Staatsregierung hat von dieser Ermächtigung 
durch die Verordnung vom 26. 05. 1975 (BayRS 2011-
2--S-I) Gebrauch gemacht. 

Zu6.17: 

Der Bekämpfung der Prostitution mit ordnungspoli­
zeilichen und straf~echtlichen Mitteln sind äußerst 
enge Grenzen gesetzt. Verstärkte strafrechtliche und 
ordnungspolitische Einschränkungen können eher zu 
einem Abdrängen in den nichtöffentlichen Raum und 
die Kriminalität führen, als die Prostitution an sich ein­
schränken. 

7.0 S e x t o u r i s m u s u n d F rau e n h an d e 1 

Die Staatsregierung lehnt Sextourismus ebenso mit 
Nachdruck ab wie das Einschleusen ausländischer 
Frauen zur sexuellen Ausbeutung. Allerdings hat die 
Staatsregierung nur sehr begrenzte Möglichkeiten, 
um zu verhindern, daß erwachsene Frauen aus Asien 
und anderen Ländern, oftmals unter sehr falschen 
Vorstellungen, in die Bundesrepublik einreisen und 
sich hier verehelichen. Soweit im Zusammenhang mit 
der Heiratsvermittlung ausländischer Frauen unlau­
tere Mittel eingesetzt werden, insbesondere Täu­
schung, Drohung, Gewalt oder soweit gegen auslän­
derrechtliche Vorschriften verstoßen wird, steht zur 
Bekämpfung ein umfangreiches rechtliches Instru­
mentarium zur Verfügung, das von den Strafverfol­
gungsbehörden angewendet wird. Die Bemühungen 
der Staatsregierung zur Bekämpfung der Prostitution 
sind hinreichend bekannt. 

Zu 7.1: 

Die Staatsregierung hat in der Beantwortung der An­
frage der Abgeordneten Carmen König vom 15.09.87 
erst am 10.12./14.12.87, LtDrs. 11/4435 ausführlich 
zum Fragenkreis Sextourismus und Frauenhandel 
Stellung genommen. Sie verweist hierauf und macht 
sie zum Gegenstand dieser Beantwortung. 

Zu 7.2 a bis d : 

Soweit es um die Beratung und Vertretung in Rechts­
angelegenheiten außerhalb eines gerichtlichen Ver­
fahrens geht, haben Mitglieder des fraglichen Perso­
nenkreises einen Anspruch auf Beratungshilfe nach 
dem Beratungshilfegesetz vom 18. Juni 1980 (BGBI 1 
S. 689), wenn die gesetzlichen Voraussetzungen ge­
geben sind. Auslänaerinnen sind nach diesem Gesetz 
nicht von der Beratungshilfe ausgeschlossen. Auch 
bedarf es nicht der Feststellung der Gegenseitigkeit 
der Rechtshilfe. Daneben gibt es zahlreiche private 
und kirchliche Hilfsangebote. Für Bayern existiert 
eine Beratungsstelle von AGISRA, angeschlossen an 
die vom Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung geförderte IAF (Interessengemein­
schaft mit Ausländern verheirateter Frauen). Das 
Land Baden-Würt1emberg fördert ab 1988 eine Bera­
tungsstelle für Frauen, die durch Heiratsvermittlung, 



Frauenhandel und/oder Prostitutionstourismus in die 
Bundesrepublik Deutschland gekommen sind. Bund 
und Länder sind übereingekommen, nach Bewertung 
dieses Modellprojektes die Förderung von Bera­
tungsstellen zu prüfen. Weitere Maßnahmen sind der­
zeit nicht geplant. 

Zu 7.3: 

Die Staatsregierung hat diesbezüglich keine Kennt­
nis. 

Zu 7.4 a und b : 

Auf die unter 7.1 erwähnte Stellungnahme der Staats­
regierung wird verwiesen. 

Zu7.5a-c: 

Frauenhandel ist nach §§ 180a, 181 oder 181 a StGB 
strafbar. Soweit diese Straftatbestände im Einzelfall 
nicht vorliegen, gibt es eine Reihe weiterer Strafvor­
schriften, die eingreifen können, wenn auf ausländi­
sche Frauen in unlauterer Weise eingewirkt wird. 
Rechtsgeschäfte, die gegen diese oder andere ge­
setzliche Verbote verstoßen, sind nach § 134 BGB 
nichtig. Auch soweit die Vermittlung von Frauen an­
derweitig gegen die guten Sitten verstößt, sind die 
entsprechenden Rechtsgeschäfte nach § 138 BGB 
nichtig. 

Sollten durch eine vom Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit ausgeschriebene Un­
tersuchung über Prostitutionstourismus, Heiratsver­
mittlung und Menschenhandel mit ausländischen 
Mädchen und Frauen Gesetzeslücken erkennbar wer­
den, wird die Staatsregierung die erforderlichen Kon­
sequenzen ziehen. 

Zu 7.6: 

In dem vom Generalbundesanwalt geführten Gewer­
bezentralregister sind im Jahr 1986 zwei in Bayern 
ergangene Bußgeldbescheide wegen Ordnungswid­
rigkeiten im Zusammenhang mit einer Ehevermitt­
lungstätigkeit eingetragen worden. Ob es sich dabei 
um Ordnungswidrigkeiten in bezug auf eine Vermitt­
lung von Ausländerinnen handelt, ist der Staatsregie­
rung nicht bekannt. Die Staatsanwaltschaften bei den 
Lan~gerichten Bayreuth, Hof und München 1 führen 
Ermittlungsverfahren gegen eine Reihe von Personen 
wegen deren Beteiligung an der Einschleusung von 
Ausländerinnen, meist Phillippinas und Thailänderin­
nen. 

a) Entfällt 

b) Eine Verurteilung durch ein Strafgericht ist bisher 
nicht berichtet worden. 

zu 7.7: 

Die Staatsregierung hat keine Erkenntnisse über 
diese Selbstmordrate. 

Zu7.7a: 

Die Strafverfolgungsbehörden haben in dem Selbst­
mordfall Josefina Estrada Ermittlungen durchgeführt. 

' 
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Nähere Einzelheiten können im Hinblick auf den Per­
sönlichkeitsschutz der Betroffenen nicht mitgeteilt 
werden. 

8.0 1 n s t i t u t i o n e 11 e r U m g an g m i t v o n 
Gewalt betroffenen Frauen 

Die Staatsregierung widmet dem Schutz aller Bürger 
vor Gewlillt größte Aufmerksamkeit. Das gilt vor allem 
für schwächere Bevölkerungsgruppen wie Minderjäh­
rige, Mädchen oder ältere Frauen. Diese Gruppen su­
chen bekanntlich ihren Schutz am häufigsten bei der 
Polizei. 

Eine funktionsfähige Polizei und ein entsprechendes 
rechtliches Instrumentarium, das den Grundbedürf­
nissen auch dieser Bevölkerungsgruppe entspricht, 
sind Voraussetzung, um das Sicherheitsgefühl unse­
rer Bürger zu gewährleisten. 

Die Politik der Staatsregierung zielt deshalb auf eine 
Verstärkung der Polizei z.B. c(urch Erhöhung der Prä­
senz des uniformierten Dienstes auf öffentlichem Ver­
kehrsgrund, insbesondere in den Abend- und Nacht­
stunden. Es ist ein Stück Freiheit, wenn sich Frauen 
und Mädchen ohne Angst auf die Straße wagen kön­
nen. Die Staatsregierung will nicht die Bürger dazu 
bewegen, sich abzusondern und zu Hause einzusper­
ren. Sie will Straftaten vorbeugen und Straftäter mög­
lichst rasch ermitteln. Die in der Interpellation ange­
sprochene Sensibilisierung der Strafverfolgungsor­
gane gegenüber Gewaltstraftaten zum Nachteil von 
Frauen und Mädchen ist ein besonderes Anliegen der 
Staatsregierung. 

Die Forderungen der GRÜNEN im politischen Alltag 
zielen leider ins Gegenteil. Die GRÜNEN lehnen jede 
Verstärkung des Einzeldienstes der Polizei ab; sie dif­
famieren den schweren Beruf des Polizieibeamten, 
wenn sie im Zusammenhang mit seiner technischen 
Ausstattung von „Aufrüstung" sprechen (s. Dring­
lichkeitsantrag Lt-Drs. 11/3995). Die GRÜNEN stre­
ben die Auflösung der Bereitschaftspolizei und des 
Bundesgrenzschutzes an (s. Beschlüsse auf ihrer 
Bundesversammlung in Hannover vom 16.-19.05.86 
und Programm zur Bundestagswahl 1987) und in ih­
rer konzeptionellen Haltung eine Beseitigung des 
staatlichen Gewaltmonopols. Sie stellen ·sich letztlich 
gegen den Staat und seine Institutionen in der Ab­
sicht, unser demokratisches Gemeinwesen gegen 
eine Gesellschaftsform einzutauschen, in der Anar­
chie, Chaos und schließlich das Faustrecht herr­
schen. 

Vor diesem Hintergrund ist zu fragen, wie sich die 
GRÜNEN glaubhaft des Schutzes von Frauen und 
Mädchen annehmen wollen und warum sie von der 
Polizei, deren Aufgabenwahrung sie diffamieren, 
gleichzeitig einen verstärkten Einsatz bei privaten 
Ehe- und Familienstreigkeiten fordern. 

zu 8.1 : 

Bayern war das erste Land, in dem Polizei und 
Staatsanwaltschaft ausdrücklich auf das Anliegen des 
Opferschutzes verpflichtet wurden. In der Gemeinsa­
men Bekanntmachung der Staatsministerien der Ju-
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stiz und des Innern vom 27. Juli 1982 (JMBL S. 209) 
wurde im einzelnen ausgeführt, worauf zu achten ist, 
damit die Opfer von Straftaten im Strafverfahren mög­
lichst wenig belastet werden. Diese Hinweise sind in­
zwischen im wesentlichen in die bundeseinheitlichen 
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeld­
verfahren übernommen worden. 

Die Staatsregierung hat sich nachdrücklich für das ra­
sche Zustandekommen des Opferschutzgesetzes 
vom 18. Dezember 1986 (BGBI 1 S. 2496) eingesetzt, 
das am 1. April 1987 in Kraft getreten ist. Durch die­
ses Gesetz wurden wichtige Schritte getan. um die 
rechtliche Stellung des Opfers im Strafprozeß zu ver­
bessern. Die Staatsregierung hat sich im Gesetzge­
bungsverfahren für noch weiterreichende. Verbesse­
rungen zugunsten der Opfer eingesetzt. Sie wird die 
Umsetzung dieses Gesetzes in die Strafrechtspraxis 
sorgfältig beobachten. 

Bei der Polizei sind seit 01.10. 1987 bewährte Krimi­
nalbeamtinnen als Beauftragte für Frauenfragen tätig. 
Diese Beamtinnen mit besonderen Kompetenzen 
nehmen sich der Probleme gewaltgeschädigter 
Frauen an, wenn es um Anzeigenerstattung, Aussage 
zum Tatgeschehen, Erhebung von Beweisen und 
Nutzung der rechtlichen Möglichkeiten der geschä­
digten Frauen geht. 

Zu 8.2: 

Hier ist auch bei wohlwollender Betrachtung ein Zu­
sammenhang mit dem Anliegen der Interpellation 
nicht erkennbar. 

' 

Zu 8.3: 

Allen Beamten des Polizeieinzeldienstes wird ein 
durch Justiz- und Innenressort erarbeitetes Merkblatt 
ausgehändigt, das die Anzeigenaufnahme nach Sexu­
alstraftaten behandelt und in dem die Beamten auf 
die Ausnahmesituation der Geschädigten besonders 
hingewiesen werden. 

Zu 8.4: 

Es hat bereits eine Tagung im Bereich der Justiz 
stattgefunden. Weitere Tagungen sind geplant. 

Zu 8.5: 

Im Bereich der Staatsanwaltschaften werden Erfah­
rungen mit einer Zusammenfassung der Verfahren 
wegen Vergewaltigung und sexueller Nötigung bei er­
fahrenen Staatsanwältinnen und Staatsanwälten ge­
sammelt. 

Zu 8.6: 

Kriminalbeamtinnen werden bei der Bayerischen Po­
lizei in allen Arbeitsbereichen der Kriminalpolizei ver­
wendet. Das ist nach dem Grundsatz der Gleichbe­
rechtigung und Gleichstellung von Mann und Frau 
richtig und sinnvoll. 

zu 8.7: 

Nein. 
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